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Einleitung
Auch ein Lehrermensch wie Wilk konnte nicht verhindern, dass die besten Fußballer in der 
Klasse nach spätestens dem zweiten Jahr Latein vom Gymnasium runter waren. Überwie-
gend Jungs „aus den Baracken“. Die konnten das nicht lernen, die Deklinationen nicht 
behalten. Englisch war schon schlimm genug, aber hatte wenigstens noch ein paar Ähn-
lichkeiten mit Platt. Aber Latein, dieser Quatsch aus dem alten Rom, wie sie bei denen zu 
Hause sagten, den kein Mensch braucht, außer wenn er vielleicht Arzt werden will. Aber 
wer von uns will schon Arzt werden? Daran hätten sie nicht im Traum gedacht. Eher 
überredet von Grundschullehrern – „der Junge ist doch begabt; der gehört aufs Gymna-
sium“ –, hatten sie ihre Kinder da hingeschickt. Vielleicht würde es ja reichen zur Mittle-
ren Reife oder gar Abi; und nun: alle wirklich guten Fußballer, die echten Superspieler, 
scheiterten an der Lateinschranke nach Klasse 7 oder 8. Wie ungerecht! (THEWELEIT
2006:48, Hervorh. i.O.) 
Das entsprechende Kapitel in dem nicht nur für Fußballfans, sondern auch 
für Bildungsforscher lesenswerten Buch von KLAUS THEWELEIT mit dem 
Titel „Tor zur Welt. Fußball als Realitätsmodell“ (2006) ist mit dem Begriff 
‚Relegation’1 überschrieben. Diese Art von Relegation findet offensichtlich 
auch im deutschen Bildungssystem statt, und THEWELEIT hat hier die gymna-
sialschulverbannenden Mechanismen zum Nachteil der guten Fußballer sei-
ner Jugend in Norddeutschland in den 1950er und 1960er Jahren beschrie-
ben. Mit dieser Beschreibung steht er wahrlich nicht allein.  
Auch der deutsche Historiker PAUL NOLTE stellte unlängst fest, dass die 
Gymnasien weitgehend nur noch als „Gesamtschulen der Mittelschichten“ 
fungieren und  
eine Barrierefunktion [hätten] gegenüber Kindern aus unteren Schichten, die bei gleicher 
Leistung weniger häufig eine Empfehlung bekämen als Kinder aus der Mittelschicht. 
Dadurch blieben die Integrationschancen durch Schule und Bildungsaneignung auf der 
Strecke (NOLTE 2007).
In diesen beiden Zitaten wird der Zusammenhang zwischen Bildungserfolg 
und sozialer Herkunft angedeutet, und spätestens die PISA-2000-Studie hat 
diesen Zusammenhang empirisch (neu) belegt und dadurch diese Frage-
stellung auch wieder in den Fokus der öffentlichen Debatte gebracht. 
Bildung ist aber nicht nur deshalb zurzeit in aller Munde. Moderne Ge-
sellschaften setzen im Zusammenhang mit der Vorstellung des Übergangs 
von der Industrie- zur Wissens-, Dienstleistungs- und Informationsgesell-
schaft auf Konzepte des Lebenslangen Lernens. Dieses gesellschaftliche 
                                                          
1 Der Begriff ist nach dem lateinischen Wort relegatio gebildet. Ursprünglich bedeutet eine 
Relegation, dass man fortschickt, entfernt, ausschließt, verweist, verbannt, zurückweist. Bei 
den Römern bezeichnete sie speziell die mildeste Form der Verbannung, eine zeitlich oder 
räumlich begrenzte Verbannung (vgl. URL = http://de.wikipedia.org/wik/Relegation – 
Stand: 3.9.2008). 
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Konzept ist aber unbedingt auf gebildete und handlungskompetente Men-
schen angewiesen, die  
in der Lage sind, ihr Leben eigenständig zu regeln, die gelernt haben, sich in einer ding-
lichen, symbolischen, sozialen und subjektiven Welt verstehend, handelnd, kompetent zu 
bewegen (12. JUGENDBERICHT 2005: 118).
Damit werden zwei zentrale Dimensionen des Nachdenkens über Bildung 
angesprochen. Zum einen ist die Frage zu beantworten, welche Fähigkeiten 
und Kompetenzen jenseits lediglich kognitiv-funktionalistisch ausgerichteter
Bildungskonzeptionen die Menschen erwerben sollen, welche in der „zwei-
ten reflexiven Moderne“ (BECK 1986) benötigt werden, und wie positive 
Freiheiten als Grundlage für ein erfülltes, gedeihliches Leben (human flou-
rishing) ermöglicht werden können. Zum anderen wird dabei die Frage nach 
der sozialen Gerechtigkeit, also die Frage des Zugangs und der potenziellen 
Chancengleichheit für alle Kinder und Jugendlichen, als zentrale Grundlage 
für die Bewertung eines kohärenten Gesamtsystems von Bildung, Betreuung 
und Erziehung auf die Tagesordnung gesetzt. 
Vor diesem gesellschaftlichen und bildungspolitischen Horizont bewegt 
sich diese Arbeit und reflektiert dabei im Besonderen die Rolle und Mög-
lichkeiten der Kinder- und Jugendhilfe bei der Entwicklung und Gestaltung 
von Bildungslandschaften, die nicht nur einem funktionalen Bildungsver-
ständnis folgen, sondern ihre Bestandteile auch an den Elementen subjekt-
orientierter Handlungsbefähigungs- und Verwirklichungschancen orientieren 
und somit einen wichtigen Beitrag für die realen Wahlmöglichkeiten unter-
schiedlicher Lebensführungsmuster und zur Konzeptionisierung und Gestal-
tung eines eigenen guten Lebens leisten können. Dazu gehört als ein zentra-
les Gestaltungselement die Reflexion der von einem gemeinsamen Bildungs-
verständnis getragenen und praktisch systemintegrativ ausgerichteten Praxis 
in der Kooperation zwischen Jugendhilfe und Schule.  
Der Schwerpunkt der Beschäftigung im ersten Kapitel liegt nach dieser 
Einleitung bei der Grundlage der Bildungsdiskussion: dem Bildungsbegriff 
selber. Im Zentrum und als fachlicher Ausgangspunkt steht die Auseinander-
setzung mit dem mehrdimensionalen Bildungsbegriff, der im 12. JUGEND-
BERICHT 2005 der Bundesregierung mit dem Titel „Bildung vor und neben 
der Schule“ dargelegt und der in einer „losen Verbindung“ zu den Dimen-
sionen der materiellen und der symbolischen Reproduktion der von JÜRGEN
HABERMAS entwickelten Theorie des kommunikativen Handelns dort entwi-
ckelt worden ist. 
Es werden in diesem Kontext auch die Fragen der Bedeutung des infor-
mellen Lernens und der pädagogische Diskurs zur Frage „Allgemeinbildung 
oder Grundbildung?“ als bildungstheoretische Referenzpunkte dieses mehr-
dimensionalen Bildungsbegriffs dargestellt. 
Außerdem greift diese Arbeit als einen weiteren bildungs- und gerech-
tigkeitstheoretischen Referenzpunkt die Konzepte der von AMARTYA SEN
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und MARTHA NUSSBAUM entwickelten Ansätze des Capability Approach auf 
und thematisiert damit die auf den einzelnen Menschen bezogene Möglich-
keit, seine individuellen Fähigkeiten unabhängig von der Herkunft zu entwi-
ckeln und ein eigenständiges, gutes Leben zu führen.  
Ich habe den Schwerpunkt deshalb auf die Auseinandersetzung mit dem 
erweiterten Bildungsbegriff und seinen sozial- und erziehungswissenschaft-
lichen Bezügen gesetzt, weil er in seiner Mehrdimensionalität nach meiner 
Auffassung für die Verständigung zwischen den beiden pädagogischen Sys-
temen Jugendhilfe und Schule dient und somit als fachliche Brücke zur Her-
stellung eines gemeinsamen Bildungsverständnisses zwischen Jugendhilfe 
und Schule geeignet sein könnte. Damit bekommt er auch als praktische 
Leitlinie für die Herstellung von Integriertheit als Relationierungs- und Ges-
taltungsprinzip der Kooperation von Jugendhilfe und Schule eine Bedeutung. 
Bietet doch die Suche nach einem gemeinsam getragenen Verständigungs-
system, das auf die Integration von Schul- und Sozialpädagogik ausgerichtet 
ist, eine wichtige Voraussetzung und zentrale Grundlage für eine Kooperati-
on von Jugendhilfe und Schule, die dann als ein zentraler Baustein in eine 
Kommunale Bildungslandschaft eingehen kann.  
Im zweiten Kapitel dieser Arbeit werden die Bedeutung der aktuellen 
Bildungsdebatte und die Auseinandersetzung mit den verschiedenen Bil-
dungsverständnissen für die Selbstvergewisserungen innerhalb des fachpoli-
tischen Diskurses der Kinder- und Jugendhilfe dargestellt. Vorgestellt wer-
den auch die verschiedenen, z.T. kritischen Positionen einzelner Autoren 
sowie verbandliche Äußerungen aus der Kinder- und Jugendhilfe, die sich 
gegen eine ausschließliche und einseitige Verortung der Sozialen Arbeit in 
diesem „Horizont des Projektes Bildung und der sich differenzierenden Bil-
dungsangebote“ wenden (THIERSCH 2004).
Im dritten Kapitel wird dann auf der Grundlage von historischen und 
handlungsfeldspezifischen Reflexionen und vor dem Hintergrund der zuneh-
menden Entwicklung zur Ganztagsschule bzw. der Ganztagsbildung das im 
Kern von Ambivalenz bestimmte Verhältnis von Jugendhilfe und Schule 
betrachtet, diskutiert; es werden auch erste Vorschläge zur Gestaltung der 
Kooperation gemacht.  
Diese Ambivalenz in der Bestimmung des Verhältnisses von Jugendhilfe 
und Schule gründet sich auf die schon in den 1970er Jahren gesammelte 
Erfahrung der Kinder- und Jugendhilfe, dass sozialpädagogische Reform- 
und Bildungsvorstellungen in der Umsetzung der damaligen Bildungsreform 
kaum eine Rolle gespielt haben und eine weitgehende Konzentration auf den 
schulischen Bereich erfolgte. Trotzdem hat sich seit dieser Zeit auf der Ebene 
der schul- und sozialpädagogischen Praxis in den sozialen Räumen und Le-
benswelten, oder schulpolitisch gesprochen den Schuleinzugsbezirken, ein 
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bunter Strauß von Kooperationsbezügen zwischen der Schule und der Kin-
der- und Jugendhilfe entwickelt.2
Der 12. Kinder- und Jugendbericht 2005 empfiehlt zur Systematisierung 
und als Zukunftsperspektive (vgl. 12. JUGENDBERICHT 2005: 337) dieser 
Kooperationsbemühungen ein öffentlich verantwortetes System von Bildung, 
Betreuung und Erziehung als Ausdruck eines Grundverständnisses von Bil-
dung, das nicht exklusiv an den Bildungsort Schule gebunden ist und sich 
somit auch in der Gestaltung von Kommunalen Bildungslandschaften nieder-
schlagen kann.  
Aus diesem Grund und weil die fachpolitische Diskussion um die Gestal-
tung von Kommunalen, Lokalen oder Regionalen Bildungslandschaften 
inzwischen auch die lokale Fach- und Politikebene erreicht hat, werden im 
vierten Kapitel dieser Arbeit die z.T. sehr unterschiedlichen Konzepte zu 
Bildungslandschaften vorgestellt, die zumindest für die Diskussion dieses 
Planungs- und Gestaltungskonzeptes im Bundesland Nordrhein-Westfalen 
von Bedeutung sind.  
In einem zweiten Schritt werden vor dem spezifischen Reflexions-
hintergrund dieser Arbeit vier unterschiedliche Typen von Entwicklungsvari-
anten (vgl. STOLZ 2008) von Bildungslandschaften gebildet. Diese Typen 
entwickeln sich über die Reflexion der zentralen Bestandteile der untersuch-
ten Bildungslandschaften: Raumvorstellung, Bildungsbegriff, Kooperation 
von Jugendhilfe und Schule, Überlegungen zur Steuerung und zum Manage-
ment im kommunalen Kontext.  
Abschließend werden dann vor dem Horizont des mehrdimensionalen 
Bildungsbegriffs und des Capability Approach kritische Anfragen an die 
Gestaltung einer Kommunalen Bildungslandschaft in der Stadt Essen gestellt 
und Perspektiven zur Gestaltung derselben entwickelt, die sich an den Vor-
stellungen der Mehrdimensionalität und der kooperativen Gestaltung der 
Zusammenarbeit von Jugendhilfe und Schule orientieren.  
                                                          
2 So zeigt etwa die Expertise zum 8. Kinder- und Jugendbericht der Landesregierung NRW 
aus dem Jahr 2005 von Deinet/Icking zum Thema „Bildungsprozesse im Kontext der Ko-
operation von Jugendhilfe und Schule“, dass zu den Themen „Übergang Tageseinrich-
tungen und Grundschule, Schule und Hilfen zur Erziehung“, „Übergang Schule und Beruf“, 
„Schulverweigerung und Schulsozialarbeit“ eine im gesamten Land Nordrhein-Westfalen 
sehr differenzierte Entwicklung in zahlreichen Feldern und Bereichen bereits stattgefunden 
hat. 
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1 Das erweiterte Bildungskonzept und der 12. Kinder- 
und Jugendbericht 
Die Beschäftigung mit dem Thema Bildung „sowie der Neubewertung der 
Produktionsformen und Relevanz von Wissen“ (THOLE/AHMED/HÖBLICH
2007: 160) findet zurzeit in einem breit angelegten gesellschaftlichen Diskurs 
statt. Dabei differieren die Zugänge und Schwerpunkte, und die Unbe-
stimmtheit der damit verbundenen Vorstellungen, welche Art von Bildung in 
der „neuen Unübersichtlichkeit“ (HABERMAS 1986) gesellschaftlich konsens-
fähig sein könnte, führt zu einer zwar breiten, aber auch widersprüchlichen 
Rezeption dieses Themas in der politischen und pädagogischen Öffentlich-
keit. 
MÜNCHMEIER (2004) z.B. unterscheidet in diesem Diskurs drei unter-
schiedliche Stoßrichtungen: 
1. die durch die unterschiedlichen Leistungsvergleichsstudien ausgelös-
ten Fragen nach dem „Output“ des deutschen Bildungssystems – hier 
geht es um eine Erhöhung der Leistungen durch die Verbesserung der 
Qualität des Bildungssystems 
2. Fragen der Schulorganisation und Strukturfragen des Bildungs-
systems – z.B. zu frühe Trennung der Bildungswege, Ganztagsschule 
und Lebenslanges Lernen 
3. die in wissenschaftlichen Kreisen geführte Diskussion um ein moder-
nes, zeitgemäßes Verständnis von Bildung, wie sie in den Begriffen 
‚Bildung als Selbstbildung’, ‚Bildung als zentrale Ressource der Le-
bensführung’ und ‚Bildung als Lebenskompetenz’ zum Ausdruck 
kommen 
Auf der Ebene der Politik ist spätestens nach dem sogenannten PISA-Schock 
eine heftige Debatte über die „richtige“ Reaktion in der Schulpolitik auf das 
schlechte Abschneiden der deutschen Schüler und Schülerinnen entbrannt. 
Bezeichnenderweise ist das Thema Bildung, hier aber häufig verkürzt ver-
standen als reine Schulbildung, wieder, wie schon einmal in den späten 
1960er Jahren, als Wahlkampfthema geeignet. Dabei können auch die „alten“ 
ideologischen Schlachten der späten 1960er Jahre wieder geschlagen werden. 
Je nach politischem Lager wird in der PISA-Rezeption entweder das „feh-
lende kognitive Wissen“ oder aber die sozial-selektive Auslesewirkung des 
dreigliedrigen deutschen Schulsystems in den Fokus genommen.  
In Deutschland hatte Georg Picht 1965 den Bildungsnotstand ausgerufen: Die Gesellschaft 
brauche mehr und besser gebildete Akademiker. Der Wissenschaftsrat legte techno-
kratische Empfehlungen zur Verschulung des Studiums vor. Ordinarien verteidigten hin-
haltend ihre Autonomie, eine Koalition aus linksliberalen Professoren und Studenten – 
zuvörderst kamen sie aus dem SDS – wollte das Ideal der Alma Mater Universalis, die 
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Gemeinschaft von Lernenden und Lehrenden, modernisieren, eine Universität, die nicht 
nur Wissensdienstleisterin an der Industriegesellschaft ist, sondern Ort der kritischen 
Erörterung, wie diese Gesellschaft lebt und leben will (GREFFRATH 2007: 59).
Auch auf der Ebene der pädagogischen Fachöffentlichkeit wird PISA interes-
senorientiert rezipiert. Die Lehrerverbände und Gewerkschaften beklagen die 
im internationalen Vergleich geringere Ressourcenausstattung des deutschen 
Bildungssystems, vor allen Dingen im Grundschulbereich und an den Uni-
versitäten. Gleichzeitig ist der Streit darüber entbrannt, wie zukünftig die 
Lehrerausbildung zu verbessern sei. In dem neben der Schule anderen großen 
institutionellen pädagogischen System, der Kinder- und Jugendhilfe, gibt es 
die ersten „Wiederbelebungsversuche“ (vgl. DEINET/ REUTLINGER 2004; 
STURZENHECKER 2004; BUNDESJUGENDKURATORIUM 2002, 2003 und 2005; 
OTTO/RAUSCHENBACH 2004) eines eigenen bildungspolitisch begründeten 
fachlichen Profils im aktuellen Bildungsdiskurs und in der Auseinan-
dersetzung um die Formen der Kooperation mit der Schule. 
Dieser Diskurs wird aber leider in der Kinder- und Jugendhilfe häufig 
vor dem Hintergrund der Angst geführt, von dem „großen Bruder Schule“ 
geschluckt zu werden, damit die pädagogische und strukturelle Eigen-
ständigkeit zu verlieren und auf eine reine Annexleistung schulischer Bil-
dung reduziert zu werden. Die zunächst einmal jugendhilfeinterne und durch 
Ambivalenz gekennzeichnete bildungspolitische Selbstvergewisserung wirkt 
dann direkt auf die Frage, wie denn eine neue Schule aussehen könnte. Zwei 
unterschiedliche Entwicklungsvarianten sind hier grundsätzlich denkbar:  
Erstens eine Variante, die die bekannten Defizite des deutschen Schul-
systems in einer Art „zweiter Reformation“, die die wesentlichen Im-
pulse der Diskussionen der 1970er Jahre wieder aufnimmt und damit 
die Anreicherung der schulischen Gestalt durch sozialpädagogische 
Impulse versucht: In dieser Variante ist die Kinder- und Jugendhilfe ei-
ne systemisch weiterhin unabhängige Partnerin der Schule „auf Augen-
höhe“ für die kooperative Realisierung der pädagogischen Trias von 
Bildung, Betreuung und Erziehung.  
In einer zweiten Variante versteht die Kinder- und Jugendhilfe sich als 
(fachlich eigenständiger) Teil eines sich neu definierenden Bildungs-
systems, das in seiner Entwicklung auf „Systemtranszendenz“ 
(KRÜGER/RAUSCHENBACH 2007) angelegt ist.  
In beiden Varianten steckt die Ausrichtung auf die Realisierung einer neuen 
Schule, die schulische und außerschulische Pädagogik bzw. Sozialpädagogik 
miteinander verbindet und damit sowohl einem erweiterten Verständnis von 
Bildung folgt als auch eine Öffnung der Institution Schule gegenüber der 
Lebenswelt der Kinder und Jugendlichen und ihren Familien anstrebt. In 
dieser Ausrichtung werden häufig die sozialräumlichen Konzeptvorstel-
lungen der Kinder- und Jugendhilfe angesprochen. Die kritische Anfrage an 
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die Schule wird sein, ob dieses durchaus moderne Postulat von Kooperation 
mehr sein wird als das pure „Abschöpfen“ sozialpädagogischer Ressourcen 
und damit einer Abspaltung innerhalb der pädagogischen Trias Vorschub 
leistet. Es entsteht ein additives Schulmodell, in dem die Schule (und ebenso 
die Kinder- und Jugendhilfe) so bleiben kann, wie sie ist.  
Die Grundlage für eine entsprechende Überlegung stellt die Beschäfti-
gung mit und die Verständigung über das Verständnis von Bildung selber 
dar. So fordert z.B. der ehemalige Kulturstaatsminister JULIAN NIDA-
RÜMELIN eine Rückbesinnung auf den ursprünglich humanistisch geprägten 
Humboldt’schen Bildungsbegriff:  
Logik, Rhetorik, Grammatik machten diese Substanz für die Frühhumanisten aus. Logik, 
Physik und Ethik für die Stoa der Antike, Persönlichkeitsbildung in der Einsamkeit und 
Freiheit des Forschens für den Humboldtschen Neohumanismus. Aktualisieren wir dieses 
Spektrum: eigenständige Urteilskraft, intrinsische Motivation, Stärke der Persönlichkeit, 
Empathie, kulturelle Offenheit, Sprachen als Schlüssel zu zeitgenössischen und vergan-
genen Lebenswelten, historisches Bewusstsein, Orientierungswissen, auch mathematisch-
naturwissenschaftliches, statt Vielwisserei. Deutschland sollte sich in diesem Sinne wieder 
als eine Bildungs- und Kulturnation definieren. Wenn es dabei am wenigsten an den unmit-
telbaren ökonomischen Nutzen denkt, wird dieser am größten sein. Bildung darf nicht 
lediglich der Ausbildung dienen, nein, paradoxerweise ist Bildung spätestens heute zur 
besten Ausbildung geworden (NIDA-RÜMELIN 2005).
Diese Definition von Bildung ist schon relativ nah an einem modernen und 
zeitgemäßen Bildungsbegriff, der auch dem 12. Kinder- und Jugendbericht 
grundgelegt wird und die Arbeitsgrundlage für die (praktische) Kooperation 
von Jugendhilfe und Schule darstellen soll. Deshalb sollen dieser Bildungs-
begriff und die theoretischen Bezüge bei HABERMAS in dieser Arbeit vorge-
stellt werden. Aber bevor dieser Bildungsbegriff der „Zweiten Moderne“ 
vorgestellt wird, soll zunächst ein kurzer Blick in die Geschichte den Wandel 
dieses Begriffes verdeutlichen. 
1.1 Historische und methodologische Aspekte zur aktuellen 
Bildungsdiskussion
Unter Bildung wird heute im Allgemeinen verstanden, was ein Mensch weiß 
und was er kann; dies kommt im umgangssprachlichen Alltag der „Main-
stream-Rezeption“ der PISA-Ergebnisse für Deutschland auch mehr als deut-
lich zum Ausdruck. Damit wird die Frage der Bildung in diesem Verständnis 
zu einer reinen Frage des Umfangs an Wissen. Gleichzeitig wird das Ver-
ständnis von Bildungsorten in dieser Debatte (fast) ausschließlich auf den 
formellen Bildungsort Schule reduziert und damit neuere Entwicklungen um 
die Wahrnehmung der Bedeutung von formellen und informellen Bildungs-
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prozessen (vgl. OTTO/RAUSCHENBACH 2004; OTTO/OELKERS 2006) ignoriert. 
Diese Vorstellung von Bildung ist im eigentlichen Sinne aber „außerhalb der 
Zeit“ und bedeutet eine weitgehende Funktionalisierung neuhumanistischer 
Ideen zur Bildung, wie sie vor allen Dingen WILHELM VON HUMBOLDT ur-
sprünglich im Geiste der Aufklärung formuliert hatte. Diese Umdeutung 
Humboldt’scher Bildungsvorstellungen, die schon weit vor sozialpädagogi-
schen Bildungsvorstellungen die Bildung des gesamten Menschen („allge-
meine Menschenbildung“) im Blick hatte, begründet sich historisch durch 
das auf Statuserhalt ausgerichtete Bürgertum im 19. Jahrhundert und die 
gesellschaftliche Logik zur Absicherung ständischer Privilegierung durch 
Bildungszertifikate. So wurde aus HUMBOLDTs allgemeinbildender Schule 
schnell das Humanistische Gymnasium des 19. Jahrhunderts als „Kader-
schmiede für die gebildeten Stände“ (VOGEL 2006); im dreigliedrigen deut-
schen Schulsystem findet von nun an die sogenannte höhere Bildung an den 
Gymnasien, die mittlere Bildung an den Realschulen und die niedrige Bil-
dung an den Hauptschulen statt. Damit wird Bildung ausschließlich mit der 
Frage verbunden, wie berufliche Perspektiven, Karrieren, Einkommen, Part-
nerschaftsauswahl, sozialer Status und kulturelle Anerkennung hergestellt 
werden können.
Im aktuellen Kontext des öffentlichen wie wissenschaftlichen Bildungs-
diskurses sind deshalb zentrale Anfragen an die Bestimmung des Bildungs-
begriffes wieder von Bedeutung: Was ist überhaupt Bildung und was be-
schreibt man mit dem Begriff der Bildung? Daran schließt sich, auch für die 
pädagogische Praxis in Jugendhilfe und Schule, folgende Frage an: Wie und 
wo verlaufen Bildungsprozesse? Diese Fragen sind alles andere als wirklich 
neu in der Geschichte der Menschheit und der Pädagogik, denn Bildung  
ist keine Erfindung neuzeitlicher Gesellschaften. Sie vollzieht sich von Beginn der 
menschlichen Geschichte an in den Tätigkeiten, mit deren Hilfe die menschliche Gesell-
schaft ihre Lebensbedingungen aufbaut, sichert und fortführt. Stets ist in der gesellschaft-
lichen Arbeit von Menschen Bildung als grundlegende Gestaltungskraft enthalten [...] Mit 
der Arbeit bildet sich das Bewusstsein (BERNHARD 2001: 63; Hervorh. i.O.).
Deshalb sollen im Folgenden ein kurzer Blick in die Geschichte des europä-
ischen Bildungsdenkens geworfen und drei wichtige historische Referenz-
punkte für die Diskussion heutiger Vorstellungen von zeitgemäßer Bildung 
bzw. vom Projekt Bildung (THIERSCH 2006) benannt werden. Als Erstes sol-
len kurz antike Bildungsvorstellungen angerissen und in einem zweiten 
Schritt dann neuhumanistische, wesentlich durch WILHELM VON HUMBOLDT
geprägte Bildungsansätze dargestellt werden, um dann in einem dritten 
Schritt die Fragen an eine neuzeitliche, kritische Vorstellung von Bildung zu 
formulieren. Dies soll in einem Verständnis von Bildung geschehen, das 
sowohl die Möglichkeit zur Herstellung von Selbst- als auch von Fremd- und 
Weltverhältnis beinhaltet. Des Weiteren gehört zu diesem Bildungsver-
ständnis das Nachdenken, Durchdenken und Weiterdenken darüber, dass und 
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wie Menschen sich mit sich, mit anderen und mit der Welt sprachlich-
gedanklich vermittelt auseinandergesetzt haben, gegenwärtig auseinander-
setzen und zukünftig vielleicht auseinandersetzen können. Damit aber wird 
die „Beschäftigung mit Bildung nicht nur ein Thema der Wissenschaft, son-
dern auch der Öffentlichkeit und der gesellschaftlichen Organisation und der 
politischen Steuerung“ (DÖRPINGHAUS/POENITSCH/WIGGER 2006: 10).  
1.1.1 Geschichtliche Entwicklung des Bildungsdenkens 
1.1.1.1 Vorstellungen von Bildung in der Antike 
Der griechische Philosoph PLATON (lat. Plato) gilt neben Sokrates, seinem 
Lehrer, als einer der wichtigsten Denker der europäischen Tradition; er be-
schäftigte sich innerhalb eines insgesamt komplex angelegten Gedanken-
gebäudes auch mit Fragen, die nach heutigem Verständnis pädagogische 
Relevanz hatten. In seiner „Politeia“ diskutiert PLATON die Möglichkeit einer 
idealen Staatsordnung. Die Frage, ob und wie der Mensch die Wahrheit er-
kennen und gebildet werden kann, beantwortet PLATON mit dem Höhlen-
gleichnis, in dem er seine Vorstellungen von der einsichtigen menschlichen 
Bewegung in der Sphäre der Polis als Prozess beschreibt, der neuzeitlich 
interpretiert durchaus als Bildungsprozess verstanden werden kann. 
Nächstdem, sprach ich, vergleiche dir unsere Natur in Bezug auf Bildung und Unbildung 
folgendem Zustande. Sieh nämlich Menschen wie in einer unterirdischen, höhlenartigen 
Wohnung, die einen gegen das Licht geöffneten Zugang längs der ganzen Höhle hat. In 
dieser seien sie von Kindheit an gefesselt an Hals und Schenkeln, so daß sie auf demselben 
Fleck bleiben und auch nur nach vorne hin sehen, den Kopf aber herumzudrehen der Fessel 
wegen nicht vermögend sind. Licht aber haben sie von einem Feuer, welches von oben und 
von ferne her hinter ihnen brennt. Zwischen dem Feuer und den Gefangenen geht obenher 
ein Weg, längs diesem sieh eine Mauer aufgeführt wie die Schranken, welche die Gaukler 
vor den Zuschauern sich erbauen, über welche herüber sie ihre Kunststücke zeigen 
(PLATON 1862: 231).
Dieser Prozess der Erkenntnis dessen, wie die Welt jenseits der Höhle wirk-
lich aussieht, die „Umwendung“ (Periagoge) des Einzelnen, wird bei Platon 
zum einen verstanden als die befreiende Umwendung eines einzelnen Men-
schen in seiner Gesamtheit, seiner „Seele“, als sein Aufstieg zum Wissen und 
zur Einsicht in die Wahrheit und zum anderen als Rückkehr des Gebildeten 
in die Gemeinschaft der nicht bzw. noch nicht Gebildeten, mit dem Ziel, 
diese auf den Bildungsweg zu bringen. Er umfasst in diesem Verständnis 
schon beide Seiten des Bildungsprozesses: die Einwirkung von außen als 
Anstoß und die Eigeninitiative als Vollzug. Platon spricht hierin auch ein 
zentrales pädagogisches Problem der Moderne an: wie der Prozess der Um-
wendung so zu organisieren ist, dass er nicht nur bei einzelnen Menschen 
zufällig Wirkung entfaltet, sondern auch in Gruppen wie Schulklassen oder 
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sozialpädagogischen Settings. Damit wird die Inszenierung der sozialen 
Beziehungen konstitutiv.
In der „Aufforderung zur Selbsttätigkeit“ (BENNER 2001) verdeutlicht 
PLATON sein Bildungsverständnis, indem er andeutet, dass es nicht darum 
gehe, „einer blinden Seele das Sehvermögen erst einzupflanzen, sondern 
vielmehr einem schon Sehenden durch die Umwendung den Blick für das 
Wesentliche zu schärfen“ (DÖRPINGHAUS/POENITSCH/WIGGER 2006: 50). 
Hier drückt sich gleichzeitig die in der Vorstellungswelt der Antike bestehen-
de deutlichere Unterscheidung zwischen educatio (wörtlich ‚Aufzucht’) und 
eruditio (wörtlich ‚Entrohung’) aus, gleichzusetzen mit dem Begriff cultura 
animi (CICERO), „Kultivierung des inneren Menschen“, der Seele wie des 
Geistes.3
Education ist demnach eine Sache der Führung und des Umgangs mit-
einander und bezieht sich im Wesentlichen auf die Haltung (ethos) und Sitten 
(mores), während Bildung (Gelehrsamkeit) eine Sache der Ausbildung und 
der Schule ist und sich außer auf Haltung und Sitten auf Sprache und Den-
ken, Gesellschaft und Welt, Künste und Wissenschaften bezieht. 
PLATON gründete nach mehreren längeren Reisen durch den Mittel-
meerraum in Athen eine eigene Schule, die Akademie. In dieser Ausbil-
dungsstätte, die als erste Universität Europas betrachtet werden kann, ent-
wirft er einen dreistufigen Bildungsgang:  
Die musisch-ästhetische Bildung sollte die Seele in der rechten Weise 
stimmen und auf den rechten Weg einstimmen, denn die junge Seele 
konnte in der antiken Vorstellungswelt noch nicht denken. 
                                                          
3 Bildungs- und erziehungstheoretisch ist eine eindeutige Abgrenzung der Begriffe ‚Bildung’ 
und ‚Erziehung’ nicht ganz einfach. Als ein gemeinsames Fundament beider Begriffe kön-
nen Selbstständigkeit und Mündigkeit als Ziel sowohl von Bildung als auch der Erziehung 
gelten. Beide Begriffe sind Grundbegriffe der Erziehungswissenschaft im deutsch-
sprachigen Raum. Demgegenüber ist ‚Betreuung’ ein abgeleiteter Begriff. Die Autoren des 
12. Kinder- und Jugendberichtes betonen mehrere Funktionen, die für Bildungs- und Erzie-
hungsprozesse unabdingbar sind und deshalb nach ihrer Auffassung als ein eigenständiger 
Aufgabenbereich öffentlicher Bildungs- und Erziehungsinstitutionen ausgewiesen werden 
müssen. 
Deshalb wird unter dem griechischen ‚Paideia’ nicht mehr allein „Erziehung und Unter-
weisung von Kindern“, sondern auch „Bildung als Hin- oder Umwendung des Menschen 
zum Denken des Maßgeblichen“ verstanden, d.h. Erziehung und Bildung setzen sich wech-
selseitig voraus. Die Römer (und in ihrer Nachfolge die Humanisten) haben diesen Zusam-
menhang deutlich gesehen. In Frankreich und England hat der Adel den Humanismus auf-
genommen und das spätere Bürgertum hat sich dem angeschlossen; deshalb wird dort die 
‚education’ (und nicht die Bildung) als Grundbegriff angesehen. In der „zeitgemäßen Er-
ziehung“ bei Bock/Andresen/Otto wird hinsichtlich des Zusammenhangs von Erziehung zu 
Bildung die Erziehung als ein Prozess verstanden, der auf die Vermittlung von Normen und 
Werten einer Gesellschaft zielt und der Bildung dann die Möglichkeit eröffnet, diesen Pro-
zess zu hinterfragen und neu zu deuten. 
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Die mathematische Bildung sollte erstmals ein Denken ausbilden, aber 
in einem Medium, das noch keinerlei Lebenserfahrung und Weltkennt-
nis voraussetzt. 
Die akademisch-philosophische Bildung sollte dann zur denkenden 
Teilhabe an der Wahrheit über Leben und Welt befähigen. 
Aus diesem Bildungsansatz ist das erste „didaktische System“ einer allge-
meinen, humanen und ökumenischen Bildung entstanden, der „Lehrplan des 
Abendlandes“ (DOLCH 1971), die antike Enzyklopädie.  
In einem gewissen Gegensatz dazu hat ISOKRATES (436–338 v. Chr.) als 
Pragmatiker sich stärker an der Bedeutung der Umgangssprache und der 
Rhetorik orientiert und das „wirkliche politische Leben“ quasi zur „Lern-
welt“ erklärt: Alle wesentlichen Aufgaben sollen miteinander beredet und 
gemeistert werden. Für ihn ist einer gebildet, wenn er über Urteilskraft in den 
wesentlichen Dingen des praktischen Lebens, angenehme und gute Um-
gangsformen und Selbstbeherrschung sowie Bescheidenheit verfügt. Didak-
tisch sollte bei ISOKRATES diese Bildung durch das Leben in einer kleinen 
Gruppe unter Führung eines Lehrers ausdrücklich durch Heranführung an die 
Hochsprache und dadurch die Aneignung der Werke großer Dichter vermit-
telt werden. Anschließend sollte das Gelernte in einer Art „Praxis“ (durch 
Reden mit größtmöglicher Überzeugungskraft) im Gemeinwesen ausprobiert 
werden.
Beide Bildungstraditionen werden in der Folge zu Bestandteilen des 
abendländischen Lehrplanes, der sogenannten „sieben freien Künste“ (lat. 
septem artes liberales). Darunter wurden die vier (Quadrivium) auf die Zah-
len bezogenen Wissenschaften Arithmetik, Geometrie, Musik und Astro-
nomie und die drei (Trivium) auf das Wort sich beziehenden Wissenschaften 
Grammatik, Rhetorik und Dialektik verstanden.  
Die später im 18. Jahrhundert als transitiv bezeichnete Vorstellung von 
Bildung, die durchaus auch in der heutigen allgemeinen Rezeption von Bil-
dungsprozessen und -leistungen eine erhebliche Rolle spielt und damit einem 
(ein)gängigen pädagogischen Denken entspricht, leitet sich von dieser grie-
chischen Vorstellung ab: dass Bildung zwar auf ein Werden bezogen ist, aber 
dieses Werden als nicht zentral betrachtet wird. Vielmehr bestimmt eine 
planmäßige Lenkung und inhaltliche Bestimmung diesen Bildungsbegriff, 
der der Jugend etwas vermitteln möchte (Sprache, Überlieferung oder Wis-
senschaft). Der Inhalt wird assimiliert und kann systematisiert (kanonisiert) 
werden. So ein System realisiert sich dann zugleich in didaktischen Systemen 
und Lehrplänen und hat nach Auffassung von verschiedenen Bildungs-
theoretikern (vgl. FUHRMANN 2002; HELMER 1997; RUHLOFF 1989) über 
zweitausend Jahre bis zu COMENIUS (1592–1670) Bestand. Im Humanismus 
der europäischen Renaissance entsteht dann in der Auseinandersetzung mit 
dem platonischen Bildungsdenken das neuzeitliche Selbst- und Weltver-
ständnis der Menschen, das über die Aufklärungsepoche konkretisiert wird.  
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1.1.1.2 Die neuhumanistische Bildungstheorie  
Im Humboldt’schen Bildungsbegriff, der als „die pädagogische Inkarnation 
jener breiten gesellschaftlichen Befreiungsbewegung, die mit dem Entstehen 
des Bürgertums aus dem Feudalismus“ sich herausbildete (KUNERT zit. nach 
BOCK 2004: 94), verstanden werden kann, wird dann auch das Werden (des 
Menschen) selbst in den Fokus genommen, durchaus in einem reflexiven 
Sinne (das „Sichbilden“ des Menschen). Damit ist implizit die „geistig-
intellektuelle Entwicklung des Menschen“ wie auch die „Ausbildung des 
Charakters“ zentraler Bestandteil dieses Bildungsdenkens. Als entscheiden-
des Medium für diese Bildungsprozesse wird die Sprache begriffen, denn 
Bildung als subjektiver Prozess der andauernden Welterweiterung – der in 
seiner Vollendung nach Objektivität strebt, aber dieses Ziel niemals erreichen 
kann, weil sich dann die Subjektivität (und damit letztlich: Individualität) in 
Objektivität auflösen würde – ist danach nicht nur mit der Sprache verknüpft, 
sondern geht aus ihr hervor (vgl. BOCK 2004).
Für HUMBOLDT impliziert also Bildung zum einen eine „Veränderung 
von Subjektivität der Weltansicht zu einer objektiven Welterkenntnis“ und 
zum anderen „die durch Sprache erlangte Kultivierung und Erhöhung, den 
ständigen Prozess der Vollendung des Ich bis zur Repräsentanz der Idee in 
der Totalität des Besonderen“ (MENZE 1965: 257). 
Damit bewirkt das Erlernen einer Sprache nach Humboldt unmittelbar 
Bildung und hat damit gleichzeitig Einfluss auf die Bildung des Charakters 
eines Menschen, denn  
[d]as Sprechenlernen der Kinder ist nicht ein Zumessen von Wörtern, Niederlegen im 
Gedächtniß und Wiedernachlallen mit den Lippen, sondern ein Wachsen des Sprachver-
mögens durch Alter und Uebung (HUMBOLDT 1848: 57; vgl. BOCK 2004: 95).
BOCK schließt daran an: „Jedes Wort (in) einer Sprache bezeichnet nicht nur 
den Begriff für ein Ding, sondern beinhaltet zugleich die Sicht der jeweiligen 
Kultur auf den Gegenstand“ (ebd.).  
Sprache wird in diesem Verständnis zu mehr als einer Technik und ein 
reines Mittel zur Kommunikation unter Menschen, sie wird fast schon der 
Schlüssel zur Kultur eines Landes. Und im Erlernen dieses „Schlüssel-
prozesses“ entsteht eine wichtige zentrale Dimension von Bildung, die Per-
spektivenerweiterung, denn kein Gedanke allein kann in dieser Vorstellung 
in eine andere Sprache einfach übernommen werden, sondern dieser Gedan-
ke muss in die andere Kultur überführt werden. Für HUMBOLDT hieß das 
auch, dass der Mensch, der viele Sprachen beherrscht, in diesem Sinne als 
gebildet betrachtet werden kann, da er einen Gedanken in verschiedene ande-
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re Kulturen überführen kann und damit quasi den Schlüssel zu einer erwei-
terten Sicht der Dinge in der Hand hält.4
So betrachtet erscheint die Sicht von WILHELM VON HUMBOLDT auf Bil-
dungsprozesse, obwohl schon mehr als 150 Jahre alt, als durchaus aktuell; 
seine Überlegungen gehen immer wieder in den öffentlich-politischen Dis-
kurs ein, zumindest in Deutschland (vgl. NIDA-RÜMELIN 2005). Für den in 
dieser Arbeit beschriebenen Reflexionszusammenhang der Bestimmung und 
der Bedeutung von unterschiedlichen informellen, nichtformellen und forma-
len Bildungsarrangements in Lernwelten und Bildungsorten der Jugendhilfe 
und Schule erscheinen zwei Gedanken daraus zentral: 
1. dass die Sprache als ein zentrales Element zur Erweiterung der Welt-
ansicht bzw. im Prozess der andauernden Welterweiterung zu be-
trachten ist und dass deshalb der Aneignung von Sprache besondere 
Beachtung zu schenken ist
2. dass dieser so verstandene Bildungsprozess als ein subjektiver Pro-
zess biografie- und identitätstheoretisch zu verstehen ist 
1.1.1.3 Bildungstheorie in der Kritischen Erziehungswissenschaft 
Die Reflexionen und Thematisierungen von Bildung im Kontext der Kriti-
schen Erziehungswissenschaft beziehen sich nicht nur auf die implizit sozia-
len Dimensionen der Bildungsfrage, auf die sozialgeschichtlichen Voraus-
setzungen oder die gesellschaftliche Funktionalität; sondern Bildung wird im 
Kontext der Kritik der „bürgerlichen Gesellschaft“ betrachtet. In der Traditi-
on marxistischer Gesellschaftsanalyse wird der „Widerspruch von Bildung 
und Herrschaft“ (HEYDORN 1970) herausgearbeitet und der Versuch unter-
nommen, eine kritische Bildungstheorie zu begründen. So wird etwa Bildung 
in der Perspektive von HEYDORN als Aufklärung und als Durchlaufen von 
Aneignungsprozessen verstanden. HEYDORN verweist dabei auf den sich in 
gesellschaftlichen Widersprüchen vollziehenden Geschichtsprozess und lehnt 
deshalb ausdrücklich die Formulierung feststehender Bildungsziele, wie sie 
etwa noch bei HUMBOLDT verankert waren, ab. Er kritisiert den Versuch, 
„Ziele, Inhalte, Verfahrensweisen oder Institutionalformen von Bildung 
                                                          
4 In diesem Sinne erscheint Humboldt fast als der (unbewusste) Ideengeber für das Primat der 
Sprachförderung. Eine solche Sprachförderung erlebt der Verfasser zurzeit sowohl im loka-
len Kontext der Stadt Essen, und zwar im Rahmen der Erstellung eines interkulturellen 
Handlungskonzeptes mit einem sehr starken Akzent auf der Sprachförderung für die Kinder 
und Jugendlichen mit Migrationshintergrund, als auch in der Verstärkung des sprachlichen 
Monitorings und der gleichzeitigen Verstärkung von Förderunterricht für alle vierjährigen 
Kinder, die beim Test in Nordrhein-Westfalen als sprachlich defizitär auffallen, innerhalb 
und außerhalb der Kindertageseinrichtungen in NRW durch das zumindest in der Praxis der 
Grundschulen und Einrichtungen der Jugendhilfe vieldiskutierte und umstrittene Sprach-
förderungsverfahren „Delfin 4“.  
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gleichsam sakrosankt zu kanonisieren“ (PONGRATZ 1995: 25), denn im „sich 
fortschreibenden Antagonismus von Knechtschaft und Freiheit“ (PONGRATZ
1995: 25) wird derjenige „konservativ“, der diese (Bildungs-)Merkmale 
quasi unhistorisch, weil unabhängig von den jeweils herrschenden konkreten 
gesellschaftlichen Bedingungen festschreiben will. In dieser Perspektive 
können in der Bildungsdebatte überhaupt keine Ziele gesteckt werden, in 
denen der Gesellschaftsprozess selber nicht schon enthalten ist; „sie liegen, 
als geschichtliche Konkretionen der Freiheit, der Kritik selber zugrunde, mit 
der die Bildungstheorie die Aufdeckung der Widersprüche betreibt“ 
(KONEFFKE zit. nach BOCK 2004:96).  
Aus dieser Sicht wird die Reformulierung eines kritischen Bildungs-
begriffs erforderlich, der zwei Dimensionen beinhalten muss: Erstens hat er 
die Geschichte des Widerspruchs von Bildung und Herrschaft für die aktuelle 
gesellschaftliche Situation zu analysieren, und zweitens muss er zugleich 
eine „hinreichende soziale Zeitdiagnose leisten“ (BOCK 2004: 96), denn ein 
kritischer Bildungsbegriff
bestimmt sich [...] aus der Kenntnis der gesellschaftlichen Produktions- und Verwertungs-
prozesse, aus der [sic!] objektiv entwickelten und vorenthaltenen Möglichkeiten menschli-
cher Lebensführung, aus den Widerstandspotentialen im sozialen System (KONEFFKE zit. 
nach BOCK 2004: 96).
Die Aufgabe und Funktion einer sich kritisch verstehenden Bildung muss 
sich aus dieser Perspektive heraus verstehen und reflektieren, damit die 
emanzipatorische Bedeutung deutlich wird und
eine allgemeine Erkenntnis wachsen [kann], die sich aus individueller, sinnlicher Erfah-
rung speist: dass wir alle Opfer sind mit Aussicht auf Freiheit, dass wir alle schon frei-
gesetzt sind inmitten der Determination (KONEFFKE zit. nach BOCK 2004: 96).
Damit grenzt sich die kritische Bildungstheorie in der Tradition von 
HEYDORN aber auch gleichzeitig deutlich von nur strukturalistischen Lesar-
ten in der Bildungsdebatte ab, die ein unmittelbares Entsprechungsverhältnis 
von Produktion, Bildung und herrschaftlicher Vergesellschaftung sehen und 
deshalb im festzustellenden allgemeinen Niveauanstieg schulischer Bildung 
in seiner Wirkung auf soziale Ungleichheiten nur eine restaurative Moderni-
sierung, eine Fortschreibung bestehender Ausgrenzungen (vgl. MERKENS
2002: 528) sehen. Gleichwohl sind aus dieser Perspektive die schon mit der 
Bildungsreform der 1970er Jahre verbundenen Hoffnungen auf eine „Chan-
cengleichheit durch Bildung“ deutlich zu dämpfen. Schon ein anderer promi-
nenter Vertreter der Kritischen Theorie, CLAUS OFFE, war skeptisch hinsicht-
lich der Möglichkeit, die von SCHELSKY beschriebene Auslagerung der 
Bildungspraxen aus der Logik marktgesteuerter Verwertungsprozesse durch 
eine Bildungsreform zu realisieren, und sah dieses zwar formell als gegeben 
an, jedoch sei der durch ein Zertifikat errungene Statusanspruch materiell erst 
durch seine Umsetzung auf den Markt wirksam (vgl. OFFE 1975). Anders 
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formuliert: Die durch die Bildungsbeteiligung erhoffte Herstellung von 
Chancengleichheit ist zwar als eine komplexe und widersprüchliche Verge-
sellschaftungspraxis als „Ungleichheit für Alle“ (HEYDORN 1980) zu analy-
sieren, deshalb bewegen sich aber die Bildungsprozesse noch lange nicht 
außerhalb der Marktprozesse und der dort weiterhin vorhandenen ökonomi-
schen Verwertungsinteressen. HEYDORN sprach deshalb auch im Kontext der 
sozialliberalen Bildungsreform der 1960er Jahre von einem gesell-
schaftlichen Reformprozess, der im Namen der Emanzipation angetreten war 
und schließlich als eine Art „negative Utopie“ (HEYDORN 1980) endete.  
In vergleichbarer Art und Weise argumentierten auch schon PIERRE
BOURDIEU und JEAN-CLAUDE PASSERON. In ihrer 1971 veröffentlichten bil-
dungssoziologischen Studie, die in Deutschland unter dem Titel „Die Illusion 
der Chancengleichheit“ (vgl. BOURDIEU/PASSERON 1971) erschienen ist, 
beschreiben die beiden Autoren die komplexen Mechanismen des gesell-
schaftlichen Ausschlusses, die ihre Umsetzung auch in den Bildungs-
institutionen findet. Sie kritisieren darin den Bildungsoptimismus, der in 
Deutschland vor allen Dingen politisch durch die Sozialdemokratische Partei 
vertreten wurde und auch aktuell wird (vgl. z.B. BUHLMANN 2002), und 
sehen in der Bildung in modernen Gesellschaften das gesellschaftliche Vehi-
kel, das als ideologisches Konstrukt wirkt, als scheinbar demokratische Wäh-
rung, die die Logik des Marktes, des realen Kapitals außer Kraft setzt. Dabei 
erscheinen die Strukturmerkmale einer demokratisierten Schule wie Diplome 
und Zeugnisse als scheinbar faire Methode. Tatsächlich aber wird in den 
Bildungsinstitutionen weiterhin das weithin klassengebundene kulturelle 
Kapital im Schulsystem abgefragt und beurteilt. Ein „Meisterwerk sozialer 
Mechanik“ (BOURDIEU 1991 zit. nach MERKENS 2002: 527) greift um sich 
und sorgt dafür, dass alle diejenigen oben bleiben, die bereits an der Spitze 
der gesellschaftlichen Ordnung stehen. Schule hat nach BOURDIEU innerhalb 
der Gesellschaft das „Vermittlungsmonopol von Bildung“ (BOURDIEU zit. 
nach BOCK 2004: 99), und sie transportiert neben dem tradierten Wissen die 
„geheimen Verwandtschaften, das einigende Band der menschlichen Werke“, 
vermittelt so „bewusst [...] Unbewusstes“ und bringt Individuen hervor, die 
mit diesem System der unbewussten Schemata ausgerüstet sind. Damit aber 
wird nach BOURDIEU das wirkliche Fundament der Bildung angesprochen.  
Für die aktuelle Analyse der Situation in der Bundesrepublik Deutsch-
land bestätigt auch die PISA-Studie, dass trotz aller Expansion institu-
tionalisierter Bildung seit den 1960er Jahren die sozialen Disparitäten durch 
Bildungsprozesse keineswegs aufgehoben worden sind, sondern vielmehr 
festgeschrieben werden und sich unverändert in den Lebensläufen der Indi-
viduen ausdrücken. Gleichwohl betonen Vertreter der Kritischen Erziehungs-
wissenschaft wie HEYDORN die Widersprüchlichkeit dieses Zusammenhangs 
in der Bildung, in dem neben dem restriktiven Struktureffekt der Verfesti-
gung sozialer Ungleichheiten auch gleichzeitig durch den sich ausweitenden 
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Niveaueffekt (MERKENS 2002: 529) neue Bildungspraxen freigesetzt werden 
können. Aus der Perspektive der Kritischen Bildungstheorie ist dieser Zu-
sammenhang nur als langfristiger Selbstbefreiungsprozess zu denken, und die 
gesellschaftliche Klassenstruktur ist nicht als naturwüchsiges Schicksal, 
sondern als ein historisch gewachsener und demzufolge auch veränderbarer 
Ordnungszusammenhang zu betrachten.  
Eine weitaus pessimistischere Position zu den gesellschaftlichen Mög-
lichkeiten der Bildung bezieht ADORNO als Vertreter der Frankfurter Schule, 
die im Sinne einer Kritischen Theorie der Gesellschaft die Zusammenhänge 
zwischen den ökonomischen Gesetzen dieser Gesellschaft, der psychischen 
Verfasstheit der Individuen und der Entwicklung der verschiedenen Kultur-
bereiche untersucht hat. In seiner Zeitdiagnose „Theorie der Halbbildung“ 
(1959) beschreibt er als Paradox der Aufklärung die Verbreitung und Durch-
setzung der Halbbildung. Obwohl Bildung für ADORNO zunächst durchaus 
die Möglichkeit der Emanzipation, der Befreiung des Menschen aus der 
Abhängigkeit beinhaltet und die Überwindung des Ausgeliefertseins an die 
eigene und die äußere Natur erkennt. Damit betrachtet er auch im Sinne der 
klassischen Bildungsidee der Aufklärung den gesellschaftlichen Fortschritt in 
der Bildung durch wissenschaftliche Erkenntnisse. Gleichwohl sieht er deut-
lich, dass diese Versprechungen in der von ihm kritisierten bürgerlichen 
Gesellschaft nicht realisiert worden sind, sondern als Voraussetzung für den 
Erhalt gesellschaftlicher Privilegien fungieren.
Diese bürgerliche Gesellschaft ist nach der Kritischen Theorie eine Klas-
sengesellschaft, in der die einen über die gesellschaftlichen Quellen des 
Reichtums verfügen, während die große Mehrheit der Bevölkerung davon 
ausgeschlossen ist und bleibt.  
Die Besitzenden verfügten über das Bildungsmonopol auch in einer Gesellschaft formal 
Gleicher; die Entmenschlichung durch den kapitalistischen Produktionsprozeß verweigerte 
den Arbeitenden alle Voraussetzungen zur Bildung, vorab Muße (ADORNO 1972: 94).
Trotz formaler Gleichheit und der grundsätzlichen Möglichkeit der Bildung 
für alle unterteilen ökonomisch begründete Unterschiede in diejenigen, die 
den Zugang haben, und jene Bevölkerungsgruppen, die eben nicht über die 
Mittel zur Finanzierung von Bildungsangeboten verfügen und wo schon die 
Kinder und Jugendlichen zum Unterhalt der Familie beitragen müssen. Damit 
wird jene Art der Arbeit, die nach ADORNO im Kapitalismus als entfremdet 
zu betrachten und nach den Maßstäben der Profitmaximierung organisiert ist 
und damit kräfteverschleißend und verrohend wirkt, zum zentralen Kriterium 
der Bildungsmöglichkeiten, denn für die entfremdet Tätigen ist die „freie 
Zeit“ nicht der Raum für Muße, die aber die Voraussetzung von Bildungs-
möglichkeiten darstellt. In dieser Kritik der Halbbildung wird auch konsta-
tiert, dass die bürgerlichen Teile der Gesellschaft trotz des Vorhandenseins 
des Bildungsmonopols nicht im klassischen Sinne als gebildet zu betrachten 
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sind. Die Bildung unterliegt, ebenso wie die Kultur in der bürgerlichen Ge-
sellschaft, dem Mechanismus, den ADORNO den Doppelcharakter nennt.  
Dessen Balance gleichsam nur augenblicksweise glückte, entspringt im unversöhnlichen 
gesellschaftlichen Antagonismus, den Kultur heilen möchte und als bloße Kultur nicht 
heilen kann (ADORNO 1972: 96), 
d.h. dass Bildung und Kultur über die Anlage der Humanisierung der Gesell-
schaft und der Überwindung von Herrschaft und Ungleichheit von Menschen 
verfügt und zugleich als Mittel kapitalistischer Geschäftsinteressen und zur 
Durchsetzung von Konkurrenz benutzt werden kann. Implizit kritisiert 
ADORNO dabei die Schulbildung als „Desiderat“, das 
die sich selbst zur Norm, zur Qualifikation gewordene, kontrollierbare Bildung ist [und] als 
solche so wenig mehr eine wie die zum Geschwätz des Verkäufers degenerierte Allge-
meinbildung (ADORNO 1972: 106) 
darstellt. Diese Art von Halbbildung ist nach ADORNO subjektiv dadurch 
gekennzeichnet, dass es z.B. bei einem Oper- oder Theaterbesuch (dem Halb-
gebildeten) nicht um die Erfahrung des Stückes selber geht, sondern darum, 
zum Kreis der Exklusiven zu gehören, die bei der Aufführung dabei gewesen 
sind und deshalb sich als Teil einer kulturellen und gebildeten Elite fühlen 
können; der Halbgebildete ahmt nur den (wirklich) Gebildeten nach und will 
am Prestige der Bildung teilhaben, ohne sich wirklich auf den Prozess der 
Bildung, die ernsthafte Auseinandersetzung mit einer Sache, einzulassen. 
Damit wird die Halbbildung zu einer „Attitüde […] des Verfügens, Mitre-
dens, als Fachmann sich Gebärdens, Dazu-Gehörens“ (ADORNO 1972: 114). 
Es fehlen ihr die kritische Distanz und die Unabhängigkeit, die der Bildung 
eigen ist.  
In dieser Beschreibung der subjektiven Ausdrucksform der Halbbildung 
sieht ADORNO zugleich den gesellschaftlichen Ausdruck dafür, dass im Kapi-
talismus Bildungs- und Kulturgüter zu einem Markt geworden sind und als 
Waren behandelt werden. Die gesellschaftliche Durchsetzung dieser Markt-
logiken im Bereich der Bildung und Kultur erfolgt nach ADORNO durch die 
Kulturindustrie, welche die „Massen“ der Angestellten und Arbeiter mit 
Bildungs- und Kulturgütern versorgt, popularisiert und damit gleichzeitig 
ihre kritischen und aufklärerischen Dimensionen absorbiert und in den ge-
sellschaftlichen Gesamtzusammenhang integriert. In dieser Perspektive ist er 
äußerst skeptisch gegenüber allen Formen der „Popkultur“ als Popularisie-
rung der Bildung unter den gegenwärtigen Bedingungen, weil im  
besten Fall die allgemeine Zugänglichkeit der Bildungsgüter als käufliche Waren eine 
vorschnelle Aneignung ermöglichen, die im Ergebnis, halbverstanden und halberfahren, 
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aber gerade Bildung verhindert, da nichts, was mit Fug Bildung heißen darf, voraus-
setzungslos ergriffen werden kann (ADORNO 1972: 113).5
In der Beschreibung dieses Paradoxons, das in der Durchsetzung der Halb-
bildung erst durch die in der Aufklärung vermittelte Bildungsperspektive 
ermöglicht wird, liegt der spezifische analytische Gehalt des Ansatzes von 
ADORNO. Er erklärt damit den „Verfall der Bildung“ und die Verbreitung 
von Halbbildung als im Prozess der historischen Entwicklung von Bildung 
(als eigentlich auf Emanzipation gerichtete Weltaneignung) selber angelegten 
und durchgesetzten immanenten Widerspruch. Diese Akzentuierung von 
Bildung im Kontext einer kritischen Gesellschaftstheorie betont also sehr 
grundlegend die Fragen an die Bestimmung von und skeptisch die emanzipa-
torischen Möglichkeiten durch Bildung im Kontext der Kritik an der bürger-
lichen Gesellschaft.  
In der zusammenfassenden Betrachtung der bildungstheoretischen Erör-
terungen der Kritischen Gesellschafts- und Erziehungswissenschaft wird der 
Doppelcharakter von Bildung deutlicher. Gleichzeitig bedeutet dies für den 
aktuellen demokratiepolitisch begründeten integrativen Bildungsansatz – vor 
dem Reflexionshorizont einer sich kritisch verstehenden Erziehungs-
wissenschaft – die Betonung auf Autonomie, Selbstbestimmung und Mün-
digkeit als wesentliches Element in der Bewertung der gesellschaftlichen 
Möglichkeiten von Bildungsprozessen.  
Vor diesem Reflexionshintergrund, der sich auch historisch begründet, 
sind die im folgenden Kapitel dargestellten Prämissen und Grundlinien des 
im 12. Kinder- und Jugendbericht der Bundesregierung verwendeten Bil-
dungsbegriffes zu verstehen. 
1.1.2 Ansatz und Hintergründe des 12. Kinder- und Jugendberichtes 
Die Autoren des 12. Kinder- und Jugendberichtes der Bundesregierung aus 
dem Jahr 2005 (im Folgenden: 12. JUGENDBERICHT 2005) betonen zunächst 
die eigene Besonderheit und Struktur des Textes im Kontext einer politischen 
Berichterstattung, der weder einen wissenschaftlichen Anspruch beinhaltet 
noch eine systematische Abhandlung darstellt. Er ist auch kein kommentier-
ter Datenreport oder ein themenspezifischer Forschungsbericht und formu-
liert schon gar nicht den Anspruch, impulsgebende Handreichungen für die 
Praxis zu liefern oder politische Texte für den Tagesgebrauch in den ver-
schiedenen Ebenen des politischen Raumes. Dieser Bericht versteht sich 
vielmehr als ein Texttypus, der an den Schnittstellen von Wissenschaft, 
                                                          
5 Diese Argumentationsfigur begegnet einem durchaus auch in der „reflexiven Moderne“ aus 
dem Mund von (kulturpessimistischen) Schul- und Sozialpädagogen als häufig geäußerte 
Einschätzung und Bewertung der „verdummenden“ Wirkung des Internets bei Kindern und 
Jugendlichen. 
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Fachpraxis und Politik seine Wirkung entfalten möchte. Er möchte in den 
jeweiligen Teilsystemen der Wissenschaft, Fachpraxis und Politik „produkti-
ve Irritationen“ auslösen können. Leider besteht aber häufig kein funktionie-
render Gesamtzusammenhang, vielmehr ist eine gegenseitige Abschottung 
der drei gesellschaftlichen Bereiche in „selbstreferenziellen Diskursebenen“ 
zu beobachten (vgl. KRÜGER/RAUSCHENBACH 2006).
Der 12. JUGENDBERICHT 2005 beschäftigt sich mit dem Thema „Bildung, 
Betreuung und Erziehung vor und neben der Schule“, ist also nicht explizit 
und zentral auf die Bildungsprozesse in der Institution Schule ausgerichtet. 
Gleichwohl ist die Frage der Trennung der politischen Zuständigkeiten zwi-
schen Kinder- und Jugendhilfe und Schule von so zentraler Bedeutung für 
die Beschäftigung mit dem Thema Bildung, und zwar sowohl im Kontext 
dieser Arbeit als auch in der konkreten Fachpraxis von Jugendhilfe und 
Schule „vor Ort“, dass die damit zusammenhängenden Fragen der Gestaltung 
der Kooperation von Jugendhilfe und Schule im zweiten und dritten Kapitel 
dieser Arbeit ausführlicher erörtert werden sollen. Dabei spielt die Frage der 
zunehmenden Entwicklung zur Ganztagsschule wegen der darin enthaltenen 
unterschiedlichen Perspektiven auf die Organisation ganztägiger Bildungs-
prozesse im 12. JUGENDBERICHT 2005 eine besondere Rolle.  
Der im 12. JUGENDBERICHT 2005 entwickelte erweiterte Bildungsbegriff 
des Kompetenzerwerbs in den vier Weltdimensionen wird zunächst be-
schrieben vor dem Hintergrund einer Analyse der gesellschaftlichen Rah-
menbedingungen und Wandlungsprozesse des Aufwachsens und einer Aus-
richtung auf empirisch identifizierbare Bildungsprozesse von Kindern und 
Jugendlichen in ihrer biografischen Perspektive. Im Anschluss werden die 
Leistungen des Bildungs-, Betreuungs- und Erziehungswesens in einer Art 
Topografie realer Bildungsorte und Lernwelten betrachtet. Außerdem wird 
dieser konzeptionelle Rahmen durch eine konsequente Durchbuchstabierung 
des Aufwachsens unter dem Gesichtspunkt der (versuchten) Herstellung 
einer pädagogischen Trias von Bildung, Betreuung und Erziehung reflektiert. 
Dieser Bildungsbegriff folgt in seiner Entwicklungslogik einem moder-
nen Verständnis von Erfahrung, Wissen und Gesellschaft, indem diese Tria-
de als Bestandteil der abendländischen Kultur nicht als etwas Statisches und 
Berechenbares betrachtet wird, sondern als ein dynamisches Kapital (vgl. 
FRIED 2002). Er lässt sich des Weiteren implizit von der Frage leiten, wie ein  
Bildungssystem Menschen frühzeitig unterstützen kann, ein hohes Maß an Selbst-
bestimmtheit zu erreichen, und sie darauf vorbereitet, ihren Beitrag für die Gesellschaft zu 
leisten (KILLIUS/KLUGE/REICH 2002: 7).
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1.1.3 Veränderte Bedingungen des Aufwachsens 
Im Laufe der geschichtlichen Entwicklung in der Betrachtung von Kindheit 
und Jugend als eigenständige Lebensphase seit dem 16./17. Jahrhundert 
veränderten sich die Vorstellungen darüber, wie der Prozess des Aufwach-
sens zu gestalten sein sollte.  
Wurden Kinder im Prozess des Aufwachsens zunächst als passive Subjekte wahrgenom-
men, die in ihrem Dasein und Werden gänzlich von den Erziehenden abhängig sind, so 
werden sie heute als Subjekte mit eigenem Recht betrachtet, die ihre Entwicklung aktiv 
mitgestalten (12. JUGENDBERICHT 2005: 51).
In den letzten Jahren des 19. und zu Beginn des 20. Jahrhunderts, in der 
Phase der gesellschaftlichen Entwicklung, die durch die zunehmenden sozia-
len Widersprüche der Industrialisierung gekennzeichnet waren, wurden die 
Lebensbereiche Familie und Arbeit immer stärker voneinander getrennt, und 
die Wahrnehmung der kindlichen Lebenswelten differenzierte sich einerseits 
in einen „privaten“ Teil, der durch die Familie weitgehend bestimmt war, 
und andererseits in einen öffentlichen Teil, der durch eine zunehmende quan-
titative und qualitative Scholarisierung (vgl. THIERSCH 2004) gekennzeichnet 
war.
Dieser gesellschaftlich angelegte, arbeitsteilige und ausdifferenzierte 
Entwicklungsprozess verstärkte sich im Laufe des 20. Jahrhunderts, und es 
entwickelte sich einerseits ein eigenständiges familienergänzendes Betreu-
ungs- und Erziehungssystem und andererseits ein mehrgliedriges Bildungs- 
bzw. Schulsystem und damit eine Aufspaltung des Erziehungsgeschehens in 
einen Integrationsanspruch an die Sozialpädagogik und einen Qualifikations-
anspruch an die Schule. Diese pädagogische Arbeitsteilung entwickelte sich 
in selbstreferenzieller Logik und der damit zusammenhängenden jeweiligen 
fachlichen Ausdifferenzierung weiter. Die sich zwischenzeitlich bietenden 
Chancen zu einer „strukturfundierten Kooperation zwischen Schule und 
Jugendhilfe“ (HOMFELDT 2004: 45), die ihren gesetzlichen Ausdruck im 
Reichsschulgesetz und Reichsjugendwohlfahrtsgesetz von 1922 fanden, 
wurden leider nicht genutzt, und so fixierte „diese klare institutionelle Tren-
nung nur funktionsbezogene Ausschnitte ohne systematischen Rückbezug 
auf die konkreten Lebenslagen von Kindern und Jugendlichen“ (vgl. 
HOMFELDT 2004: 51).  
Diese institutionelle Trennung und Aufteilung bestimmte auch wesent-
lich den Teil der ersten Bildungsreformdiskussion der späten 1960er Jahre, 
wenngleich es schon damals auch mahnende Stimmen6 in der Diskussion 
gab, die aber nicht über den Status der Randnotiz der schulisch bestimmten 
Bildungsdebatte hinausgingen und ohne Resonanz auf der institutionellen 
                                                          
6 Vgl. Kapitel 3.4.1, in dem die Parallelen und Differenzen zwischen der aktuellen Bildungs-
debatte zur Debatte der 1970er Jahre behandelt werden.  
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Ebene blieben. Erst in der aktuellen Bildungsdebatte geraten „verstärkt auch 
Betreuungs- und Erziehungsressourcen der Familie und die Leistungen der 
Kinder- und Jugendhilfe in den Blick“ (12. JUGENDBERICHT 2005: 51). Da-
mit wird nicht nur eine sozial- und erziehungswissenschaftlich begründete 
ganzheitliche Perspektive auf das veränderte Aufwachsen ermöglicht, son-
dern es werden auch Aspekte der bildungsökonomischen Betrachtung von 
Lern- und Bildungsprozessen in die Debatte eingebracht. Hierin wird deut-
lich, dass zur Förderung der Bildungspotenziale nicht allein die Schule in den 
Blick genommen werden darf; auch Bildungsorte und Lernwelten vor und 
neben dieser und der gesellschaftliche Wandel, der sich in den veränderten 
Lebenswelten der Kinder und Jugendlichen ausdrückt, bilden den Hinter-
grund für die veränderte Perspektive.  
In der Folge sollen in einem kurzen Überblick diese lebensweltlichen 
Wandlungsprozesse dargestellt werden. 
1.1.3.1 Familialer Wandel 
Zunächst ist die Familie als nach wie vor primäre Lebenswelt und damit auch 
Bildungswelt für die Kinder und Jugendlichen in dieser Perspektive des 
Wandels zu betrachten. Dabei ist zu verzeichnen, dass zwar die meisten Kin-
der und Jugendlichen noch immer mit einem Geschwisterkind in der eheli-
chen Zwei-Eltern-Familie aufwachsen, aber der Anteil derjenigen, die in 
„alternativen Familienformen“ (12. JUGENDBERICHT 2005: 52) groß werden, 
wächst ständig an. Unter alternativen Familienformen sind dabei nicht-
eheliche Paargemeinschaften, Stieffamilien und Alleinerziehendenhaushalte 
zu verstehen.  
Der Familiensurvey des Deutschen Jugendinstituts (vgl. ALT 2003) zeigt 
den Wandel in den kindlichen Familienwelten unter den Vorzeichen gesell-
schaftlicher Pluralisierungstendenzen und die entsprechend große Vielfalt der 
Familienformen im Vergleich zu Verhältnissen des letzten Jahrzehnts. Immer 
mehr Kinder leben danach heute in nichtehelichen Lebensgemeinschaften, in 
Stiefelternkonstellationen sowie bei Alleinerziehenden und werden zuneh-
mend seltener ehelich geboren.  
Erhebliche Differenzen in den Lebenswelten ergeben sich bei der ver-
gleichenden Betrachtung familiärer Strukturen in West- und Ostdeutschland. 
Im Vergleichszeitraum ist der Anteil der unter 18-Jährigen in Ostdeutschland 
wesentlich schneller gesunken als in Westdeutschland. In Ostdeutschland 
leben mehr Kinder in nichtehelichen Lebensgemeinschaften, in Stiefeltern-
konstellationen und bei Alleinerziehenden. Gleichzeitig ist der Anteil der 
Kinder und Jugendlichen gestiegen, die sich mit der Trennung und der Schei-
dung ihrer Eltern auseinandersetzen müssen. Die Scheidungsrate ist seit 1990 
kontinuierlich von 2 auf 2,67 (Scheidungen je 1.000 Einwohner) im Jahr 
2003 gestiegen (12. JUGENDBERICHT 2005: 53). Auch im Hinblick auf die 
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jeweiligen Geschwisterzahlen ergeben sich Unterschiede in Ost- und West-
deutschland. Nur 15 % der Kinder und Jugendlichen in Ostdeutschland ha-
ben zwei und mehr Geschwister, und 41 % wachsen ganz ohne Geschwister 
auf; während immerhin 37% der westdeutschen Kinder und Jugendlichen 
zwei und mehr Geschwister haben und der Anteil der Einzelkinder dort nur 
bei 29 % liegt. Demgegenüber sind in den ausländischen Familien mit Kin-
dern die ehelichen Lebensgemeinschaften weiter verbreitet als in deutschen 
Familien und der Anteil der Alleinerziehenden und der nichtehelichen Le-
bensgemeinschaften seltener.7
Insgesamt lässt sich also festhalten, dass Kinder in Deutschland über-
wiegend in Familienformen des „traditionellen Normalentwurfs“ (12. 
JUGENDBERICHT 2005: 54) aufwachsen, aber zunehmend auch davon abwei-
chende Familienformen für das Aufwachsen der Kinder von Bedeutung sind; 
dieser Wandel in den familialen Formen begründet sowohl Chancen als auch 
Risiken für die kindlichen Entwicklungs- und Lernprozesse, und generell 
entstehen dadurch neue und erhöhte Anforderungen an das Erziehungs- und 
Bildungssystem in Jugendhilfe und Schule hinsichtlich der sozialen und 
emotionalen Unterstützung der Heranwachsenden.  
Der nächste Aspekt, der sich unmittelbar auf die Gestaltung familialer 
Lebenswelten auswirkt, ist die Erwerbstätigkeit der Eltern. Die mütterliche 
Erwerbstätigkeit ist im letzten Jahrzehnt kontinuierlich gestiegen, hier vor 
allem durch die Zunahme von Beschäftigungsverhältnissen in Teilzeit. Un-
terschiede gibt es auch hier zwischen ost- und westdeutschen Lebens-
verhältnissen sowie deutschen und ausländischen Familien. Der Anteil der 
ostdeutschen Mütter, die einer Vollzeitbeschäftigung nachgehen, ist höher als 
in Westdeutschland, während Mütter in Westdeutschland eher in Teilzeit-
beschäftigung tätig werden.8
Bezüglich der Zeitsouveränität, die sich aus diesen Pluralisierungs-
tendenzen für die familialen Strukturen ergeben, sieht der 12. JUGEND-
BERICHT 2005 einen deutlichen Nachteil für niedrig qualifizierte Frauen. Die 
von einigen Autoren beschriebene größere Flexibilität in der Gestaltung des 
modernen Familienlebens wird jedoch mit dem Hinweis auf die zusätzlichen 
organisatorischen Aufwände und die häufig noch fehlenden Abstimmungen 
in den institutionellen Zeitvorgaben der Bildungs-, Betreuungs- und Erzie-
hungssysteme tendenziell wieder infrage gestellt. Außerdem sind die Wech-
selwirkungen zwischen den elterlichen Einbindungen, den kindlichen Ent-
                                                          
7 Daraus darf aber nicht vorschnell eine verallgemeinerte Aussage zu den familiären Situati-
onen der Kinder und Jugendlichen aus zugewanderten Familien erfolgen. So zeigen z.B. die 
Ergebnisse des Kinderpanels des Deutschen Jugendinstituts die deutliche Differenz z.B. 
zwischen Kindern und Jugendlichen mit türkischen oder deutsch-türkischen Migrations-
hintergründen zu Kindern und Jugendlichen aus (Spät-)Aussiedlerfamilien aus der ehemali-
gen Sowjetunion.  
8 Hierbei wird im 12. Jugendbericht ein Zusammenhang mit dem besseren Ausbau der Kin-
derbetreuungseinrichtungen in Ostdeutschland gesehen. 
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wicklungserfordernissen und den Erwartungen und Ansprüchen einer flexibi-
lisierten Arbeitswelt erst noch genauer zu analysieren. 
Der Kinderalltag ist heute durch vermehrte Kinderbetreuungsangebote,
die Verlängerung der Schulzeit und die Erweiterung der Freizeitangebote in 
Vereinen und Verbänden weitgehend institutionell strukturiert. Dadurch 
verfestigt sich auch die Trennung der kindlichen und erwachsenen Lebens-
welten; sie werden gleichzeitig sowohl im Tages- wie im Biografieverlauf 
hoch ausdifferenziert. Man kann in diesem Zusammenhang von einer „Ve-
rinselung“ und „Verregelung“ von Kindheit und Jugend sprechen (vgl. 
ZEIHER 1983 und NAUCK 1995). Diese institutionell geprägten Lebenswelten 
bestimmen somit weitgehend den Alltag der Kinder und Jugendlichen. Wäh-
rend die ersten sechs Jahre des Lebens der Kinder noch weitgehend von der 
Familie und den Kinderbetreuungsarrangements bestimmt werden, differen-
ziert sich das nach dem Schuleintritt und mit zunehmendem Alter weiter aus. 
Hier beschreibt der Begriff der „Terminkindheit“ (12. JUGENDBERICHT
2005: 58) die zeitliche Strukturierung des Lebensalltags von Kindern (der 
mittleren und oberen Schichten)9 auch außerhalb der Schule und Familie. Mit 
dieser Inanspruchnahme ist ein Wechsel von sozialen und räumlichen Set-
tings verbunden, die wiederum Aneignungsleistungen der Kinder und Ju-
gendlichen erfordern und die auch entsprechende Kompetenzen verstärken 
können; gleichzeitig ist zu beachten, dass nicht alle Angebote auch allen 
Kindern gleichermaßen zugänglich sind und durch soziale, ökonomische und 
kulturelle Ressourcen erst erschlossen werden können, denn diese Form der 
gesellschaftlichen Teilhabe ist in der Bundesrepublik Deutschland nach wie 
vor wesentlich von der Position ihrer Mitglieder in der sozialen Ordnung 
abhängig. Diese wird durch die sozioökonomische Lage, die ethnische Zuge-
hörigkeit, das Geschlecht und durch differierende regionale Lebens-
bedingungen geprägt. So ist z.B. das Armutsrisiko für Paare und Alleinerzie-
hende in Ostdeutschland erheblich größer als in den westdeutschen Bundes-
ländern. Das höchste Armutsrisiko trugen im Jahre 2002 die Paare mit drei 
und mehr Kindern (vgl. 12. JUGENDBERICHT 2005: 65).10
                                                          
9 Im Gegensatz dazu beschreiben Büchner/Wahl (2005), wie in der Arbeiterfamilie Fink – als 
typisch bildungsfern bzw. gering qualifizierte Familie mit einem Milieu-Stammbaum, der 
auf der Landkarte der sozialen Milieus bei den unterprivilegierten Volksmilieus anzusiedeln 
sein kann – die in der Familie angelegte „Habitusträgheit“ gerade diese strukturierten For-
men der Bildungsaneignungen verhindert und damit den Anforderungen moderner Wis-
sensgesellschaften nicht genügen kann.  
10 Nach neueren Untersuchungen zur Einschulung in die Grundschule des Kinder- und Ju-
gendgesundheitsdienstes des Gesundheitsamtes Essen aus dem Jahr 2006 liegt z.B. der Zu-
sammenhang zwischen altersgemäßer Sprachentwicklung und dem Schulabschluss des Va-
ters mit Abitur bei 87% und bei einem Vater mit Hauptschulabschluss bei 73 %. Dieser 
Zusammenhang zwischen sozioökonomischen Lebenslagen und weiteren Indikatoren wie 
altersentsprechender Visuomotorik, altersentsprechender Körperkoordination und karies-
freiem Gebiss lassen sich eindeutig belegen. Diese Chancenungleichheit drückt sich in dar-
stellbaren Differenzen zwischen den unterschiedlichen regionalen Lebensbedingungen in 
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Die sozioökonomische Lage der Kinder und Jugendlichen bzw. ihrer El-
tern, die ihr jeweiliges Bildungsniveau und ihre Stellung im Erwerbssystem 
bestimmt, entscheidet also erheblich über die gesellschaftlichen Beteiligungs-
möglichkeiten. Dabei verschlechtern sich die Chancen auf ein ausreichendes 
Auskommen mit der Anzahl der Kinder und einem niedrigen Alter der Kin-
der in den Familien. Besonders betroffen von diesen Formen des Armutsrisi-
kos sind Alleinerziehende11 im Vergleich zu Paaren mit Kindern. In den 
neuen Bundesländern sind Kinder und Jugendliche sowie Paare mit Kindern 
und Alleinerziehende einem höheren Armutsrisiko als im früheren Bundes-
gebiet sowie gegenüber dem bundesdeutschen Durchschnitt ausgesetzt. Das 
höchste Armutsrisiko tragen Paare mit drei und mehr Kindern und Allein-
erziehende mit zwei Kindern (vgl. 12. JUGENDBERICHT 2005: 65).  
Die Autoren des 12. JUGENDBERICHTES 2005 gehen davon aus, dass sich 
hinter diesen Formen der Einkommensarmut oftmals Formen der Bildungs-
armut verbergen. Ein weiterer bestimmender Faktor für die Lebensführung 
und Teilhabechancen von Kindern und Jugendlichen ist die ethnische Zuge-
hörigkeit. Dies wird ersichtlich durch die Differenzen in der Bildungs-
beteiligung, in den Bildungsabschlüssen, dem beruflichen Status der Eltern 
und den sich deutlich unterscheidenden sozioökonomischen Lebenslagen von 
Kindern und Jugendlichen mit und ohne Migrationshintergrund. So zeigen 
sich z.B. in den letzten zehn Jahren nur geringe Veränderungen beim Besuch 
der unterschiedlichen Schulformen. Die Kinder und Jugendlichen mit Migra-
tionshintergrund sind demnach überproportional an Haupt- und Sonder-
schulen vertreten (vgl. 12. JUGENDBERICHT 2005: 66). Vor allem Kinder, die 
aus der Türkei kommen, sind zu einem hohen Anteil in den sogenannten 
niedrigen Schulformen vertreten, und die Mädchen mit Migrationshin-
tergrund erreichen höherwertige Schulabschlüsse als ausländische Jungen.  
Besonders negativ wirken sich dabei nach den Untersuchungen von 
BELOW (2003) ein traditionell-konservatives Schulsystem, das Wohnen in 
Gemeinden mit geringerer Einwohnerzahl, die Identifikation mit dem Her-
kunftsland, die Befürwortung traditioneller Geschlechterrollen und die türki-
sche Nationalität aus, die anders als etwa ein italienischer Migrations-
hintergrund eigene Effekte auf eine Benachteiligung im Bildungsbereich 
ausübt. Bei Kindern und Jugendlichen aus Familien von Aussiedlern scheint 
hinsichtlich des Niveaus der von ihnen besuchten Schulen eine höhere Posi-
tion vorzuliegen als bei Kindern aus Migrantenfamilien. 
Trotz einer weitgehenden gesellschaftlichen Wahrnehmung der Auflö-
sung von Geschlechtergrenzen in den Fragen der Bildungs- und Ausbil-
                                                                                                                            
den 50 Essener Stadtteilen aus und bildet somit das in der Stadt Essen bekannte klassische 
Nord-Südgefälle ab. 
11 Dabei befinden sich alleinerziehende Frauen, bei denen das Einkommen mit einem Kind 
33 % unterhalb des durchschnittlichen Einkommens liegt, in einer sehr viel ungünstigeren 
Einkommenslage als Männer, bei denen die Differenz nur 9 % beträgt. 
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dungsbeteiligung hat der Bericht auch Beharrungstendenzen in der gesell-
schaftlichen Geschlechterhierarchie ausgemacht: So wird für Westdeutsch-
land in diesem Kontext eine Rückkehr zur traditionellen Arbeitsteilung von 
Paaren nach der Geburt des ersten Kindes konstatiert und bei den Frauen die 
Zuständigkeit für das „Vereinbarungsproblem“ (12. JUGENDBERICHT
2005: 69) von Familie und Erwerbstätigkeit gesehen. Für Ostdeutschland 
wird als Folge zunehmender Arbeitsmarktprobleme ebenfalls eine Rückkehr 
zu traditionellen geschlechtsspezifischen Arbeitsteilungen diagnostiziert. 
Beim Blick in die inneren Strukturen der Familien wird deutlich, dass es dort 
eine weitverbreitete anhaltende Geltung von geschlechtsstereotypen Erwar-
tungen an die Kinder und Jugendlichen gibt. Mädchen werden immer noch 
stärker zu Haushaltsarbeiten herangezogen als Jungen, sie treiben weniger – 
und wenn, dann andere – Sportarten als die Jungen, und sie gehen in ihrer 
Freizeit häufiger kulturellen Beschäftigungen nach (12. JUGENDBERICHT
2005: 69). In der bildungspolitischen Betrachtung der Geschlechterfrage 
finden wir insgesamt eine ambivalente Situation vor: Einerseits haben Mäd-
chen in der schulischen Bildungsbeteiligung deutlich aufgeholt, sodass es 
inzwischen eine pädagogische Debatte um die „Feminisierung“ von Erzie-
hung und Bildung (12. JUGENDBERICHT 2005: 69) gibt und die Handlungsop-
tionen für Mädchen deutlich erweitert wurden. Andererseits sind Mädchen 
und Jungen in weiten Teilen der Gesellschaft weiterhin mit geschlechtsste-
reotypen Verhaltenserwartungen konfrontiert, und es ist nach wie vor offen-
sichtlich, dass Frauen im Erwerbssystem weiterhin benachteiligt sind. Als 
Grund ist vor allem die unzureichende Ausstattung mit hochwertigen Kinder-
betreuungsangeboten12 in Westdeutschland und die geschlechtsspezifische 
Arbeitsteilung für die Verbesserung der beruflichen Aufstiegschancen von 
Frauen zu nennen.
Trotz aller Virtualisierungstendenzen durch die Nutzung moderner Kom-
munikationsmittel ist aber nach wie vor der unmittelbare Nahbereich, der 
soziale Raum für die Gestaltung der kindlichen Lebenswelten von zentraler 
Bedeutung. Soziale Räume sind damit primär Räume der Aneignung der 
später in dieser Arbeit beschriebenen vier Weltdimensionen und deshalb 
auch in ihrer sehr unterschiedlichen Ausstattung mit Gütern zur Unterstüt-
zung und Anregung von Bildungs- und Erziehungsprozessen zentraler An-
satzpunkt bei der Betrachtung von Chancen zur gesellschaftlichen Teilhabe 
bzw. bei der Betrachtung von Exklusionsprozessen. Ungleiche räumliche 
Entwicklungen sind dabei gekennzeichnet durch anhaltende soziale Segrega-
                                                          
12 Darauf versucht die Bundesregierung mit ihren Aktivitäten zum Ausbau der Kinder-
betreuung bis zum Jahr 2013 um zusätzlich 500.000 Plätze für Kinder unter drei Jahren zu 
reagieren. So soll sichergestellt werden, dass zukünftig jedes dritte Kind unter drei Jahren 
einen Betreuungsplatz zur Verfügung hat. Gleichzeitig macht aber die kontroverse Debatte 
auch deutlich, dass die Frage der Aufhebung stereotyper Geschlechterrollen nicht unum-
stritten ist.
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tionsprozesse in den Städten, die Abwanderung aus den Städten in deren 
Umland (Suburbanisierung), die großräumigen Ost-West- und Nord-Süd-
Disparitäten in Deutschland, Disparitäten zwischen ländlichen Gebieten und 
Agglomerationsräumen und zwischen strukturschwachen und entwicklungs-
dynamischen ländlichen bzw. verdichteten Räumen (12. JUGENDBERICHT
2005: 70). 
Alle diese komplexen Interaktionsprozesse nehmen Einfluss auf die Le-
benssituation der Kinder und ihrer Eltern. Sie wirken auf die alters- und 
haushaltsspezifische Struktur der Bevölkerung, auf deren soziale und kultu-
relle Mischung, die Verfügbarkeit und die Qualität der Wohnungen und des 
Flächenangebots und auf den Zugang zu Angeboten von Schulen, Kinder-
tageseinrichtungen und anderen sozialen und kulturellen Angeboten. 
Der Bericht differenziert deutlich zwischen dem Aufwachsen in der 
Stadt und auf dem Lande. Dabei profitieren Kinder in der Stadt zwar insge-
samt von der vergleichsweise hohen Vielfalt sozialer Erfahrungsmöglichkei-
ten, allerdings werden diese Prozesse durch die innerstädtischen Differenzen 
zwischen einzelnen Stadtteilen und Quartieren und die dort stattfindenden 
sozialen Segrationsprozesse auch gleichzeitig dort wieder eingeschränkt, wo 
sich sozioökonomisch niedrig positionierte Bevölkerungsschichten konzen-
trieren, hauptsächlich in den Großsiedlungen am Stadtrand, die überwiegend 
in den 1960er und 1970er Jahren in den innenstadtnahen Altbauquartieren 
mit niedrigem Mietniveau entstanden sind.  
Für den ländlichen Raum kann trotz einer durch die wachsende Mobilität 
entstandenen tendenziellen Annäherung städtischer und ländlicher Lebens-
welten nicht von einer vollständigen Angleichung in den Lebensweisen ge-
sprochen werden. Den ländlichen Raum kennzeichnet eine geringere infra-
strukturelle Dichte und eine geringere Erreichbarkeit unterschiedlicher 
Schulen und anderer Bildungs-, Betreuungs- und Erziehungsangebote mit 
ihren Multioptionsmöglichkeiten. Gleichwohl profitieren Kinder und Jugend-
liche, die auf dem Lande aufwachsen, von den Vorteilen ländlicher Lebens-
welten: weniger Verkehr, mehr Spiel- und Freiflächen, ein überschaubares 
soziales Umfeld. Dabei fehlen allerdings häufig auch wiederum die Möglich-
keiten, die in interkulturellen Begegnungsmöglichkeiten liegen.  
Ein weiterer Aspekt der kindlichen und jugendlichen Lebenswelt ist die 
„Konsumkindheit“. Diese relativ neue Ausdrucksform der kindlichen und 
jugendlichen Lebenswelten findet weitgehend außerhalb der Institutionen 
und den Familien statt und birgt zusätzliche Risiken der Lebensführung. 
Kinder und Jugendliche werden zunehmend in relevante Konsumentschei-
dungen des Familienhaushalts einbezogen und darüber hinaus immer häufi-
ger als „Jobber“ neben der Schule erwerbstätig. Sie agieren deshalb als ei-
genständige Konsumenten und werden von der Geschäftswelt auch als solche 
angesprochen. Gleichzeitig weiten sich durch diese Tätigkeit auch Bildungs-
prozesse in die schulfreie Zeit aus, und die Frage des Zugangs zu diesen 
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Formen der Bildungsbeteiligung von Kindern und Jugendlichen muss in den 
Dimensionen der „Entgrenzung von Bildung“ (12. JUGENDBERICHT 2005: 59) 
neu bestimmt werden.  
Darüber hinaus bestimmen heute Medien ganz wesentlich die Lebens-
führung von Kindern und Jugendlichen, sowohl in der Freizeit als auch in der 
Gestaltung von formellen und informellen Bildungsprozessen, und durch-
dringen deren Alltag ganz erheblich. Besonders die modernen elektronischen 
Massenmedien werden für die Unterhaltung und für die ortsunabhängige 
Kommunikation zwischen Gruppen und Einzelpersonen intensiv genutzt, und 
neue virtuelle Welten werden dabei im besten Falle erschlossen. Der Alltag 
der Kinder und Jugendlichen ist durch die Nutzung der elektronischen Me-
dien weitgehend auch sozial determiniert. Hieraus ergeben sich Möglich-
keiten der Erweiterung von kulturellen und beruflichen Basisqualifikationen, 
gleichzeitig müssen die Risiken, alters-, geschlechts-, bildungs- und sozial-
struktureller Aneignungen in der möglichst biografisch frühen Medien-
erziehung betrachtet werden.  
1.2 Bausteine und Referenzen eines erweiterten 
Bildungskonzeptes 
Der im 12. JUGENDBERICHT 2005 der Bundesregierung verwendete Bildungs-
begriff ist, gemessen an der Definition rein formaler und quantitativer Inhal-
te, als ein erweiterter Bildungsbegriff zu verstehen. Dabei ist zu bedenken, 
dass er ausdrücklich im thematischen Kontext von Bildung, Betreuung und 
Erziehung vor und neben der Schule entwickelt worden ist, damit naturge-
mäß über die auf den formellen Bildungsort Schule orientierte Betrachtung 
hinausreicht und so vor allem für die aktuelle bildungspolitische Debatte in 
der Sozialen Arbeit einen wichtigen Beitrag leistet.  
Allerdings steht eine der inhaltlichen bildungspolitischen Ausrichtung 
des Berichtes selber entsprechende Verständigung über die gemeinsame 
Definition der Tragfähigkeit dieses (erweiterten) Bildungsbegriffes zwischen 
den pädagogischen Teilsystemen Jugendhilfe und Schule noch aus. Wie 
bisher insgesamt zu verzeichnen ist, wurden die vorliegenden bildungs-
theoretischen Überlegungen weitestgehend in den jeweiligen „Lagern“ der 
Sozial- und Schulpädagogik angestellt. Zumindest in der jugendhilfe-
spezifischen Rezeption (vgl. OTTO/RAUSCHENBACH 2004) scheint der im 12.
JUGENDBERICHT 2005 verwendete Begriff von Bildung aber die lange Zeit 
mehr gefühlte als gefüllte Chiffre der „Ganzheitlichkeit“ inhaltlich ausfüllen 
zu können und darin auch durchaus die Funktion der pragmatischen Leitidee 
für die Fachpraxis zu erfüllen.
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Der Bildungsbegriff ist in seinem immanenten Verständnis in der Selbst-
einschätzung der Autoren aber nicht in einer historisch-systematischen Ein-
ordnungslogik entwickelt und dem Anspruch disziplinärer Klarheit geschul-
det; vielmehr möchte er sich als „pragmatische Leitidee des 12. 
Jugendberichtes 2005 in praktischer Absicht“ (RAUSCHENBACH 2007a: 73) 
eignen und somit auch „außerhalb bildungstheoretischer Spezialdiskurse 
kommunizierbar“ (ebd.) sein. Gleichwohl lassen sich seine grundlegenden 
Bausteine und bildungstheoretischen Referenzpunkte an insgesamt sechs 
Stationen nachzeichnen: 
1.2.1 Bildungsbiografischer Zugang 
Als erster Referenzpunkt für den dem Bericht zugrunde gelegten Bildungs-
begriff ist die konsequente Durchbuchstabierung des Aufwachsens von Kin-
dern und Jugendlichen in einer (bildungs)biografischen Perspektive zu be-
nennen, die die sonst übliche Engführung des Themas Bildung mit den 
institutions- und arbeitsfeldbezogenen Betrachtungen zum Thema deutlich 
erweitert. Aus der Perspektive der verschiedenen Lebensabschnitte beim 
Aufwachsen der Kinder und Jugendlichen werden durch diese Sichtweise die  
gesamte Bildungsbiographie, die Übergänge, die Brüche, die Verfestigungen, aber auch die 
Neutralisierungen und die Zusammenhänge zwischen den Lebensabschnitten und Lern-
welten gezielt ins Blickfeld gerückt (RAUSCHENBACH 2006:73).
Konkret bedeutet dies, dass im Bericht nicht die verschiedenen Bildungs-
instanzen im Zentrum der analytischen Betrachtungen stehen, sondern dass 
vielmehr die Bildungsverläufe und Bildungsbiografien und damit ein „sub-
jektgebundener Horizont der Bildung“ (RAUSCHENBACH 2006:73) im Prozess 
des Aufwachsens ausgebreitet werden. In dieser subjektgebundenen Perspek-
tive werden dann die verschiedenen „Übergänge, Brüche, Verfestigungen, 
aber auch die Neutralisierungen und die Zusammenhänge zwischen den Le-
bensabschnitten und Lernwelten“ (RAUSCHENBACH 2006:73) in den Fokus 
genommen. In der konsequenten Ausrichtung an Personen orientiert sich der 
12. JUGENDBERICHT 2005 an den Maßstäben internationaler Leistungs-
vergleichsstudien wie PISA und IGLU, wo ebenfalls die Kompetenzen der 
Kinder und Jugendlichen zum Maßstab gemacht wurden und nicht etwa 
formale Bildungsabschlüsse. Diese subjektbezogene Perspektive hat sowohl 
eine zeitliche wie auch diachrone Dimension:  
Die Bildungsprozesse in der Biografie von Kindern und Jugendlichen kumulieren im 
frühen Lebensverlauf, bauen im günstigen Fall aufeinander auf, verstärken sich unter-
einander und führen so zu einem höheren Niveau der Verallgemeinerung (12. JUGEND-
BERICHT 2005:97).
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Das bedeutet aber auch, dass die altersspezifische Differenzierung in der 
Gestaltung und Veränderung für die Anregung und Unterstützung von Bil-
dungsprozessen in der frühen Kindheit und der mittleren Kindheit oder in der 
Adoleszenz in den fachpolitischen Erwartungshorizont gerät, sowohl in der 
weitgehend freiwilligen Inanspruchnahme von Leistungen der Kinder- und 
Jugendhilfe als auch im verpflichtenden Schulbesuch.  
Kinder erweitern im Prozess des Aufwachsens die Anzahl und die Mög-
lichkeiten der Zugänge zu den Weltbezügen. Im Kleinkindalter geschieht 
dies vorwiegend über die Mutter und den Vater als Bezugspersonen. Mit dem 
Gehenlernen und dem Sprechen erweitern sich diese Weltzugänge sukzessiv, 
und mit dem Besuch der Kindertageseinrichtung erweitern sich diese Zugän-
ge um erste nicht familial geprägte Dimensionen. 
Vor diesem Hintergrund sind vor allen Dingen folgende Fragestellungen 
an die Gestaltung und Förderung von angemessenen Bildungsprozessen von 
Bedeutung: 
Wie ist der Spracherwerb im kindlichen Lebensalter unter Beachtung 
der vorsprachlichen und sprachlichen Bildungsprozesse und der Bedeu-
tung des Aufbaus von Symbolsystemen zu gestalten? 
Wie können die entwicklungspsychologischen Modelle sprachlicher, 
kognitiver und moralischer Entwicklung genutzt werden, um zentrale 
Entwicklungsaufgaben zu verstehen und die Bildungsinstitutionen an 
den Entwicklungsständen von Kindern auszurichten? 
Wie können die altersspezifischen Weltzugänge in ihrer Bedeutung für 
die Gestaltung von Bildungsprozessen bei Kindern in Relation zu ande-
ren lebensaltertypischen Weltzugängen13 erfasst und bewertet werden? 
Wie können dabei die sozialen Ungleichheiten, kulturellen Unter-
schiede und geschlechtsspezifischen Unterschiede und Differenzen be-
achtet werden? 
Welche Möglichkeiten der im Lebensalter sich zunehmend selbststän-
dig entwickelnden Raumaneignung lassen sich im Wohnumfeld und 
auch innerhalb von institutionellen Settings erschließen?14
Wie können diese Zunahme von Selbstbestimmung und selbstge-
steuertem Lernen im Lebensalter und damit die Bedeutung informeller 
Prozesse im Zusammenspiel von öffentlich-formalen und -nonformalen 
Bildungsorten und -gelegenheiten konkret z.B. in der Ausgestaltung 
Kommunaler Bildungslandschaften berücksichtigt werden? 
Dieser erweiterte subjektorientierte Blick auf die zeitliche und biografische 
Struktur von Bildungsprozessen thematisiert damit gleichzeitig Fragen nach 
den
                                                          
13 Vgl. Elschenbroich (2001). 
14 Vgl. die Ausführungen in Kapitel 3.4.4 zum Aneignungsbegriff als Beitrag zu einem eigen-
ständigen sozialpädagogischen Bildungsbegriff.  
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ungleichen Zugangschancen, den unterschiedlichen lebensweltlichen Unterstützungs- und 
Anregungspotenzialen, den disparaten individuellen Kosten-Nutzen-Abwägungen bei der 
Wahrnehmung der vorhandenen Bildungsangebote (12. JUGENDBERICHT 2005: 98)
und lenkt den Blick auf die Wahrnehmung sozialer Disparitäten, der imma-
nenten Differenz nach Herkunft, Migrationserfahrung, Geschlecht und Regi-
on. Er ermöglicht damit zugleich ein besseres Verständnis der komplexen 
Zusammenhänge bei der Erzeugung von Bildungsgewinnern und -verlierern 
in den sogenannten „Risikogruppen“ und dieser neuen Aufspaltung der Ge-
sellschaft in eine neue „Zwei-Klassen-Gesellschaft“: „bildungsnahe“ und 
„bildungsferne“ Milieus.
Die Autoren des 12. JUGENDBERICHTS 2005 verstehen in diesem Zusam-
menhang den Bildungsprozess als Akkumulation, in der gelingende, aber 
eben auch misslingende Erfahrungen und Ergebnisse angesammelt werden. 
Diese ebenso erfolgreichen wie risikoreichen Prozesse gehören verstärkt ins 
Blickfeld der fachpolitischen Beobachtung. Dabei aber erweitert sich der 
(jeweilige) selbstreferenzielle Systemblick z.B. aus Sicht des Kindergartens, 
der Kinder- und Jugendarbeit und auch der Schule auf die Entwicklung des 
Individuums: Bildung kann als Prozess gesehen werden, in dem sich eine 
Person mit der Welt kritisch und selbsttätig auseinandersetzt und sich „am 
Bild eines guten, gelingenden Lebens, an Maximen, in denen das Individuel-
le seine Orientierung findet“ (THIERSCH 2004: 240), ausrichtet. Damit wen-
det sich der im 12. JUGENDBERICHT angelegte Begriff von Bildung explizit 
gegen eine doppelte Reduktion des Bildungsbegriffs: einerseits gegen eine 
rein funktionalistische Betrachtung von Bildung als Ausrichtung des Bil-
dungsgeschehens auf die Erfordernisse der Arbeitswelt und andererseits 
gegen einen kognitiv geprägten Bildungsbegriff, der Bildung ausschließlich 
auf das schulische Lernen, auf die Anhäufung von Wissen und die basalen 
Kulturtechniken reduziert. Für die Stützung dieser Haltung wird der Bil-
dungsbegriff von den Autoren des JUGENDBERICHTS 2005 ausdrücklich für 
geeignet gehalten, da er im Gegensatz zu den Begriffen ‚Lernen’ und ‚Kom-
petenz’ auf den komplexen Zusammenhang in der Entwicklung der Individu-
en mit den gesellschaftlichen Strukturen und Bedingungen des Aufwachsens 
und der lebenslagenspezifischen Voraussetzungen für den Bildungsprozess 
hinweisen und diesen Zusammenhang thematisieren kann. Der verwendete 
Bildungsbegriff bezieht sich insofern auch, anders als der Lernbegriff, auf 
die ganze Person, die in eine konkrete soziale und kulturelle Umwelt einge-
bunden ist.  
Unter dieser Perspektive geraten auch die tatsächlichen Bildungs-
leistungen, der „pädagogische Output“, in den Fokus. Pädagogischer Output 
versteht sich explizit in der Tradition eines sozialwissenschaftlichen Bil-
dungskonzeptes (RAUSCHENBACH 2007), das sich an realen Bildungsge-
gebenheiten, Bildungsorten und Bildungsprozessen orientiert, Anspruch an 
die Erfassung einer empirischen Realität in den bildungsbezogenen Vermitt-
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lungs- und Aneignungsprozessen stellt und dabei aber nach Selbst-
einschätzung der Autoren „theoretisch weitaus weniger abgesichert ist, als im 
wissenschaftlichen Kontext ansonsten üblich (RAUSCHENBACH 2007: 73). 
1.2.2 Topografie der Bildungsorte und Lernwelten 
Entsprechend dem oben skizzierten Verständnis eines erweiterten Bildungs-
begriffes werden in der Folge diejenigen Bildungsorte definiert, die sich aus 
dieser Perspektive nicht auf die Schule als gesellschaftlich legitimierter offi-
zieller Lernort beschränken lassen.15
Dabei wird gleichzeitig von einer „Entgrenzung von Bildungsgelegen-
heiten“16 ausgegangen, in der Schule einen zwar zentralen, aber nicht exklu-
siven gesellschaftlichen Stellenwert als Bildungsort für Kinder und Jugendli-
che hat. 
Diese Entgrenzungs- oder Entstrukturierungsprozesse führen dazu, dass 
vorher klarer zuzuordnende Statuspassagen und Lebensabschnitte im Le-
bensverlauf durch wenn nicht entstrukturierte, so doch gelockerte traditionel-
le Lebensabläufe (Kindheit, Jugend- und Erwachsenenphase) abgelöst wer-
den. Die Befunde dazu finden sich sowohl in der Jugendforschung seit den 
1980er Jahren17 als auch in der Familienforschung (Pluralisierung des Hei-
ratsalters und Zeitpunkt der Geburt des ersten Kindes) und führen dazu, dass 
Eindeutigkeiten in ihren zeitlich-biografischen Abläufen erodieren. Dieser 
Zusammenhang ist entsprechend dieser Definition als Entgrenzung in zeit-
lich-biografischer Perspektive zu bezeichnen.
Neben dieser Form der biografischen Entgrenzung kann aber auch von 
einer institutionellen Entgrenzung gesprochen werden. Sie bezieht sich auf 
das schon angedeutete Aufweichen der Erziehungsmonopole der klassischen 
Erziehungsinstanzen und der exklusiven Durchführung und Vergabe von 
(formalen) Bildungsabschlüssen durch sie. Die Anzahl der Anbieter entspre-
                                                          
15 Vgl. die gemeinsamen Leipziger Thesen zur aktuellen bildungspolitischen Debatte mit dem 
Titel „Bildung ist mehr als Schule“ des Bundesjugendkuratoriums (BJK), der Sachver-
ständigenkommission für den 11. Kinder- und Jugendbericht und der Arbeitsgemeinschaft 
für Jugendhilfe (AGJ) vom 10. Juli 2002. 
16 Beck versteht diesen Zusammenhang als eine Risikogesellschaft, die auf dem Weg in eine 
andere Moderne eine „Individualisierung unter gesellschaftlichen Rahmenbedingungen, die 
eine individuelle verselbstständigte Existenzführung weniger denn je zulässt. Ständisch ge-
prägte, klassenkulturelle oder familiale Lebenslaufrhythmen werden überlagert oder ersetzt 
durch institutionelle Lebenslaufmuster: Eintritt oder Austritt aus dem Bildungssystem, Ein-
tritt und Austritt aus der Erwerbsarbeit, sozialpolitische Fixierung des Rentenalters, und 
dies sowohl im Längsschnitt des Lebenslaufs (Kindheit, Jugend, Erwachsensein, Pensionie-
rung und Alter) als auch im täglichen Zeitrhythmus und Zeithaushalt (Abstimmung von 
Familien-, Bildungs- und Berufsexistenz)“ (Beck 1986: 212). 
17 Schefold (1993) spricht in diesem Zusammenhang auch von den „Geländern der Lebens-
führung“. 
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chender Abschlüsse erweitert sich ernorm; für die Menschen selber bedeutet 
das eine deutlich vergrößerte Auswahl und mehr Wahlmöglichkeiten, die sie 
allerdings auch wahrnehmen müssen. Für die Anbieter formaler und anderer 
Bildungsabschlüsse bedeutet es auch ein Mehr an Wettbewerb. 
In der dritten entgrenzenden Dimension werden die notwendigen Schlüs-
sel- oder Kernkompetenzen für das (Über-)Leben in der Moderne angespro-
chen. Sowohl für die notwendigen frühkindlichen Erziehungs- und Bil-
dungsprozesse wie auch für Themen- und Fächerzuschnitte in der Schule 
wird dieser Aspekt kontrovers diskutiert. Dabei wird unklarer, aber auch 
offener, an welchen Stellen des Aufwachsens und in welcher Institution 
welche Themen und in welcher Kooperationsbeziehung Kompetenzen ver-
mittelt werden bzw. zu vermitteln sind.18
Kurz: Die Aufweichungsprozesse innerhalb der Zuständigkeiten für (in-
stitutionelle) Bildung, Betreuung und Erziehung bringen diese Fragen gleich-
zeitig zwischen den jeweils zuständigen Institutionen in Bewegung, und die 
innere Verfasstheit und Leistungsfähigkeit gerät in den kritischen Fokus. So 
ist z.B. aktuell die Frage nach der Bildungsleistung des Kindergartens jen-
seits der klassischen Fröbel’schen frühkindlichen Erziehung von erheblicher 
Bedeutung für die Institution selbst wie auch für die Kooperation der Kinder-
tageseinrichtungen mit der Schule.  
Auf jeden Fall ergibt sich aus dieser biografischen Perspektive im Bil-
dungsverlauf von Kindern und Jugendlichen die Öffnung der Sichtweise auf 
eine Vielzahl von Bildungsorten und Lernwelten, die im Bericht nach ihrer 
Stellung und der ihnen jeweils zugrunde liegenden Rationalität typisiert wer-
den. So werden Bildungsorte als „lokalisierbare, abgrenzbare und einiger-
maßen stabile Angebotsstrukturen mit einem expliziten oder zumindest im-
pliziten Bildungsauftrag“ definiert, die „eigens als zeiträumliche Angebote 
geschaffen wurden, bei denen infolgedessen der Angebotscharakter über-
wiegt“ (12. JUGENDBERICHT 2005: 121).  
Demgegenüber werden Lernwelten beschrieben als „allgemeiner und dif-
fuser zugleich, weniger eingrenzbar als ein spezifischer Ort, da er in der 
Regel mehr umfasst als Bildung“ (12. JUGENDBERICHT 2005: 121). Entspre-
chend werden Schule, Kindergarten und auch explizit die Kinder- und Ju-
gendarbeit als Bildungsorte bezeichnet, während z.B. die Medien oder 
Gleichaltrigen-Gruppen in dieser Systematik als Lernwelten zu bezeichnen 
sind.  
                                                          
18 So wird z.B. zurzeit in Nordrhein-Westfalen eine kontroverse Debatte über den „richtigen“ 
Zeitpunkt, die Methode und den Ort der Durchführung (Kindertageseinrichtung oder 
Grundschule) des verbindlichen Sprachtests für alle Vierjährigen mit dem Namen „Delfin 
4“ geführt.  
39
Abbildung 1: Bildungsorte und Lernwelten 
Quelle: Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (Hrsg.): Bericht über 
die Lebenssituation junger Menschen und die Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe in 
Deutschland (12. JUGENDBERICHT 2005), S. 126 
Als Sonderfall kann in diesem Bildungsverständnis die Familie betrachtet 
werden, die zwar einerseits aufgrund ihrer zentralen Bedeutung für die Bil-
dungsprozesse von Kindern und Jugendlichen wie ein Bildungsort wirkt, 
aber anderseits nicht klar zeit-räumlich eingrenzbar ist: Sie weist kein ab-
grenzbares Bildungssetting auf und versteht Bildung auch nicht als ihre zent-
rale Funktion. Gleichwohl ist die Familie aber als primäre Sozialisa-
tionsinstanz durch klare Strukturen gekennzeichnet und beeinflusst darin 
ganz wesentlich auch Bildungsanlässe und -prozesse, vor allen Dingen in 
frühen Lebensphasen; entsprechend wird sie in einem Begriffsmix als Bil-
dungswelt bezeichnet.
Neben diesen topografischen Typisierungen nimmt der Bericht die in-
haltlichen Abläufe von Bildungsprozessen selber in den Blick und unter-
scheidet dabei formelle und informelle Bildungsprozesse und in einer weite-
ren Strukturierung in formale und nonformale Bildungssettings. So wird das 
schulische Lernen traditionell als formaler Prozess betrachtet, der „an eigens 
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dafür eingerichtete Institutionen und nach vorgegebenen Regeln und von 
vorgefertigten Plänen arrangiert und curricular gestaltet wird“ (12. 
JUGENDBERICHT 2005: 127). Neben dieser Form des Lernens spielen immer 
mehr auch Formen des informellen Lernens eine Rolle, also des Lernens 
nebenher, in Eigenregie, in offenen Situationen. Informelles Lernen ist mehr 
durch das individuelle Eigeninteresse der Menschen begründet und geschieht 
meist ungeplant, beiläufig, implizit, fast unbeabsichtigt. Aus der Sicht der 
Akteure ist dabei vor allen Dingen das Ergebnis, weniger die Art und Weise 
des Zustandekommens von Bedeutung.  
Im Unterschied dazu beziehen sich die Kategorien der formalen bzw. der 
nonformalen Bildungssettings auf den Grad der Formalisierung des Bil-
dungsgeschehens. In diesem Verständnis sind vor allem jene Institutionen 
formale Bildungsorte, die ein spezifisches Ziel bei der Bildung ihrer Nutzer 
verfolgen und das Bildungsgeschehen nach definierten Regeln und rechtli-
chen Vorgaben durchführen. Nonformale Bildungsorte sind demgegenüber 
durch einen geringeren Formalisierungsgrad gekennzeichnet. Entsprechend 
sind die sogenannten freiwilligen institutionellen Bildungssettings, die (bis-
her und scheinbar) ohne Pflicht, Auslese und Zertifizierung z.B. in der Kin-
der- und Jugendhilfe auskommen, eher als nonformale Bildungssettings zu 
bezeichnen.
Eine klare Grenze zwischen diesen Formen des Lernens ist gleichwohl 
nicht immer zu ziehen, und es finden sich „schleichende“ Übergänge sowohl 
in der Formalisierung der Prozesse als auch in den Orten. Möglichweise sind 
gerade das Verständnis und bewusste Gestalten dieser Übergänge und 
Schnittstellen von besonderem Interesse für die Wirksamkeit von Bildungs-
prozessen.19
1.2.3 Kompetenzbereiche und Weltbezüge 
Als ein Element von zentraler Bedeutung für die Beschreibung der Mehrdi-
mensionalität des im 12. JUGENDBERICHT 2005 verwendeten Bildungs-
begriffes sind die in loser Anlehnung an JÜRGEN HABERMAS’ „Theorie des 
kommunikativen Handelns“ (HABERMAS 1981) entwickelten vier Aneig-
nungsdimensionen von Welt zu verstehen, die den „gedanklichen Rahmen 
für die konkreten Lebens-, Erfahrungs- und Wirklichkeitsbereiche des sich 
bildenden Subjektes“ (HABERMAS 1981: 110) darstellen. Gleichzeitig werden 
Bildungsprozesse als Aufbau entsprechender Kompetenzen der Individuen 
                                                          
19 So bilden gerade die später noch zu beschreibenden Bildungs- und Entwicklungsprozesse, 
an denen sowohl formale, wie in der Schule, als auch ausdrücklich non-formale Bildungsor-
te und -settings, wie in der Kinder- und Jugendhilfe, beteiligt sind, wertvolle Erfahrungsfel-
der für das Verständnis mehrdimensionaler Bildungsprozesse und daran ausgerichteter Ko-
operationsformen zwischen Jugendhilfe und Schule. 
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verstanden. Dieser als kompetenztheoretisch bezeichnete Ansatz steht nach 
Ansicht der Autoren des 12. JUGENDBERICHTES 2005 nicht im Gegensatz zu 
einem bildungstheoretischen Verständnis. Formale Bildungstheorien verste-
hen Bildung als individuelles Vermögen. Unabhängig von den Inhalten wird 
Bildung dabei als Vermögen im Sinne von Fähigkeit und Kompetenz ver-
standen.20
JÜRGEN HABERMAS bezieht seine Theorie des kommunikativen Handelns 
auf die „Interaktion von mindestens zwei sprach- und handlungsfähigen 
Subjekten, die (sei es mit verbalen und extraverbalen Mitteln) eine interper-
sonale Beziehung eingehen“ (HABERMAS 1981:28). Er geht davon aus, dass 
die beteiligten Personen eine Verständigung über die Handlungssituation,
ihre Handlungspläne und damit ihre Handlungen insgesamt einvernehmlich 
zu koordinieren versuchen. Sprache wird dabei als Medium für diese Art von 
Verständigungsprozess vorausgesetzt; der Verlauf dieses Verständigungs-
prozesses selber findet in einem Weltbezug statt, in dem gegenseitige Gel-
tungsansprüche erhoben werden können, und diese können entweder akzep-
tiert oder bestritten werden. Damit vertritt HABERMAS ein
Rationalitätsprinzip, das sich implizit auf drei Geltungsansprüche beruft: 
Wahrheit für Aussagen oder Existenzpräsuppositionen, Richtigkeit für legi-
tim geregelte Handlungen und deren normativen Kontext und Wahrhaftigkeit 
der Kundgabe subjektiver Erlebnisse.  
Im Weiteren formuliert HABERMAS Referenzpunkte für diese Ansprüche 
und sprachlichen Äußerungen in Beziehung zu einer Welt, welche besteht 
aus
der objektiven Welt (als Gesamtheit aller Entitäten, über die wahre 
Aussagen möglich sind), 
der sozialen Welt (als Gesamtheit aller legitim geregelten interperso-
nalen Beziehungen) und 
der subjektiven Welt (als Gesamtheit der privilegiert zugänglichen Er-
lebnisse des Sprechers) (HABERMAS 1981: 149). 
HABERMAS’ reflexive Weltbezüge beziehen sich wiederum auf die Drei-
weltentheorie von POPPER, der 1967 feststellt:
… man kann folgende drei Welten oder Universen unterscheiden: Erstens die Welt der 
physikalischen Gegenstände oder physikalischen Zustände; zweitens die Welt der Bewußt-
seinszustände oder geistigen Zustände oder vielleicht der Verhaltensdispositionen zum 
                                                          
20 Auch das Forum Bildung sieht in dem Kompetenzansatz, der keinen festen, für alle Zeiten 
gültigen Kanon definiert, das geeignete Vorstellungsgerüst für neue Entwicklungen und 
Veränderungen in einer pluralen Wissensgesellschaft. „Der Kompetenzansatz dient als 
Schlüssel zu einem Bildungskonzept, das sich durch große Offenheit und Anpas-
sungsfähigkeit auszeichnet. Demgegenüber wäre der Versuch der Formulierung eines Wis-
senskanons weder der Situation des immer schnelleren Wachstums des Wissens angemes-
sen noch im wissenschaftlichen und politischen Konsens begründbar“ (Arbeitsstab Forum 
Bildung 2002a: 55). 
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Handeln; und drittens die Welt der objektiven Gedankeninhalte, insbesondere der wissen-
schaftlichen und dichterischen Gedanken und der Kunstwerke (POPPER, zit. nach 
HABERMAS 1981:115).
HABERMAS überträgt die Popper’sche Dreiweltentheorie aus einem erkennt-
nistheoretischen in einen handlungstheoretischen Zusammenhang. 
Die Autoren des 12. JUGENDBERICHTES 2005 wiederum übertragen die 
Habermas’schen Weltbezüge um einen vierten, den kulturellen Bezug erwei-
tert, in den empirischen Bildungsdiskurs-Kontext und schlagen damit für die 
gegenstandsbezogene Umschreibung von Bildungszielen eine Unterschei-
dung in vier Weltbezüge vor: einen kulturellen, einen materiell-dinglichen, 
einen sozialen und einen subjektiven Weltbezug.  
Mit dem kulturellen Weltbezug sind jene Bezüge angesprochen, die 
sich auf das kulturelle Erbe, die gattungsgeschichtlich-symbolischen 
Errungenschaften und Überlieferungen21 beziehen. Die Welt ist sich in 
symbol- und sprachgebundener Form der Bilder, Zahlen und Texte an-
zueignen. Das umfasst sowohl alltägliche kulturelle Ausdrucksformen 
als auch die virtuellen Welten der modernen Medien. Gleichwohl ba-
siert diese Weltaneignungsdimension elementar auf Sprache,22 um sich 
die Welt des Wissens und der kulturellen Symbole anzueignen.23
Die materiell-dinglichen oder auch naturwissenschaftlichen Welt-
bezüge beziehen sich auf die Gesamtheit der äußeren Natur und der 
vom Menschen geschaffenen Dinge der gegenständlichen Außenwelt. 
In der generativen Abfolge ist es die Lernaufgabe der jeweiligen Gene-
ration, sich tätig mit dieser Außenwelt auseinanderzusetzen, sie sich 
anzueignen24 und gleichzeitig weiterzuentwickeln.
Die soziale Welt bezieht sich auf die soziale Ordnung der Welt mit ih-
ren kommunikativen Regeln für das menschliche Zusammenleben und 
die politische Gestaltung des Gemeinwesens und auf die Befähigung 
zur Teilhabe und Aneignung der Umwelt und der selbstaktivierenden 
Integration und Weiterentwicklung in bestehende Sozialordnungen, 
Sozialräume und Milieus.  
Die subjektive Welt bezieht sich auf die eigene Person in ihrer psychi-
schen und physischen Gestalt und die Fähigkeit, mit sich selber umzu-
gehen, sich wahrzunehmen, zu beobachten und in soziale Situationen 
                                                          
21 Max Weber versteht die kulturelle Überlieferung insgesamt als einen Wissensvorrat, aus 
dem sich unter verschiedenen Geltungsansprüchen spezielle Wertsphären und Wissens-
systeme herausbilden können. 
22 Hierin kann durchaus auch eine Bestätigung für die Legitimität der Sprachförderung schon 
in den frühen Lebensjahren und vor der Schule gesehen werden. 
23 Dieser kulturelle Weltbezug ist dabei gleichzeitig der Hinweis auf außerschulische „kultu-
relle Lernorte“ für Kinder und Jugendliche in der Begegnung mit „fremden Welten“. 
24 Zum Aneignungsbegriff als sozialpädagogisches Bildungskonzept vgl. Deinet/Reutlinger 
(2004). 
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einzubringen. Als Bildungsdimensionen werden hier Personwerdung, 
Identitätsbildung und Persönlichkeitsentfaltung genannt.
Abbildung 2: Kompetenzbereiche und Weltbezüge  
Quelle: Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (Hrsg.) (2005): 
Bericht über die Lebenssituation junger Menschen und die Leistungen der Kinder- und 
Jugendhilfe in Deutschland. 12. Kinder- und Jugendbericht, Berlin: 115
Die vorgestellten Bildungsdimensionen beschreiben somit den Horizont, in 
dem Bildung als „anhaltender und kumulativer Prozess des Erwerbs der 
Fähigkeit zur Selbstregulation und als subjektive Aneignung von Welt“ (12. 
JUGENDBERICHT 2005: 111) verstanden werden kann. Damit dieser Prozess 
initiiert werden und gelingen kann, brauchen Kinder und Jugendliche Bedin-
gungen und Gelegenheiten, um sich die Welt in diesen erweiterten Bildungs-
dimensionen zu erschließen und sich mit ihr auch auseinandersetzen zu kön-
nen. Es werden auch strukturqualitative Merkmale dafür beschrieben. Dazu 
gehören Orte, an denen Zugänge zu den genannten Dimensionen möglich 
44
sind, sie in strukturierter Form25 repräsentieren; ferner gehören dazu Medien 
und Modalitäten, die geeignet sind, sich lernend mit der Welt auseinander-
zusetzen, und nicht zuletzt zwischenmenschliche und soziale Beziehungen, 
die eine bewusste und reflektierte Auseinandersetzung mit der Welt „anbah-
nen“ und „einleiten“. Implizit werden diese Orte und Gelegenheiten nicht in 
einer Zuständigkeitslogik (in der Diskussion von Jugendhilfe und Schule) 
durchdekliniert, vielmehr steht die Aneignungs- und Kompetenzdimension 
aus der Sicht des Subjekts im Mittelpunkt.  
Hier wird deutlich, dass Bildung in dem im 12. Kinder- und Jugend-
bericht dargelegten Verständnis als ein Prozess des Aufbaus und der Vertie-
fung von Kompetenzen in diesen Weltbezügen betrachtet wird. Damit setzt 
sich dieser Bildungsbegriff explizit ab von einer Vorstellung von Bildung, 
die sich im traditionellen Sinne als „klassischer Bildungskanon“26 versteht, 
und folgt darin einem erweiterten Bildungsansatz. Die Autoren des Kinder- 
und Jugendberichtes gestehen dabei den sogenannten kompetenztheore-
tischen Ansätzen eine „hohe Plausibilität“ zu, denn in einem gesellschaft-
lichen Zusammenhang, der als offen und komplex zu bezeichnen ist, mit 
individuell kaum noch überschaubaren Veränderungen und Entwicklungen in 
Arbeitswelt und Kommunikationstechnik, aber auch in den Geschlechter-
bildern und Generationenverhältnissen und sich neu entwickelnden Identi-
tätskonzepten, spricht vieles für eine Vorstellung von Bildung, die nicht 
(mehr) in einem abschließenden Kanon von Bildungszielen zu definieren 
sein dürfte. Und wenn Bildungsvorstellungen sich nicht nur auf die instru-
mentelle Verwertbarkeit von Erwerbsarbeit und Beruf ausrichten und auch 
nicht nur an kognitiven Kompetenzen gemessen werden sollen, ist die offe-
nere Orientierung an Kompetenzen richtungsweisend. Dabei orientiert sich 
der im Bericht verwendete Kompetenzansatz nicht (nur) an funktionalen 
                                                          
25 Hierin ist ein erster Hinweis auf die Widersprüchlichkeit der von der Kinder- und Jugend-
arbeit häufig benutzten Formel der Offenheit und Freiwilligkeit von Bildungs-Zugängen zu 
sehen. 
26 Unter ‚Bildungskanon’ in einem traditionellen Sinn wird die Gesamtheit des Wissens der 
sogenannten gelehrten Bildung verstanden, die ihren Ursprung in den Textcorpora der 
Spätantike – Bibel, Bibelkommentare und liturgische Schriften zum einen und zum anderen 
klassisch-römische Werke und Lehrbücher der Wissenschaften der Zahl: Geometrie, Arith-
metik, Musik, Astronomie; und der Wissenschaften des Wortes: Grammatik, Rhetorik, Dia-
lektik – hat und in der höheren bürgerlichen Bildung des 18. bis 20. Jahrhunderts ihren 
klassischen Ausdruck gefunden hat. „Der europäische Bildungskanon des bürgerlichen 
Zeitalters hatte seine institutionellen Stützen im humanistischen Gymnasium und dem bür-
gerlichen Elternhaus und umfasste die Fächer des Gymnasiums, d.h. alte und neue Spra-
chen, die Geschichte, die Künste, die Mathematik und die Naturwissenschaften, wie auch 
die Bereiche des bürgerlichen Genusses und der Selbstdarstellung, vor allem Schauspiel, 
Oper und Konzert, Museen und Bildungsreisen, Konversation und Korrespondenz, nicht 
zuletzt die Lektüre der schönen Literatur, aber auch von Sachbüchern und Enzyklopädien“ 
(Fuhrmann 2002: 39). 
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Konzeptionen, wie z.B. bei den vom Forum Bildung27 verwendeten Kompe-
tenzbezügen, sondern folgerichtig an den Ableitungen aus den schon be-
schriebenen vier Weltbezügen. Die vier Weltbezüge beziehen sich auf fol-
gende unterschiedliche basale Kompetenzen: 
die kulturelle Kompetenz, die eine sinnhafte Erschließung und Deutung 
der Welt und damit ein Verstehen und Bewegen darin ermöglicht  
die instrumentelle Kompetenz, die die inneren Zusammenhänge in der 
Welt der Natur und der Materie sowie die der technisch hergestellten 
Welt der Waren, Produkte und Werkzeuge erklären hilft und gleich-
zeitig ermöglicht, damit auch umzugehen und sich darin zu bewegen 
die soziale Kompetenz, die die Wahrnehmung der sozialen Außenwelt 
ermöglicht und gleichzeitig die handelnde Auseinandersetzung darin 
unterstützt 
die personale Kompetenz, die hilft, die eigene Persönlichkeit zu ent-
wickeln und mit der mentalen und emotionalen Innenwelt umzugehen, 
die eigene Individualität zu erkennen und einen sinnvollen Umgang mit 
dem eigenen Körper, den Gedanken und Gefühlen möglich zu machen 
Die Autoren des 12. JUGENDBERICHTES 2005 gehen selbstkritisch mit der 
Frage um, ob das Kompetenzmodell geeignet sei, sämtliche Dimensionen der 
systematischen Erfassung aller denkbaren Bildungsdimensionen zu erschlie-
ßen. Sie erheben auch gar nicht den Anspruch darauf, ein kompetenztheore-
tisches Modell zu entwerfen, sondern schlagen eher eine Art von Ordnungs-
schema für die Erfassung von Bildungsgelegenheiten in einer vielfachen Zahl 
vor. Deshalb wird von „Leitkompetenzen“ in Bezug auf die zweidimensio-
nalen Dimensionen (kognitiven, ethisch-moralischen und emotionalen einer-
seits und den Kompetenzprofilen von „Wissen“ und „Können“ andererseits) 
gesprochen, die davon ausgehen, dass Kompetenz in den vier Weltbezügen 
alle diese Dimensionen umfasst. Dabei wird in den ersten Bezügen eine geis-
tige, moralische und emotionale Aneignung angenommen und im zweiten 
Bezug vorausgesetzt, dass in allen Weltbezügen sowohl das Wissen wie auch 
das Können von Relevanz sind. 
In diesem Zusammenhang lassen sich auch erste kritische Anfragen stel-
len an die Sinnhaftigkeit der ausschließlichen Zuordnung von bestimmten 
Teilen der Kompetenzbereiche und Weltbezüge zu bestimmten institutio-
nellen Ordnungen und gesellschaftlichen und pädagogischen Teilsystemen 
(wie z.B. die Zuordnung der instrumentell-kognitiven Kompetenzen der 
materiell-dinglichen Welt der Naturwissenschaften zur Schule und die Dele-
gation des sozialen Kompetenzerwerbs an die Einrichtungen der Kinder- und 
Jugendhilfe). 
                                                          
27 Zum Kompetenzbegriff vgl. die Ausführungen über informelle Bildung und das Verhältnis 
von Grund- zur Allgemeinbildung in Kapitel 1.2.5  
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1.2.4 Informelles Lernen und Bildungsmodalitäten 
Die im 12. JUGENDBERICHT 2005 zugrunde gelegten Kompetenzbereiche und 
Weltbezüge implizieren eine „Entgrenzung“ sowohl hinsichtlich der ausge-
wiesenen Orte als auch der dafür vorgesehenen Formen und Zeiträume von 
Bildungsprozessen: Lernen und Bildungsprozesse finden quasi immer statt 
und nicht nur in den dafür legitimierten Institutionen. Die Betonung dieser 
erweiterten Strukturmerkmale von Bildungsprozessen ist besonders für die 
Diskussion über die kooperative Verbindung von Jugendhilfe und Schule 
von herausragender Bedeutung: Erst die Anerkennung auch von informellen 
Bildungsprozessen inner- und außerhalb von Schule macht eine konzeptio-
nelle bildungstheoretische Zuordnung für dieses sozialpädagogische Arbeits-
feld in seinem Verhältnis zur Schule und zu anderen formellen Bildungsorten 
möglich. In der öffentlichen PISA-Debatte spielten allerdings diese Aspekte, 
wenn überhaupt, nur eine marginale Rolle. Im Kern der durch PISA gepräg-
ten Debatte steht fast ausschließlich die Frage der Verbesserung der Bil-
dungsleistung von Schule. Wenn diese Fragestellung aber, wie dringend 
erforderlich, erweitert wird auf die Betrachtung des gesamten Bildungs- und 
Erziehungswesens, wird die Beantwortung der Frage relevant, welche Rolle 
die nichtschulischen Bildungsorte, die informellen Lernprozesse und die 
außerschulischen Akteure wie etwa die Kinder- und Jugendhilfe in den Bil-
dungsbiografien der Subjekte einnehmen. Dabei wird im Kontext der Selbst-
verortung der Kinder- und Jugendhilfe bisher vorrangig die Bedeutung der 
informellen Bildungsprozesse außerhalb der Schule und vorrangig in Ein-
richtungen und Angeboten der Kinder- und Jugendhilfe betrachtet sowie das 
Verhältnis von formellen und informellen Bildungsprozessen (vgl. MÜNCH-
MEIER/OTTO/RABE-KLEBERG 2002 und OTTO/RAUSCHENBACH 2004).
Der dort verwendete Begriff des informellen Lernens gründet sich eben-
so auf ein Verständnis des informellen Lernens, das in einem insgesamt brei-
ten Feld angelegt und erst seit Mitte der 1990er Jahre im erziehungswissen-
schaftlichen und bildungspolitischen Diskurs des deutschsprachigen Raumes 
rezipiert wurde; ein Lernen, das explizit außerhalb des Curriculums der 
Schule und anderer organisierter Bildungsangebote liegt und dessen Bedeu-
tungsspektrum von selbstgesteuerten bis hin zu unbewussten Lernprozessen 
reicht (vgl. KRÜGER/RAUSCHENBACH 2005).
Insgesamt können aber wohl drei referenzielle Bezugspunkte für die 
Konstituierung des Begriffes ‚informelles Lernen’ genannt werden: 
1. der Kontext der Arbeitswelt, der unter den Bedingungen einer zu-
nehmenden tendenziellen Entgrenzung der Lebens- und Arbeits-
situation vieler Menschen in einer als Informationsgesellschaft be-
zeichneten Struktur und unter immer komplexeren Anforderungen 
und sich verändernden Problemlagen die Frage nach der Bedeutung 
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der Vorbereitung und Begleitung in einer neuen Bildungslandschaft 
aufwirft
2. der gesellschaftliche Kontext von Zivilgesellschaft und sozialen Be-
wegungen, in dem die soziale Dimension einer möglichen und gefor-
derten Anerkennung des informellen Lernens betont wird, vor allen 
Dingen von sozial benachteiligten Menschen mit negativen Schul-
erfahrungen, für die das informelle Lernen eine Neuentdeckung ihrer 
Fähigkeiten und Kompetenzen darstellen könnte 
3. der interkulturelle Kontext, in dem durch informelles Lernen nach 
ethnologischen und anthropologischen Studien (vgl. OVERWIEN 2005)
neue Aspekte der Verbindung von westlichem Lernen in der Schule 
und traditionellen Lernweisen möglich sein könnten. 
Darüber hinaus erfährt das informelle Lernen zunehmende Aufmerksamkeit 
in der sozialpädagogischen Diskussion über seine Bedeutung im Kindes- und 
Jugendalter und dort besonders über die Frage der Anerkennung und Zertifi-
zierung informeller Lernprozesse etwa in der jugendverbandlichen Praxis 
(vgl. RAUSCHENBACH 2004).
Im Gegensatz dazu wird in den USA der Begriff schon zu Beginn des 
20. Jahrhunderts von JOHN DEWEY (vgl. OVERWIEN 2005) als wichtige Lern-
form wahrgenommen und unter den Begriffen ‚informal learning’ bzw. ‚in-
formal education’ in Abgrenzung zu formalen Lernprozessen für die Be-
schreibung der angenommenen Relevanz von Erfahrungen für Bildungs- und 
Erziehungsprozesse genutzt. In der Folge wird der Begriff durch die Faure-
Kommission im Rahmen der UNESCO im Jahre 1972 verbreitet und damit 
die nicht empirisch belegte Einschätzung, dass etwa 70 Prozent aller mensch-
lichen Lernprozesse informell sind. Der Aspekt der brachliegenden „Kompe-
tenzpotentiale“ der Menschen (OVERWIEN 2005: 341) wurde später im Jahre 
1996 durch die Delors-Kommission wieder aufgenommen, die neue Verbin-
dungen zwischen formalem und informellem Lernen forderte. Damit bewegt 
sich die Kommission im Kontext des Verständnisses der Lernanforderungen 
einer „Wissensgesellschaft“28, die „offenbar eine Neubewertung eines außer-
schulischen Kompetenzerwerbs und ein intensives Nachdenken über Verbin-
dungslinien zwischen Lernarten und -formen“ (OVERWIEN 2005: 342) not-
wendig machte.  
Die beiden Begriffe ‚informal learning’ und ‚informal education’ wer-
den oft synonym verwendet; bis heute ist nicht von einer einheitlichen Defi-
                                                          
28 Vester interpretiert die sogenannte Wissensgesellschaft im Kontext seiner Recherchen in 
der deutschen Milieuwelt, die sich an Bourdieu anlehnen, als einen gesellschaftlichen Pro-
zess, in dem es zu einer Relativierung und Abflachung der „hierarchischen Machtpyra-
miden durch mehr Kompetenzen und Mitbestimmung von unten“ (Vester 2006: 250) 
kommt. Hierdurch entstehe eine Herausforderung an verschiedene „Elitefraktionen“, ihre 
Macht zu vergrößern. Auf dieser gesellschaftlichen Etage herrsche ein erbitterter fraktio-
neller Kampf um die Vorherrschaft als „Leitmilieu“.  
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nition auszugehen (vgl. OVERWIEN 2005). Mitte der 1980er Jahre geht LAVE
(vgl. LAVE/WENGER 1991) aufgrund ihrer Forschungen in Liberia und den 
USA zum informellen Lernen dann davon aus, dass „Lernen eine Funktion 
von Aktivität, des Kontextes und der Kultur, innerhalb derer es stattfindet“, 
sei. Schulisches Lernen finde in vergleichsweise abstrakter und vom Kontext 
gelöster Form statt. Informelles Lernen ist zumeist in viel stärkerem Maße 
situiert (OVERWIEN 2005: 343).
WATKINS UND MARSICK dagegen betonen in ihren Forschungen zunächst 
die emanzipatorischen Aspekte des informellen Lernens und beschreiben 
dann folgerichtig die unterschiedlichen Lern- und Handlungsbedingungen, 
die die Begriffe konturieren helfen. Für sie kennzeichnet sich informelles und 
inzidentelles Lernen durch die folgenden Faktoren: 
integriert in die Arbeit und tägliche Routine 
durch inneren und äußeren Anstoß ausgelöst 
kein sehr bewusster Prozess 
oft zufällig veranlasst und beeinflusst 
beinhaltet einen induktiven Prozess von Reflexion und Aktion 
ist mit dem Lernen anderer verbunden 
Als unterstützende Maßnahmen nennen WATKINS UND MARSICK (vgl. 
OVERWIEN 2005): 
Zeit und Raum für Lernen schaffen 
Umfeld auf (Lern-)Gelegenheit überprüfen 
Aufmerksamkeit auf Lernprozesse lenken 
Reflexionsfähigkeit stärken 
Klima von Zusammenarbeit und Vertrauen schaffen 
Der Kanadier LIVINGSTON (1999) wiederum akzentuiert stärker den Aspekt 
der Selbststeuerung beim informellen Lernen und definiert den entsprechen-
den Lernprozess als  
individuell oder kollektiv, ohne dass Kriterien vorgegeben werden oder ausdrücklich 
befugte Lehrkräfte dabei mitwirken. Informelles Lernen unterscheidet sich von Alltags-
wahrnehmungen und allgemeiner Sozialisierung insofern, dass die Lernenden selbst ihre 
Aktivitäten bewusst als signifikanten Wissenserwerb einstufen. Wesensmerkmal des in-
formellen Lernens ist die selbstständige Aneignung neuer signifikanter Erkenntnisse oder 
Fähigkeiten, die lange genug Bestand haben, um im Nachhinein noch als solche erkannt zu 
werden (LIVINGSTON 1999 zit. nach OVERWIEN 2005: 345).
In diesem stark in gewerkschaftliche Strukturen eingebundenen Ansatz wer-
den sowohl individuelle wie kollektive Prozesse betrachtet, und informelles 
Lernen wird deutlich abgegrenzt von der ‚informal education’ durch die 
Betonung der Bedeutung von Lehrenden bzw. Mentoren, die ausdrücklich 
bewusste Verantwortung für das Lernen übernehmen.  
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Im Rahmen der sich entwickelnden EU-Debatte um Lebenslanges Ler-
nen wird dann zunehmend die dreiteilige Begrifflichkeit ‚formal’, ‚nonfor-
mal’ und ‚informell’ verwendet.29 Formelles Lernen wird dabei charakteri-
siert als 
Lernen, das üblicherweise in einer Bildungs- oder Ausbildungseinrichtung stattfindet, in 
Bezug auf Lernziele, Lernzeit oder Lernförderung) strukturiert ist und zur Zertifizierung 
führt. Formales Lernen ist aus der Sicht des Lernenden zielgerichtet (OVERWIEN 
2005: 346). 
Nichtformales Lernen ist demnach  
Lernen, das nicht in Bildungs- oder Berufsbildungseinrichtungen stattfindet und üblicher-
weise nicht zur Zertifizierung führt. Gleichwohl ist es systematisch (in Bezug auf Lern-
ziele, Lerndauer und Lernmittel). Aus Sicht des Lernenden ist es zielgerichtet (OVERWIEN 
2005: 346). 
Und informelles Lernen wird definiert als „Lernen, das im Alltag, am Ar-
beitsplatz, im Familienkreis oder in der Freizeit stattfindet“ (OVERWIEN
2005: 346). Es ist (in Bezug auf Lernziele, Lernzeit oder Lernförderung)  
nicht strukturiert und führt üblicherweise nicht zur Zertifizierung. Informelles Lernen kann 
zielgerichtet sein, ist jedoch in den meisten Fällen nichtintentional (oder inzidentell/bei-
läufig) (EUROPÄISCHE KOMMISSION 2001 zit. nach OVERWIEN 2005: 346).
Als zentrales Moment im Verständnis des informellen Lernens ist jedenfalls 
die zweidimensionale Betrachtung: aus der Sicht des lernenden Subjektes 
und der jeweiligen Lernumgebung zu beachten. Die Struktur der (informel-
len) Lernumgebung bestimmt wesentlich die Entstehung der Fragen, denen 
das lernende Subjekt nachgeht.30
Aus diesen Erkenntnissen ergibt sich eine Reihe von weiterführenden 
Fragen, z.B. die nach den Zusammenhängen zwischen den verschiedenen 
Lernarten und Bildungsorten und nach der Bedeutung dieser informellen 
Lernbezüge in der Sozialisationsforschung.31
Die Studien des Deutschen Jugendinstituts über informelle Bildung im 
Jugendalter und von KIRCHHÖFER (2000) über den Zusammenhang von infor-
                                                          
29 Diese sprachliche Differenzierung hat sich inzwischen weitgehend durchgesetzt (vgl. 
Düx/Sas 2005), und die Unterscheidung zwischen ‚formal’ und ‚informell’ erscheint unmit-
telbar einleuchtend, während die Bezeichnung ‚nonformal’, mit der z.B. Lernprozesse in 
Weiterbildungseinrichtungen, Kursen u.s.w. bezeichnet werden, umstritten ist.  
30 So weisen z.B. Büchner/Wahl (2005: 367) in ihren Studien zur Familie als informellen Bil-
dungsort nach, dass die zu erbringende Modernisierungsleistung des traditionellen Fami-
lienhabitus’ nur dann erfolgreich erbracht werden kann, wenn es in Verbindung mit den (in-
formellen) Bildungsmöglichkeiten an anderen Bildungsorten gelingt, die in der Familie 
angelegte Habitusträgheit auch zu überwinden.  
31 So stellt sich bei der Betrachtung des informellen Lernens in Arbeitszusammenhängen die 
Frage, wie die Tatsache, dass doch eine recht große Anzahl an Menschen gar nicht erst in 
den Arbeitsmarkt integriert ist, zu bewerten ist und welche Bedeutung dies für zivil-
gesellschaftliche Lernprozesse haben könnte.
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mellem Lernen im täglichen Leben und über den sich daraus entwickelnden 
direkten Beitrag zur beruflichen Kompetenzentwicklung thematisieren das 
Zusammenspiel verschiedener Lernorte und deren Beitrag zur Gestaltung 
von Lernumgebungen. Vor allen Dingen erscheint hierin die Möglichkeit der 
sozial ausgleichenden Wirkung des informellen Lernens angesichts der be-
gründeten Skepsis gegenüber dieser Möglichkeit in formalisierten Bildungs-
prozessen (vgl. BOURDIEU 2001) auch ausdrücklich in Formen der organisier-
ten Weiterbildung von Bedeutung.  
Ergänzend zu diesen Strukturdifferenzierungen von Bildungsdimen-
sionen schlagen die Autoren des 12. JUGENDBERICHTES 2005 eine wiederum 
erweiterte Betrachtung von einerseits formalen und nonformalen Bildungs-
settings und andererseits formellen und informellen Prozessen vor. Die ter-
minologischen Unterscheidungen zwischen (Bildungs-)Orten und -Formen 
werden dadurch deutlicher, und gleichzeitig werden die Möglichkeiten unter-
schiedlicher (Bildungs-)Anlässe und -Gelegenheiten sichtbarer.  
Der 12. JUGENDBERICHT 2005 definiert informelles Lernen nach
DOHMEN als
alle (bewussten und unbewussten) Formen des praktizierten Lernens außerhalb formali-
sierter Bildungsinstitutionen und Lernveranstaltungen. Es setzt sich vom formalen Lernen 
insbesondere dadurch ab, dass es in aller Regel von den individuellen Interessen der Ak-
teure aus gesteuert ist. Es ist meist ungeplant, beiläufig, implizit, unbeabsichtigt, jedenfalls 
nicht institutionell organisiert, d.h. ein (freiwilliges)32 Selbstlernen in unmittelbaren Zu-
sammenhängen des Lebens und des Handelns. Der Ort dieser Form der Bildung und des 
Lernens ist zuallererst der lebensweltliche Zusammenhang und die (soziale) Umwelt der 
Bildungsakteure; infolgedessen können entsprechende Lern- und Bildungsprozesse inner-
halb wie außerhalb der formalen Bildungsinstitutionen zustande kommen (RAUSCHEN-
BACH 2004: 29). 
Demgegenüber erscheint schulisches Lernen als prototypisches Beispiel für 
einen formellen Bildungsprozess. Er findet an einem eigens dafür eingerich-
teten Ort bzw. einer Institution statt, hat vorgefertigte Regeln; er folgt vorge-
fertigten Plänen und ist curricular gestaltet.  
Aus der Perspektive der zu Bildenden oder der sich selbst bildenden Ak-
teure ist allerdings die Frage, ob der Bildungsprozess ausdrücklich geplant 
                                                          
32 Gerade in der Betonung der „Freiwilligkeit“ liegt ein Kernstück der kontrovers geführten 
Debatte um die offene Frage nach der kooperativen bzw. transzendenten Verbindung von 
Jugendhilfe und Schule. So führt Sturzenhecker in seiner Argumentation gegen Pfeiffer, der 
eine Auflösung der Kinder- und Jugendzentren zugunsten einer „funktionierenden tollen 
Ganztagsschule“ fordert, seine zentrale Argumentation darauf zurück, dass eine Schule, die 
den ganzen Tag dauert, den Kindern und Jugendlichen kaum noch Zeit lasse, andere Ein-
richtungen zu besuchen. Und Schule ist für Sturzenhecker der Ort, der die Aufgabe hat, 
Kinder und Jugendliche aufzubewahren, ihre Zeit zu und ihren Aufenthaltsort zu definieren. 
Also eine Art pädagogische Zwangsveranstaltung. Demgegenüber zitiert er Kentler in sei-
nem Klassiker zur Jugendarbeitstheorie „Was ist Jugendarbeit?“ von 1964, in dem dieser 
seine Vorstellung von Jugendarbeit als Bildung in Freiheit zur Freiheit definiert (vgl. Stur-
zenhecker 2007).  
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ist, nicht so bedeutungsvoll wie die Frage, ob er erfolgreich ausgelöst worden 
ist. Für das eigene erfolgreiche „Bildungserlebnis“ kann ein informeller Pro-
zess genauso wirksam sein wie ein geplanter. Die Perspektive wandelt sich 
bei dieser subjektorientierten Betrachtung vom Soll zum Ist, also weg von 
den Bestrebungen und Absichten hin zu den tatsächlichen Leistungen und 
Effekten – oder in der Sprache der Neuen Steuerung betriebswirtschaftlich 
formuliert: vom In- zum Output. 
Die Unterscheidung in formale und nonformale Bildungssettings bezieht 
sich im Gegensatz dazu auf den Grad der Formalisierung der geplanten Bil-
dungsarrangements. Dabei können formale Bildungsorte dadurch gekenn-
zeichnet werden, dass ihr immanenter Auftrag und Ziel als die Initiierung 
von Bildungsprozessen nach definierten Regeln und rechtlich strukturierten 
Vorgaben erfolgt. Der dazugehörende Strukturprozess ist in der Abfolge 
gekennzeichnet von Vorstrukturierung, Vorbereitung, Überprüfung und unter 
Umständen auch Zertifizierung und Sanktionierung der erreichten bzw. nicht 
erreichten Bildungserfolge.  
In diesem Sinne wird im Kinder- und Jugendbericht in erster Linie natür-
lich die Schule als formaler Bildungsort bezeichnet. Die Einrichtungen und 
Angebote der Kinder- und Jugendhilfe werden als nonformale charakteri-
siert. Hinsichtlich des Grades der Formalisierung werden Unterschiede ge-
macht zwischen den sehr hohen in der Schule (allgemeine Schulpflicht, hie-
rarchischer Aufbau, organisierter Tagesablauf, verbindliche Curricula, 
Leistungsmessungen, Sanktionsgewalt, Vergabe von Zertifikaten) und dem 
deutlich geringeren in den Einrichtungen und Angeboten der Kinder- und 
Jugendhilfe, die allerdings in einer internen Differenzierung ihrer gesamten 
Arbeitsfelder von den Kindertageseinrichtungen über die Kinder- und Ju-
gendarbeit bis zu den Hilfen zur Erziehung durchaus unterschiedliche Grade 
in der Formalisierung ihrer Settings aufweisen. Außerdem sind in letzter Zeit 
stärkere formale Tendenzen in den Bereichen zu beobachten, in denen sich 
eine stärkere Systemtranszendenz von Jugendhilfe und Schule andeutet (vor 
allen Dingen im Bereich der Verbindung von vor- und schulischen Bildungs-
prozessen in Kindergarten und Grundschule und in NRW im Bereich der 
zumindest konzeptionell angestrebten neuen Rhythmisierung des Ganztags in 
der Offenen Ganztagsschule). Als weiterhin relativ weniger formalisiert kann 
demgegenüber die offene Kinder- und Jugendarbeit genannt werden.  
Im Gegensatz zu formalen Bildungsorten sind nonformale Settings nicht 
durch ihre implizite Bildungsorientierung gekennzeichnet (Familie, Gleichal-
trigen-Gruppen, Peers und Cliquen, Medien, Schülerjobs) und sind in lebens-
weltliche Strukturen eingebettet. 
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Abbildung 3: Bildungsmodalitäten 
Quelle: Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (Hrsg.) (2005): 
Bericht über die Lebenssituation junger Menschen und die Leistungen der Kinder- und 
Jugendhilfe in Deutschland. 12. Kinder- und Jugendbericht. Berlin: 130 
Der 12. JUGENDBERICHT 2005 verknüpft die vier angesprochenen Dimensio-
nen zu einer Struktur von Bildungsmodalitäten und konstatiert bezüglich des 
Grades der Formalisierung von Bildungsprozessen sowohl einen fließenden 
Übergang als auch eine Überlagerung zwischen formellen und informellen 
Bildungsprozessen sowie die Möglichkeit fließender Übergänge von forma-
len zu nonformalen Bildungsarrangements.  
1.2.5 Allgemeinbildung oder Grundbildung?
Ein weiterer zentraler Referenzpunkt für den im 12. JUGENDBERICHT 2005
entwickelten Bildungsbegriff ist die schon etwas ältere bildungstheoretische 
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Debatte um die Bedeutung einer allgemeinen Grundbildung als eine Art 
„Bildungsminimum“ (TERNOTH 1994), die verbunden wird mit der Hoffnung 
auf Sicherung eines „Kernbestands kultureller Literalität“ (BAUMERT) und 
darin auch die bildungstheoretische Grundlage für die neueren Studien wie 
TIMSS und PISA zur Ermittlung der jeweiligen basalen Kompetenzen und 
elementarer Kulturtechniken darstellt.  
Schon die Athener Sophisten, COMENIUS im 17. Jahrhundert und 
HUMBOLDT im 18. Jahrhundert haben sich mit der Frage der allgemeinen Bil-
dung für alle Staatsbürger beschäftigt; auch für den aktuellen Bildungsdis-
kurs spielen die Frage nach und die Schwierigkeit mit der für alle verbindli-
chen Definition eines Kanons allgemeinbildender Inhalte eine Rolle.  
So hat sich z.B. WOLFGANG KLAFKI (1985) angesichts dieser Schwierig-
keiten dafür ausgesprochen, „epochaltypische Schlüsselprobleme“ auszuwei-
sen, die dann als eine Art allgemeine zeitgemäße Bildungsinhalte als „Me-
dium des Allgemeinen“ fungieren können. Immanenter Bestandteil dieser 
Bildung im Medium des Allgemeinen ist nach KLAFKI das Verständnis, dass 
sie den Lernenden zur Selbstbestimmung, zur Teilnahme am gesellschaft-
lichen Leben und zur Solidarität gegenüber den Mitmenschen befähigen soll. 
Nicht zuletzt die Ergebnisse der internationalen Vergleichsstudien 
TIMSS und PISA haben aber die Frage nach der Notwendigkeit der Siche-
rung basaler Kompetenzen und elementarer Kulturtechniken auf die Tages-
ordnung gebracht. Ist dort doch deutlich aufgezeigt, dass ca. 25 Prozent der 
Kinder und Jugendlichen nicht über das notwendige Fundament der Basis-
kompetenzen verfügen, auf denen Allgemeinbildung aufbauen kann. Dazu 
gehören das „sinnentnehmende Lesen“ einfacher Texte, Tabellen und Dia-
gramme, die Lösung elementarer mathematischer und naturwissenschaft-
licher Aufgaben sowie die Fähigkeit, das eigene Lernen zusammen mit ande-
ren eigenständig zu gestalten. Diese Befunde befördern im gesellschaftlichen 
Diskurs um Bildung eher die Fragestellung nach einer Art neuer Grundbil-
dung, die sich an überprüfbaren Kompetenzen in einer Bildungssituation, die 
durch Ungewissheit bestimmt ist, orientiert.  
Dabei kann die Frage nach der Differenz zwischen Allgemeinbildung 
und Grundbildung nicht losgelöst von der gesellschaftlichen Entwicklung 
betrachtet werden.  
Schon in der neuhumanistischen Bildungstheorie der Allgemeinbildung 
in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts wurde dabei zwischen der volks-
tümlichen Bildung und der grundlegenden Geistesbildung unterschieden. 
Diese Differenzierung muss als Reaktion auf die sich entwickelnde Ausdiffe-
renzierung in der „Gesellschaft nach Begabung, Leistung und Erfüllung“ 
(MEYER/HELLEKAMP 2004: 164) betrachtet werden und thematisiert damit 
auch die Dimension der Differenz im Sinne von Begabungsdifferenzen und 
einer „Verschiedenheit der intellectuellen Bildung“ (HUMBOLDT 1964: 175). 
Obwohl diese Humboldt’sche Konzeption der allgemeinen Menschenbildung 
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ursprünglich nicht nur auf den Erwerb schulischen Wissens und Können 
ausgerichtet war, sondern vielmehr auf die „Kräftebildung des Individuums“ 
durch ein Wachsen des Heranwachsenden an den zu lernenden Inhalten, 
entwickelte das deutsche Schulwesen daraus die Notwendigkeit zur Differen-
zierung von Elementarunterricht, Schul- und Universitätsunterricht.  
Entsprechend wurde in der Folge eine Form von Grundbildung beschrie-
ben, die für jeden Heranwachsenden in der Gesellschaft gesichert sein muss, 
damit die „Funktionserwartungen von Nation und Gesellschaft bedient und 
erfüllt werden“ (TERNOTH 2004: 170). Diese Form der Grundbildung wurde 
bezeichnenderweise nicht so sehr durch bildungstheoretische Begründungen, 
sondern vielmehr durch Gesetze und Erlasse durchgesetzt.  
TERNOTH z.B. sieht in den Regelungen zur Schul- und Unterrichtspflicht 
und zur jeweiligen Dauer der Lernzeit und in der Formulierung des grundle-
genden Curriculums die frühzeitige und kontinuierliche Sichtbarmachung der 
Normierung bis ins frühe 20. Jahrhundert hinein. Als grundlegende und 
gleichzeitig unausweichliche Lernzeit wurde zunächst eine Zeit von sechs, 
dann acht und heute entsprechend von zehn bis zwölf Jahren als notwendig 
betrachtet. Im Allgemeinen Preußischen Landrecht von 1794 hieß es in § 46:  
Der Schulunterricht muß so lange fortgesetzt werden, bis ein Kind, nach dem Befunde 
seines Seelsorgers, die einem jeden vernünftigen Menschen seines Standes nothwendigen 
Kenntnisse gefasst hat (Preußisches Allgemeines Landrecht zit. nach TERNOTH 2004: 171).
In dieser Differenz von Grundbildung am „unteren“ Ende und dem universi-
tären Studium am „oberen“ Ende ist gleichzeitig die soziale Unterscheidung 
angelegt, und entsprechend wurde in der Formulierung des wissenschafts-
propädeutischen Curriculums der Zugang zu akademischen Studien für die 
„höheren“ Stände formuliert, während für die anderen – die Massen – das 
Erlernen der Kulturtechniken und die soziale Normierung durch Religion 
und staatliche Doktrin für den Alltag bleibt.33
Dieser Prozess der Differenzierung der Bildung in eine „Elementare Bil-
dung“ (SCHMID 1870 zit. nach TERNOTH 2004: 172) mit einem Mindestmaß 
an zu erwerbenden Kenntnissen für alle und einer erweiterten Allgemein-
bildung für die (Oberstufe der) Gymnasien ging einher mit der Vorstellung 
der Messbarkeit eines „Mindestniveaus“ an Kompetenzen. Und ähnlich wie 
in der aktuellen pädagogischen Debatte um die Möglichkeit und Funktion 
des Messens von sozial- und schulpädagogischen Leistungen gab es auch im 
19. Jahrhundert Kritiker dieser Vorstellung. So formulierte z.B. GOTTSCHICK
1870 (nach TERNOTH 2004: 173) die Kritik, dass
der ganze Unterricht der Volksschule durch ein solches Prüfungssystem veräußerlicht 
werde und der Lehrer getrieben werde auf ein äußeres Wissen seiner Schüler, ja selbst auf 
                                                          
33 Ternoth (vgl. 2004: 171) versteht das Fach Religion in diesem Zusammenhang in einer Art 
Doppelcharakter: einerseits Indoktrination und Bekenntnis (für die Massen) und anderer-
seits als Objekt historischer Auseinandersetzung (für die Eliten). 
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einen Schein des Wissens, wenigstens darauf hinzuarbeiten, ihren Schülern nicht eine 
gewisse geistige Entwicklung und Verstandesreife oder Verständigkeit, sondern nur ein 
Maß äußerlich angeeigneter und leicht nachweisbarer Kenntnisse zu verschaffen, über-
haupt ihre Schüler mehr abzurichten, als zu unterrichten. 
Es ist gleichzeitig nötig, darauf hinzuweisen, dass die angesprochene Form 
der Grundbildung in der Volksschule nicht identisch war mit der Vorstellung 
der Grundbildung, die den klassischen humanistischen Bildungskanon34
bestimmt. Diese Form der erweiterten Allgemeinbildung für die Eliten ist 
funktional deutlich von Allgemeinbildung für alle zu unterscheiden und 
differenziert die zeitlichen Abfolgen des gemeinsamen Lernens aller sozialen 
Gruppen.35
Durch diese Verknüpfung der Unterscheidung von Grundbildung, Bil-
dungsminimum oder Sockelqualifikation mit der funktionalen sozial diffe-
renzierenden Schulstruktur wird aber Bildung als theoretisches Konzept und 
„gesellschaftliche Programmform“ (TERNOTH 2004: 173) formelhaft und 
verliert ihr analytisches Potenzial zur kritischen Differenzierung zwischen 
den bildungstheoretischen Überlegungen zur Gestaltung des Aufwachsens 
der nächsten Generationen und den konstruktiven Gestaltungen der konkre-
ten Lehr- und Lernprozesse sowie den Schematisierungen der Institutionen. 
Trotzdem betrachtet TERNOTH im bildungstheoretischen Konzept der Ba-
siskompetenzen bzw. im Grundbildungskonzept (KOCH 2004: 183) auch 
durchaus als Potenzial für die Ablegung der traditionellen Defizite zugunsten 
einer von ihm sogenannten „nüchternen Betrachtung des Bildungswesens“.  
Das Konzept der Grundbildung orientiert sich am angelsächsischen Beg-
riff der literacy bzw. schließt daran an. Dieser Begriff war als Referenz-
begriff im Kontext der Debatten der Organisation für Wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit und Entwicklung (OECD) eingeführt worden und thematisiert 
– nicht reduziert auf quasi-natürliche und gesellschaftlich-historisch neutrale 
Standards – drei Kompetenzbereiche, „each encompassing a common set of 
skills relevant for diverse tasks“ (vgl. OECD 1995): 
prose literacy  
document literacy 
quantitative literacy  
BAUMERT (2002: 108) definiert in diesem Kontext den Zugang zu den sym-
bolischen Gegenständen der Kultur als nicht voraussetzungslos und folge-
richtig den Bedarf an Beherrschung folgender kultureller Basiskompetenzen: 
                                                          
34 Vgl. hierzu Kapitel 1.1.1.2 zur neuhumanistischen Bildungstheorie.  
35 Diese Fragestellung taucht in den aktuellen und in NRW durch die politischen Parteien 
schon deutlich formulierten politischen Auseinandersetzungen um die „Einheitsschule“ in 
einer Art „neuem Schulstreit“ um die Länge des gemeinsam für alle Schüler erteilten Unter-
richts wieder auf. So galt z.B. auch in der dem Einheitsprinzip verpflichteten Bildungs-
politik der DDR die gemeinsame Schulzeit bis zum Ende der zehnklassigen polytech-
nischen Oberschule. 
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Beherrschung der Verkehrssprache 
mathematische Modellierungsfähigkeit 
zunehmend fremdsprachliche Kompetenz 
IT-Kompetenz 
Selbstregulation des Wissenserwerbs 
In den Bestimmungen der OECD zu diesen „Schlüsselkompetenzen“ werden 
dann Attribute wie 
„erfolgreich selbstständig handeln können“  
„in heterogenen Gruppen erfolgreich handeln können“  
eines subjektiven Bildungsbegriffs genannt, der sich als „Ausstattung zum 
Verhalten in der Welt“ (ROBINSON 1969) versteht und den Kernbestand „kul-
tureller Literalität“ definiert, der eine aktive Teilhabe an Gesellschaften erst 
ermöglicht. In dieser Ausprägung deutet TERNOTH (2004: 176) das Konzept 
als ein „pädagogisches Konzept der Grundbildung“ und nicht als „ein stan-
desspezifisches Begrenzungsprogramm“. 
Dieser emanzipatorischen Deutung des Konzeptes der Grundbildung ge-
genüber gibt es auch kritische Positionen. So äußert z.B. KOCH (2004) deutli-
che Zweifel an dieser Deutung des literacy-Konzeptes (Grundbildung) als 
Allgemeinbildung. In einem Vergleich der essentials der beiden Konzepte 
der Grund- und der Allgemeinbildung erläutert er seine Zweifel an der Iden-
tität der beiden Konzepte. 
Zunächst definiert KOCH dabei Allgemeinbildung in einem allgemeinen 
Sinne und sieht darin, trotz historischer Wandlungsprozesse, in deren inhalt-
lichem Verständnis eine sehr an Schulbildung orientierte Vorstellung von 
Bildung und des dort erworbenen Wissens und Könnens. In der Allgemein-
bildung wird damit auch immer der jeweilige gesellschaftliche Konsens dar-
über, was nachwachsenden Generationen vor ihrer beruflichen Spezialisie-
rung als Allgemeinbildung zur Verfügung stehen sollte und nötig ist, 
reflektiert.
In diesem Sinne geht die Allgemeinbildung immer der Fachbildung vor-
an. Sie hat ein Minimum, das jeder zu erlernen hat und das in der Grundschu-
le vermittelt wird, während das Maximum durch den Fächerkanon und den 
Lehrplaninhalt des Gymnasiums repräsentiert wird. Der Maßstab für das, was 
Allgemeinbildung zu leisten hat, orientiert sich am Maximum, nicht am Mi-
nimum. Dieses Minimum wird eher als Grundbildung verstanden, als Vor-
aussetzung und notwendiger Anfang für die Allgemeinbildung. 
Schon HUMBOLDT hatte im „Königsberger Schulplan“ von 1809 einen 
Elementarunterricht ausgewiesen, der die Aufgabe hat, „die Bezeichnung in 
allen ihren Hauptarten“ (HUMBOLDT 1969: 169) zu vermitteln, wodurch der 
eigentliche Unterricht erst ermöglicht wurde. KOCH vermutet in diesen Stu-
fen der Allgemeinbildung eine „Kombination von zugleich nützlichem und 
darüber hinaus den Menschen als solchen bereichernden Wissen und Kön-
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nen“ (KOCH 2004: 184). In diesem Verständnis von Allgemeinbildung sind 
gleichzeitig immer auch die Möglichkeit der Einlagerung von rein „mechani-
scher Vermittlung“ durch Unterricht mit dem „enzyklopädischen Drill“ 
(KOCH 2004) und das standespolitische Abgrenzungsinteresse gegen die 
„niederen“ Schichten“ (KOCH 2004) enthalten. Und auch KOCH sieht deutli-
che Hinweise darauf, dass sich seit Humboldt die Idee der allgemeinen Men-
schenbildung mit dem Ziel der Stärkung seiner geistigen Kräfte zum erfolg-
reichen Bestand im konkreten und praktischem Leben nicht durchgesetzt hat, 
sondern vielmehr die  
Vorstellung eines gesellschaftlich nützlichen Allround-Wissens als Kennzeichen für Pres-
tige und als Voraussetzung für Berufsbildung, Studium und Karriere. Und selbst das 
scheint noch zu hoch gegriffen zu sein, wenn man bedenkt, wie häufig auf unseren Schu-
len (und Universitäten) allein für Prüfungen gelernt wird, wobei das alsbaldige Vergessen 
des Gelernten bereits vor dem Lernen beschlossene Sache ist (KOCH 2004: 185). 
In der Konzeption von Grundbildung sieht KOCH deshalb trotz der Orien-
tierung an angelsächsischen literacy-Vorstellungen und des Vorhandenseins 
von reflexiven Elementen sowie der durchaus vorhandenen Bezüge zu den 
traditionellen deutschen Vorstellungen der Allgemeinbildung letztlich „eine 
Definition funktionaler und invariabler kultureller Basiskompetenzen“ 
(KOCH 2004: 186), die dann durch entsprechende Aufgabenbestimmungen 
operationalisiert und anschließend anhand der Aufgabenbewältigung über-
prüft werden können.  
Gleichzeitig „bedient“ diese Bildungsvorstellung im Kontext moderner 
ökonomischer Leitvorstellungen von Effizienz wegen ihrer Invariabilität die 
Bedürfnisse nach internationaler und globaler Vergleichbarkeit des Schul-
wissens und Schulkönnens und entspricht hervorragend dem Bedarf nach 
dem Aufstellen von Ranglisten. KOCH verweist in diesem Zusammenhang 
darauf, dass es sich bei PISA um eine OECD-Studie handelt. In deren Zu-
sammenhang betrachtet er diese Studie und die ihr gewissermaßen als Anth-
ropologie dienende Theorie des Humankapitals als ein „Instrument ökonomi-
scher Kooperation und Entwicklung“ (KOCH 2004: 186) und sieht in ihr 
einen normativen Anspruch zur Durchsetzung von Mindeststandards.  
KOCH kritisiert zudem die mit diesen normativen Vorgaben arbeitende 
empirische Bildungsforschung und unterstellt ihr eine Gleichsetzung von 
curricularen Inhalten, der Definition eines Kerncurriculums und dessen 
gleichzeitiger politischer Durchsetzung. In einer abschließenden vergleichen-
den Betrachtung kommt er dann zu dem Schluss, dass es besser wäre, vom 
Konzept eines Kompetenzminimums zu sprechen und den Bildungsbegriff 
ganz außen vor zu lassen. Bezüglich der Funktionalität in einem traditionel-
len Schulbetrieb gesteht er dem Kompetenzbegriff einen markanten Vorteil 
gegenüber dem Bildungsbegriff zu: Für KOCH impliziert der Kompetenzbe-
griff die gesellschaftliche Relevanz des Gelernten. Am Beispiel der mathe-
matischen literacy erläutert er diese Relevanz in Form der Übertragungs-
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möglichkeiten des in der Schule Gelernten auf den praktischen Anwendungs-
fall. In Bezug auf eine vergleichende Betrachtung zum Bildungsbegriff fehlt 
ihm hierin allerdings das, was er „Selbstapplikation“ nennt: die Möglichkeit 
des Lernenden, die Aufgaben auf seine persönlichen Erfahrungen und Ein-
stellungen zu beziehen. Denn im (erweiterten) Bildungsverständnis geht es 
nicht (nur) „um berufliches Problemlösen, Chancenauswertung, Profit oder 
Karriere, sondern um eine Veränderung und Bereicherung des Selbst bzw. 
der Person“ (KOCH 2004: 188). Und nicht alles, was in der Schule zum 
„Stoff“ im Unterricht wird, „konfrontiert uns mit uns selbst und erzwingt 
einen Perspektiv- oder Bewusstseinswandel, wie immer wir diese Reflexivi-
tät bezeichnen mögen“ (KOCH 2004: 188). Diese Art von Reflexivität aber, 
oder auch Rückbezug auf die eigene Lebenserfahrung, bleibt für ihn in die-
sem Kompetenzkonzept vorhanden. 
Dasselbe gilt für das „selbstregulierte Lernen“, das Humboldt als Haupt-
zweck der allgemeinen Bildung bezeichnet hat. Diese Art von Reflexivität 
lässt sich aber nicht so leicht in einer Art „nackter Instrumentalismus“ 
(KOCH) vergleichbar machen und messen. Gleichwohl, oder vielleicht sogar 
gerade deshalb, haben diese Bildungs-Kompetenzkonzepte mit ihren Vorstel-
lungen von basalen Kulturwerkzeugen in der zeitgenössischen Erziehungs-
wissenschaft aus der Sicht von KOCH eine so hohe Bedeutung. Der Besitz 
von Kompetenz und der Erwerb von Qualifikation haben darin einen höheren 
Stellenwert als subjektive Qualitäten wie Erfahrung, Einsicht oder Perspekti-
venreichtum, denn diese sind „Kultur“ und damit nur eine zu vernachläs-
sigende Größe im Vergleich zu den basalen Kulturwerkzeugen. So verstan-
dene Grundbildung kritisiert KOCH, denn sie habe wenig oder nichts mit 
einer das „Subjekt tangierende[n] Allgemeinbildung“ zu tun. Er besteht dar-
auf, das Konzept der Vermittlung allgemeiner Grundkompetenzen als ein 
„globales Steuerungsprogramm“ zu betrachten, und warnt davor, es mit dem 
Bildungsbegriff zu veredeln (KOCH 2004). Damit gewinnt die „verwaltete 
Schule“ einen gesellschaftlich gewünschten Zuwachs an Berechenbarkeit 
und Erfolgssicherheit.36 KOCH erkennt darin die Konturen eines größeren 
Diskurses um Qualitätsentwicklung, die, „betrieben von global wirksamen 
Expertengruppen, ihre normative Empirie mit den betriebswirtschaftlichen 
                                                          
36 Damit vergleichbar ist durchaus der kontroverse sozialpädagogische Diskurs um die angeb-
lich fehlende Wirkung und Wirkungsorientierung in der Kinder- und Jugendhilfe. Auch 
hier geht es um grundlegende Fragen nach dem Verwendungskontext von Wissen und 
Handlungsmodus einer pädagogischen Leistung als personenbezogene soziale Dienst-
leistung im Kontext gesellschaftlicher Vorgaben. Während es für die einen dabei um den 
Beleg für den öffentlich geforderten Leistungsbeleg als tatsächlicher Nachweis von Wir-
kungen in der Praxis geht, sehen andere in dieser Debatte Belege für die gesellschaftliche 
Durchsetzung von kapitalistischen Rationalitätserwägungen in alle Bereiche des Lebens. 
Derweil hat sich in der Praxis der Kinder- und Jugendhilfe längst durch das Qualitätsmana-
gement die Tendenz durchgesetzt, pädagogische Prozesse als Produkte zu beschreiben, die-
se zu operationalisieren und zu standardisieren.  
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Kategorien (Qualitätsentwicklung, Outcome-Orientierung, Benchmarking 
u.a.m.) die moderne Kontrollgesellschaft unterlegen“ (Koch 2004: 188). In 
diesem betriebswirtschaftlichen Denken ist aber die Vernachlässigung des 
Subjektes und eine Distanz dazu vonnöten, um Standardisierung, Kontrolle 
und Steuerung wirksam betreiben zu können.   
In dieser Herleitung der dargestellten Positionen stellt sich nun die Frage 
nach deren Bewertung im Kontext dieser Arbeit. Dabei erscheint zunächst 
die von KOCH formulierte Position mit ihrer deutlichen Ablehnung einer 
Grundbildung in ihrer analytischen Qualität geeignet – besonders vor dem 
Hintergrund der dargestellten reflexiven Zusammenhänge von Jugendhilfe 
und Schule in dieser Arbeit –, die funktionalistischen Anteile der Allgemein-
bildung zu erkennen. Gleichzeitig erscheint sie damit aber auch – und hier 
vor allem vor dem Hintergrund der Fragestellung von praxistauglichen Kon-
zeptionen für die Gestaltung von Kommunalen Bildungslandschaften – als 
Hinführung auf eine falsche Alternativentscheidung: zwischen entweder dem 
emanzipatorischen Sinnverstehen oder der gesellschaftlichen Anforderung an 
basale Kompetenzen.  
Aus meiner Sicht sind beide Dimensionen als gleichbedeutend zu be-
trachten, einerseits um eine durchaus reelle Chance auf Umsetzung auch 
außerhalb der Theoriediskussion im pädagogischen Seminar zu haben. Ande-
rerseits stellt sich beim subjektorientierten Blick auf Kinder und Jugendliche 
die Frage nach der (sozial)pädagogischen Verantwortung für das „gelingende 
Leben“ des Einzelnen, das sich doch auch durch die Fähigkeit ausdrückt, das 
Leben eigenständig zu regeln und sich in einer dinglichen, symbolischen, 
sozialen und subjektiven Welt verstehend, handelnd und kompetent zu be-
wegen. Für die Bewertung bedeutet das die Beachtung der Dimension der 
Möglichkeit der selbstständigen Lebensführung (auch) in den bestehenden 
gesellschaftlichen Bedingungen; darin wird die Befähigungsmöglichkeit37 für 
den Umgang der Kinder und Jugendlicher mit gesellschaftlichen (Bildungs-
)Anforderungen thematisiert.  
Gleichwohl erfordert diese Form des Umgangs mit der grundlegenden 
Allgemeinbildung auch immer das Bewusstsein der Kontingenz und Diffe-
renz, denn erst durch diese reflexive Qualität wird sie allgemein und erhält 
damit zugleich eine soziale Dimension. „Allgemeinbildung definiert sich 
über die Subjektivität der Individuen, ist aufgeklärte Subjektivität“ 
(MEYER/HELLEKAMP 2004: 166).  
                                                          
37 Es geht dabei aber nicht darum, wie Nussbaum (1999) betont, Menschen eine bestimmte 
Form des Lebens vorzuschreiben, sondern um das Schaffen von Voraussetzungen, damit 
Individuen die autonome Wahl eines Lebensplans überhaupt offensteht.  
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1.2.6 Bildung als Ko-Produktion 
Im bisher dargelegten Verständnis von Bildung ist schon deutlich geworden, 
dass das darin angelegte und verwendete Vorstellungsgerüst weit über rein 
formale Bildungsvorstellungen, die ausschließlich auf Schule oder Hoch-
schule bezogen werden, hinausgeht: Bildung kann als ein umfassender Pro-
zess der Aneignung von Weltdimensionen und Kompetenzen in der Ausein-
andersetzung mit sich und der Umwelt und damit als Lebensbildung 
(THIERSCH 2006) verstanden werden. Im Weiteren muss unterstrichen wer-
den, dass dieser umfassende Aneignungsprozess nur als aktiver und ko-
produktiver Prozess verstanden und gestaltet werden kann. Die sich in der 
Auseinandersetzung mit der Welt bildende Person ist dabei auf unterstützen-
de und bildende Gelegenheiten, Anregungen und Begegnungen angewiesen. 
Für die Gestaltung dieser unterschiedlich strukturierten Bildungssettings in 
den verschiedenen Lernwelten und Bildungsorten ist deshalb eine Vorstel-
lung vonnöten, die zunächst zentral darauf ausgerichtet ist, die sich bildende 
Person selbst konstitutiv am Bildungsprozess zu beteiligen und gleichzeitig 
anregende, also über den bisherigen Erfahrungshintergrund hinausführende 
Lerninhalte38 und Lernumgebungen bereitzustellen. Die Autoren des 12.
JUGENDBERICHTES 2005 sprechen hierbei von einem ‚Ko-Konstruktions-
prozess’ zwischen einem lernwilligen Subjekt und seiner sozialen Umwelt. 
In diesem Sinne sind, wie dies bereits in der Einleitung formuliert wurde, 
Kinder und Jugendliche als „Ko-Produzenten ihres eigenen Bildungsprozes-
ses“ (12. JUGENDBERICHT 2005: 107) zu begreifen. In diesem Verständnis 
grenzt sich der Begriff von Bildung deutlich von Begriffen ab, die als „bloße 
Konsumentenmodelle“ und einseitig die Produzentenseite betonende Modelle 
zu beschreiben wären.  
An öffentliche Bildungsangebote kann aus diesem ko-produktiven Ver-
ständnis heraus ein dreifacher Anspruch formuliert werden: 
Kinder- und Jugendliche werden als handelnde Akteure so kompetent, 
dass sie den kulturellen, sozialen, subjektiven und materiell-dinglichen 
Herausforderungen gewachsen sind. 
                                                          
38 In diesem Zusammenhang ist zum ersten Mal in dieser Arbeit die Frage nach der (auch) ein-
schränkenden Bildungsfunktion des Sozialraums, hier als regionales und lebenswelt-
begrenzendes Lernumfeld, zu stellen. So formulierte z.B. auf die Frage nach erfolgreichen 
Indikatoren für eine erfolgreiche Bildungsbiografie bei Jugendlichen mit Migrations-
hintergrund im Essener Stadtteil Katernberg, einem „Stadtteil mit besonderem Erneue-
rungsbedarf“, ein Mitarbeiter aus einem sozialraumbezogenen Hilfeansatz bei den Hilfen 
zur Erziehung als programmatische Formel die Notwendigkeit für junge Migranten, diesen 
Stadtteil zu verlassen: „Raus aus dem Stadtteil“; vgl. die Kritik von Landhäusser/Otto/Zieg-
ler an der Verabsolutierung des Sozialraumansatzes in der Sozialen Arbeit im Kontext des 
Fachforums „Orte der Bildung im Stadtteil“ (2005) der Regiestelle E&C in Kapitel 4.8.5.4. 
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Herkunftsbedingte ungleiche Ausgangsbedingungen sollen so weit wie 
möglich ausgeglichen werden. 
Die je nachfolgende Generation wird befähigt, an der demokratischen 
Gestaltung des bestehenden Gemeinwesens verantwortlich mitzuwir-
ken.
Zur Erreichung dieser Ziele und zum Anstoß von diesen Zielen entspre-
chenden Bildungsprozessen bedarf es also explizit der aktiven Mitwirkung 
der Lernenden, aber auch der Impulssetzung von außen. Dabei stehen die 
individuellen biografischen Voraussetzungen und die Lernmodalitäten in 
einem dialektischen Zusammenhang, denn die Impulssetzung von außen 
muss für das Individuum anschlussfähig sein. In diesem Sinne müssen also 
die (Bildungs-)Inhalte und (Bildungs-)Formen „verstanden“ werden können. 
So betont z.B. schon OSKAR NEGT (1970) in seiner Theorie der Arbeiterbil-
dung39 den Zusammenhang von soziologischer Phantasie und einer an den 
Erfahrungen des Individuums orientierten Bildungsarbeit, ohne damit aller-
dings auch den Anspruch zu erheben, das von ihm sogenannte Exemplari-
sche Lernen zu einer allgemeinen Bildungstheorie zu erweitern. Hierin sieht
NEGT die Möglichkeit, die 
grundlegenden, oft verdrängten oder verzerrt wahrgenommenen Konflikte des Individuums 
als strukturelle Widersprüche der Gesellschaft zu erklären und von bloßen Symptomen 
derartiger Konflikte zu unterscheiden (NEGT 1978: 43).
Er destilliert aus diesem emanzipatorischen Verständnis von Bildung gesell-
schaftliche Schlüsselqualifikationen, die zur Entwicklung von Kompetenzen 
zur Erfassung folgender Lebensdimensionen gehören: 
Identitätskompetenz als Umgang mit bedrohten und gebrochenen Iden-
titäten 
ökologische Kompetenz als pfleglichen Umgang mit Menschen, Din-
gen und der Natur 
technologische Kompetenz als ein Begreifen gesellschaftlicher Wirkun-
gen von Technik und als Entwicklung von Unterscheidungsvermögen 
historische Kompetenz als Erinnerungs- und Utopiefähigkeit 
Gerechtigkeitskompetenz als Sensibilität für Enteignungsverfahren, für 
Recht und Unrecht, Gleichheit und Ungleichheit 
ökonomische Kompetenz als Kompetenz zum Erkennen von Markt-
gesetzen und „betriebswirtschaftlichem Imperialismus“, der volkswirt-
schaftliche Sichtweisen aufgezehrt hat 
                                                          
39 Dieser Ansatz hatte in den 1970er Jahren durchaus paradigmatische Bedeutung, sowohl für 
den arbeitsfeldbezogenen Politikansatz des „Sozialistischen Büros“, in dessen lockerem Ar-
beitszusammenhang auch eine Reihe von kritischen Sozialarbeitern/-innen und Lehrer/-in-
nen organisiert waren, als auch in der Theoriediskussion eines an den gesellschaftlichen 
(heute würde man vielleicht von der Lebenswelt sprechen) Erfahrungen der Menschen ori-
entierten Bildungsansatzes in der Jugendarbeit. 
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Man kann im Exemplarischen Lernen eine (pädagogische) Methode40 erken-
nen, die auf Grundlage des Erkenntnisinteresses einer politischen Ökonomie 
der Arbeit soziologische, sozialpsychologische und historische Aspekte in 
einer „systemsprengenden“ Praxis zusammenfasst. 
In diesen Ausführungen wird deutlich, dass dieses ko-produktive Ver-
ständnis von Bildungsprozessen nicht auf eine reine Bestätigung der lebens-
weltlich geprägten Erfahrungen zu reduzieren ist.
1.2.7 Trias von Bildung, Betreuung und Erziehung41
Als sechster und letzter Baustein des dem 12. JUGENDBERICHT 2005 zugrun-
de liegenden Bildungsbegriffs ist die Trias von Bildung, Betreuung und Er-
ziehung von zentraler Bedeutung, auch und besonders für das Verständnis 
der im späteren Teil des Berichtes formulierten fachpolitischen Empfehlung 
einer
Neuformulierung eines zukunftsfähigen Systems von Bildung, Betreuung und Erziehung 
im Kontext der beiden Themenschwerpunkte Frühförderung einerseits und Kooperation 
von Jugendhilfe und Schule andererseits (12. Jugendbericht: 42).
In einer Studie der OECD (Organisation for Economic Cooperation and 
Development) aus dem Jahre 2004 wird dieses „Bildungskonzept“ als sozial-
pädagogisch qualifiziert. Nach Einschätzung der OECD findet dieser Bil-
dungsansatz in Deutschland besonders im Bereich der Früh- und Elementar-
pädagogik im Kindertagesbetreuungsbereich seinen vorrangigen Begrün-
dungszusammenhang, und es wird positiv konstatiert, dass die frühkindliche 
Förderung in Deutschland drei Konzepte der Betreuung (care), Bildung 
(education) und Erziehung umfasst (vgl. OECD 2004).   
Tatsächlich definiert das SGB VIII diese drei Konzepte als die Aufgaben 
der frühkindlichen Förderung. Dies ist von entscheidender politischer Bedeu-
tung. Die breit gefasste sozialpädagogische Begriffsbildung ist auch ent-
scheidend als Ausdruck des ganzheitlichen pädagogischen Ansatzes, „bei 
dem Betreuung, Bildung und Erziehung nicht voneinander zu trennen sind“ 
(OECD 2004: 24). Zugleich wird im selben OECD-Bericht „eine Vernach-
lässigung der Bildung im Dreiergespann aus Betreuung, Bildung und Erzie-
                                                          
40 Diese Methode wurde durchaus auch außerhalb der gewerkschaftlichen Arbeiterbildung, 
z.B. in der reformpädagogisch orientierten Odenwaldschule angewandt. 
41 Bildungs- und erziehungstheoretisch ist eine eindeutige Abgrenzung der Begriffe ‚Bildung’ 
und ‚Erziehung’ nicht möglich. Als ein gemeinsames Fundament beider Begriffe können 
Selbstständigkeit und Mündigkeit als Ziel sowohl von Bildung als auch der Erziehung gel-
ten. Beide Begriffe sind Grundbegriffe der Erziehungswissenschaft im deutschsprachigen 
Raum. Demgegenüber ist ‚Betreuung’ ein abgeleiteter Begriff. Die Autoren des 12. Ju-
gendberichtes betonen mehrere Funktionen, die für Bildungs- und Erziehungsprozesse un-
abdingbar sind und deshalb nach ihrer Auffassung als ein eigenständiger Aufgabenbereich 
öffentlicher Bildungs- und Erziehungsinstitutionen ausgewiesen werden müssen. 
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hung“ (OECD 2004: 24) konstatiert. Dies drückt sich gegenwärtig auch in 
der aktuellen Kooperationspraxis von Jugendhilfe und Schule aus. Vor allem 
im Handlungsfeld Kindertageseinrichtung und Grundschule, das durch den 
politischen Willen zu vermehrten Abstimmungen zwischen diesen Bildungs-
orten gekennzeichnet ist, gibt es öfter, als es einem aus der fachpolitischen 
Perspektive des 12. JUGENDBERICHTS lieb sein dürfte, und entgegen den 
oftmals wohlfeilen Formulierungen in den Kooperationsvereinbarungen und 
Gesetzen42 in den jeweiligen Alltagskulturen der Professionen in Kindergar-
ten und Grundschule (noch immer) eine gegenseitige Skepsis gegenüber der 
Leistungsbereitschaft in Bildung (in der Schule gegenüber dem Kindergar-
ten), Erziehung und Betreuung (in der Jugendhilfe gegenüber der Schule) zu 
verzeichnen. Wie immer man deshalb das aktuelle Kooperationsverhältnis 
qualifizieren möchte, es ist auf jeden Fall nicht davon auszugehen, dass die 
Formulierung der pädagogischen Trias im Gleichklang geschieht. Das wird 
deutlich durch die fehlende Anerkennung der Gleichwertigkeit der Einzel-
elemente von Bildung, Betreuung und Erziehung als allgemeingültige Grund-
lage für die Konzeptionierung von abgestimmten öffentlichen Bildungs-, 
Betreuungs- und Erziehungsangeboten in der Bundesrepublik Deutschland. 
Vielmehr ist die im Bericht angesprochene und zu Recht beklagte Separie-
rung und institutionelle Aufteilung in die jeweiligen Teilsysteme zu ver-
zeichnen; und in einer Art allgemeiner öffentlicher und auch von den jewei-
ligen Institutionen sehr gerne gegenseitig vorgenommenen „Schuld- und 
Leistungs-Zu-Schreibung“ wird der Familie die Erziehungsfunktion zuge-
ordnet, der Schule hingegen die Bildung und der Kinder- und Jugendhilfe die 
Betreuung.  
Diese besondere deutsche Spezialität führt dazu, dass in den Lebens-
realitäten der komplexen und differenzierten Lebenswelten der Kinder und 
Jugendlichen in der „reflexiven Moderne“ (BECK 1986) die von den Subjek-
ten zu leistenden Lebens-Bewältigungsaufgaben (BÖHNISCH 2001) nicht als 
Ganzes erkannt und erfasst werden können, da der Gesamtzusammenhang 
quasi künstlich und quer zu den (erlebten) Realitäten in den Lebenswelten in 
Einzelteile auseinanderfällt (oder noch absurder in institutionelle Zeitdimen-
sionen von Vor- und Nachmittag). Damit aber werden die tatsächlichen Ent-
wicklungsverläufe von Kindern ignoriert und zusätzlich die eigentlich vor-
handenen Potenziale der jeweiligen Bildungs- und Erziehungssysteme und 
der dort engagierten Bildner/-innen, Betreuer/-innen und Erzieher/-innen 
nicht ausgeschöpft und so unnötig verengt.  
Ein besonderes Verdienst des 12. JUGENDBERICHTES 2005 besteht in ei-
ner Relativierung der bisherigen impliziten Hierarchie und einer gleich-
                                                          
42 Vgl. die Kooperationsvereinbarung in NRW zwischen den Schul- und Jugendministerien im 
neuen „Gesetz zur frühen Bildung und Förderung von Kindern“ (Kinderbildungsgesetz Ki-
Biz).
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zeitigen Modernisierung43 der drei Begriffe ‚Bildung’, ‚Betreuung’ und ‚Er-
ziehung’.  
Der Begriff von Bildung, der im Bericht verwendet wird, weitet dabei 
den curricular unterlegten Unterrichtskanon des allgemeinbildenden Schul-
systems in Richtung eines umfassenderen Kompetenzerwerbs mit Blick auf 
die unterschiedlichen Bereiche der Weltaneignung. 
Die Vorstellung von Betreuung gestaltet sich darin anspruchsvoller als 
eine lediglich „wenig voraussetzungsvolle, vor allem auf Verlässlichkeit 
ausgerichtete Form der Aufsicht bei kleineren bzw. des Gewährenlassens bei 
etwas älteren Kindern“ (12. JUGENDBERICHT 2005: 338), etwa im Sinne der 
älteren Vorstellung von „Kinderhüten“ und „Kinderverwahrung“; stattdessen 
vollzieht der Bericht die Ausfüllung der an den englischen Begriff ‚care’
ausgerichteten Vorstellung von Betreuung. Betont wird neben der physischen 
Versorgung, Ernährung und Pflege der Kinder deren soziale Unterstützung 
und dass sich die Qualität von Betreuung zentral in der Bindungsintensität 
(12. JUGENDBERICHT 2005) wechselseitiger Beziehungen ausdrückt. Im frü-
hen Kindesalter wird dabei das „Urvertrauen“ und im weiteren Verlauf der 
„Kampf um Anerkennung“ zu einer wesentlichen Basis der auf emotionale 
Zuwendung und Unterstützung ausgelegten Beziehung zwischen dem/der 
Betreuer/-in und dem Kind. 
Schlussendlich wird auch der antiquierte Begriff von Erziehung, der von 
der Vorstellung einer einseitigen Formung des jungen Menschen durch einen 
Älteren bestimmt wurde, mehr als deutlich korrigiert und gleichzeitig erwei-
tert: Erziehung wird verstanden als eine Begleitung und Unterstützung bei 
der Entwicklung einer „personalen Identität, eines wertegebundenen Habi-
tus,44 verbunden mit Orientierungskompetenz“. Hier setzt die positive Beset-
zung des Erziehungsbegriffs, der ja selbst innerhalb des pädagogischen Dis-
kurses45 mehr als umstritten ist, durchaus auf die aktuelle Debatte auf um die 
Stärkung der Erziehungskompetenz innerhalb und außerhalb der Familie; 
dabei plädiert der Bericht für die Notwendigkeit einer Erziehung im gerade 
formulierten Sinne. Das ist für die fachpolitische Ausrichtung der Bildungs-
einrichtungen angesichts der unterschiedlichen Hinweise in der Gesellschaft 
(auch in der Kooperationspraxis von Jugendhilfe und Schule durch die stei-
gende Zahl der Schüler/-innen an Förderschulen und durch die zunehmende 
Nachfrage nach Hilfen zur Erziehung in der Jugendhilfe abgebildet), von 
großer Bedeutung für einen wachsenden Teil der Eltern, der das ihnen grund-
                                                          
43 Otto/Oelkers (2006) sprechen auch von einer „zeitgemäßen Bildung“ in Bildungsnetz-
werken. Siehe hierzu Kapitel 3.4.3.7 in dieser Arbeit. 
44 Bourdieu (1997) bezeichnet als Habitus die objektive und subjektive Konditionierung und 
Praxis von Angehörigen bestimmter sozialer Klassen zur Reproduktion der gesellschaft-
lichen Machtverhältnisse. 
45 Vgl. die Beiträge von Winkler zum Thema „Erziehung vor Bildung“ in Kapitel 2.4.3.1.   
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gesetzlich zustehende Recht und die Pflicht zur Erziehung nicht (mehr ohne 
Unterstützung) selbstverständlich realisieren kann. 
Vor diesem Hintergrund werden die Zuschreibungen obsolet: die einer 
reinen Betreuung für die öffentlich verantworteten Angebote der ersten Le-
bensjahre, einer familienergänzenden Erziehungsfunktion des Kindergartens 
und erst recht die „reine“ Zuschreibung einer Bildungsfunktion an die Schule 
und einer „Reparaturfunktion“ an die der Kinder- und Jugendhilfe – oder gar 
die Abwertung der Kinder- und Jugendarbeit als kostengünstiges Freizeitan-
gebot.  
Die mit dieser Haltung zusammenhängende ungleiche Wertschätzung der 
verschiedenen Aufgabenbereiche von Bildung, Betreuung und Erziehung in 
den Altersphasen und Lebenswelten der Kinder und Jugendlichen drückt sich 
sehr deutlich in der an dieser Wertschätzung46 analog ausgerichteten Ausbil-
dungshierarchie von der Kinderpflegerin über die Erzieherin, der Sozialpä-
dagogin bis zur Lehrerin aus.47
Demgegenüber sind aus den bisherigen bildungstheoretischen Darlegun-
gen, aus den pädagogischen Herleitungen der neueren Erkenntnisse der Hirn-
forschung und nicht zuletzt durch die lebensweltlichen Wandlungsprozesse 
und Entwicklungen – die ihren Ausdruck in den Familien und den pädagogi-
schen Institutionen und Einrichtungen finden – deutliche Anzeichen für Auf-
weichungen und Entgrenzungen bisher starrer Funktionszuweisungen zu 
finden und zu begründen.  
So werden beispielsweise heute gegenüber dem Kindergarten völlig zu 
Recht frühere und kognitive Ansprüche an Bildungsleistungen vor der Schu-
le formuliert, und die Schule (oder besser bestimmte Schulformen und Schu-
len in bestimmten Sozialräumen) sieht sich ebenso völlig zu Recht mit 
Betreuungsansprüchen konfrontiert, die über Organisation und Gestaltung 
des Unterrichts hinausgehen.  
Damit aber wird die bisher vorherrschende Meinung, dass Bildung, 
Betreuung und Erziehung eher im Nacheinander, als eine aufsteigende Ab-
folge im kindlichen Lebenslauf konzipiert und organisiert werden müssen, 
zunehmend infrage gestellt zugunsten einer Vorstellung von Lebensbildung 
als Nebeneinander gleichzeitig zu bewältigender Aufgaben. Entsprechend 
                                                          
46 Diese systemische Hierarchie wirkt sich in den verschiedenen Habitus der darin tätigen 
verschiedenen pädagogischen und pflegerischen Professionen oftmals sehr hinderlich für 
eine gelungene Kooperation aus. Wobei manchmal schwer zu entscheiden ist, ob die 
sprichwörtliche Arroganz der Oberstudienräte oder aber die genussvolle Pflege von Min-
derwertigkeitsgefühlen aufseiten der Erzieher/-innen und Sozialarbeiter/-innen bzw. Sozial-
pädagogen/-innen mehr der Kooperation schadet und/oder zur Verhinderung einer Zusam-
menarbeit im Sinne eines erweiterten Bildungsverständnisses auch nur zu gerne 
vorgeschoben wird. 
47 Die unterschiedlichen Strukturbedingungen und Handlungslogiken der beiden pädagogi-
schen Systeme und die Bedingungen ihrer Kooperation werden im dritten und vierten Kapi-
tel dieser Arbeit ausführlicher behandelt.  
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bedarf es auch einer aufeinander abgestimmten Sichtweise auf das Kindes- 
und Jugendalter. Damit aber wird die Formel „Bildung von Anfang an“ 
ebenso zur konzeptionellen Grundlage von (ganztägigen) Angeboten in der 
Schule oder in der kooperativen Ganztagsbildung wie auch Betreuung und 
Erziehung. In diesem Verständnis begründet sich die im 12. JUGENDBERICHT
2005 benutzte Formel „Bildung ist mehr als Schule“ und „Schule ist mehr als 
Bildung“.  
Der Bericht fokussiert bei der Thematisierung der organisierten Form der 
integrativen Herstellung der Trias in Jugendhilfe und Schule vorrangig auf 
den Bereich der Ganztagsschule. Diese Integration der Trias gilt aber auch 
für die offenen Formen der Ganztagsschule, wie z.B. im Bundesland NRW, 
in denen besonders die Schwierigkeit in der Herstellung des systemisch-
integrativen Zusammenhangs von Bildung, Betreuung und Erziehung beo-
bachtet werden kann, und ebenso für die kooperativen Formen der Ganztags-
bildung.  
Darüber hinaus werden im 12. JUGENDBERICHT 2005 die bildungspoliti-
schen Relevanzen der unterschiedlichen Orte, Modalitäten und Altersphasen 
im Kindes- und Jugendalter angesprochen und darin besonders auch die 
Notwendigkeit der Entwicklung von messbaren Indikatoren zur Bestimmung 
der jeweiligen Relevanzen für die Erweiterung der individuellen Befähi-
gungs- und der realen Verwirklichungsgerechtigkeit48 der Kinder und Ju-
gendlichen betont. 
1.3 Der „Capabilities-Ansatz“  
Der Capabilities-Ansatz wurde als neuer gerechtigkeitstheoretischer Ansatz 
im Kontext der Debatten zu internationaler Verteilungsgerechtigkeit und Ent-
wicklungspolitik in der Mitte der 1980er Jahre durch den indischen Öko-
nomen und Nobelpreisträger AMARTYA SEN und die US-amerikanische Phi-
losophin MARTHA CRAVEN NUSSBAUM eingeführt und thematisiert die Frage 
nach dem guten Leben bzw. einer gelingenden praktischen Lebensführung49.
Der Ansatz wird an dieser Stelle als zusätzlicher Referenzrahmen skiz-
ziert, weil er zunehmend Bedeutung gewinnt in der aktuellen Diskussion in 
der Kinder- und Jugendhilfe über die Stärkung ihrer bildungspolitischen 
Ausrichtung und in der Reflexion der Möglichkeiten von Kommunalen Bil-
                                                          
48 Diese Begriffe sind zentrale Bestandteile des Ansatzes des Capability Approach, der auf 
Amartya Sen und Martha Nussbaum zurückgeht und im nächsten Kapitel ausführlicher be-
handelt wird. 
49 Nach Otto/Ziegler (2008) ist die Beschäftigung mit dieser Frage auch Gegenstand der 
Pädagogik als Disziplin und Profession.  
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dungslandschaften (vgl. AGJ 2008 und OTTO/ZIEGLER 2008), vor allen Din-
gen durch das „Bielefelder Center for Education and Capability Research“.  
SEN stellt in seinen frühen Arbeiten erste Ideen für eine bedürfnis-
orientierte Theorie der Distribution und der dafür tauglichen „Maß-
einheiten“50 zur Messung sogenannter „positiver Freiheiten“51 vor, die dem 
einzelnen Menschen die Befähigung zur Auswahl aus einem Bündel von 
Lebensoptionen ermöglicht und die  
die Menge effektiv realisierbarer, hinreichend voneinander unterscheidbarer Möglichkeiten 
und Fähigkeiten von Menschen, für ihre eigene Konzeption eines guten Lebens wertvolle 
Handlungen und Daseinszuständen realisieren zu können (OTTO/ZIEGLER 2008: 12), 
darstellt. SENS Vorstellungen zur Befähigung für ein gutes Leben richten sich 
auf vier Dimensionen (vgl. HEINRICHS 2008):  
„Well-being freedom“ bezeichnet die Freiheit, jene Dinge zu erlangen, 
die konstitutiv für das eigene Wohlergehen sind.  
„Well-being achievement“ steht für das Erlangen dieser Dinge.  
„Acency freedom“ ist die Fähigkeit oder Freiheit, sein Handeln auf für 
wertvoll erachtete Umstände auszurichten. 
„Acency achievement“ meint das selbstständige Erreichen solcher Um-
stände.  
SEN befindet sich damit jenseits „rein präferenzbasierter Zugänge“ und „ethi-
scher Utilitarismen“ (STECKMANN 2008: 98) und gleichzeitig in z.T. starken 
Auseinandersetzungen mit kommunitaristischen und poststrukturalistischen 
Verfechtern einer Differenzpolitik.  
Demgegenüber ist die Perspektive, die MARTHA NUSSBAUM in den Ca-
pability Approach einbringt, gekennzeichnet durch ihre Auseinandersetzung 
mit der aristotelischen Ethik und der damit zusammenhängenden Frage nach 
den moralischen und politischen Grundlagen eines guten Lebens für alle 
Menschen.
                                                          
50 Die Einheit, nach der dem Capabilities-Ansatz zufolge soziale Gerechtigkeit und Wohlfahrt 
beurteilt werden kann, ist die Summe der gesellschaftlich eröffneten Befähigungen und 
Verwirklichungschancen von AkteurInnen, d.h. ihrer Fähigkeiten und Machtpotenziale. 
51 Der Begriff der „positiven Freiheit“ basiert dabei auf einer Auffassung personalen Lebens, 
die komplexer angelegt ist als die auf Hume zurückgeführten Modelle der praktischen Rati-
onalität des belief – desire. Diese handlungstheoretischen Modelle pflegen die Vorstellung, 
der Vollzug einer Handlung bestehe darin, dass ein gegebener Wunsch (desire) ein hand-
lungsmotivierendes Ziel vorgibt, das dann entsprechend einer Überzeugung (belief) reali-
siert wird. Demgegenüber steht im Zentrum des Capability Approach die Vorstellung, dass 
eine Person nicht nur über bestimmte Befähigungen (capabilities) verfügt, sondern darüber 
hinaus keine äußeren Beschränkungen für die Realisierung der jener Befähigung entspre-
chenden Funktion (functioning) vorliegen. Gleichzeitig impliziert der Capability Approach 
eine Auseinandersetzung mit der Frage der „adaptiven Präferenz“, die thematisiert, dass 
Personen durchaus ihre Wünsche und Einstellungen an die gegebenen – auch und beson-
ders an die depravierenden – Lebensbedingungen angepasst haben (vgl. Steckmann 2008). 
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Durchaus einem modernen Autonomiekonzept verpflichtet, formuliert 
NUSSBAUM in diesem Kontext ihre „Liste des Guten“, die sie als „vage“ und 
„als [eine] offene für Spezifikationen und Ausformulierungen im konkreten 
Kontext“ (PAUER-STUDER 1999) charakterisiert; „aber sie ist [auch] ein star-
ker vager Ausgangspunkt für die Reflexion darüber, was das gute Leben für 
ein solches Wesen sein könnte“ (NUSSBAUM 1999: 56). NUSSBAUM versteht 
ihre Liste als eine „Minimaltheorie des Guten“ von miteinander zusammen-
hängenden Fähigkeiten (capabilities) und nicht von tatsächlich ausgeübten 
Tätigkeiten (functionings) und betrachtet diese Grundfähigkeiten des Men-
schen als Ziel des Gesetzgebers. Für sie kann Menschenwürde nur dann 
effektiv geachtet und geschützt werden, wenn über rein formale Versiche-
rungen hinaus zehn Grundfähigkeiten berücksichtigt werden (wegen ihrer 
zentralen Bedeutung für das Verständnis des Capability Approach werden sie 
hier vollständig aufgeführt): 
„Die Fähigkeit, ein volles Menschenleben bis zum Ende zu führen; 
nicht vorzeitig zu sterben oder zu sterben, bevor das Leben so reduziert 
ist, dass es nicht mehr lebenswert ist. 
Die Fähigkeit, sich guter Gesundheit zu erfreuen; sich angemessen zu 
ernähren; eine angemessene Unterkunft zu haben; Möglichkeiten zu se-
xueller Befriedigung zu haben; sich von einem Ort zu einem anderen zu 
bewegen.
Die Fähigkeit, unnötigen Schmerz zu vermeiden und freudvolle Erleb-
nisse zu haben. 
Die Fähigkeit, die fünf Sinne zu benutzen, sich etwas vorzustellen, zu 
denken und zu urteilen.  
Die Fähigkeit, Bindungen zu Dingen und Personen außerhalb unserer 
selbst zu haben; diejenigen zu lieben, die uns lieben und für uns sorgen, 
und über ihre Abwesenheit traurig zu sein; allgemein gesagt: zu lieben, 
zu trauern, Sehnsucht und Dankbarkeit zu empfinden. 
Die Fähigkeit, sich eine Vorstellung vom Guten zu machen und kritisch 
über die eigene Lebensplanung nachzudenken. 
Die Fähigkeit, für andere und bezogen auf andere zu leben, Verbunden-
heit mit anderen Menschen zu erkennen und zu zeigen, verschiedene 
Formen von familiären und sozialen Beziehungen einzugehen. 
Die Fähigkeit, in Verbundenheit mit Tieren, Pflanzen und der ganzen 
Natur zu leben und pfleglich mit ihnen umzugehen. 
Die Fähigkeit zu lachen, zu spielen und Freude an erholsamen Tätig-
keiten zu haben. 
Die Fähigkeit, sein eigenes Leben und nicht das von jemand anderem 
zu leben. 
Die Fähigkeit, sein eigenes Leben in seiner eigenen Umgebung und in 
seinem eigenen Kontext zu leben“ (NUSSBAUM 1999:57). 
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Da diese „Liste des Guten“ von NUSSBAUM sich zunächst auch wie der Ver-
such lesen ließe, substanziell zu bestimmen, was ein gutes, geglücktes Leben 
ist, gerät sie in den Verdacht eines „metaphysisch-teleologischen Essen-
tialismus“ (OTTO/ZIEGLER 2008).
DABROCK (2008) plädiert demgegenüber für eine andere Lesart: die 
Koppelung der Förderung von Selbstachtung und Nichtdemütigung an 
Grundbedürfnisse, „die im hohen Maße als prinzipiell – wenn auch nicht 
unbedingt in der konkreten Ausfüllung – kulturinvariant zu bezeichnen sind“ 
(DABROCK 2008: 31). Darüber hinaus betont er als Innovation dieses Gerech-
tigkeitsansatzes von NUSSBAUM deren methodologisch reflektiert eingeführ-
tes Menschenbild.  
Allerdings sollte dieser Ansatz „in einer funktional ausdifferenzierten 
Gesellschaft […] auf deren Polykontextualität reflektiert werden und in das 
eigene Konzept integriert werden“ und dadurch als eine systemtheoretisch 
übersetzte „Verhinderung wechselseitiger Exklusionsverstärkung und Er-
möglichung von Inklusion“ (DABROCK 2008: 31) wirken können.  
Wie schon des Öfteren angedeutet, ist ein zentraler Bezugsrahmen für 
den Capability Approach JOHN RAWLS’ „Theorie der Gerechtigkeit“ (1975). 
Damit wird jene Frage auf die Tagesordnung gesetzt, die nicht nur in der 
politischen Rhetorik, sondern auch in der Sozialtheorie und politischen Phi-
losophie von zeitloser Relevanz ist, nämlich wie im  
anthropologisch nicht zu bestreitenden Spannungsverhältnis von Kooperationswilligkeit 
und Konkurrenz- und Konfliktbeladenheit menschlichen Zusammenlebens um die rechte 
gesellschaftliche Verhältnisbestimmung von „Freiheit“ und „Gleichheit“ (DABROCK
2008: 17)
soziale Gerechtigkeit herzustellen ist.  
Die damit verbundene komplexe und über die eher traditionelle Beschäf-
tigung mit Fragen der praktischen Ethik und Politik bzw. Wirtschaftspolitik 
hinausgehende Thematisierung der Erweiterung der „Verwirklichungs-
chancen der Menschen“ (SEN 2007: 29) ist nach Auffassung einiger Autoren 
(vgl. OELKERS/OTTO/ZIEGLER 2008; STECKMANN 2008; GRUNDMANN 2008; 
OELKERS/SCHRÖDTER 2008; ANDRESEN/OTTO/ZIEGLER 2008) wegen ihrer 
Erweiterung eines verengenden ökonomischen Blicks attraktiv auch für die 
Erziehungswissenschaften und spezifischer für die in dieser Arbeit reflektier-
te Frage nach der anspruchsvollen Gestaltung von Bildungslandschaften, die 
sich auf mehrere Dimensionen des Bildungsdiskurses beziehen sollen. 
Ein solcher tugendtheoretischer Fokus ist für eine Erziehungswissenschaft attraktiv, die 
sich auf die Komplexität von Lebenswelten und Lebensführungen bezieht und auf Akteu-
rInnen „mit einer konkreten Geschichte, Identität und affektiv-emotionalen Verfassung“ 
(BENHABIB 1989: 460)
sowie auf Fragen von „Kultur, also Haltungen, Einstellungen und symbolisch 
artikulierten Lebensentwürfen“ (BRUMLIK 2007: 82). 
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Das bezieht sich ausdrücklich auch auf die im Capability Approach an-
gelegte selbstkritische Frage an die Erziehungswissenschaft, wie und in wel-
cher Weise sie die Verbindung zwischen den Fragen von Erziehung und 
Bildung und „öffentlicher Wohlfahrtsproduktion und sozialen Chancen der 
AdressatInnen in Beziehung“ (OELKERS/OTTO/ZIEGLER 2008: 87) setzen 
kann.
setzen kann. Die Frage nach dem „guten Leben“ stellt somit einen 
Schlüsselbegriff für eine Erziehungswissenschaft dar, die den Anspruch 
erhebt, die Bildungspraxis an diesem Anspruch empirisch zu messen und 
darin die Verwirklichungschancen als reales Vermögen von Menschen für 
ihre eigene Konzeption eines guten Lebens zu fördern.  
Diese Verbindung bestimmt sich im Capability Approach durch den im-
pliziten Bezug auf die aristotelische Ethik52 des „tugendhaften Charakters“ 
und damit die Verbindung von „Regeln, Standards, Prinzipien und rationalen 
Abwägungen“ mit der Perspektive der Akteure/Akteurinnen und deren „Be-
dürfnissen, Neigungen, Empfindungen, Haltungen, Erlebnisperspektiven, 
Sinn- und Symbolsystemen sowie ästhetischen Handlungsmotivationen“ 
(OTTO/ZIEGLER 2008: 9).  
Mit dem Ansatz des Capability Approach wird demnach die Frage nach 
der produktiven Perspektive der mehrdimensionalen Bildung in ihrer zentra-
len Bedeutung für die Bestimmung von „Handlungsbefähigung“53 (GRUND-
MANN 2008) für ein „gutes Leben“ nicht nur als ein individuelles, sondern 
immer auch ein soziales Projekt zu kennzeichnen sein. „Wenn wir die uns 
bedrängenden Probleme lösen wollen, müssen wir in der Freiheit des Einzel-
nen ein soziales Gebot sehen“ (SEN 2007: 10). SEN sieht als den zentralen 
                                                          
52 „Aristoteles sprach über die Menschen und das gute menschliche Leben. Er sprach auch 
über die Gestaltung der staatlichen Institutionen in den vielen Lebensbereichen, die seiner 
Ansicht nach in die Zuständigkeit des Gesetzgebers fallen sollten. Er verknüpfte diese bei-
den Reflexionsebenen mit einer bestimmten Konzeption von der Aufgabe stattlicher Pla-
nung. Diese Aufgabe besteht seiner Ansicht nach darin, jedem Bürger die materiellen, insti-
tutionellen und pädagogischen Bedingungen zur Verfügung stellen, die ihm einen Zugang 
zum guten menschlichen Leben eröffnen und ihn in die Lage versetzen, sich für ein gutes 
Leben und Handeln zu entscheiden“ (Nussbaum 1999: 24). 
53 So definiert Grundmann (2008) Handlungsbefähigung als die Einsicht in die Fähigkeit, sein 
Leben selbstständig zu meistern, und verweist in diesem Zusammenhang darauf, dass Kin-
der, die aufgrund verfügbarer Ressourcen viele Alternativen erproben können, sich in der 
Regel als handlungswirksamer erleben als Kinder, die in ihren Handlungsspielräumen (sei 
es durch die Bedingungen des Aufwachsens zu Hause oder durch persönliche Handicaps) 
eingeschränkt sind; ferner verweist er darauf, wie stark solche Erfolgs- und Miss-
erfolgserfahrungen von der personalen Handlungsbefähigung (agency) sowie der sozialen 
Überzeugung der Handlungsmächtigkeit einer Person bzw. der Übertragung von Leis-
tungsmerkmalen abhängen. Kindern aus bildungsnahen Herkunftsmilieus wird z.B. ein ge-
wisses kulturelles Hintergrundwissen und entsprechendes Können unterstellt, während He-
ranwachsenden aus bildungsfernen Milieus seltener zugetraut wird, dass sie sich für 
klassische Musik interessieren, geschweige denn ein entsprechendes Instrument beherr-
schen (vgl. Grundmann 2008: 134). 
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Punkt seines Ansatzes diese Erweiterung von Freiheit, die er sowohl als 
Zweck an sich wie auch als oberstes Mittel für Entwicklung betrachtet. 
Dieses Verständnis von menschlicher Freiheit kontrastiert deutlich mit 
Auffassungen, die Entwicklung allein mit dem Wachstum des Brutto-
sozialprodukts oder des persönlichen Wachstums gleichsetzen. SEN unter-
scheidet zwischen fünf unterschiedlichen Typen von Freiheit, die alle aus 
einer instrumentellen Perspektive die allgemeinen „Verwirklichungs-
chancen“ (capabilities) des Einzelnen fördern und dabei einander ergänzen 
(SEN 2007: 21): 
politische Freiheiten  




Für SEN lassen sich nun die Verwirklichungschancen in einer Art von „zwei-
gleisiger Beziehung“ (SEN 2007: 29) sowohl in Bezug auf ihre normative 
Bewertung als auch hinsichtlich ihrer Effektivität darstellen. Demnach ist für 
den Erfolg einer Gesellschaft einerseits primär, wie groß die von ihren Mit-
gliedern genossenen substanziellen Freiheiten sind, und andererseits stellt 
Freiheit auch die oberste Determinante für individuelle Initiative und soziale 
Wirklichkeit dar, denn „mehr Freiheit stärkt die Fähigkeit des Menschen, 
sich selbst zu helfen und auf die Welt einzuwirken, und beides ist für den 
Entwicklungsprozess zentral“ (SEN 2007: 30). SEN nennt diesen Prozess den 
„Tätigkeitsaspekt des Individuums“ (SEN 2007: 30).  
In seinem Verständnis des Tätigwerdens (agency) legt SEN allerdings 
großen Wert auf die Abgrenzung zur Verwendung dieses Begriffes in der 
Wirtschaftstheorie und der Spieltheorie, in denen menschliches Tätigwerden 
entweder als nützliches oder als von einem anderen zu beurteilendes Verhal-
ten verstanden wird und nicht als Bezeichnung für jemanden,  
der tätig ist und Veränderungen bewirkt und dessen Leistungen in Bezug auf seine eigenen 
Werte und Ziele zu bewerten sind, unabhängig davon, ob wir sie auch noch hinsichtlich 
irgendwelcher äußeren Kriterien beurteilen (SEN 2007: 31).
Zusammenfassend muss im Capability-Ansatz weniger die „Etablierung 
eines Zwangs oder einer Disziplinierung zum ‚Guten’“ (OTTO/ZIEGLER
2008: 11) gesehen werden, sondern vielmehr die  
Formulierung von grundlegenden Gelegenheiten und Befähigungen, auf deren Ermögli-
chung Menschen Anspruch haben und die sich als ein Fundament für die Verfolgung und 
Verwirklichung der verschiedensten Entwürfe eines guten Lebens verstehen lassen 
(OTTO/ZIEGLER 2008: 12).
Dieser formulierte Anspruch ist empirisch mess- und rekonstruierbar und 
entwickelt seine Reichweite und Qualität im  
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Spektrum sowie der Menge effektiv realisierbarer, hinreichend voneinander unterscheid-
barer Möglichkeiten und Fähigkeiten von Menschen, für ihre eigene Konzeption eines 
guten Lebens wertvolle Handlungen und Daseinszustände realisieren zu können 
(OTTO/ZIEGLER 2008: 12). 
Damit erhebt der Capability-Ansatz zugleich Anspruch – der auch im Rah-
men der Gestaltung von Kommunalen Bildungslandschaften von Bedeutung 
ist – auf eine „relationale Perspektive“ in pädagogischen Prozessen, die die 
gesellschaftlichen Möglichkeiten des „materiell, kulturell und politisch-
institutionell strukturierten Raumes“ in Beziehung zum „akteursbezogenen 
Raum der individuellen Handlungs- und Selbstaktualisierungsfähigkeiten“ 
(vgl. OTTO/ZIEGLER 2008) setzt. Der Ansatz stellt darin eine „elaborierte Er-
weiterung und Alternative zu einem verkürzenden Humankapitalansatz“ (vgl. 
OTTO/ZIEGLER 2008) dar.
In dieser Lesart und Perspektive ergeben sich deutliche Verbindungen 
durch eine gemeinsame Ausrichtung auf die Entwicklung von Kompetenzen 
beim Individuum für eine allgemeine Lebensführung (Bildung ist mehr als 
Schule) und Lebensbewältigung (gelingende praktische Lebensführung). 
Somit entsteht ein Ergänzungsverhältnis zwischen dem gedanklichen Rah-
men der Kompetenzbereiche und Weltbezüge im erweiterten Bildungsbegriff
und in den vier Dimensionen zur Befähigung eines guten Lebens bei SEN
sowie der Schaffung der Voraussetzung für die autonome Wahl eines Le-
bensplans in der Minimaltheorie des Guten bei NUSSBAUM.
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2 Kinder- und Jugendhilfe als Partnerin der Schule
2.1 Einleitung
In diesem Kapitel wird der Versuch unternommen, die Bedeutung und Funk-
tion der Kinder- und Jugendhilfe herauszuarbeiten in ihrer Rolle als Partne-
rin, die in „gemeinsamer Verantwortung“ (BJK 2003) mit der Schule eine 
neubegründete Form der kooperativen Bildungspartnerschaft anstrebt, die 
sich sowohl auf die Behebung der zentralen negativen Befunde der internati-
onalen Vergleichsstudien als auch auf die Neubegründung der Trias von 
Bildung, Betreuung und Erziehung (12. JUGENDBERICHT 2005) bezieht. 
Dabei wird zunächst die Ausgangssituation für die aktuelle Bildungs-
debatte dargestellt vor dem Hintergrund der bildungs- und gesellschafts-
politischen Irritationen, die durch die internationalen Vergleichstudien für 
das deutsche Bildungssystem entstanden sind. Nach einem kurzen histori-
schen Exkurs in den Bildungsdiskurs der 1970er Jahre kann die aktuelle 
Bildungsdebatte unter dem Fokus ihrer spezifischen Bedeutung für die bil-
dungspolitischen Selbstvergewisserungen der Kinder- und Jugendhilfe be-
wertet werden. Daran schließt sich die Darstellung wichtiger fach- und bil-
dungspolitischer Stellungnahmen aus dem Bereich der der Kinder- und 
Jugendhilfe an. Das sind als Erstes die Überlegungen durch die Sachverstän-
digenkommission des 11. Kinder- und Jugendberichtes, der sich schon im 
Jahre 2002 unter dem Titel „Aufwachsen in öffentlicher Verantwortung“ mit 
den Fragen zunehmender Bedeutung von Bildungsfragen für das Auf-
wachsen von Kindern und Jugendlichen befasst hat. Als Zweites werden die 
sogenannten „Leipziger Thesen“ aus dem Jahre 2002 des Bundesjugend-
kuratoriums (BJK) mit dem Anspruch einer gemeinsamen Verantwortung mit 
der Schule zur Erreichung einer neuen Schule aus dem Jahre 2003 vorge-
stellt. Abgeschlossen wird das Kapitel mit der Stellungnahme des BJK zu 
dem auch für diese Arbeit zentralen Referenzpunkt, dem 12. JUGENDBERICHT
aus dem Jahre 2005. 
Anschließend wird ein Überblick über die aktuellen, auch kritischen An-
fragen an Bildung als neue und z.T. auch kritisch diskutierte fachliche Leit-
norm für die zukünftige Ausrichtung der Kinder- und Jugendhilfe exempla-
risch an den Überlegungen und Positionen von WINKLER, THIERSCH und
OTTO dargestellt. In einem abschließenden Text wird die für die Diskussion 
eines eigenständigen Bildungsbegriffs und Bildungsprofils in der Sozialpä-
dagogik zentrale Kategorie der Aneignung eingeführt, hier von DEINET und
REUTLINGER, die ein Verständnis vom sozialen Raum entwickeln, in dem 
dieser als Ort der eingelagerten gesellschaftlichen Sinngebungen für das 
Subjekt dargestellt wird.  
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2.2 Neue Bildungsdebatte und Kinder- und Jugendhilfe 
Nach der Veröffentlichung der ersten PISA-Ergebnisse im Jahre 2001 ist in 
Deutschland eine Bildungsdebatte entbrannt, die sich bei genauerem Hinse-
hen als eine Debatte darstellt, die zumindest aus der Sicht der Kinder- und 
Jugendhilfe verkürzt ist und überwiegend auf die tradierte Vorstellung von 
schulisch geprägten Bildungsprozessen gründet, also auf eine ausschließliche 
Orientierung auf Lernen, Wissen und Bildung im Sinne „leistungsorientierter 
Komponenten“ (OTTO/RAUSCHENBACH 2004: 5).
Daneben nimmt man quasi als ungeplanten Nebeneffekt der Ergebnisse 
der internationalen Vergleichsstudien aus der Schule zunehmend den Ruf 
nach genereller Verstärkung der Schulsozialarbeit und Kinder- und Jugend-
hilfe wahr.54
In dieser Tendenz werden allerdings die im ersten Teil dieser Arbeit dar-
gestellten inhaltlichen Bildungsvorstellungen in den vier Weltdimensionen 
weitgehend ignoriert. Vielmehr ist eine bildungspolitische Engführung auf 
die schulisch vermittelten und vorwiegend in formalen Bildungsstrukturen 
stattfindenden Bildungsprozesse zu verzeichnen und gleichzeitig eine Redu-
zierung der sehr unterschiedlichen Aufgaben in der Kinder- und Jugendhilfe 
auf die Erziehungsfunktion. Damit aber werden die dort real stattfindenden 
informellen Bildungsprozesse in ihrer lebensweltlichen (Bildungs-
)Bedeutung nicht mehr in einer, erziehungswissenschaftlich betrachtet, an-
gemessenen Art und Weise rezipiert.  
Außerdem entsteht in der Kinder- und Jugendhilfe zusätzlich der Ein-
druck, dass der nicht zu realisierende Reformdruck, der durch die internatio-
nalen Vergleichstudien eigentlich auf der Schule lastet, wegen deren reform-
resistenter Struktur politisch auf die Kinder- und Jugendhilfe „umgelenkt“ 
wird55 und diese dadurch noch stärker in ihrer Rolle als „Partner für die sozi-
alen Problemfälle“ (RAUSCHENBACH/OTTO  2004: 14) oder als der Schule 
                                                          
54 So wird z.B. in der Stadt Essen als eine Unterarbeitsgruppe der Arbeitsgemeinschaft nach 
§ 78 SGB VIII (Jugendhilfeplanung) seit einiger Zeit das z.T. sehr kritische Verhältnis der 
Sozialen Dienste bzw. der Hilfen zur Erziehung zur Schule kontrovers zwischen den Sys-
temen diskutiert. Die Kinder- und Jugendhilfe sieht sich dabei zunehmend dem Anspruch 
der Schule (hier besonders aus dem Bereich der Förderschulen) ausgesetzt, Sozialarbeiter 
nicht mehr in einer sozialräumlichen Zuständigkeit zu belassen, sondern sie den einzelnen 
Schulen zuzuordnen. Dahinter liegt die Erfahrung der Schule, nicht mehr allein mit den 
„schwierigen Jugendlichen“ in der Schule zurechtzukommen, und aus der Perspektive der 
Schule gleichzeitig die Schwierigkeit, eventuell in einer Klasse durch das sozialräumliche 
Organisationsprinzip in der Kinder- und Jugendhilfe mit mehreren Sozialarbeitern koope-
rieren zu müssen. 
55 Als ein Beispiel hierfür kann kann genannt werden etwa der zunehmende Druck auf die 
frühe Förderung der Sprachentwicklung, die als Verbesserung der Vorbereitung auf die 
Schulfähigkeit in der Verantwortung im Tagesstättenbereich betrachtet wird.  
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vorgelagerte und zuarbeitende Bildungsinstitution wahrgenommen und in 
Anspruch genommen wird.  
Darauf reagiert die Kinder- und Jugendhilfe, zusätzlich irritiert durch 
Ungleichzeitigkeiten in ihren verschiedenen Handlungsfeldern (Tages-
einrichtungen für Kinder, Kinder- und Jugendarbeit, Soziale Dienste, Hilfen 
zur Erziehung, Jugendsozialarbeit), ihrerseits häufig reflexartig und deshalb 
mit Abwehr gegen diese „Inpflichtnahme“ durch die defizitären und nicht 
selbstreflexiven schulischen Strukturen oder aber mit der bekannten, belieb-
ten und leider auch vielverbreiteten „Immer-schon-Rhetorik“ (RAUSCHN-
BACH/OTTO 2004: 19). Damit bestätigt die Kinder- und Jugendhilfe erst recht 
die „paradoxe Beziehungsfalle“56, in der sie nach meiner Auffassung in ih-
rem Versuch der Klärung ihres Verhältnisses zur Schule gefangen ist. 
Nach Ansicht einiger Autoren (vgl. u.a. RAUSCHENBACH/OTTO 2004; 
MÜNCHMEIER/OTTO 2002; DEINET 2001) aber müsste eigentlich vor der 
Klärung der Beziehungsfrage „Wie halte ich es mit der Schule?“ die dezi-
dierte inhaltliche Auseinandersetzung stehen über die Frage, welche Anteile 
in der Gesamtorganisation von Bildungsprozessen und Bildungsverläufen 
von Kindern und Jugendlichen die Kinder- und Jugendhilfe einbringen kann.  
Die Frage, die einem umfassenden Bildungsanspruch gerecht wird, muss daher zunächst 
lauten: Was müssen Kinder und Jugendliche lernen, wissen und können, um ihre je eigene 
Zukunft bewältigen zu können, welche Bildungsangebote sollten ihnen zur Verfügung 
stehen? (RAUSCHENBACH/OTTO 2004: 19)
In der skizzierten Einschränkung auf die schulbezogenen Bildungsprozesse 
erinnert die hier als aktuell gekennzeichnete Bildungsdebatte in ihrem Aus-
schluss von Bildungsleistungen außerhalb der Schule bzw. der klassischen 
Bildungsinstitutionen zunächst an die Debatten der späten 1960er/frühen 
1970er Jahre, in denen die Bildungsleistungen außerhalb von Schule und hier 
spezifisch die der Kinder- und Jugendhilfe auch nicht zentraler Bestandteil 
waren (vgl. HORNSTEIN 2002).
Dabei hat sich aktuell in der Kinder- und Jugendhilfe, auch infolge der 
PISA-Ergebnisse – in seiner Wirkung allerdings weitgehend beschränkt auf 
das eigene, sozialpädagogische Milieu – eine kritische Diskussion über die 
Notwendigkeit einer stärkeren Ausrichtung einzelner Handlungsfelder auf 
Bildungsprozesse entwickelt. Das gilt für die Ebene der wissenschaftlichen 
Produktion von Fachöffentlichkeit, für die strategischen Führungsebenen in 
der Kinder- und Jugendhilfe und auch für die sehr unterschiedlich ausge-
                                                          
56 Kurz kann die Paradoxie in diesem Zusammenhang wie folgt definiert werden: Einerseits 
gibt es aufgrund der zunehmenden lebensweltlichen Bedeutung der Schule keine fachliche 
Alternative zur Zusammenarbeit mit der Schule. Das gilt besonders für die sich entwickeln-
den unterschiedlichen Formen der Ganztagsschulen. Andererseits geht die Kinder- und Ju-
gendhilfe damit aber auf der Ebene der Ressourcenverteilung und ihrer fachlichen „Al-
leinstellungs-Identität“ gleichzeitig die Gefahr des Verlustes der organisatorischen 
Eigenständigkeit ein (vgl. Berse 2005).  
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prägten „lokalen Praxen“ im Kontext der Gestaltung von Kommunalen Bil-
dungslandschaften. 
Diese Diskussion bzw. die Versuche der „bildungspolitischen Selbstver-
ortungen“ (RAUSCHENBACH/OTTO 2004: 18) werden allerdings außerhalb der 
sozialpädagogischen Fachwelt (und hier besonders in Teilen der schulischen 
und schulverwaltungsamtlichen Fachwelt) leicht als „Mitnahmeeffekt“ ver-
standen, der darauf ausgerichtet scheint, zusätzlichen Einfluss (auf die Schu-
le) zu gewinnen und/oder zusätzliche Ressourcen im Verteilungskampf zu 
sichern bzw. zu gewinnen. Deshalb betonen auch z.B. RAUSCHEN-
BACH/OTTO den rigorosen fachlichen Anspruch an die Kinder- und Jugend-
hilfe, sich dezidiert inhaltlich durch die Ausweisung der sachlichen Beteili-
gung an den Bildungsverläufen von Kindern und Jugendlichen zu 
positionieren, dadurch dieser Gefahr zu entgehen und „in der Öffentlichkeit 
nicht den Eindruck einer vorrangig strategischen Positionierung“ (RAU-
SCHENBACH/OTTO 2004: 18) zu erwecken.  
Im Folgenden sollen verschiedene Beiträge aus dem Diskussionskontext 
der Kinder- und Jugendhilfe zu der sowohl chancen- wie auch risikoreichen 
Bildungsdebatte für die Kinder- und Jugendhilfe vorgestellt und diskutiert 
werden.57 Neben der inhaltlichen Dimension der Ausrichtung auf Bildungs-
prozesse steht dabei naturgemäß die Diskussion über das Verhältnis zum 
„großen Bruder Schule“ im Zentrum der Debatte. Die Spannbreite der Ar-
gumentationsfiguren reicht dabei von einer völligen Ablehnung einer auf 
mehr als auf die Kooperation eigenständiger pädagogischer Systeme ausge-
legten Zusammenarbeit bis zur Thematisierung der „Systemfrage“ (ein ge-
meinsames neues System für Bildung, Betreuung und Erziehung).  
RAUSCHENBACH/OTTO begreifen diese Debatte als eine Art „Verträglich-
keitsprüfung“, welche die Chancen und Risiken und dabei mögliche, nichtin-
tendierte Nebenwirkungen einer bildungspolitischen Neuausrichtung der 
Kinder- und Jugendhilfe abzuwägen hat.  
Dazu machen sie drei Anmerkungen, die als konzeptioneller Reflexions-
rahmen dienen können: 
Die bildungspolitische Selbstvergewisserung diene der Kinder- und Ju-
gendhilfe, ihre inneren Spannungsbögen zu bearbeiten und neu auszu-
loten zwischen sozialer Dienstleistung und sozialer Kontrolle, zwischen 
Sozialisationsagentur und Hilfe zur Lebensbewältigung, zwischen Bil-
dung der ganzen Person und kognitiver Förderung von Kinder und Ju-
gendlichen. Die mit einer bildungspolitischen Ausrichtung verbundene 
Herausforderung werde zu einer offensiveren Pädagogik führen, die 
                                                          
57 Nach Beck geht in der fortgeschrittenen und auf dem Weg in eine andere Moderne immer 
die Produktion von Chancen systematisch einher mit der gesellschaftlichen Produktion von 
Risiken. Insofern könnte das durch Ambivalenz gekennzeichnete Verhältnis von Jugend-
hilfe zur Schule als ein der reflexiven Modernisierung der Industriegesellschaft entspre-
chendes begriffen werden (vgl. Beck 1986). 
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auch mit den damit verbunden Zumutungen anderer und neuer Erfah-
rungen, vor allen Dingen in ihren familienergänzenden oder -
ersetzenden Funktionen im Tagesstättenbereich und den Hilfen zur Er-
ziehung, zu Neuausrichtungen führen muss. 
Eine bildungspolitische Öffnung der Kinder- und Jugendhilfe würde 
die Chance eröffnen, nicht mehr nur als nachrangiger, sekundärer Part-
ner (der Schule) wahrgenommen zu werden, und hätte darüber hinaus 
vermutlich eine bildungspolitische Öffnung und Erweiterung des Kom-
petenzansatzes bei der PISA-Studie im Jahre 2009 mit der Überprüfung 
der spezifischen Bildungsanteile auch der Kinder- und Jugendhilfe zur 
Folge.
Gleichzeitig bürde sich die Kinder- und Jugendhilfe neben der schon 
beschriebenen sozialpolitischen Inpflichtnahme eine weitere Irritation 
ihres Eigensinns durch eine dann verstärkte bildungspolitische 
Inpflichtnahme auf. Damit aber würde die Kinder- und Jugendhilfe z.B. 
durch die Veränderung ihres Freiwilligkeitsprinzips z.T. wahr-
scheinlich an den Rand ihrer aktuellen Toleranzmöglichkeiten im inner-
fachlichen Diskurs geraten (vgl. RAUSCHENBACH/OTTO 2004).
Jenseits der internen bildungspolitischen Selbstverortungsversuche sind auf 
jeden Fall und auch z.T. unabhängig von deren Beantwortung unterschied-
liche Optionen in der organisatorischen und konzeptionellen Kooperation mit 
Schule und zur Bestimmung der Bildungsaufgaben von Kinder- und Jugend-
hilfe denkbar. 
2.3 Anfragen und Irritationen durch internationale 
Vergleichsstudien
Bevor die unterschiedlichen Positionen innerhalb der Kinder- und Jugendhil-
fedebatte zu den Entwicklungsperspektiven in der bildungspolitischen 
Selbstvergewisserungsdebatte, zu den Kooperationsformen von Jugendhilfe 
und Schule und zu den Möglichkeiten der Ganztagsschulentwicklung darge-
stellt werden, sollen noch einmal kurz die „bildungs- und gesellschafts-
politischen Irritationen“ (RAUSCHENBACH/OTTO 2004: 12) durch die inter-
nationalen Vergleichsstudien wiederholt werden, die zweifelsfrei, ob man 
mag oder nicht, ein wesentliches Dynamisierungsmoment in der bildungs-
politischen Debatte in Deutschland darstellen. 
Die erste PISA-Studie aus dem Jahr 2001 (vgl. BAUMERT U.A. 2001) hat 
sich mit dem Kompetenzniveau in der sprachlichen und mathematischen 
Grundbildung von 15-jährigen Schülern und Schülerinnen in 43 Ländern be-
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schäftigt und dabei vor allen Dingen drei beunruhigende Befunde für den 
hier erörterten Zusammenhang erhoben (vgl. RAUSCHENBACH/OTTO 2004): 
1. In keinem anderen untersuchten Land war die Kluft zwischen guten 
und schlechten Schülern und Schülerinnen so groß wie in Deutsch-
land. Das heißt auch, dass das deutsche Bildungssystem in seiner drei-
gliedrigen Struktur (durch den Einbezug der Förderschulen, die in der 
lokalen Praxis einer der Hauptkooperationspartner der Kinder- und 
Jugendhilfe sind, muss man eigentlich von einem viergliedrigen 
Schulsystem sprechen) nicht in der Lage ist, die herkunftsbedingten 
Unterschiede der Kinder und Jugendlichen zu reduzieren, sondern sie 
im Gegenteil noch verstärkt.  
2. Das Kompetenzniveau hängt in keinem anderen untersuchten Land so 
stark von der sozialen Herkunft ab wie in Deutschland. Es ist primär 
die soziale Herkunft, die die gemessenen Leistungsunterschiede be-
stimmt, nicht unbedingt die jeweilige Schulform. Diese Form der so-
zialen Chancenungleichheit, auch in den Zeiten hochindividualisierter 
Lebensmuster, ist angesichts eines modernen gesellschaftlichen De-
mokratieverständnisses nicht akzeptabel und stellt auch kritische An-
fragen an das Gesamtsystem der öffentlichen Erziehung und damit an 
die (möglichen) kompensierenden Bildungsanteile der Kinder- und 
Jugendhilfe.58
3. Als dritter wesentlicher Befund aus der ersten PISA-Studie ist die 
Tatsache zu werten, dass fast ein Viertel der deutschen Schüler/-innen 
                                                          
58 An dieser Stelle ist hinzuweisen auf die kontroverse Debatte um kompensatorische Erzie-
hungskonzepte innerhalb einer politischen Ausrichtung auf die sozial ausgleichenden Mög-
lichkeiten von Bildung (die von rechtskonservativen Kritikern mit dem Begriff der Bil-
dungseuphorie belegt wurden). So geht z.B. Winkler (2004) davon aus, dass die PISA-
Befunde durchaus den Befund zulassen, dass Schulen prinzipiell in der Lage sind, Belas-
tungen auszugleichen, unter welchen Kinder aufgrund ihrer sozialen Herkunft, aufgrund ih-
res Migrationsstatus, wohl auch aufgrund familiärer Gegebenheiten leiden. Das Bildungs-
system kann als Instrument dienen, soziale Gerechtigkeit zumindest als Ausgleich von 
Bildungschancen herzustellen. Demgegenüber betont z.B. Bourdieu (vgl. Bourdieu 2001) in 
„Wie die Kultur zum Bauern kommt“, er sei, im Gegensatz zu den Sozialphilosophien, die 
immer mit einem Appell an die Pädagogik enden, davon überzeugt, dass man für Bedin-
gungen sorgen muss, die die Voraussetzung für die Pädagogik bilden. Er zeigt in diesem 
Band am Beispiel der Bauern, der kulturell am meisten benachteiligten sozialen Klasse, den 
Zusammenhang von formaler Gleichheit und faktischer Ungleichheit aufgrund der unter-
schiedlichen Bildungsvoraussetzungen, die Kinder aus verschiedenen sozialen Klassen in 
die Schule mitbringen. Die von Eltern aus den unteren Klassen in die Schule gesetzten 
Hoffnungen werden nach Bourdieu in der Regel enttäuscht: Statt einer befreienden kommt 
der Schule nach wie vor eine konservierende Funktion zu. Diesen Gedanken nimmt Wink-
ler auf, indem er betont, gerade darin bestehe der eigentliche Skandal: dass das deutsche 
Schulsystem, obwohl es prinzipiell dazu in der Lage wäre, genau dieses nicht erfülle bzw. 
diese Herstellung von Belastungsausgleichen nicht gelingt; er wirft der Bildungspolitik vor, 
genau dieses auch nicht gewollt zu haben. Deshalb versteht er die PISA-Studie auch als 
Armutsstudie, die zeigt, dass die soziale Not in diesem Land massiv zugenommen hat. 
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nicht oder nur knapp das unterste Leistungsniveau, die sogenannte 
Kompetenzstufe I, erreicht hat und somit eine „bildungspolitische Ri-
sikogruppe“ (RAUSCHENBACH/OTTO 2004: 13) bildet. Auch der häu-
fig gehörte Hinweis auf die Sprachprobleme von Schülern/Schü-
lerinnen mit Migrationshintergrund, die in der lokalen Praxis häufiger 
zu einer Reduktion der Frage der Risikogruppe auf die ethnische Her-
kunft führt, ist hier nicht wirklich weiterführend, da andere Länder 
mit vergleichbarem Migrationsanteil offensichtlich deutlich bessere 
Ergebnisse erzielen. Hinzu kommt, dass diese erschreckend große Ri-
sikogruppe offensichtlich nicht einmal die basalen Kompetenzen (Zu-
sammenhänge gedanklich erfassen, von der eigenen Anschauung abs-
trahieren können, sich Dinge merken, sich auf eine Sache 
konzentrieren können, sich selbst so kontrolliert verhalten zu können, 
dass Unterricht möglich ist, und generell die Bereitschaft, geregelt am 
Unterricht teilzunehmen) besitzt, die als allgemeine Voraussetzung 
für die Teilnahme an formalisierten Bildungsprozessen betrachtet 
werden.
Mit dem Befund aus der ersten PISA-Studie (vgl. WINKLER 2004) gerät nicht 
nur die Frage nach der Gestaltung des Unterrichts in der Schule selber in den 
Fokus des pädagogischen und politischen Interesses, sondern – und damit 
steigen die kritischen Anfragen an die Leistungen der Kinder- und Jugend-
hilfe – auch an die (Wieder-)Herstellung der erzieherischen Grundlagen für 
formalisierte Bildungsprozesse. In diesem Zusammenhang sind die zuneh-
menden Anfragen der Schule nach der Kinder- und Jugendhilfe als Partner 
für jene sozialen Problemfälle in der Schule, die nicht mehr schul- oder un-
terrichtstauglich sind, nur allzu verständlich. Gleichzeitig wird damit die 
Kinder- und Jugendhilfe in ihren erweiterten bildungstheoretischen Begrün-
dungen zu sehr auf diese erzieherische Dimension reduziert, die laut 
WINKLER (2004) erst die Rahmenbedingungen für Kinder und Jugendliche 
herstellt, in denen sie überhaupt zu Bildungsleistungen befähigt werden. 
Im Gegensatz zu den Ergebnissen der PISA-Studien sind die im Frühjahr 
2003 veröffentlichten Ergebnisse der IGLU-Studie (Internationale Grund-
schul-Lese-Untersuchung, die internationale Bezeichnung dafür ist PIRLS, 
Progress in International Reading Literacy Study; vgl. BOS U.A. 2003) nicht 
so sehr im Fokus der öffentlichen Wahrnehmung gewesen. Hier wurden 
Kompetenzen im Lesen, in der Mathematik, den Naturwissenschaften und 
der Orthografie von Kindern am Ende der 4. Klasse der Grundschule bun-
desweit und im internationalen Vergleich untersucht. Dabei haben deutsche 
Kinder gegenüber den anderen beteiligten Ländern einen oberen Mittelplatz 
erreicht. Dieses Ergebnis wurde, zumindest in der schulischen Rezeption, mit 
großer Erleichterung zur Kenntnis genommen und damit, wenn auch nicht 
vollständig, so doch ansatzweise der durch die PISA-Ergebnisse ausgelöste 
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Schock relativiert. Trotzdem sind vor allen Dingen wiederum drei Befunde 
für den Diskussionszusammenhang von Bedeutung: 
1. Offensichtlich gelingt es in der Grundschule weitgehend, den Kompe-
tenzerwerb im Lesen so weit zu entwickeln, dass ein sehr großer Teil 
der Kinder weiter erfolgreich die Schule besuchen kann. Die Risiko-
gruppe liegt hier bei der vergleichsweise geringen Quote von zehn 
Prozent der Grundschüler. Das bedeutet, dass das deutsche Schul-
system in der Grundschule und damit vor der Differenzierung der 
weiterführenden Schulformen relativ gute Ergebnisse im interna-
tionalen Vergleich erzielt. Daraus folgern die Autoren, dass die bei 
PISA festgestellten Defizite auf die Phase nach der Grundschule, also 
auf die Phase der beginnenden Differenzierung des deutschen Schul-
systems, zurückzuführen sein dürften.  
2. Vergleichbar mit PISA weisen die IGLU-Ergebnisse auf die leis-
tungsmäßigen Differenzen zwischen den Schülergruppen und das ge-
ringe Kompetenzniveau der Kinder aus unteren Sozialschichten hin. 
Allerdings sind die Differenzen signifikant geringer vom sozialen 
Hintergrund abhängig als bei späteren Schulstufen, d.h. dass die sozi-
ale Differenzierung mit dem längeren Verbleib im Schulsystem offen-
sichtlich zunimmt. 
3. Die IGLU-Befunde (vgl. BOS U.A. 2003) sprechen deutlich gegen die 
(voreiligen) Reformen der Kindertagesbetreuung, weisen sie doch ei-
nen deutlich positiven Zusammenhang zwischen der Dauer des Kin-
dergartenbesuches und dem jeweiligen Kompetenzerwerb der Kinder 
aus. Das gilt ausdrücklich für den Kompetenzerwerb in allen vier un-
tersuchten Bereichen. Der Zusammenhang erhöht sich noch, wenn die 
Zeit im Kindergarten über ein Jahr hinausgeht.  
Diesem Ergebnis entspricht der Zusammenhang zwischen Sozialstatus und 
Kindergartenbesuch, der wiederum deutlich zeigt, dass vor allen Dingen 
Kinder aus niedrigen sozialen Schichten den Kindergarten nicht oder nur 
kurz (weniger als ein Jahr) besuchen. Insgesamt werden Zusammenhänge der 
schichtspezifischen Differenzen vor allen Dingen aus den Bedingungen au-
ßerhalb der Schule deutlich. Daraus lässt sich zum einen generell der positive 
Zusammenhang ableiten zwischen dem Zusammenspiel von nonformalen 
und formalen Bildungsorten und Bildungsmodalitäten, damit der Bedeutung 
des Besuches des Kindergartens, der Familie, der Gleichaltrigengruppe und 
dem schulischen Kompetenzerwerb. Einige Autoren fordern auch aus diesem 
Begründungszusammenhang die Einführung der Kindergartenpflicht. Ande-
rerseits wird damit aber auch die Frage nach der „Bildungsrelevanz der Kin-
der- und Jugendhilfe, nach ihrer Rolle in den Bildungsprozessen und Bil-
dungsverläufen der Kinder und Jugendlichen aufgeworfen“ (RAUSCHEN-
BACH/OTTO 2004: 17).  
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2.4 Das Bildungsverständnis der Kinder- und Jugendhilfe – 
Aktuelle Positionen und Beiträge 
In diesem Kapitel sollen nun jene jugendhilfeinternen Selbstvergewisserun-
gen und bildungspolitisch begründeten fachpolitischen Debatten bzw. Be-
richte und Stellungnahmen vorgestellt werden, die in diesem Zusammenhang 
relevant sind. Dabei bildet zunächst ein kurzer historischer Exkurs den An-
fang und in gewisser Weise auch den doppelten historischen Bezugsrahmen, 
ein Exkurs, der die vermeintliche Parallelität in den bildungspolitischen Dis-
kursen der 1970er Jahre und dem aktuellen Post-PISA-Diskurs aufnimmt,.59
Vor diesem Hintergrund werden in einem nächsten Schritt zusammen-
fassend die Berichte bzw. Stellungnahmen betrachtet, die vor allem für die 
Rezeption explizit bildungspolitisch ausgerichteter Konzeptionen in der Kin-
der- und Jugendhilfe relevant sind. Diese werden auf ihre jeweiligen gegen-
über der Schule eigenständigen Bildungsverständnisse sowie die Reflexion 
des sich darauf gründenden Zusammenhangs der Kooperation von Jugend-
hilfe und Schule untersucht. Außerdem werden erste Annäherungen an die 
Reflexion der Rolle der Kinder- und Jugendhilfe in einer Bildungslandschaft 
beschrieben.  
Daran schließt sich die z.T. kontrovers geführte Debatte um die Frage 
der Bildung als „riskante“ Fachnorm für die Kinder- und Jugendhilfe an, 
exemplarisch dargestellt an den Positionen von MICHAEL WINKLER, HANS
THIERSCH und HANS-UWE OTTO.
Zum Abschluss dieses Kapitels werden die zentralen Prinzipien des An-
eignungskonzeptes als ein wichtiger Beitrag zu einem eigenständigen sozial-
pädagogischen Bildungsbegriff dargestellt.
2.4.1 Parallelen zu den 1970er Jahren oder neue Qualität?
Bildung ist auf den Menschen bezogen, auf den ganzen Menschen, auf den Menschen in 
seinen vielfältigen körperlich-seelisch-geistigen Anlagen und Möglichkeiten. Das heißt: 
Bildung darf sich nicht auf einen Teil, auf eine Seite des Menschen beschränken. Sie kann 
sich deswegen auch nicht in einem einzelnen Bereich des menschlichen Lebens erschöp-
fen.
Wenn man dieses Zitat im Kontext des Themas dieser Arbeit unvorein-
genommen liest, so kann man zu der Auffassung kommen, dass es sich hier 
                                                          
59 Einerseits führt die Rezeption dieses Exkurses bei mir zu einem Gefühl des „Deja-vu“ 
angesichts der vorliegenden aktuellen parteipolitisch begründeten Vorschläge zu den schul-
strukturellen Überlegungen im deutschen Schulsystem, und andererseits reflektiert dieser 
Exkurs bei mir durchaus auch im individuell-reflexiven Sinne wichtige biografische Be-
zugspunkte meiner eigenen Bildungsprozesse.  
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um eine weitere, vielleicht sprachlich etwas „angestaubte“ Variante des 
mehrdimensionalen Bildungsbegriffs im 12. Kinder- und Jugendbericht oder 
ein Zitat aus dem Kontext der Überlegungen zu einer „zeitgemäßen Bildung“ 
von BOCK/ANDRESEN/OTTO (2006) handelt. In Wirklichkeit aber stammt die-
ses Zitat aus Band 13 der Schriftenreihe der damals noch sogenannten „Ar-
beitsgemeinschaft für Jugendpflege und Jugendfürsorge“60 (AGJJ) zum Be-
richt vom 2. Deutschen Jugendhilfetag in Köln im Jahr 1966, der unter dem 
thematischen Schwerpunkt „Jugendhilfe und Bildungspolitik“ (vgl. AGJJ
1966) stattfand.  
Der 2. Deutsche Jugendhilfetag fand knapp zwei Jahre, nachdem PICHT
1964 die Bildungskatastrophe festgestellt hatte, unter dem Titel „Jugendhilfe 
und Bildungspolitik“ statt; (schon) damals haben sich 2.000 Teilnehmer und 
Teilnehmerinnen mit unterschiedlichen Aspekten des Themas Bildung be-
schäftigt, von denen einige auch bei der Durchführung der Fachforen und 
Symposien des gerade beendeten 13. Deutschen Jugendhilfetages 2008 in 
Essen auf der Tagesordnung hätten stehen können.  
Explizite bildungspolitische Debatten gab es in Köln 1966 zu den fol-
genden Themen: 
politische Bildung und internationale Begegnung 
der Bildungsauftrag der Häuser der Jugend 
der Bildungswert der Leibesübungen und des Spiels in der Jugendhilfe 
Bildungshilfe zum Umgang mit den Massenmedien 
Bildungshilfe in den Jugendzeitschriften 
Jugendschutz als Bildungsproblem 
Erziehungs- und Bildungshilfen auf dem Lande 
Lebens- und Bildungshilfen für berufstätige junge Menschen 
Beratung als Bildungshilfe 
Erziehungs- und Bildungshilfen für lernschwache und geistig behin-
derte Kinder und Jugendliche 
der Erziehungs- und Bildungsauftrag der Einrichtungen vorschulischer 
Erziehung 
das Erziehungsheim als Bildungsstätte 
offene Erziehungs- und Bildungshilfen für gefährdete Kinder und Ju-
gendliche 
                                                          
60 Die Arbeitsgemeinschaft für Kinder- und Jugendhilfe (AGJ), die im Jahr 1949 als bundes-
weites Forum und Netzwerk für die öffentliche und freie Jugendhilfe gegründet wurde und 
sich zunächst „Arbeitsgemeinschaft für Jugendpflege und Jugendfürsorge“ (AGJJ) nannte, 
wurde im Zuge der fachpolitischen Debatten um eine „offensive Jugendhilfe“ und ein neues 
Kinder- und Jugendhilfegesetz in den frühen 1970er Jahren umbenannt. Die AGJ sieht ihre 
Hauptaufgabe darin, die organisatorischen und fachlichen Strukturen der Kinder- und Ju-
gendhilfe auf Bundesebene zu bündeln. Rechtsträger der AGJ ist der „Vorstand der Ar-
beitsgemeinschaft für Kinder- und Jugendhilfe e.V.“  
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der Bildungsaspekt in der Ausbildung der Mitarbeiter in der Jugendhil-
fe
das offensichtlich seit fast nunmehr vierzig Jahren aktuelle Thema 
Schule und Jugendhilfe 
Neben diesen thematischen Schwerpunkten in den Arbeitsgruppen und Foren 
gab es zwei zentrale Vorträge von FRANZ PÖGGELER und C. WOLFGANG
MÜLLER, die sich mit den Aspekten „Jugendhilfe als Bildungsproblem“ und 
„Forderungen der Jugendhilfe an die Bildungspolitik“ beschäftigten.
In den Vorträgen wird noch recht vorsichtig und nicht gerade von insti-
tutionellem Selbstbewusstsein strotzend die Jugendhilfe bezeichnet als „Er-
ziehungsraum, der sich neben Familie, Schule und Arbeitswelt entwickelt hat 
und zur Bildungspolitik ein Wort mitzureden hat und gehört werden will“ 
(AGJJ 1966: 8), und an die verantwortlichen Stellen appelliert,
Bildung in einem weiterreichenden Sinne als bisher zu verstehen und sowohl die spezi-
fischen Möglichkeiten der Jugendhilfe wie ihre Erfahrungen in die Bildungsplanung einzu-
beziehen und damit den eigenständigen Bildungsauftrag der Jugendhilfe und ihre besonde-
re bildungspolitische Konzeption anzuerkennen (AGJJ 1966: 8).
Die im „Jugendpolitischen Forum“ von PÖGGELER vorgetragenen Thesen, die 
heute durchaus bei einigen Protagonisten des aktuellen Bildungsdiskurses 
wieder Zustimmung finden könnten, thematisierten die organisatorische 
Aufspaltung der „schillernden und unklaren“ (PÖGGELER 1966) Jugendhilfe 
in „Jugendhilfe bzw. Jugendarbeit“ und in „vorschulische, außerfamiliale 
Erziehung“ und die mögliche Zuordnung dieses Bereiches zur Schule. 
Gleichzeitig definierte PÖGGELER aber auch den „Eigengeist der Jugendhil-
fe“, der sich in der „Eigengesetzlichkeit, der Eigensprache, bestimmten be-
sonderen Ausdrucksformen, in Formeln und Zeichen, in eigenen Methoden 
und Lebensformen“ ausdrückt, und betont ausdrücklich die Notwendigkeit 
der dringenden Beibehaltung der „Einheit der Jugendhilfe“, denn die  
Ergänzungsfunktion der Jugendhilfe darf man nicht mißverstehen, als habe diese sich nur 
mit der Überwindung irgendwelcher defizitärer Erscheinungen im Leben von Kindern und 
Jugendlichen zu beschäftigen (AGJJ 1966: 29).
Bildung wird sehr deutlich aus einer gesellschaftspolitischen Perspektive der 
(damaligen) bundesdeutschen Gesellschaft als Bildungsgesellschaft betrach-
tet, und im Geiste der am Horizont aufscheinenden Revolte wird dem „Ju-
gendhelfer von morgen“ der Abschied von manchen traditionellen Rollen 
(als „Aufseher und Verwalter einer strengen Ordnung“) prophezeit; stattdes-
sen wird die „Weckung geistiger Offenheit und sozialer Verantwortung“ als 
Erziehungsleistung der Zukunft betrachtet.  
Offensichtlich wurde in der sich anschließenden Debatte dem Vorschlag 
zur organisatorischen Aufspaltung der Jugendhilfe mehrheitlich nicht zuge-
stimmt. Deshalb wird in der Dokumentation der AGJJ betont, dass von einer 
Mehrheit der Teilnehmer/-innen die Jugendhilfe eindeutig als Gesamtheit der 
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Erziehungs- und Bildungshilfen außerhalb von Familie, Schule und Betrieb 
verstanden worden ist und deshalb die „Einheit der Jugendhilfe“ ausdrück-
lich auch organisatorisch beizubehalten sei. 
Demgegenüber wählte C. WOLFGANG MÜLLER in seinem Vortrag einen 
explizit parteipolitischen Einstieg und beschrieb die damalige Position der 
CDU/CSU, der FDP und der SPD zum Thema Bildung und Jugendhilfe. 
Dabei zitiert er herausgehoben die von CARL-LUDWIG FURCK für die SPD 
schon 1962 formulierte Vision der „Erziehung im Jahre 2000“, in der FURCK
davon ausgeht, dass  
die Schule, auch die von mir utopisch entworfene Schule, (ihre) Aufgaben nur zum Teil 
erfüllt, darüber hinaus müssen neue Erziehungsformen, Erziehungsinstitutionen gefunden 
werden. Die Erziehung ist heute und im Jahre 2000 die gemeinsame Aufgabe der Bereiche 
von Familie, Schule und Sozialpädagogik (AGJJ 1966: 61).
Das aber klingt schon (fast) nach einem modernen, integrativen Konzept von 
Bildung, Betreuung und Erziehung und nach einer Vernetzung von verschie-
denen Bildungsorten und Lernwelten. MÜLLER formuliert im Weiteren die 
Notwendigkeit, das Aufwachsen der Kinder und Jugendlichen als Ergebnis 
komplizierter sozialer Lernprozesse zu verstehen, und resümiert folgerichtig, 
dass diese  
Bildungsaufgaben allen Erziehern gestellt werden: weder allein den Eltern noch allein der 
Schule noch allein den Einrichtungen und Maßnahmen der Sozialpädagogik (AGJJ 
1966: 65; Hervorh. i.O.).
MÜLLER hebt auch darauf ab, dass das Bildungsdefizit nicht nur ein  
intellektuelles Defizit ist, sondern gleichzeitig auch ein soziales Defizit. Es erstreckt sich 
nicht allein auf das Fehlen – oder besser: auf die ungleichmäßige Verteilung – von Infor-
mationen über den Menschen und über die Gesellschaft, es erstreckt sich auch auf die 
mangelhafte intellektuelle Verarbeitung sozialer Lernprozesse, also weniger auf abfrag-
bares Wissen als auf gesellschaftliches Verhalten (AGJJ 1966: 66).
MÜLLER fügt schon wesentlich selbstbewusster hinzu: „und für soziale Lern-
prozesse fühlen sich Sozialpädagogen bei aller sprichwörtlicher Bescheiden-
heit verantwortlich“ (AGJJ 1966: 66). 
Die Veranstalter/-innen der AGJJ schätzten in der Dokumentation des 2. 
Deutschen Jugendhilfetages abschließend den Verlauf der großen Tagung als 
erfolgreich ein und formulierten den fachpolitischen Anspruch, „über die 
gegenseitige Begegnung der Fachleute aus der Jugendhilfe hinausführen zu 
wollen“ (AGJJ 1966: 7) und damit ein nachhaltiges Gespräch zwischen allen 
Erziehungsbereichen eingeleitet zu haben.  
Damit scheinen aber die Veranstalter eine offensichtlich vorschnell opti-
mistische Einschätzung des in der Konstatierung des Bildungsnotstandes der 
bundesdeutschen Nachkriegsgesellschaft befindlichen Reformimpulses vor-
genommen zu haben, denn für WALTER HORNSTEIN bedeutet die sich in den 
1970er Jahren anschließende Bildungsreform vor allen Dingen eine themati-
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sche Beschäftigung mit der schulisch organisierten Bildung, der beruflichen 
Bildung und der Erwachsenenbildung als Bildungsplanung ohne sozialpäda-
gogische Perspektive: „Die Jugendhilfe als Teilsystem des Erziehungs- und 
Bildungssystems ist nicht Gegenstand der Reformplanung durch den Bil-
dungsrat“ (HORNSTEIN 2002: 46). Eine Ausnahme bildete61 offensichtlich 
allein der Bereich des Kindergartens, der unter der Bezeichnung des „Ele-
mentarbereiches“ bezüglich seiner konzeptionellen Aufgaben in die Gesamt-
planungen im Strukturplan für das Bildungswesen einbezogen wurde. 
Außerdem kann man die Forderung nach Öffnung der weiterführenden 
Schulen und der Gründung der integrierten Gesamtschulen als Ausdruck 
damaliger Bildungsvorstellungen zum heute wieder aktuellen Thema der 
Herstellung von Chancengleichheit im deutschen Bildungssystem betrachten. 
In dieser Perspektive gab es eine erste Beschäftigung mit Angeboten der 
Sozialpädagogik in der Schule, in Form der Schulsozialarbeit, hier verstan-
den als kompensatorische Hilfen für benachteiligte und integrationsgefährde-
te Kinder und Jugendliche aus bildungsfernen Schichten.
Es bildeten sich dabei zwei kontroverse Denkfiguren zum Verhältnis von 
Schul- und Sozialpädagogik heraus. Die eine Perspektive plädierte für die 
Einbeziehung sozialpädagogischer Fachkräfte in die Schule als Schulsozial-
arbeit durch die Jugendhilfe; die andere Perspektive ging von einer Inte-
gration sozialpädagogischer Qualifikation in die Schulpädagogik als eine Art 
sozialpädagogischer Schule aus (vgl. HARTNUSS/MAYKUS 2004: 27ff.). In 
diesen kontroversen Denkfiguren sind durchaus schon Elemente des heuti-
gen, auf Ambivalenz begründeten Verhältnisses von Jugendhilfe und Schule 
enthalten. 
So wird zum einen in einer sozialpädagogischen Schule die Chance einer 
„sozialen Gesinnungsgemeinschaft“ mit „sozialen Werthaltungen“ (HUTH
1965: 24) gesehen und Sozialpädagogik als „Stachel im Fleisch“ (THIERSCH
1975: 376) betrachtet. Gleichzeitig versteht die Sozialpädagogik sich als 
„offensive Sozialpädagogik“ (GIESEKE 1973) und begnügt sich deshalb auch 
nicht mehr in ihrem Verhältnis zur Schule mit der Rolle der „sozialen Feuer-
wehr“. Vielmehr sieht sie die Notwendigkeit, sich präventiv in der Schule zu 
betätigen, um die ständige Reproduktion des „pädagogischen Notfalls“ zu 
verhindern. Gleichzeitig aber wird die deutliche Gefahr für den Fortbestand 
der systemischen Eigenständigkeit durch den Ausbau der Ganz-
tagsgesamtschulen gesehen. Sie könnten z.B. die Kinder- und Jugendarbeit in 
ihrer Existenz bedrohen, und deshalb wird die „Abgrenzung gegenüber der 
Schule mit einem eigenen, nicht verschulten Konzept des sozialen Lernens“ 
(RAAB/RADEMACKER 1996: 29) betont. Damit werden Kinder- und Jugend-
hilfe – hier besonders das Handlungsfeld der Kinder- und Jugendarbeit – als 
                                                          
61 Bezeichnenderweise wurde die Diskussion um eine „Aufspaltung der Jugendhilfe“ auf dem 
2. Deutschen Jugendhilfetag in Köln 1966 kontrovers um die Frage geführt, ob die „vor-
schulische Bildung“ in der Kindertagesstätte ins Schulwesen zu integrieren sei.  
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„Flucht- und Trutzburgen gegenüber der kontrollierenden und entmündigen-
den Bedrängungen“ (Raab/Rademacker 1996: 29)  (der Schule) verstanden. 
Das sieht auch WALTER HORNSTEIN so, und er formuliert diesen Zusam-
menhang als indirekte Betroffenheit, die das eingefahrene Verhältnis von 
Jugendarbeit und Schule insofern stört, als die Planungen der Ganztags-
schulen der Kinder- und Jugendarbeit, die damals im Kontext der um Auto-
nomie bemühten Jugendzentrumsbewegung gerade eine ihrer Hochphasen 
erlebte, „gleichsam das Wasser abgraben und ihrer Legitimität berauben“ 
(HORNSTEIN 2002: 46) könnten.  
Die damaligen Empfehlungen zur Sekundarstufe II des Deutschen Bil-
dungsrates im Jahr 1974 sahen nämlich vor, die bisherigen Aufgaben der 
Jugendarbeit wie z.B. politische Bildung, musisch-kulturelle Bildung und 
auch soziale Bildung „künftig verstärkt und in neuen Arrangements“ in der 
Schule stattfinden zu lassen und damit diesen bisherigen außerschulischen 
Bildungsort sowohl in zeitlicher Hinsicht bei Ausdehnung auf den Ganztag 
wie auch in inhaltlicher Hinsicht strukturell infrage zu stellen. 
Die entsprechenden Reaktionen auf diese Überlegungen erinnern an be-
stimmte Positionen, die auch heute von Vertretern und Vertreterinnen sowohl 
der verbandlichen wie der offenen Kinder- und Jugendarbeit in der aktuellen 
Bildungsdebatte, besonders in der Frage der schulischen Ganztagsbildung, 
vertreten werden. Das Deutsche Jugendinstitut ergriff die Initiative und for-
mulierte in seinem „berühmt-berüchtigten 30-Seiten-Papier“ (HORNSTEIN
2002: 46) schon damals eine integrative Konzeption und Aufgabenstruktur 
von Jugendarbeit und Schule. Doch diese Perspektive der Integration von 
Aufgaben und vor allen Dingen von Zuständigkeiten blieb von „folgenloser 
Richtigkeit“ und wurde niemals, weder in der Jugendarbeit noch in der Schu-
le, ernsthaft umgesetzt. Dazu gehörten auch entsprechende politisch begrün-
dete verfassungsrechtliche Einsprüche, wie z.B. von der bayrischen Staatsre-
gierung im Jahre 1974, die bezogen auf den Diskussionsentwurf für ein 
neues JHG kritisierte, dass die Verwendung des Begriffs der Bildung im 
Kontext der Jugendhilfe nicht statthaft sei, da dadurch der fürsorgerische 
Charakter der Jugendhilfe seine Prägung verliere und zu einem Bildungs-
gesetz werden würde. Für die Bildung seien aber ausschließlich die Länder 
verantwortlich und nicht der Bund, und damit sei dieser auch nicht zu einer 
neuen, eher bildungspolitischen Ausrichtung der Jugendhilfe berechtigt. 
Auch die damalige Stellungnahme des Bundesjugendkuratoriums (BJK) 
unterschied sich um einiges von der aktuellen62 im Jahre 2002, in welcher 
das BJK zwar vermerkt, „daß Erziehung und Bildung unverzichtbare Be-
standteile einer modernen Jugendhilfe sind“ (BJK 1974), aber gleichzeitig 
der Bundesregierung empfiehlt,  
                                                          
62 Vgl. Kapitel 2.4.2 dieser Arbeit, in dem die Stellungnahme des BJK aus dem Jahre 2002 
erörtert wird, die eine „gemeinsame Verantwortung der Jugendhilfe und Schule auf dem 
Weg zu einer neuen Schule“ (BJK 2002) proklamiert.  
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aus verfassungsrechtlichen Gründen auf die ausdrückliche Anfügung des Wortes Jugend-
bildung in § 1 Entwurf JHG zu verzichten, bei der Beschreibung der Aufgaben der Ju-
gendhilfe im Gesetz jedoch die außerschulische Jugendbildung in geeigneter Formulierung 
und in der Tragweite der Regelungskompetenz des Bundes nach der Entscheidung des 
Bundesverfassungsgerichtes vom 18. Juli 1967 ausdrücklich in den Gesetzestext aufzu-
nehmen (BJK 1974).
Besonders das Handlungsfeld der Jugendarbeit reagierte auf die schon da-
mals virulente Frage des integrativen Verständnisses von Bildung in inhaltli-
cher und örtlicher Perspektive mit einer – allerdings sehr gut in den damali-
gen rebellischen Zeitgeist passenden und der studentischen Protestbewegung 
entliehenen – politischen Konzeption der offensiven Jugendhilfe, in der diese 
Art von emanzipatorischer Bildung nur außerhalb der „repressiven Zwangs-
institution Schule“ denkbar war und damit die strukturelle Eigenständigkeit 
des Sozialisationsfeldes begründen konnte. 
In einem, dem heutigen durchaus ähnlichen Reaktionsmuster (zumindest 
was große Teile der Praxisebenen vor Ort angeht) reagierte die Jugendhilfe 
der späten 1960er und frühen 1970er Jahre mit einem „Gefühl der Bedro-
hung“ und dem „Bemühen, das eigene Territorium zu behaupten“ 
(HORNSTEIN 2002: 47). HORNSTEIN beschreibt dieses auf Abgrenzung (von 
der Schule) und Verdeutlichung des eigenen Profils konzentrierte Muster 
vorrangig für die Jugendarbeit. Dagegen sieht HORNSTEIN für den Bereich 
des Kindergartens – auch darin der aktuellen Situation durchaus ähnlich – 
durchaus ein Einlassen auf die (Bildungs-)Angebote, die in den damaligen 
Modellprogrammen zur Bildungsreform steckten. Zusammenfassend bilan-
ziert er eine deutliche Differenz zur aktuellen Debatte innerhalb der Jugend-
hilfe, die er eher auf Beteiligung ausgerichtet sieht.63
Dieser bildungspolitische Diskurs wurde bald, etwa ab Mitte der 1970er 
Jahre, durch die sozialen Probleme überlagert, die als Folge der wirtschaft-
lichen Rezession, des Aufkommens des bis heute andauernden gesellschaft-
lichen Skandals der Jugendarbeitslosigkeit entstanden. Gleichzeitig wurden 
auch die groß angelegten Ziele dieser ersten und nur halb durchgeführten 
bundesrepublikanischen Bildungsreform, wie z.B. die Überwindung des 
dreigliedrigen Schulsystems und der Trennung der Allgemeinbildung von der 
                                                          
63 Bezogen auf die fachwissenschaftlichen Veröffentlichungen und Diskursbeiträge und auch 
auf die strukturelle Kooperation der Leitungsebenen im Bund, den Ländern und den Kom-
munen, die inzwischen durch eine Vielzahl von entsprechenden Kooperationsverein-
barungen gekennzeichnet ist, teile ich diese Auffassung, wenn auch mit Einschränkungen. 
Allerdings scheint dieser Fachdiskurs und der Führungswille in den jeweiligen päda-
gogischen Systemen nicht wirklich handlungsleitend für die Haltung und den Umgang mit-
einander an der jeweiligen Fachbasis zu sein, denn hier beobachte ich, zumindest in den mir 
verfügbaren empirischen Zugängen, sowohl in der lokalen Praxis in der Kooperation von 
Jugendhilfe und Schule als auch in überregionalen fachpolitischen Zusammenhängen, bei 
der Jugendhilfefachbasis eher eine mehrheitliche Haltung, die sich (noch immer) aus der 
Haltung der späten 1960er Jahre mit der Betonung der „Eigenständigkeit in der Abgrenzung 
zur Schule“ speist. 
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beruflichen Bildung, Opfer der „real existierenden Verhältnisse“. Man kann 
durchaus mit HORNSTEIN in den voller Panik aufgenommenen Ergebnissen 
der internationalen Vergleichsstudien eine „späte aber deutliche Quittung“ 
(Hornstein 2002: 50)  für das damalige Versäumnis der ausreichenden The-
matisierung der sozialen Frage in der Bildungsreform der 1970er Jahre se-
hen.
Bei der Beantwortung der Frage, welche Parallelen und welche Unter-
schiede in den Bildungsdebatten der 1970er Jahre und der aktuellen Debatte 
zu sehen sind, differenziert HORNSTEIN zwischen den verschiedenen Dimen-
sionen der Motive und Anlässe, den politischen Antworten und der spezifi-
schen Antwort der Jugendhilfe: 
1. Bezogen auf die Motive und Anlässe sieht er die Differenz im Fehlen 
eines gesellschaftspolitischen Motivs in der aktuellen Debatte, wie 
etwa in der von DAHRENDORF ausgelösten Debatte „Bildung ist Bür-
gerrecht“, und die Reduktion auf den „technischen“ Aspekt von Bil-
dung, in dem die Angst vor dem Verlust von internationaler Kon-
kurrenzfähigkeit zum Ausdruck kommt. Man kann es auf die Formel 
bringen „Vom Sputnik- zum PISA-Schock“. 
2. Die politische Reaktion und Antwort war in den 1960er Jahren grund-
sätzlicher als heute, bis hin zur Bereitschaft zur Relativierung der fö-
deralistischen Struktur durch eine gemeinsam von Bund und Ländern 
getragene Bildungspolitik mit dem entsprechenden Bildungsgesamt-
plan. Die politische Reaktion ist heute zwar lautstark, aber die Vor-
schläge zur Änderung gehen mehr auf die sozialtechnologischen As-
pekte der Vereinheitlichung, Standardisierung und Evaluation sowie 
das Testen von schulischen Bildungsprozessen. 
Die Kinder- und Jugendhilfe geht in der Gegenwart offensichtlich selbst-
bewusster als in den 1960er Jahren in die Debatte, obwohl HORNSTEIN
(2002) in seiner Bewertung vor allen Dingen formale Aspekte wie die Größe 
des eigenen Systems und den qualitativen und quantitativen Ausbau dieses 
gesellschaftlichen Bereiches seit den 1960er Jahren als Hauptursache be-
trachtet. Allerdings konstatiert er gleichzeitig ein erhebliches Defizit in der 
inhaltlichen Begriffsbestimmung von Bildungsprozessen in der Kinder- und 
Jugendhilfe.64
                                                          
64 So stehen die aktuellen Leitnormen in der Kinder- und Jugendhilfe wohl auch eher im 
begrifflichen Spannungsfeld von Prävention bzw. ganz aktuell den virulenten Fragen der 
durch das Gesetz zur Weiterentwicklung der Kinder- und Jugendhilfe (KICK) eingefügten 
neuen gesetzlichen Bestimmungen in § 8a SGB VIII zum Kinderschutz einerseits und einer 
Kinder- und Jugendarbeit andererseits, die zwischen einer am Event orientierten Erlebnis-
pädagogik und stadtteilbezogener Kriminalprävention hin und herschwankt; darin einge-
bettet wird die praktische Kooperation zwischen Jugendhilfe und Schule „irgendwie“ als 
ein pragmatisch auf Kompensation von Erziehungsdefiziten durch die Kinder- und Jugend-
hilfe ausgelegtes „Geschäft“ betrieben.  
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Es bleibt auf jeden Fall festzuhalten, dass die Kinder- und Jugendhilfe in 
ihrer Bewertung des bildungspolitischen Diskurses für ihre innere Struktur 
sehr differenziert in ihren verschiedenen pädagogischen Handlungsfeldern, in 
einer – wie RAUSCHENBACH/OTTO (2004: 18) dies zu Recht nennen – „ge-
wissen Ungleichzeitigkeit“ reagiert. 
Im Bereich der Kindertagesbetreuung, der seit jeher eher an der Schnitt-
stelle zur Schule verortet ist, kann man eine deutliche Anpassung an bil-
dungspolitische Erfordernisse der an einer gelungenen Schulbiografie orien-
tierten Frühförderung feststellen. Dies gilt vor allen Dingen für die 
Sprachförderung.
Die Kinder- und Jugendarbeit hat eine schon längere bildungspolitische 
Ausrichtung und schwankt deshalb auch in ihrer Definition des Verhältnisses 
zur Schule zwischen starkem Betonen der Selbstständigkeit einerseits und 
pragmatischem Kooperieren mit der Schule andererseits. 
In den Hilfen zur Erziehung stellt sich die Grundsatzfrage der Beziehung 
zwischen Erziehung als Voraussetzung von gelingenden Bildungsprozessen 
und den entsprechenden praktischen Problemen in der Umsetzung dieser 
Erkenntnis, die im Umgang mit dem „schwierigen Kind“ mit der sich hiervon 
Entlastung erwartenden Schule deutlich werden.
Daneben gibt es im Bereich der Jugendsozialarbeit zwar ein durchaus 
konstitutives Verhältnis zur Schule, allerdings immer mit der Konnotation 
der Schule, die Problementsorgung zur Wiederherstellung des „ungestörten 
Eigentlichen“ in der Schule, dem Unterricht erwartet und dazu z.B. Schul-
sozialarbeit, vor allen Dingen in Haupt- und Förderschulen, einfordert.  
HORNSTEIN definiert vor dem Hintergrund des in der Folge dargestellten 
Differenzierungsspektrums im jugendhilfeinternen Bildungsdiskurs den 
Handlungsrahmen der Kinder- und Jugendhilfe bildungsfundamental: Er 
schlägt vor, ein Bildungsverständnis vorauszusetzen, in dem  
Subjekte darin bestärkt und befähigt werden, ihre eigene Lebensform zu finden und ihr 
Leben zu gestalten, denn es geht also nicht nur um den qualifizierten, funktionierenden 
Menschen (Sennet 2000), sondern um die (Selbst-)Befähigung von Menschen, als Subjekte 
ihrer Lebensgeschichte zu fungieren (HORNSTEIN 2002: 49).
Entsprechend sind innerhalb der Kinder- und Jugendhilfe nur Formen der 
pädagogischen Praxis zu tolerieren, die nicht im „Widerspruch zur Subjekt-
orientierung stehen, mithin Eigensinn (Thiersch 1986) und Ich-Stärkung 
zulassen bzw. fördern“ (HORNSTEIN 2002: 49).  
HORNSTEIN unterscheidet sich in dieser Definition aber auch von Ansät-
zen, die in einer pauschalen Weise Bildung zur neuen Leitnorm der Jugend-
hilfe erklären. Er sieht im Bildungsdiskurs eher eine Herausforderung an die 
Kinder- und Jugendhilfe, auf die Bedingungen der Wissensgesellschaft zu 
reagieren, ohne gleich alle eigenen fachlichen und organisatorischen Tradi-
tionslinien zu verlieren. Er zeigt auch deutlich Skepsis gegenüber dem inte-
grativen Ansatz von Jugendhilfe und Schule.  
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HORNSTEIN verweist darauf, dass in einer Gesellschaft, die unaus-
weichlich durch funktionale Differenzierung gekennzeichnet ist und darüber 
hinaus alle Momente aufweist, die eine „radikalisierte Moderne“ (GIDDENS
1995) ausmachen, es durchaus sinnvoll erscheint, zwischen „Schule als Ort 
der organisierten Bildung“ und Kinder- und Jugendhilfe als „Agentur für 
sonstige Aufgaben“ diese Art der Arbeitsteilung aufrechtzuerhalten und sich 
nicht vorschnell auf das Abenteuer der „Überwindung dieser Zweiteilung 
zugunsten einer gemeinsamen Instanz – zumindest auf der örtlichen Ebene“ 
(HORNSTEIN 2002: 50) einzulassen, ohne eine halbwegs realistische Vorstel-
lung darüber zu entwickeln, wie das gehen könnte.  
2.4.2 Bildungspolitische Berichte und Beiträge 
Als eine spezifische Reaktion sowohl auf die schnelle Suche nach Ursachen 
für das schlechte Abschneiden der deutschen Schüler und Schülerinnen im 
internationalen ersten PISA-Vergleich (vgl. DEUTSCHES PISA-KONSORTIUM
2001) als auch auf die darin deutlich zu erkennende Tendenz der erneuten 
Verkürzung auf Schule in diesem Bildungsdiskurs wurde im Kontext der 
Kinder- und Jugendhilfe eine Reihe von Berichten bzw. Stellungsnahmen als 
eigener Beitrag zu dem Diskurs verfasst.  
Zum Ersten wurde von der Sachverständigenkommission des 11. Kinder- 
und Jugendberichtes, deren Arbeit eigentlich schon vor Erscheinen der ersten 
PISA-Studie65 beendet war, im Kapitel „Bildungschancen und Herausforde-
rungen an Bildung“ das an Leistung und Selektion ausgerichtete deutsche 
Schulsystem kritisiert; und es wurden vor dem Hintergrund der Produktion 
vielfältiger „Verlierer“ vier Anforderungen an die Entwicklungs- und Bil-
dungsaufgaben junger Menschen und an ein am Prinzip des „Aufwachsens in 
öffentlicher Verantwortung“ orientiertes kinder- und jugendpolitisches Han-
deln formuliert.  
Zum Zweiten sind die im Jahre 2002 verfassten sogenannten Leipziger 
Thesen „Bildung ist mehr als Schule“ gemeinsam vom Bundesjugendkurato-
rium, der Arbeitsgemeinschaft für Jugendhilfe (AGJ) und der Sachverständi-
genkommission für den 11. Kinder- und Jugendbericht zu nennen.  
Zum Dritten sind von Bedeutung die in der Fortführung und Weiter-
entwicklung der Argumentationslinien der „Leipziger Thesen“ verfassten 
Stellungnahmen des BJK zum Investitionsprogramm „Zukunft Bildung und 
Betreuung“ der Bundesregierung im Jahre 2003 mit dem Titel „Auf dem 
                                                          
65 Die erste PISA-Erhebung fand im Jahr 2000 statt, die zweite im Jahr 2003. Die dritte Erhe-
bung wurde 2006 durchgeführt. In jeder Erhebungsrunde wird jeweils ein Schwerpunkt in 
umfassender Weise untersucht. Bei PISA 2000 war der Schwerpunkt die Lesekompetenz, 
bei PISA 2003 die Mathematik und bei PISA 2006 die Naturwissenschaften (vgl. 
URL=www.bmbf.de/de/899.bhp – Stand: 6.9.2008). 
91
Weg zu einer neuen Schule – Jugendhilfe und Schule in gemeinsamer Ver-
antwortung“ sowie die Stellungnahme des BJK zum 12. Kinder- und Jugend-
bericht mit dem Titel „Klarheit in den Begriffen und Reformen in den Struk-
turen“ aus dem Jahre 2005.  
Alle diese Berichte und Stellungnahmen sind im Horizont eines erweiter-
ten Bildungsverständnisses verfasst und versuchen, die Kinder- und Jugend-
hilfe relativ offensiv und als eigenständigen Teil des Post-PISA-Diskurses zu 
positionieren. 
Vor dem Hintergrund der Beschreibung des Wandels im Aufwachsen 
von Kindern und Jugendlichen66 und der Definition der Familie als grundle-
gende Bildungsinstitution wird die gesellschaftliche Verantwortung für die 
Förderung des Aufwachsens junger Menschen proklamiert und dabei beson-
ders das Sozialstaatsprinzip als gesellschaftliche Organisationsform dieser 
öffentlichen Verantwortung hervorgehoben. Kinder und Jugendliche bleiben 
immer länger in den Institutionen der Erziehung, Betreuung und Bildung; 
damit nehmen auch individuelle, informelle und selbstgesteuerte Bildungs-
prozesse innerhalb und außerhalb von Institutionen zu. Gleichzeitig werden 
die unterschiedlichen Chancen der Teilhabe an dieser Bildung als Ausdruck 
der Reproduktion sozialer Ungleichheit verstanden. Vor diesem gesellschaft-
lichen Hintergrund findet eine Pluralisierung von Bildungsorten statt, in 
denen Persönlichkeitsentwicklung und Kompetenzen für die Lebensbewälti-
gung vermittelt werden, und die pädagogische Trias kann nicht mehr vonein-
ander getrennt betrachtet werden.  
In diesem erweiterten Verständnis von Bildung findet sich die Kinder- 
und Jugendhilfe wieder und kann mit je eigenen Zielen und ihren vielfältigen 
Inhalten, Methoden und Arbeitsweisen ein breites Bildungsangebot eröffnen. 
Dieses eigenständige Bildungsprofil der Kinder- und Jugendhilfe konstituiert 
sich in Abgrenzung zum formalen Charakter der schulischen Bildungs-
angebote. Ihre zentrale Qualität liegt in der Schaffung von Gelegenheits-
strukturen für mehrdimensionale Bildungsprozesse. Vor diesem Hintergrund 
versteht die Kinder- und Jugendhilfe ihr Kooperationsverhältnis zur Schule 
und sieht sich entsprechend nicht als Ausfallbürge für schulische Probleme, 
sondern als eigenständiger und offensiver Partner der Schule in einer plura-
len Bildungslandschaft. Selbstbewusst wird die Koordination dieser lokalen 
Bildungslandschaften als Aufgabe der Kinder- und Jugendhilfe betrachtet 
und in deren Aneignung eine gute Chance für die Anerkennung der Kinder- 
und Jugendhilfe als Bildungsinstitution gesehen. In der Formulierung dieses 
hohen Anspruches an die kommunale Steuerung von Bildungslandschaften 
sind schon Elemente der späteren Diskussion um die kooperative Gestaltung 
entsprechender Bildungslandschaften enthalten. Allerdings kann diese offen-
sive Rolle durch die Kinder- und Jugendhilfe nur ausgefüllt werden, wenn sie 
ihre bisherige Bildungsabstinenz aufgibt und einige unklare Aspekte ihrer 
                                                          
66 Vgl. Kapitel 1.1.3. 
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professionellen Identität produktiv bearbeitet. Dazu gehört zuallererst die 
Klärung ihrer eigenen Verortung im Kontext von Bildung, denn nicht alles, 
was Kinder- und Jugendhilfe leistet, ist per se Bildung. Es gibt auch deut-
liche Betreuungs- und Erziehungsanteile in ihren Handlungsfeldern.  
In der spiegelbildlichen Betrachtung von Schule entwickelt sich vor die-
sem kritischen Reflexionshintergrund in der Kinder- und Jugendhilfe die 
Vorstellung einer „neuen Schule“ als Partner, die sich von einem eher admi-
nistrativ geprägten System, in dem eine „erlassbezogene Planung von oben“ 
dominiert, zu einer „Schule des Ausprobierens“ (BJK 2003 zit. nach 
HARTNUSS/MAYKUS 2004: 1203) wandelt. Gleichzeitig wird die Entwicklung 
zur Ganztagsschule vor diesem Hintergrund als Chance betrachtet, mehr Zeit 
für Kinder, darin ein positives „Zusammenspiel von Unterricht, Jugendarbeit 
und Fördermaßnahmen“ (BJK 2003) zur Verfügung zu haben und damit 
systematische mehrdimensionale und auf das einzelne Kind/den einzelnen 
Jugendlichen bezogene Bildungsförderung betreiben zu können. Diese neue, 
andere Schule öffnet sich gegenüber allen Akteuren und Bildungs-, Betreu-
ungs- und Erziehungspartnern und dem Gemeinwesen und erweitert gleich-
zeitig die fachlichen Optionen für die schulische und außerschulische Päda-
gogik. Dieser neue Lernort geht weit über die bisherigen Kooperationen von 
Jugendhilfe und Schule hinaus, die die bestehenden Grenzen und Unter-
schiede zu sehr betont und die Letztverantwortlichkeit (BJK 2003) – für die 
Bildung – bei der Schule belässt. 
Gleichzeitig zieht sich durch die verschiedenen Stellungnahmen aber 
auch die Vorsicht vor der historischen Erfahrung in der Kinder- und Jugend-
hilfe, dass die Vorstellung von erweiterten Bildungsprozessen in der realen 
Schuladministration zu einer „Schmalspurvariante einer bloß rhetorisch pro-
pagierten Bildungsoffensive“ (BÖLLERT 2004: 221) verkommt. Dazu gehört 
vor allen Dingen die Klärung der strukturellen und rechtlichen Rahmen-
bedingungen für ein solches öffentlich getragenes Gesamtsystem von Bil-
dung, Betreuung und Erziehung.  
Die bisher strikte Trennung der Kompetenzen zwischen Bund und Land 
in der Gesetzgebung ist vor diesem Bildungsverständnis nicht mehr zeit-
gemäß, und die Forderung aus dem 12. JUGENDBERICHT 2005 einer Gestal-
tung kommunaler Bildungslandschaften wird in der Kinder- und Jugendhilfe 
angesichts der strukturellen Rahmenbedingungen mit viel Skepsis betrachtet, 
denn es ist in diesem Zusammenhang die Frage offen,  
ob die Kommunen in der Lage sein werden das Prinzip der Fachlichkeit in Form der Ges-
taltung lokaler Bildungslandschaften zu sichern oder ob sie im Geflecht von Ablehnungen 
mit Verweis auf fehlende Zuständigkeiten hängen bleiben (BJK 2005: 8).
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2.4.3 Bildung als „riskante“ Fachnorm? 
Neben diesen fachpolitischen Stellungnahmen von Sachverständigen-
kommissionen und Gremien aus dem Kontext der Kinder- und Jugendhilfe 
zu Fragen zeitgemäßer Bildung und zum Verhältnis der Kinder- und Jugend-
hilfe dazu im Rahmen eines Bildungsverständnisses, das durch die Verzah-
nung von formellen und informellen Bildungsprozessen bestimmt wird, hat 
sich eine Reihe wichtiger Einzelautoren zu Wort gemeldet. In der Folge soll 
exemplarisch die Spannbreite dieser Debatte dargestellt werden an den Auto-
ren WINKLER (2004), der sich für eine Priorisierung von Erziehung innerhalb 
der Sozialpädagogik starkmacht, THIERSCH (2004 und 2006), der kritisch 
gegenüber einer einseitigen Verortung der Sozialen Arbeit nur im Projekt 
Bildung ist, und der Gruppe ANDRESEN, BOCK UND OTTO (2006), die sich für 
ein „Netzwerk Bildung“ als Antwort der Kinder- und Jugendhilfe auf den 
aktuellen Bildungsdiskurs ausspricht.  
2.4.3.1 Erziehung vor Bildung (Winkler) 
Trotz aller bisher dargestellten positiven Aspekte in den Überlegungen zu 
einem abgestimmten Gesamtsystem von Bildung, Betreuung und Erziehung 
in dieser Arbeit sind in der aktuellen Jugendhilfedebatte um die Frage des 
Verhältnisses von Bildungssystem und Jugendhilfe auch deutlich kritische 
und warnende Stimmen zu vernehmen, die die Wahrnehmung und Verortung 
von Sozialer Arbeit nur im Horizont des Projektes Bildung und der sich dif-
ferenzierenden Bildungsangebote als einseitig und falsch bezeichnen. So 
bezieht sich WINKLER (2004: 62) in seinem Aufsatz „PISA und die Sozial-
pädagogik“ (der ihn als jemanden ausweist, der bei der Diskussion zwischen 
allen Stühlen sitzt) auf die seiner Meinung nach dem typisch „deutschen 
kollektiven Katastrophalismus“ geschuldete unhinterfragte Akzeptanz von 
PISA als Beleg dafür, wie schlecht es wirklich in unserem Land um Bil-
dungsfragen bestellt ist.
WINKLER sieht in der Rezeption der PISA-Studien eine Art große Koali-
tion der unkritischen Zustimmung, sowohl zu den Verfahren als auch zu den 
Grundannahmen und den Befunden. Die Studien werden nach seiner Auffas-
sung als sakrosankt betrachtet, und wer es trotzdem wagt, kritisch nachzufra-
gen, läuft Gefahr, als Häretiker betrachtet zu werden. WINKLER kritisiert 
ausdrücklich den öffentlichen und politischen Umgang mit dem aus seiner 
Sicht implizierten Bildungsverständnis bei PISA in einer vorrangig ökonomi-
schen Dimension und das etwas vorschnelle Wegdrücken von Ergebnissen, 
die nicht in die Bildungsvorstellungen von linken Milieus passen. Dazu zählt 
er aber die unangenehme Wahrheit, dass es so scheine, als würden gerade die 
„politisch konservativen Länder eher ein Klima erzeugen (bzw. pflegen), in 
welchem Bildungsprozesse begünstigt werden“ (WINKLER 2004: 71).  
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Hierin sieht er eine deutliche Präferenz in konservativen Milieus zuguns-
ten von Kultur und der deutlicheren Verbindlichkeit gegenüber den Subjek-
ten in den pädagogischen Vorstellungen. Dieser hohe Stellenwert von Auf-
gaben und Leistungen der Pädagogik wird aber erkauft durch 
nachdrücklichere und deutlichere Bildungsanforderungen gegenüber Kindern 
und Jugendlichen. Das drückt sich für WINKLER in den bayrischen Anstren-
gungen für eine Stabilisierung und Reform der Hauptschule aus und korres-
pondiert mit dem besseren Ergebnis von 15-Jährigen, die „eben nicht verges-
sen, sondern doch aufwändig unterrichtet werden“ (WINKLER 2004: 72).  
WINKLER setzt sich damit deutlich gegenüber eher linken Bildungs-
konzeptionen ab, sowohl zum Primat der Ökonomie (vgl. etwa bei 
BOURDIEU) als auch zu antipädagogischen Vorstellungen, und geht lustvoll 
daran, so manche „liebgewordene Kuh“ wie auch ewige Wahrheiten eines 
(vermeintlich) aufgeklärten, vielleicht sogar linken Denkens, zu „schlach-
ten“. 
Im Gegensatz dazu fordert WINKLER ein „Bewusstsein von der Bedeu-
tung und der Eigenlogik von Pädagogik“, um  
gute, sichere soziale und kulturelle Rahmenbedingungen für Kinder und Jugendliche zu 
schaffen, in welchen sie Bindungen aufbauen können, in welchen sie auch gemeinsam 
lernen – weil ihnen Lernanreize gegeben (und sie nicht bloß beschäftigt) werden“ 
(WINKLER 2004: 72).
Zur Herstellung dieser Rahmenbedingungen fordert er aber auch, in vollem 
Bewusstsein davon, auf welch gefährlichem Terrain er sich dabei bewegt, 
dass Hilfsangebote (auch in der Kinder- und Jugendhilfe) „nachdrücklicher 
werden können“. Hier sieht WINKLER eine Art notorischer Schizophrenie am 
Werk:  
Sie [eher linke und/oder antipädagogisch orientierte Bildungskonzeptionen] argumentieren 
vehement gegen Eingriff und Disziplinierung, um dann empirisch zu besttätigen, dass 
Kinder und Jugendliche massiv vernachlässigt werden; hier hat sich eine ganze Kultur der 
Krokodilstränen etabliert, die eigentlich schlicht als Politik fortschreitender Verantwor-
tungslosigkeit zu kritisieren wäre (WINKLER 2004: 73).
Im hier relevanten Reflexionszusammenhang bedeutet diese Positionierung 
eine deutliche Distanz durch WINKLER gegenüber dem Ganztagsunterricht als 
Regel, in dem auch die Chance besteht, bestimmte Kinder- und Jugendmilie-
us vor negativen familialen und medialen Einflüssen zu „bewahren“ und sie 
von der übermäßigen Nutzung kommerzieller Freizeitindustrien abzuhalten. 
Und generell fordert WINKLER eine „pädagogische Mentalität“ im angelsäch-
sischen Sinne, die davon ausgeht, dass Eltern eine Unterstützung von der 
Gesellschaft erwarten, wenn sie sie sich darum bemühen, Kindern und Ju-
gendlichen Bildung zu ermöglichen; entsprechend diesem Verständnis sollte 
der ganze pädagogische Prozess immer wieder darauf geprüft werden, ob er 
der „fundamentalen Aufgabe der Behütung nachkommt und gerecht wird“ 
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(WINKLER 2004: 75). Und bezüglich der Fragestellung des Verhältnisses von 
Jugendhilfe zur Bildung warnt WINKLER eindrücklich davor, „zu schnell und 
unvorsichtig Bildung zu thematisieren, zumal dies den Eindruck entstehen 
lässt, dass sie entweder das Schulsystem ersetzen oder dies doch reparieren 
will“ (WINKLER 2004: 76).  
Für WINKLER ist die vorrangige Aufgabe der Kinder- und Jugendhilfe 
eindeutig Erziehung und damit die Sicherstellung der Voraussetzungen von 
Bildungsleistungen für Kinder und Jugendliche. Erziehung wird in diesem 
Verständnis die Ermöglichung von Bildung – und deshalb im Setting auf die 
Herstellung und das Aushalten von Spannungen ausgerichtet. Diese können 
sich sowohl auf die subjektive Ausrichtung der Individuen (Spannung zwi-
schen Sicherheit, Geborgenheit und Bindung, einerseits, Befreiung und Er-
möglichung selbstständiger Auseinandersetzung mit der Welt, ihrer Aneig-
nung und Kontrolle durch ein souveränes Ich andererseits) beziehen als auch 
auf den Widerspruch zu den gesellschaftlichen Strukturen und deren Chan-
cenzuweisungen (um den Potenzialen der Subjekte gerecht zu werden, wenn 
diese in Teilhabe und Mitwirkung an Gesellschaft und Kultur zum Tragen 
kommen). 
In diesem Sinne steht WINKLER in der Tradition eines Bildungsverständ-
nisses, dass ausdrücklich die Selbstbildung von Subjekten betont und damit 
in Opposition zu einem Verständnis, das nur auf die Qualifikation für den 
Arbeitsmarkt abzielt und gleichzeitig die Kinder- und Jugendhilfe auf die 
ihrer Meinung nach basalen pädagogischen, erzieherischen Leistungen redu-
ziert.
2.4.3.2 Soziale Arbeit und das neuzeitliche Projekt Bildung (Thiersch) 
HANS THIERSCH, der mit der Ableitung des Begriffs der Lebensweltorien-
tierung vom soziologischen Lebensweltbegriff67 im 8. JUGENDBERICHT
(1990) ein wesentliches theoretisches Begründungskonzept entwickelt hat 
und darin auch strukturbildend für die Soziale Arbeit in der reflexiven Mo-
derne war, setzt sich in seinem Aufsatz „Bildung und Soziale Arbeit“ 
(THIERSCH 2004) zum einen auseinander mit der Frage der Kooperation und 
der Öffnung der Schule zur Sozialen Arbeit und zum anderen mit der weiter-
                                                          
67 Den soziologischen Begriff der Lebenswelt versteht der Phänomenologe Edmund Husserl 
als den sinnhaften Aufbau der sozialen Welt; Niklas Luhmann versteht Sinn in diesem Zu-
sammenhang als eine Beschreibung der Spezifik der Operationsweise sozialer Systeme; 
Alfred Schütz rekonstruierte mit der Theorie der Lebenswelt die Strukturen der Lebenswelt, 
und für Jürgen Habermas ist die Lebenswelt der „Horizont an intersubjektiv geteilten Hin-
tergrundannahmen, in die jeder Kommunikationsprozess vorgängig eingebettet ist“ (vgl. 
Honneth 2003). Der Begriff ‚Lebenswelt’ bildet damit den zentralen Hintergrund für eine 
sich am Alltag der Individuen orientierende und deren Sinn verstehende Praxis in der Sozia-
len Arbeit. 
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greifenden Frage der eingeschränkten Bildungsbeteiligung von sozial schwa-
chen und ausgegrenzten Gruppen.  
Vor dem Hintergrund der Anfragen an die Möglichkeit der Entwicklung 
von Lebenskompetenzen und Lebenslangen Lernens unterscheidet THIERSCH
in einem umfassenden Verständnis von Bildung unterschiedliche Bildungs-
zugänge in der „Schule als Institution formalisierter, curricular strukturierter 
Bildungsprozesse“ (THIERSCH 2004: 237) und in den „Institutionen des nicht 
formalisierten Lernens, also der Erwachsenenbildung und der Sozialpäda-
gogik“ und wiederum diese Institutionen eingebettet in Formen des infor-
mellen Lernens in der Familie, der Altersgruppe, der Öffentlichkeit und der 
Medien. Er kritisiert damit implizit die verkürzte Vorstellung in der hegemo-
nialen Position des aktuellen Post-PISA-Diskurses des „scholarisierten Bil-
dungswesens“ (THIERSCH 2004: 238). 
Für die Soziale Arbeit sieht THIERSCH in diesem Diskurs eine attraktive, 
aber gleichzeitig auch riskante Herausforderung, nachdem dort jahrelang 
Fragen nach der Lebensweltorientierung, dem Dienstleistungskonzept oder 
systemischen Ansätzen im Vordergrund standen und damit in gewisser Wei-
se die durchaus vorhandene bildungstheoretische Begründungslinie 
(MOLLENHAUER 1986; SÜNKER 1981; LIEBAU 1987; WINKLER 2003) über-
deckt hat.  
Der Vorteil in der Debatte um die Verankerung der Sozialen Arbeit „im 
weiteren Kontext der Lernszene“ (THIERSCH 2004: 238) besteht für
THIERSCH im dort vermuteten Zugewinn an gesellschaftlicher Anerkennung 
und damit im Herausfinden aus einer relativen Randständigkeit im Bil-
dungswesen. Die riskante Perspektive ist der damit vermutete und befürchte-
te einhergehende Verlust der konzeptionellen Offenheit und Gleichwertigkeit 
von Lernzugängen im mächtigen, scholarisierten Bildungswesen.  
THIERSCH sieht die riskante Perspektive im britischen Konzept der Ent-
wicklung von der Sozial- zur Bildungspolitik, das er auch bei der deutschen 
Sozialdemokratie vermutet, und der Übertragung auf die Soziale Arbeit in 
ihrer Funktionalisierung als Schaffer von Bildungsvoraussetzungen und 
Kompensationen zur Schule, also in der Reduktion auf den Zulieferer und 
Unterstützer des Bildungswesens. Hierin sieht THIERSCH auch die Begrün-
dung für die von ihm wahrgenommene Abstinenz der Praxis in der aktuellen 
Bildungsdiskussion.  
THIERSCH kritisiert die Verwendung des Bildungsbegriffs als eine Art 
„Containerbegriff“ bzw. als „Catch-it-all-Begriff“ (THIERSCH 2004: 238), der 
in sehr unterschiedlichen Bedeutungen und auch zur Verschleierung von 
Interessen und Hegemonialansprüchen eingesetzt wird. Deshalb wählt er 
auch einen historischen und anthropologischen Zugang zum Thema Bildung, 
wobei sich der Mensch in einem für ihn charakteristischen Prozess der An-
eignung von Welt und seiner eigenen Person im Kontext von Lebenswelten 
zurechtfinden muss. Eine solche Vorstellung von Bildung als „Arbeit in 
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Erfahrungen, Erfolgen, Enttäuschungen und Hoffnungen am eigenen Lebens-
konzept“ (THIERSCH 2004: 239) wird in allen Kulturen durch Vorgaben, 
Riten und Unterweisungen unterstützt und meint die „Selbstverständlichkeit 
der in gegebenen Lebensprozessen sich ereignenden Bildung, meint Lebens-
bildung“ (THIERSCH 2004: 239).  
Charakteristisch für die Moderne ist für THIERSCH die Herausbildung ei-
nes spezifischen Bildungskonzeptes mit Ausbau und Erweiterung von eige-
nen pädagogisch inszenierten Bildungsarrangements in Institutionen. Seit der 
Renaissance erfährt der Mensch sich im Prinzip der Vernunft und zuständig 
für die Gestaltung der Welt und seiner Möglichkeiten in ihr. Diese Anforde-
rungen an die menschlichen Fähigkeiten sind im Laufe der Geschichte gestie-
gen, und angesichts einer zunehmend rationalisierten gesellschaftlichen Ent-
wicklung hat der Mensch Schwierigkeiten, sich in dieser Welt als selbst-
bestimmt und mündig zu erfahren. THIERSCH definiert sechs Momente des 
klassischen Bildungsentwurfes: 
Bildung als Aneignung von Wirklichkeit und des individuellen Le-
bensprofils 
Bildung als Aneignung von Weltwissen, sozialen Regeln, praktischen 
Konstellationen und Sinndeutungen (Lebenskompetenz) 
Bildung als Aneignung von eigenen und individuellen Kompetenzen 
und Lebensdeutungen 
Bildung als Aneignung von kritischer Selbsttätigkeit 
Bildung als Aneignung von Fähigkeiten zur Selbstbehauptung und zum 
Widerstand in Verhältnissen, in denen der Mensch sich nur als unmün-
dig und entfremdet erleben kann 
Bildung als Aneignung von Entfaltungsmöglichkeiten der in ihnen an-
gelegten Lebenskompetenzen 
So betrachtet ist Bildung immer auch der Rahmen für die Vorstellung des 
menschlichen Lebens in der Gesellschaft und kann altmodisch formuliert als 
Bildungsideal bezeichnet werden, THIERSCH benutzt aber lieber den neuzeit-
licheren Begriff des Bildungsprojektes dafür. 
Vor diesem Hintergrund rekonstruiert THIERSCH dann in einer Art „histo-
rischen fast forwards“ die Funktion der eigens inszenierten, institutionellen 
Bildungseinrichtung, der Schule, über den frühzeitlichen visionären Entwurf 
von Comenius (zur Mutterschule, Kinderschule und Lebensschule) und den 
sich der Gemeinde, der Familie, der Politik und Justiz öffnenden Konzepten 
von Pestalozzi. Dabei betont er die Kämpfe um die Konkretisierungen des 
Bildungskonzeptes zwischen den Vorstellungen von Bildung als Gegenwelt 
zur bloßen Nützlichkeit, als abgehobene Historie und Abstraktheit, als Hoch-
kultur und Statussymbol des Bürgertums; Kämpfe um Bildung auch für Mäd-
chen und um die Anerkennung auch technisch-beruflicher Qualifikationen 
als Bildung.  
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So unterschiedlich diese Zugänge auch immer waren, sie sind doch im 
Kern immer durch die „spezifische Betonung von Bildung als Vermittlung 
von Weltwissen in curricularer Ordnung geprägt“ (THIERSCH 2004: 241) und 
gekennzeichnet durch die Vermittlung der in der Gesellschaft als notwendig 
erachteten Qualifikationen durch die Schule, die dadurch auch den Zugang 
zu bestimmten beruflichen Qualifikationen bestimmt. Gleichzeitig ist mit 
dieser scholarisierten Entwicklung aber auch die Vermittlung der anderen, an 
ganzheitlichen Vorstellungen von Bildung orientierten Dimensionen in der 
Schule möglich geworden. So fördert der erziehende Unterricht den Charak-
ter, und Schule zielt durch den Erwerb von Weltwissen jenseits der Grenzen 
von Herkunft, Stand und anderen „Lebenszufällen“ (THIERSCH 2004: 249)
auch auf die Dimension der Gerechtigkeit.  
Zwei Aspekte sind für THIERSCH dabei von besonderer Bedeutung: Zum 
einen hat diese Entwicklung der Konkretisierung von Bildung als scholari-
siertes Lernen den Gebrauch des Begriffs ‚Bildung’ weitgehend geprägt, und 
damit bleiben die nicht in der Schule thematisierten Lebenskompetenzen 
weitgehend den informellen Bildungsorten überlassen. Zum anderen wird 
deutlich, dass dieses Konzept da nicht greift, wo gegebene Lebensstrukturen 
unzulänglich sind und Kinder ohne Familien groß werden; wo die Familien 
in Armut und Randständigkeit nicht über ausreichende Ressourcen verfügen, 
da wird gesellschaftlich organisierte Unterstützung notwendig. 
Aus diesem Ansatz bilden sich im Laufe des 19. Jahrhunderts mit seinen 
zunehmenden sozialen Spannungen neue institutionelle Formen und Zuord-
nungen heraus, wie z.B. auch in der Kinderbetreuung durch den Kindergar-
ten, der vor allem genutzt wurde, um Kindern aus verarmten und verelende-
ten Familien offenere Bildungschancen zu erschließen und zugleich den 
Müttern Entlastung zu ermöglichen. Auch die Jugendarbeit richtete sich 
zunächst an Heranwachsende aus den unteren sozialen Schichten. Das Prob-
lem an der Bindung von Bildungsprozessen an besondere Not- und Armutssi-
tuationen ist die Einschränkung ihrer emanzipativen Ausrichtung, da sie sich 
an den „Erwartungen von Kontrolle, Stigmatisierung und Anpassung“ 
(THIERSCH 2004: 243) bricht und außerdem das gesellschaftliche Image der 
mageren Ressourcen übernimmt.68 So entstand historisch aber die „wider-
sprüchlich gebrochene Struktur von Bildungsinstitutionen“ (THIERSCH
2004: 242). Neben den scholarisierten Institutionen für alle, aber mit einem 
eingeschränkten, segmentierten Programm stehen die nichtformalisierten 
Institutionen für die Gruppe der besonders belasteten Menschen. Neben der 
etablierten Schule etablierte sich die nachrangige Sozialpädagogik.  
                                                          
68 Aus einer vergleichbaren Perspektive wurden zu Beginn der Einrichtung der ersten Staffel 
neuer Offener Ganztagsschulen im Jahre 2003 in Essen diese Schulen nicht nur auf die be-
nachteiligten Quartiere der „Stadtteile mit besonderem Erneuerungsbedarf“ konzentriert, 
sondern bewusst auch in den Stadtteilen im Essener Süden, in denen eher die bildungs-
näheren Milieus leben, eingerichtet. 
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In der Folge zeigt THIERSCH dann auf, dass dieses nichtintegrative Bil-
dungskonzept, das sozial- und schulpädagogische Ansätze systemisch und 
konzeptionell separiert, nicht in der Lage war, den gesellschaftlichen Verän-
derungen seit dem 19. Jahrhundert und den Fragen, die damit auf die Tages-
ordnung der sich stellenden Anforderungen an die Leistungsfähigkeit eines 
Bildungssystems kamen, gerecht zu werden. 
Da ist zum einen die Frage nach den sozialen Widersprüchen zwischen 
Arm und Reich sowie die neueren Fragen der Gleichheit und Gerechtigkeit, 
die sich nicht nur in Armut, sondern auch durch Geschlecht, Lebensalter, 
Ethnie und Religion repräsentieren. Der Ausbau der Industrie in ihrer arbeits-
teiligen und hoch rationalisierten Form und die aktuellen Tendenzen in der 
Globalisierung von Produkten und Märkten erfordern ganz neue Kompe-
tenzen und Lebensstrategien. Es wird ein abstraktes Wissen benötigt, um den 
Anforderungen dieser Arbeitsmärkte gerecht werden zu können, und ange-
messenes kognitives wie soziales und kulturelles Kapital.  
Die globalen Tendenzen zur Universalität in diesen Globalisierungs-
prozessen eröffnen eine Reihe von neuen Chancen, gleichzeitig werden da-
mit aber auch gewachsene Strukturen mit ihren Orientierungsmustern prekär. 
Soziale Bezüge werden in dieser Tendenz durch ein auf Vereinzelung und 
Konkurrenz ausgelegtes Lebensmuster bei den Individuen infrage gestellt, 
bzw. es stellen sich die Fragen an eine neue tragfähige soziale Struktur. Die 
schon von BECK beschriebene Individualisierung in der Lebensführung und 
Pluralisierung in den Lebenslagen wirkt in den Alltag der Lebenswelten der 
Menschen hinein und verlangt nach neuen Formen des Lernens in Sachen 
Lebenskompetenz: Jeder Einzelne wird zum Baumeister eines äußerst an-
spruchsvollen Lebensgeschäftes.  
Vor diesem Hintergrund stellen sich die kritischen Anfragen an das „Pro-
jekt Bildung“ bezüglich der Arbeit am Bild der Welt in widersprüchlichen 
und offenen gesellschaftlichen Verhältnissen, der Tragfähigkeit von Selbst-
bildung auch in offenen, riskanten Lebensprozessen, der neuen Fassung des 
Verhältnisses der gesellschaftlichen Normen und der nebeneinander beste-
henden individuellen Lebensentwürfe, kurz: einer neuen Bestimmung des 
Verhältnisses von Individualität und Sozialität. Diesen Anforderungen kann 
aber nur durch eine Öffnung und Neukonturierung der Bildungsinstitutionen
entsprochen werden, durch die Übertragung neuer Aufgaben und Vermitt-
lung von mehr als nur kognitiven Kompetenzen.  
Im Zeichen dieser wachsenden Anforderungen an eine gelingende Bil-
dungsbiografie in einer Wissensgesellschaft dehnt sich die Schulzeit aus, 
Grenzen zwischen Aus- und Weiterbildung verschwimmen, und gleichzeitig 
verfestigt sich die Identifikation von Bildung und schulischem Lernen. Das 
heißt, die Vorstellung darüber, in welcher Organisationsform und mit wel-
chem Bildungsverständnis diesen veränderten Anforderungen zu begegnen 
sein sollte, sind sehr unterschiedlich und uneinheitlich. Die einen reagieren 
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darauf mit einer Verfestigung der arbeitsteiligen Funktion der Schule und 
einer Verstärkung der Vermittlung von Weltwissen und darauf bezogenen 
Qualifikationsmustern, während die anderen sich eher an Konzeptionen der 
Reformpädagogik orientieren und in „Häuser des Lernens“ integrative An-
sätze zu Vermittlung von Lebenskompetenz einführen.  
THIERSCH nutzt quasi als Nebeneffekt den Reflexionshintergrund der 
Bildung zur Schärfung der gesellschaftlichen Funktion der Sozialen Arbeit. 
Er ist aber trotzdem der Auffassung, dass auch in einer den vorgestellten 
weiteren Bildungsdimensionen gegenüber offenen neuen Schule – von der 
die real existierende indes noch weit entfernt erscheint – damit nicht alle 
Aspekte zur Vermittlung von Lebenskompetenzen abgedeckt werden kön-
nen. Soziale Arbeit hat in diesem Verständnis ihre absolute Daseinsberechti-
gung inne. Sie erweitert ihr Repertoire und damit ihre Angebote als ganzheit-
liche Bildung nicht nur für Menschen in besonderen Lebenslagen als 
inszenierte pädagogische Bildung, sondern für alle Menschen, die „nun auch 
auf die schwierigen Bewältigungsaufgaben in der Normalität der heutigen, 
widersprüchlichen Verhältnisse“ (THIERSCH 2004: 245) ausgerichtet sein 
müssen.  
Die Funktion der Sozialen Arbeit erhält in dieser Vorstellung eine dop-
pelte Bestimmung: einerseits als Bildungsangebot in besonders belasteten 
Lebenslagen, andererseits als Bildungsangebot für die „Schwierigkeiten heu-
tiger Normalität“ – und damit reicht sie weit bis in die Mitte der Gesellschaft 
als soziale Dienstleistung hinein. Damit versteht sich die Soziale Arbeit im 
Anspruch einer „Zielbestimmung von Individualität, Ganzheitlichkeit und 
Gerechtigkeit“ (THIERSCH 2004: 246). 
Gleichzeitig schränkt THIERSCH ein und verdeutlicht, dass er eine „aus-
schließlich nur im Horizont des Projektes Bildung und der sich ausdiffe-
renzierenden Bildungsangebote“ (THIERSCH 2004: 246) sich verortende So-
ziale Arbeit für falsch und zu einseitig hält, denn zu ihrem Verständnis und 
zur sinnvollen gesellschaftlichen Verortung gehört ihre Verankerung in der 
Sozialpolitik. In ihren Aufgabenbereich fällt eine Reihe von Angeboten und 
Leistungen als Teil der Daseinssicherung, also Angebote einer Hilfe, die die 
Bewältigung von Schwierigkeiten in einer Situation möglich macht, die nicht 
sofort und zuallererst auf Bildungsprozesse ausgerichtet sind; sie haben somit 
den Doppelcharakter als Bildungs- und Hilfsangebote. Somit wird die bil-
dungspolitische Verortung relativiert, aber nicht aufgehoben.
Zu den größten Problemen einer bildungspolitischen Relevanz in der So-
zialen Arbeit zählt THIERSCH in der Kooperation mit dem Schulbereich die 
unterschiedliche Systemverfasstheit: die Kinder- und Jugendhilfe mit dem 
Subsidiaritätsprinzip – strukturiert durch die Trennung zwischen dem Geset-
zesanspruch und den unterschiedlichen, nicht nur staatlichen Anbietern – , 
die als eine offene, vielgestaltige und teilweise (zumindest aus der Sicht der 
Schule) unüberschaubare Szene dem relativ einheitlichen und überschau-
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baren Bildungswesen (bzw. der Schule) gegenübertritt. Diese Verfasstheit ist 
aber aus der Sicht von THIERSCH zugleich die Voraussetzung für die Ent-
wicklung flexibler Angebote und deshalb konstituierend. Außerdem positio-
niert die Soziale Arbeit sich in einer Reihe von gerade für die Erweiterung 
der Schule interessanten Aufgabenfeldern (wie z.B. der Kinder- und Jugend-
arbeit) als freiwilliges Angebot und in einer Kultur von Verhandungen. Diese 
Offenheit ist ihr positives Strukturelement wie auch ihr Problem in der man-
gelnden gesellschaftlichen Anerkennung und Absicherung. THIERSCH formu-
liert als ironische Brechung, dass „Soziale Arbeit zwar in Gewicht und Status 
dem Bildungswesen unterlegen (ist), in den Prinzipien aber überlegen“ 
(THIERSCH 2004: 248). Er befürchtet bei einer Überführung in den Bildungs-
bereich den Verlust des auf den verschiedenen Ebenen stattfindenden kriti-
schen und selbstreflexiven Diskurses bei der im formellen Bildungsbereich 
der Schule vorherrschenden Dominanz von schulischer Bildung.  
Bei der Betrachtung der unterschiedlichen Handlungsfelder der Sozialen 
Arbeit differenziert er diese zwischen den „bildungsabgewandten Arbeits-
feldern“, wie z.B. der Heimerziehung, der Beratung von Sucht- und Drogen-
abhängigen und den „bildungszugewandten Arbeitsfeldern“ wie z.B. der 
Kinder- und Jugendarbeit und dem Kindergarten.  
Hierbei betont THIERSCH die Klärung des jeweils eigenen bildungs-
politischen Profils im Kontakt mit der Schule und damit die Abwehr der 
Gefahr, nur als „Hilfsinstitution für die Schule“ (THIERSCH 2004: 249) gese-
hen zu werden. Diese Profilierung ist dringend vonnöten und gegenüber 
einer politischen Praxis neu zu profilieren, die sich eher mit freundlicher 
Betreuung begnügt, wie auch gegen Strukturen primär schulisch organisier-
ten Lernens. Und das ist, und da kann ich THIERSCH aufgrund eigener prakti-
scher Erfahrungen in der Kooperation mit Schule nur beipflichten, nur 
scheinbar trivial, denn in der Praxis der Kooperationen der Kinder- und Ju-
gendhilfe mit dem Schulbereich ist diese fachliche Auseinandersetzung durch 
die deutliche Schwierigkeit der Wahrnehmung der Sozialen Arbeit in ihrer 
Reduzierung auf Erziehung gekennzeichnet – dort werden aus schulischer 
Sicht die größten Defizite vermutet, die den geregelten Unterricht verhin-
dern, und deshalb wird hier dringende Abhilfe durch die Soziale Arbeit er-
wartet.
Deshalb scheint andererseits eine bildungspolitische Verortung der Sozi-
alen Arbeit hinsichtlich ihrer traditionellen Nachrangigkeit, der beruflich-
professionellen und finanziellen Eingruppierung einen Vorteil darzustellen 
und damit auch die stärkere Anerkennung des nichtformalisierten Lernens. 
Dazu bedarf es aber auch der analytischen Beschreibung dieser Lern-
leistungen in den unterschiedlichen nichtformalisierten Bildungsprozessen 
und eines Verständnisses der Verschränkung und Verrechenbarkeit der spezi-
fischen Module formeller und nichtformeller Bildungsleistungen. 
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Dieses moderne Bildungskonzept muss nach THIERSCH verteidigt werden 
gegenüber „starken Interessen, in denen sich ökonomische Prioritäten mit 
neoliberalen Ideologien verbinden“ (THIERSCH 2004:251). THIERSCH sieht 
von dort deutliche Tendenzen, die ganzheitlichen Bildungskonzeptionen 
zurückzunehmen und damit die „moderne Konkretisierung des Bildungs-
anspruchs im Horizont von Gerechtigkeit“ (THIERSCH 2004:252) wieder in 
die klassischen Abspaltungen der systemisch getrennten Bildungsdomänen 
zurückzuführen.
2.4.4 „Zeitgemäße Bildung“ in Bildungsnetzwerken 
(Bock/Andresen/Otto)
Als weiterer und relativ aktueller Beitrag zur jugendhilfepolitischen Selbst-
vergewisserungsdebatte kann der Ansatz der „zeitgemäßen Bildung“ von
BOCK/ANDRESEN/OTTO 2006 betrachtet werden.  
Die Autoren/Autorinnen gehen von der Erkenntnis aus, dass Lern-, Le-
bens- und Aufwachsbedingungen von Kindern und Jugendlichen als Voraus-
setzung von Bildungsprozessen zu betrachten sind und diese wiederum sehr 
eng mit der Struktur der jeweiligen Gesellschaft, in die sie hineinwachsen 
sollen, verbunden sind. Für die Bundesrepublik Deutschland wird die Ausei-
nandersetzung mit der Frage der Bildung als das alles bestimmende Thema 
für das 21. Jahrhundert prognostiziert. Zentrales Merkmal ist die Einschät-
zung einer kontinuierlich steigenden Bildungsnachfrage, die dazu führt, dass 
„ein stets wachsender Teil der Bevölkerung eine immer längere Zeit des 
Lebens in Bildungseinrichtungen verbringt“ (MAYER 2000: 197 zit. nach 
BOCK/ANDRESEN/OTTO 2006: 333).  
Die Struktur der Bildungslandschaften wird in diesen wissensgestützten 
Gesellschaftsstrukturen wesentlich durch das knapp werdende „Gut Arbeit“ 
bestimmt. Diese oftmals als Wissensgesellschaften (WILKE 1999) charakte-
risierten gesellschaftlichen Strukturen lassen sich explizit als Gesellschaft im 
Übergang klassifizieren, in der bisherige Klassen- und Schichtunterschiede 
durch zukünftige Unterschiede in Bildung und Erfahrung überlagert werden.  
Dieser gesellschaftliche Veränderungsprozess reicht damit weit in die 
Lebenswelten der Menschen hinein und verändert deren traditionelle Lebens- 
und Erfahrungsformen und auch die gesellschaftlichen Bildungs- und Erzie-
hungsinstitutionen. Dabei wird vor allen Dingen der Zugang zu Bildungs-
prozessen über die Teilhabe an der Wissensgesellschaft entscheiden.  
Deshalb ist die öffentlich verantwortete Organisation von Bildungs- und 
Sozialisationsprozessen in den dafür zuständigen Institutionen auch von so 
entscheidender Bedeutung, um die bereits bestehenden sozialen Unterschiede 
in dieser bildungsexpansiven Entwicklung nicht noch zu verstärken und 
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damit die Gesellschaft noch weiter in „bildungsnahe“ und „bildungsferne 
Milieus“ zu spalten.  
Es geht also um die Gestaltung von „übergreifenden und ineinander ver-
wobenen Konzepten“ (BOCK/ANDRESEN/OTTO 2006: 334) zur Gestaltung 
von Bildungslandschaften, die eine größtmögliche Teilhabe vieler ermög-
lichen. Die entsprechenden Bildungs-, Betreuungs- und Erziehungsprozesse 
sind so offen zu gestalten, dass sie nicht nur, wie z.B. von BOURDIEU69 be-
fürchtet, eine Illusion der Chancengleichheit, sondern eine reale gesell-
schaftliche Erfahrung darstellen. Damit wird zugleich eine zentrale Anfrage 
gestellt an die Qualität der jetzigen (wie z.B. der Offenen Ganztagsschule in 
Nordrhein-Westfalen) und die zukünftige Gestaltung institutioneller Bil-
dungs- und Lernprozesse;  
sozialpädagogisch betrachtet geht es darum, möglichst umfassende und unterschiedliche 
Bildungsgelegenheiten zur Selbst- und Welterfahrung für Kinder und Jugendliche bereit-
zustellen, damit jedes Kind und jeder Jugendliche die Möglichkeit hat, sich als geschicht-
lich gewordenes, soziales, kulturelles und geistiges Subjekt in seiner Welt erfahren und 
erkennen, eigene Weltkenntnisse reflektieren und soziale Zusammenhänge durchschauen 
und verändern zu können (BOCK/ANDRESEN/OTTO 2006: 335). 
Als wesentliche Voraussetzung zur Herstellung dieser Form der „zeitgemä-
ßen Bildung“ sehen die Autoren die Bereitstellung von Zeit und Raum für 
intersubjektive Prozesse der Welterfahrung durch ein gesellschaftlich und 
institutionell kooperierendes „Netzwerk Bildung“70.
Analytisch unterscheiden die Autoren/Autorinnen drei zentrale Felder 
mit einer schon längeren Sozialisationstradition:
das soziale Herkunftsmilieu in der Familie als erste Erfahrungs-, Lern- 
und Bildungsinstanz 
die öffentlich organisierten Lernarrangements als zweite zentrale Bil-
dungsinstanz  
die Arbeits- und Handlungsfelder der Kinder- und Jugendhilfe als dritte 
Bildungsinstanz 
Wie auch schon im 12. Kinder- und Jugendbericht71 betonen die Auto-
ren/Autorinnen die Bedeutung der weiteren Erfahrungs-, Lern- und Bil-
dungsorte, wie z.B. Peergroups und Medien.  
                                                          
69 „Von unten bis ganz nach oben funktioniert nämlich das Bildungssystem, als bestände seine 
Funktion nicht darin, auszubilden, sondern zu eliminieren. Besser: in dem Maß, wie es eli-
miniert, gelingt es ihm, die Verlierer davon zu überzeugen, daß sie selbst für ihre Eliminie-
rung verantwortlich sind“ (Bourdieu 1991: 21). 
70 Hier klingen deutliche Bezüge an zur Betonung institutioneller Kooperation im Konzept 
„Netzwerk Bildung“ und zu einer der zentralen praktischen Empfehlungen im 12. Kinder- 
und Jugendbericht, dem Aufbau von „Kommunalen Bildungslandschaften“. 
71 Vgl. Kapitel 1.2. 
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Durch ihre Schnittstellenfunktion zwischen den privaten und den öffent-
lich organisierten Lern- und Bildungsarrangements sehen BOCK/ANDRE-
SEN/OTTO die Kinder- und Jugendhilfe in einer besonderen Bedeutung für die 
gerechte Gestaltung von Bildungsprozessen, an denen nicht nur wenige, 
sondern möglichst alle teilnehmen und teilhaben können. 
Sie kritisieren die bisherige Tendenz im wissenschaftlichen Bildungs-
diskurs, nicht ausreichend zwischen Bildungstheorien, Bildungssystemen 
und Bildungspolitik zu unterscheiden, sowie die Defizite im Wissen um den 
Zusammenhang zwischen Lernen, Erfahrung, Bildung, Wissen und Infor-
mation und den Lebens- und Lernwelten von Kindern und Jugendlichen und 
fragen nach der öffentlich-politischen Verantwortung für Erfahrungs-, Lern- 
und Bildungsdiskurse. Zudem legen sie großen Wert auf die Differenzierung 
zwischen Bildungstheorie und Bildungspolitik, um deutlich zu machen, wie 
wenig bisher durch Bildungsreformen gegen die Weitergabe sozialer 
Nachteile ausgerichtet worden ist.
Für die Reflexion und Definition aktueller Bildungskonzeptionen stellen 
sie drei bildungspolitische Aspekte in den Fokus: 
1. Die Qualität der Bemühungen in öffentlicher Verantwortung in ein 
Bildungssystem muss heute die Chancen der Individuen an Teilhabe 
und Teilnahme, an Qualifizierung und gelungener Lebensgestaltung 
maßgeblich beeinflussen. 
2. Der reine politische Wille zur Ganztagsschule sichert noch keinen bil-
dungspolitischen Erfolg im oben beschriebenen fachpolitischen Sin-
ne, wenn dabei nicht systematische Überlegungen und empirische Da-
ten zu einem zeitgemäßen Verhältnis von Schule, Familie, 
Jugendhilfe und Freizeitinstitutionen wie Musikschulen, Sportvereine 
etc. angestellt werden und (vor allem) die Schulpädagogik die Bereit-
schaft entwickelt, über die Frage von Standards und Tests hinaus die 
Fragen nach der Gestaltung des Unterrichts, Vermittlung, Lehren und 
Lernen, der Schulkultur und der Partizipation systematisch zu erfor-
schen (die im günstigsten Fall möglichst auch in der lokalen Praxis in 
der Gestaltung der Bildungslandschaften ankommen sollten). 
3. Zeitgemäße Bildung wird „von unten“ nach oben und nicht umge-
kehrt gedacht, d.h. heißt konkret: Die frühen Bildungsprozesse, die 
Bildung von Anfang an muss der Ausgangspunkt bildungspolitischer 
Anstrengungen sein, und nicht der Hochschulabschluss, d.h. aber 
auch, dass die gesellschaftliche Erfahrung der Heterogenität in den 
ersten Lerngruppen in diesen frühen Bildungsinstitutionen durch aus-
reichende Ressourcen unterstützt und befördert werden muss (vgl. 
BOCK/ANDRESEN/OTTO 2006). 
Daneben sprechen sich BOCK/ANDRESEN/OTTO ausdrücklich für die Intensi-
vierung sozialpädagogischer und qualitativer Bildungs- und Sozialforschung 
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aus und damit für die Inblicknahme einer sehr weitreichenden Wirklichkeits-
konstruktion, die mit empirischen Methoden und regelmäßigen Leistungs-
tests nur sehr bedingt erfasst werden kann.  
Als anschlussfähig wird dabei das theoretisch und empirisch entfaltete 
Konzept der „Small Life-Worlds“ (LUCKMANN 1978) bzw. das der „kleinen 
Lebenswelten“ (HONER 1993) genannt. In diesen methodischen Ansätzen 
sind die heterogenen Milieus, in denen Kinder und Jugendliche leben, und 
die Mechanismen, die die alltägliche Lebensbewältigung darin bestimmen, in 
den Mittelpunkt zu stellen und Fragen nach der Art und Weise, wie Kinder 
und Jugendliche diese Differenzen aushalten und darin ihren Alltag organi-
sieren, aufschlussreich für die Gestaltung einer zukunftsfähigen Bildungspo-
litik. Erfahrungs-, Lern- und Bildungsprozesse von Kindern und Jugendli-
chen finden in der Alltagswelt statt, die sich längst in „kleine soziale 
Lebenswelten“ ausdifferenziert hat. Hierzu gehören Familie, Schule, Medien, 
Peers sowie die Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe ebenso wie alle 
anderen Orte, an denen soziales Handeln (im weitesten Sinne) stattfindet 
(BOCK/ANDRESEN/OTTO 2006: 339). 
Dazu bedarf es aber auch eines Wissens über die innere Struktur dieser 
Orte bezüglich ihrer Möglichkeit für Kinder und Jugendliche, darin eigene 
Welterkenntnisse zu reflektieren und soziale Zusammenhänge zu durch-
schauen, und über die Struktur der Prozesse, in denen diese Art von Bildung 
realisiert werden kann. Hinter dieser Perspektive steckt die Vorstellung, dass 
diese Art von Bildungsräumen als soziale Räume der Aneignung72 aus erzie-
hungswissenschaftlicher Perspektive greif- und erfassbar sein müssen, um sie 
in der geeigneten Form und unter Beachtung der Erfahrungen der Kinder und 
Jugendlichen zur Verfügung zu stellen. Die Analyse der vielfältigen „kleinen 
Lebenswelten“ wird in einer ausdifferenzierten Gesellschaft umso wichtiger, 
da die Verknüpfungsleistungen zwischen den sehr verschieden strukturierten 
„Wissensdepots“ erst die verschiedenen Dimensionen zeitgemäßer Bildung 
verdeutlichen. Hierzu werden neue pädagogische Konzepte unter Mithilfe 
und Beteiligung der Kinder- und Jugendhilfe vonnöten sein, um die sozialen 
Verknüpfungen in den Bildungssettings als Teil der Bildungsleistung zu 
verstehen, denn diese ist nicht wie die Familie auf die Logik innerfamilialer 
und wie die Schule auf formale Interaktionsprozesse und Kommunikations-
strukturen zurückzuführen.
Die Interaktionsprozesse in der Kinder- und Jugendhilfe sind als insze-
nierte soziale Beziehung zu verstehen, die in weiten Teilen (bisher) auf die 
freiwillige Teilnahme von Kindern und Jugendlichen angewiesen ist. Diese 
spezifische Strukturkompetenz in der Kinder- und Jugendhilfe, die durch den 
anderen Blick auf die verschiedenen kleinen Lebenswelten repräsentiert 
wird, kann wertvolle Dienste in der Übersetzung und Verknüpfung der ver-
                                                          
72 Zur Vertiefung des sozialpädagogischen Aneignungsbegriffs vgl. die Ausführungen in Ka-
pitel 2.4.5. 
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schiedenen kleinen Lebenswelten in einer öffentlich verantworteten Bil-
dungslandschaft leisten. Bildungstheoretisch geht es den Autoren der zeitge-
mäßen Bildung damit gleichzeitig um eine enge Korrespondenz von Sozial- 
und Bildungspolitik mit Fokussierung auf die Gerechtigkeitsfrage in der 
Bildung, in der die Suche nach Universalität verbunden wird mit der Hoffung 
auf Bildung als einem „critical concept“ (BIESTA 2003 zit. nach 
BOCK/ANDRESEN/OTTO 2006: 341). 
Für die Kinder- und Jugendhilfe bedeutet dieses aus Sicht der Auto-
ren/Autorinnen eine Perspektive, in der zeitgemäße Bildung eine politische, 
intellektuelle und organisatorische Herausforderung annimmt, um ihre Auf-
gaben im Prozess des Aufwachsens in der Bildungs- und Wissensgesellschaft 
kritisch zu reflektieren. Sie hat die Aufgabe, ihre Potenziale in die Ver-
netzung der verschiedenen Lern-, Sozialisations- und Bildungswelten einzu-
bringen. Dies geschieht immer im Hinblick auf die Wahrnehmung der stän-
dig geforderten Herstellung von Lebenskompetenz, die sich speist aus den 
Dimensionen  
der Teilhabe und Verantwortung, von Erfahrung der Wirksamkeit des eigenen Handelns 
und die damit mögliche Einsicht und Haltung zum aktiven Wandel der Verhältnisse, zur 
Aneignung und Gestaltung von gesellschaftlichen Räumen, zur kulturellen Praxis in den 
Lebenswelten (BOCK/ANDRESEN/OTTO 2006: 343). 
Die Kinder- und Jugendhilfe hat dabei besonders die Aufgabe und das Poten-
zial, die sich ständig verändernden Bedingungen im Aufwachsen der Kinder 
und Jugendlichen wahrzunehmen und entsprechend konstruktiv zu gestalten.  
Der besondere Ort, der profilierteste Fall für die Herstellung dieser ge-
sellschaftlichen und pädagogischen Funktion der Kinder- und Jugendhilfe ist 
die Reflexion und Begleitung der sich sehr differenziert entwickelnden Ganz-
tagsschule. Aus Sicht der Kinder- und Jugendhilfe muss es dabei um eine 
integrierte Entwicklung gehen, die sowohl die (bisherige) Schul- wie auch 
die Jugendhilfepraxis infrage stellt und darauf zu reagieren hat, dass die 
verschiedenen Lernorte in ihren formellen und informellen Settings eben 
nicht mehr als unverbundene Einzelteile zu betrachten sind im Sinne einer 
künstlich gegen die mehrdimensionale Struktur der modernen Lebenswelt 
von Kindern und Jugendlichen strukturierten additiven Form der Lebensan-
eignung.  
Hierin konstituiert sich dann auch konkret die Frage der Gerechtigkeit im 
Aufwachsen bei ungleichen Bedingungen hinsichtlich der zeitlichen, räum-
lichen und sachlichen Formen in den von den Kindern und Jugendlichen zu 
leistenden gesellschaftlichen Übergängen, die zum Teil durch hochkompli-
zierte Familienphasen noch verschärft werden können. 
In diesem Sinne zitieren die Autoren/Autorinnen BECK, in „Bildung zu 
investieren [sei] sozusagen die Sozialversicherung, die nach der Sozialversi-
cherung kommt“ (BECK 2005: 101 zit. nach BOCK/ANDRESEN/OTTO
2006: 344), denn: 
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In Bildungs- und Wissensgesellschaften wird die Fähigkeit zur kogniti-
ven, emotionalen, sozialen und kulturellen Mobilität vorausgesetzt. 
Die verschiedenen Sozialisationsinstanzen existieren in ihrer Bildungs-
wirkung auf die Kinder und Jugendlichen nicht nebeneinander, sondern 
ineinander- und übergreifend, und angesichts dieser Erkenntnis findet 
in der pädagogischen Praxis die Verbindung zwischen Familie, Kinder-
garten und Schule, Peers und offener Kinder- und Jugendarbeit entwe-
der gar nicht oder zu häufig nur unzureichend statt. 
Familiäre Belastungen wie Bildungsferne, Migrationshintergrund, Ar-
beitslosigkeit und geringe Beschäftigung der Eltern wirken sich ver-
stärkend auf die individuelle Bildungsbiografie aus. 
Die ausschließliche Betonung auf die positive Wirkung der Mobilität 
als Ausweg aus sozialer Deprivation und Armut wird von BOCK/AN-
DRESEN/OTTO als eine „neoliberale Forderung nach Flexibilität und 
Mobilität“ kritisiert, die sich mit den „Bedürfnissen des Aufwachsens 
nicht länger vereinbaren lässt“ (BOCK/ANDRESEN/OTTO 2006: 344). 
Zu erfassen ist im Kontext dieser Aussagen das verbesserte Wissen über die 
Gestaltung der sogenannten Übergänge und der Chancen und Grenzen der 
verschiedenen Erfahrungs-, Lern- und Bildungsorte für Kinder und Jugendli-
che in ihrer vertikalen Perspektive auf Leistung und Funktion einer integrier-
ten Ganztagsbildung, an der die Kinder- und Jugendhilfe konstitutiv beteiligt 
ist. Dieses Wissens ist in seinen horizontalen Dimensionen, die politische, 
theoretische und organisatorische Konsequenzen haben müssen, kontinuier-
lich anzupassen. Hierzu bedarf es einer systematischen Verknüpfung von 
(neuer) Bildungstheorie, Bildungspolitik und Bildungspraxis.
Will die Kinder- und Jugendhilfe sich an diesem Prozess beteiligen, so 
kann sie das nicht durch Festhalten an einem tradierten Bildungsbegriff tun, 
sondern mit der Beschreibung ihres eigenständigen und leistungsfähigen 
Beitrages zur Integration junger Menschen in die Bildungs- und Wissens-
gesellschaft. Die Autoren/Autorinnen schreiben aber gleichzeitig im Rahmen 
der Bestimmung moderner Ganztagsbildung auch der Schulpädagogik ins 
Stammbuch, dass sie im Rahmen eines „Netzwerks Bildung“ stärker in die 
sozialpolitische Verantwortung genommen werden muss. Diese proklamierte 
Verabschiedung von den „alten Weisheiten und ewigen Wahrheiten“ über 
die (kognitiven) Leistungsbereiche von Schule und die (informellen) der 
außerschulischen Lernorte bedeutet aber nicht weniger als „die reflexive 
Auseinandersetzung mit den jeweils eigenen dominanten (sozialpäda-
gogischen wie schulpädagogischen) Praxisformen“, die als nicht mehr der 
mehrdimensionalen Struktur der aktuellen Lebenswelt von Kindern und 
Jugendlichen adäquat identifiziert werden.73
                                                          
73 Gerade an diesem Punkt lässt sich aber die Praxisbeobachtung im Kontext der Offenen 
Ganztagsschulentwicklung anschließen, dass gerade die Verbindung von Schulischer und 
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Wenn die Kinder- und Jugendhilfe es schafft – was voraussetzt, dass sie 
und andere Beteiligte es überhaupt wollen –, sich produktiv in diesen gesell-
schaftlichen Prozess einzubringen, dann bietet sich ihr auch die Chance zu 
einer neuen Qualität für das Netzwerk Bildung, das nach BOCK/ANDRE-
SEN/OTTO mittel- und langfristig einer zukunftsfähigen Gesellschaft zugute 
kommen würde, an der nicht nur wenige, sondern möglichst alle eigensinnig 
teilhaben könnten.  
2.4.5 Das Aneignungskonzept 
Innerhalb der Kinder- und Jugendhilfe hat besonders im Handlungsfeld der 
Kinder- und Jugendarbeit nach der ersten PISA-Veröffentlichung eine 
Selbstvergewisserungs- und Konzeptionsdebatte um (Rück-)Besinnung auf 
subjektorientierte und nicht durch die auf das formelle Lernen in der Schule 
zu reduzierenden Bildungsprozesse begonnen. Das hängt sicherlich z.T. auch 
mit der besonderen „Bildungszugewandtheit“ (THIERSCH 2004) dieses Hand-
lungsfeldes zusammen und ebenso mit den seit den 1970er Jahren bestehen-
den Ambivalenzen in der Bestimmung dieses Feldes zur Schule. Dabei spielt 
für den (Jugendarbeits-)Diskurs die Rezeption des Aneignungskonzeptes als 
spezifischer Beitrag der Kinder- und Jugendarbeit zum aktuellen Bildungs-
diskurs eine herausragende Rolle, für die vor allem ULRICH DEINET steht.
Dieser konkretisiert in seinem im Jahre 2004 zusammen mit dem Sozial-
geografen Christian Reutlinger herausgegebenen Band (vgl. DEINET/REUT-
LINGER 2004) seine konzeptionellen Vorstellungen; er bezieht sich dabei 
wiederum ausdrücklich auf die subjektorientierte Konzeption der Jugend-
arbeit durch ALBERT SCHERR (1997). SCHERR versteht Bildung als „sub-
jektive Aneignung, das Aktive sich zu eigen machen von verfügbaren Wis-
sen, von Denkmöglichkeiten, ästhetischen Ausdrucksformen, Werten, 
Normen u.s.w.“ (SCHERR 2002: 316). Dieser subjektorientierte Begriff von 
Bildung wird ausdrücklich im Gegensatz zum „eng geführten Bildungsbeg-
riff nach PISA“ (DEINET 2004: 175) entwickelt und bewusst als legitima-
torische Hilfe gesehen gegenüber der Vorstellung, dass die Jugendarbeit 
Zubringerleistung für schulische Bildungsprozesse zu erbringen habe.  
Gleichwohl wird in dieser internen Bildungsdebatte der Kinder- und Ju-
gendarbeit auch die „Bildungsignoranz aktueller Jugendarbeit“ (STURZEN-
HECKER 2003: 3) angesprochen und deren kritiklose Inpflichtnahme durch 
andere Aufgaben, wie z.B. Betreuung nach der Schule, kritisiert. Besonders 
                                                                                                                            
Sozialpädagogik offensichtlich eher zu einem Festhalten am jeweils bekannten profes-
sionellen Selbstbild führt. So betonen die Lehrer/-innen häufig, dass ihre Kompetenz in der 
Gestaltung des Unterrichtes bestehe, während die sozialpädagogischen Fachkräfte „ein-
fach“ ihre bekannten Praxen aus der Kindertageseinrichtung, hier dem Hort, in die Schule 
übertrügen und nicht etwa auch „unterrichten“ möchten. 
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kritisch wird die aktuelle Akzeptanz auf der Theorie- und Praxisebene74 ge-
sehen, sich allzu bereitwillig „In-die-Soziale-Pflicht“ nehmen zu lassen, 
damit die Kinder- und Jugendarbeit in ihrem „Eigensinn“ (NEGT/KLUGE
1981) zu gefährden und sie so als defizitorientierten Vorleistung-Präven-
tions-Arbeitsbereich75 auf dem aktuellen Markt der problemorientierten Ju-
gendthemen zu opfern.  
Prävention geht nicht von der positiven Unterstellung einer Bildsamkeit, eines Potentials 
selbsttätiger Entwicklung aus, sondern Jugend wird als potentieller Risikoträger kons-
truiert. Entwicklung wird nicht verstanden als selbsttätige Erringung von Selbst-
bewusstsein und Selbstbestimmung, sondern als Entfaltung von Abweichungs- und Ge-
fährdungsrisiken (STURZENHECKER 2003: 4).
Demgegenüber wird im (subjektorientierten) Bildungstheorem durchaus ein 
positiver Konzeptansatz für die Kinder- und Jugendarbeit gesehen, und zwar 
in einer sozialräumlichen Ausprägung und in einer der Institution Schule ge-
genüber sehr kritischen Position. SCHERR formuliert deshalb auch folgerich-
tig die Frage, ob und wie die „politisch angestoßene Konjunktur“ der Bil-
dungsthematik mit der Sozialraumorientierung zu fassen sein könnte.76
SCHERR qualifiziert Bildung als ein auf Veränderung ausgelegtes indivi-
duelles Selbst- und Weltverständnis und damit auch explizit als einen Verlust 
von eingespielten Wahrnehmungs-, Deutungs-, Bewertungs- und Handlungs-
routinen. Damit charakterisiert er „das gebildete Individuum“ durch seine 
Fähigkeit, über das naturwüchsig in Sozialisationsprozessen erworbene All-
                                                          
74 In der Praxis lässt sich eine besondere Anfälligkeit für diese Inpflichtnahme bei jenen 
Kinder- und Jugendeinrichtungen beobachten, die in Stadtteilen mit besonderem Erneu-
erungsbedarf angesiedelt sind und in enge sozialräumlich strukturierte Präventionsketten 
eingebunden sind. 
75 Dieser Diskurs ist sehr gut an der innerhalb der Kinder- und Jugendhilfe geführten Debatte 
um die negativen Äußerungen des bekannten Kriminologen Christian Pfeiffer zur Offenen 
Kinder- und Jugendarbeit darzustellen. Pfeiffer äußerte im Kontext seiner kritischen Be-
trachtung der selektiven Wirkung unseres Schulsystems, dass bei einer „tollen“ Ganztags-
schule keine Jugendzentren und Freizeitheime mehr gebraucht werden würden.  
 Diese Äußerungen erzeugten einen heftigen Disput (vgl. ABA Fachverband 2006). Unter 
anderem vertrat Sturzenhecker (vgl. Sturzenhecker 2007) die Auffassung, dass man lieber 
die Kinder- und Jugendarbeit fördern solle, in der Bildung „in Freiheit zur Freiheit“ (Kent-
ler 1964) in Eigenständigkeit stattfindet und die um so vieles erfolgreicher sei als die Schu-
le, die mit viel Personal ihre Aufgaben nur schlecht erfülle. Begründet wird diese negative 
Sicht auf Schule explizit durch den Hinweis auf PISA. Konsequent wird in dieser Kritik an 
Pfeiffer der Ausbau der Offenen Kinder- und Jugendarbeit gefordert und nicht der Ausbau 
der Ganztagsschule 
76 Damit weist Scherr auf eine der Fragen hin, die sich wie ein roter Faden durch diese Arbeit 
zieht. Das hängt nicht unwesentlich damit zusammen, dass in meiner kommunalen Praxis 
diese Frage in der Weiterentwicklung der Kooperation von Jugendhilfe und Schule und die 
Gestaltung von Bildungslandschaften von herausgehobener Bedeutung sind. Deshalb wird 
die Frage in den unterschiedlichsten Zusammenhängen dieser Arbeit immer wieder disku-
tiert.
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tagswissen hinauszureichen, und die damit entstehende Möglichkeit, Distanz 
zu eigenen alltäglichen Gewissheiten und Routinen herzustellen.
In diesem Zusammenhang wird die Frage nach der Bedeutung von sozia-
len Räumen für diesen Bildungsbegriff virulent. Sowohl SCHERR als auch
DEINET beziehen sich in ihren weiteren sozialräumlichen Überlegungen auf 
die neueren Raumvorstellungen von MARTINA LÖW (2001), die von einem 
dynamischen Raumkonzept, das die Trennung von Subjekt und Raum über-
windet, ausgeht. Sie kritisiert dabei die vielfach vorzufindende Vorstellung 
der „zwei verschiedenen Realitäten – auf der einen Seite der Raum, auf der 
anderen die sozialen Güter, Menschen und ihr Handeln“ (LÖW 2001: 264). 
Sie kritisiert diese Vorstellungen als absolutistisch:
Absolutistisch meint hier, dass Raum als eigene Realität, nicht als Folge menschlichen 
Handelns erfasst wird. Raum wird als Synonym für Erdboden, Territorium oder Ort ver-
wendet (LÖW 2001: 264).
Stattdessen entwirft LÖW eine Vorstellung von Raum, der sich durch die 
Platzierung der Personen und der Güter konstituiert. Die Raumaneignung ist 
somit immer sowohl materieller wie auch symbolischer Art. Erst in diesem 
Raumverständnis, das aus der Struktur der Menschen und sozialen Güter 
abgeleitet wird, können dann nach Löw die „Veränderungen der Raumphä-
nomene erfasst werden“ (LÖW 2001: 264).  
In dieser Definition von sozialem Raum erweitert sich aber der zumin-
dest in Praxiskontexten verwendete Begriff des Sozialraums, der dort eher als 
Steuerungsgröße für die Bemessung von Personalressourcen oder geogra-
fisch-analytische Dimensionen im Rahmen von Sozialplanung verstanden 
wird, erheblich und bekommt eine andere Konnotation. Diese andere Aus-
richtung wird in der Weiterführung des räumlichen Bildungsgedankens in die 
Dimensionen des Aneignungskonzeptes deutlich. Das Aneignungskonzept 
geht auf die sogenannte Kulturhistorische Schule der sowjetischen Psycholo-
gie zurück und ist hier vor allem mit dem Namen ALEXEJ NIKOLAJEWITSCH
LEONTJEW (1903–1979) verbunden, der betont, dass die Entwicklung des 
Menschen als tätige Auseinandersetzung mit seiner Umwelt, als Aneignung 
der gegenständlichen und symbolischen Kultur zu verstehen ist. 
Diese Umwelt-Aneignung findet in Räumen statt, die allerdings nicht 
wertfrei sind, sondern vielmehr schon „besetzt, gesellschaftlich definiert und 
funktionalisiert“ (BÖHNISCH 1996: 149). Die Aneignung von Kindern und 
Jugendlichen ihrer jeweiligen Lebenswelt wird dabei als schöpferischer Pro-
zess der Erweiterung ihres Handlungsraumes (oder bildungstheoretisch for-
muliert als Erweiterung der Handlungsoptionen) verstanden.  
Diese Aneignung findet in postmodernen Gesellschaften unter vermin-
dertem, wenn nicht vollständigem Verlust der Prägekräfte konkreter (geogra-
fischer) Räume statt. So betont z.B. LINDNER die zunehmende Bedeutung 
symbolischer Verhaltensweisen,  
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die sozialräumlichen Kriterien kaum mehr zuzuordnen sind. In der gegenwärtigen Jugend-
kultur wird um (städtische) Räume nicht nur in realen, sondern auch in symbolischen 
Aneignungen konkurriert. Jugendliche Szenen konstituieren sich zum Teil weniger als 
Sozial-, sondern als Symbolmilieus, in denen bestimmte Zeichenschemata reproduziert 
werden. Dabei überlagern sich verschiedene Wirklichkeitsschichten, bei denen das gesamte 
Ensemble von Mode-, Medien-, Trend-, Industrie- und Kommerzästhetik zur Simulation 
sozialer Teilhabe wird (LINDNER 2000: 4). 
LÖW teilt diese Vorstellung der Aufhebung der homogenen Benutzung des 
sozialen Raumes als einheitliche soziale „Klassenerfahrung“ ausdrücklich 
und verstärkt diese Fragilität noch durch die Beschreibung der Wirkung von 
modernen Medien auf die Raumerfahrung von Kindern und Jugendlichen:  
Was jedoch die Kinder und Jugendlichen betrifft, die mit Cyberspace-Technologien auf-
wachsen, so ist meine Schlussfolgerung, dass in virtuellen Räumen systematisch wieder-
holt wird, was bereits in der verinselten Raumaneignung vorgegeben wird: Die Bezug-
nahme auf einen nicht einheitlichen Raum. Die kulturell tradierte Vorstellung, im Raum zu 
leben, die durch das euklidische Denken, wie es in Schulen vermittelt wird, gestützt wird, 
wird insofern irritiert, als die Räume im Cyberspace erstens nicht mehr als materielle erlebt 
werden und zweitens die Kontinuität des Raumes in Frage stellen (LÖW 2001: 100).
Zur Beibehaltung des (sozialräumlichen) Aneignungskonzeptes als Bildungs-
konzept der Kinder- und Jugendarbeit verweist DEINET auf die veränderten 
Umgangsweisen und das Einstellen auf die unterschiedlichen Raumvorstel-
lungen durch die Kindern und Jugendlichen selber und auf die Notwendig-
keit der entsprechenden Aktualisierung der Vorstellungen darüber, wie unter 
diesen neuen Strukturmerkmalen Aneignungsprozesse geschehen können. 
Kinder und Jugendliche schaffen sich demnach eigentätig Räume (Spacing) 
und verbinden die (verinselten) Räume ihrer Lebenswelt miteinander. Damit 
wird der aktive und prozesshafte Charakter dieser Raumaneignung betont, 
der mehr ist als nur die gegenständliche Aneignung vorhandener Räume 
durch die Kinder und Jugendlichen. 
Als Beispiel für diese abstrakte Beschreibung des erwünschten Aneig-
nungsprozesses, der implizit auch als Bildungsprozess verstanden werden 
kann, wird die sogenannte „Blackbox der Offenen Kinder- und Jugendarbeit“ 
(DEINET 2004: 183), der offene Bereich in einer Kinder- und Jugend-
einrichtung, angesprochen und aufgezeigt, wie die Aneignungspraxis der 
Kinder und Jugendlichen durch das „Oszillieren“ beschrieben werden kann. 
Mit diesem Begriff beschreibt DEINET zunächst wie WINKLER die jugend-
liche Aneignungsform der Veränderung und Bewegung als Prozess des „Os-
zillierens zwischen der Innenwelt des Ortes und der gesellschaftlichen Au-
ßenwelt“ (WINKLER 1988: 264), und STURZENHECKER bezieht dies auf die 
Offene Kinder- und Jugendarbeit:
Das Oszillieren gehört zur üblichen jugendlichen Aneignungspraxis in Jugendhäusern. Sie 
lassen sich nicht auf ein eindeutiges Drinnensein oder Wegbleiben festlegen, sondern 
halten sich oft genau auf den Grenzen des Hauses zur Außenwelt auf (STURZENHECKER
2002: 17).
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Gerade in diesem „Oszillieren“, diesem Gleichzeitigen von „Drinnen und 
Draußen“ und der Übertragung dieses Raumaneignungsprinzips von Kindern 
und Jugendlichen auf die Gestaltungslogiken pädagogischer Settings insge-
samt liegen nach Meinung von DEINET Chancen zur Gestaltung von eigen-
sinnigen Bildungsprozessen, die sich in der Ambivalenz von einerseits dem 
Bedürfnis nach Erweiterung und Vergrößerung des Handlungsraumes und 
anderseits dem Wunsch nach funktionierendem (und damit durchaus auch im 
Sinne von bekanntem) Nahraum zu bewegen haben.  
In dieser Perspektive kann der scheinbare Widerspruch in der Vorstel-
lung intentionaler Bildungsprozesse der Kinder- und Jugendarbeit zwischen 
der Subjektorientierung einerseits und der Veränderung dieser Subjektivität 
(wegen der Notwendigkeit zur praktischen Beherrschung von Lebensbewälti-
gungsanforderungen) andererseits aufgegriffen und produktiv bearbeitet 
werden.
Zusammenfassend entsteht somit ein Verständnis des Zusammenhangs 
von Bildungsprozessen und der Aneignung von sozialen Räumen durch Kin-
der und Jugendliche, der dadurch zu kennzeichnen ist, dass diese durch ihre 
konstatierte Fähigkeit innerhalb einer verinselten und medialisierten Lebens-
welt in unterschiedlichen Räumen gleichzeitig agieren können. 
Sie stellen Verbindungen her zwischen unterschiedlichen Räumen, etwa dem konkreten 
geografischen Ort, an dem sie sich gerade befinden (dem durch Aneignung eine Sinnbe-
deutung gegeben wurde, sodass ein sozialer Raum entsteht) und den entfernteren Orten 
und sozialen Räumen, mit denen sie jederzeit kommunizieren können (über Handy oder 
PC) sowie virtuellen Räumen im Internet (chatrooms), die z.T. auch als soziale Räume 
verstanden werden (DEINET 2004: 184).
Solche Verknüpfungsleistungen werden in diesem Verständnis als subjekt-
orientierte Bildungs- und Aneignungsformen in der Lebenswelt verstanden 
und dadurch gleichzeitig als (Bildungs-)Anlass für die Kinder- und Jugend-
arbeit, diese zu unterstützen und dadurch für die Kinder und Jugendlichen 
„gegenkulturelle Räume“ (DEINET) zu konstituieren.
Die Herstellung gegenkultureller Räume ist zentral für die Erhaltung der 
Handlungsfähigkeit von Kindern und Jugendlichen und ermöglicht zum 
einen die Aneignung von Funktionen und Bedeutungen institutionalisierter
Räume; zum anderen bieten gegenkulturelle Räume die Chance, die Be-
grenztheit institutionalisierter Räume zu überwinden und sich der in den 
Räumen abgebildeten gesellschaftlichen Struktur nicht nur anzupassen.77
                                                          
77 Gerade diese pädagogische Begründung für die Herstellung von „gegenkulturellen Räu-
men“ wird häufig in der institutionell geprägten Auseinandersetzung in der Praxis der Ko-
operation von Jugendhilfe und Schule als Argument verwendet für die Beibehaltung einer 
eigenständigen, von der formalisierten Struktur der Schule entfernten räumlichen Struktur 
in der Kinder- und Jugendarbeit, die darin sich als tendenzieller Bestandteil der lebenswelt-
lichen „Gegenkultur“ versteht. Allerdings wäre das Argument auch umgekehrt zu denken 
und sozusagen als pädagogisch bewusster Bestandteil einer ganzheitlichen pädagogischen 
Struktur in der Schule ausdrücklich auch durch „gegenkulturell“ strukturierte Räume in der 
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Die „gegenkulturellen Räume“ werden damit zu einer Art von Rück-
zugsräumen, die durch eine „maximale Distanz zu den Routinen und Zwän-
gen des Alltagslebens gekennzeichnet sind und dadurch kognitive Distanzie-
rung und Reflexion erleichtern sollen“ (SCHEER 1997: 6). Die Herstellung 
dieser gegenkulturellen Räume ist im bildungspolitisch begründeten Kon-
zeptansatz aber nicht nur eine technische „Methode“ der Kinder- und Ju-
gendarbeit, sie versteht sich zugleich als „jugendpolitisches Mandat“ für die 
Revitalisierung öffentlicher Räume.  
Zusammenfassend betont DEINET noch einmal die zumindest im Ver-
gleich zur Schule geringe Festlegung von vordefinierten Räumen in der Kin-
der- und Jugendarbeit und die Potenziale, die darin für die Selbstbildung von 
Kindern und Jugendlichen liegen. Er besteht darauf, dass solche Bildungs-
settings nicht pädagogisch durchstrukturiert werden können, denn sonst hät-
ten sie nicht mehr den Charakter der Selbstbildung. Durch eine in diesem 
Verständnis reflexive und damit bewusste und gezielte Gestaltung von 
Aneignungs- und Bildungsangeboten kann Kinder- und Jugendarbeit „Räu-
me“ für Kinder und Jugendliche schaffen, die ihnen Erfahrungen ermög-
lichen, „die in dieser Weise in anderen Lebensbereichen nur schwer zugäng-
lich sind“ (DEINET 2004: 187). Damit aber bezieht sich ihr Mandat explizit 
auch auf Aneignungs- und Bildungsprozesse außerhalb ihrer eigenen Orte 
(Kinder- und Jugendeinrichtungen), z.B. im öffentlichen Raum, und eröffnet 
damit weiteren Raum für Bildung in diesem Sinne.  
2.5 Zusammenfassung und Bewertung  
In der zusammenfassenden Bewertung der in diesem Kapitel dargestellten 
Diskussionsbeiträge zu sozialpädagogisch begründeten Bildungsvorstellun-
gen und bildungspolitischen Stellungnahmen innerhalb der Sozialen Arbeit 
bzw. der Kinder- und Jugendhilfe zur aktuellen breiten gesellschaftlichen 
Bildungsdebatte kann zunächst bilanziert werden, dass die Texte sehr unter-
schiedliche Dimensionen in der Debatte thematisieren:  
Ein erster Teil der Texte, hier vor allem der 11. Kinder- und Jugend-
bericht und die drei bildungspolitischen Stellungnahmen des Bundes-
jugendkuratoriums aus den Jahren 2002 (den sogenannten „Leipziger 
Thesen“, hier zusammen mit der Sachverständigenkommission des 11. 
Kinder- und Jugendberichtes und der Arbeitsgemeinschaft für Jugend-
hilfe), 2003 und 2005, beschäftigt sich vorrangig mit kritischen fachpo-
litischen Anfragen an die Ausgestaltung der aktuell vielzitierten und in 
                                                                                                                            
Institution Schule nicht nur zuzulassen, sondern ausdrücklich zu fördern (vgl. Grimm 2005, 
URL = http://www.stadtteilarbeit.de/seiten/theorie/grimm/zukunftsschulen.htm). 
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der praktischen Umsetzung noch völlig unkonturierten neuen Kommu-
nalen Bildungslandschaften78 und in diesem Zusammenhang besonders 
mit der Frage des Kooperationsverhältnisses der Kinder- und Jugend-
hilfe mit der Schule. 
Ein zweiter Teil (WINKLER 2004, THIERSCH 2004 und BOCK/ANDRE-
SEN/OTTO 2006) der Texte greift aus einer sozialpädagogischen Pers-
pektive vorrangig erziehungswissenschaftliche Anfragen an die Gestal-
tung von mehrdimensionalen Bildungsprozessen auf und versucht, in 
unterschiedlicher Nähe sowohl zur Institution Schule als auch zur bil-
dungspolitischen Grundlegung der Sozialen Arbeit, die Notwendigkeit 
der Vernetzung von formellen und informellen Bildungsprozessen zu 
begründen.
Dabei formuliert WINKLER am ehesten aus einer kritischen Position ge-
genüber einem vollständigen Aufgehen der Sozialpädagogik in einer 
bildungspolitischen Ausrichtung heraus und befürchtet angesichts der 
realen Debatte, die sich an einem verkürzten curricularen Bildungs-
begriff orientiert, den „Verlust des Pädagogischen an der Sozial-
pädagogik“ (WINKLER 2004: 71).  
THIERSCH sieht zwar durchaus Chancen in der Positionierung der Sozi-
alen Arbeit im „weiteren Kontext der Lernszene“ (THIERSCH
2004: 239), gleichzeitig formuliert er aber deutlich die Risiken in dieser 
Diskussion und befürchtet in einem traditionellen Verständnis von Bil-
dung als scholarisierter Bildung im Bildungswesen die Unterordnung 
der informellen Bildungs- und Lernprozesse (der Kinder- und Jugend-
hilfe) unter die Handlungslogiken der Schule.   
Demgegenüber kann die Positionierung von BOCK/ANDRESEN/OTTO im 
Kontext eines „Netzwerkes Bildung“ verstanden werden als Versuch 
einer erziehungswissenschaftlichen Position, die sich explizit als eigen-
ständig und kritisch versteht. Diese Position bezieht sich im Rahmen 
der hier vorgestellten sozialpädagogischen Beiträge am weitesten auf 
einen bildungstheoretischen Begründungszusammenhang für die Kin-
der- und Jugendhilfe im Kontext eines reflexiven Verständnisses von 
Entwicklungsproblemen einer Wissensgesellschaft. Gleichwohl beto-
nen diese Autoren die Notwendigkeit der Verstärkung der Forschung 
von spezifischen Stärken der Kinder- und Jugendhilfe bei der Informa-
lisierung von Erfahrungs-, Lern- und Bildungsprozessen und formulie-
ren aus dem dargelegten Verständnis einer „zeitgemäßen Bildung“79.
                                                          
78 Vgl. die Positionen und Papiere des Deutschen Vereins (2007).  
79 Der Begriff ‚zeitgemäße Bildung’ wird von Bock/Andresen/Otto als Synonym für eine 
kritische Auseinandersetzung mit gesellschaftlichen Interessengruppen betrachtet, denen 
sich auch die Bildungspolitik in Deutschland nicht entziehen kann. Es geht dabei um die 
„Möglichkeiten und Perspektiven gelingender Bildungsprozesse, die unter Einbeziehung 
gerechtigkeitstheoretischer und Chancengleichheit postulierender Prämissen die allseits 
115
Der dritte Teil greift dann gelungene subjektorientierte Bildungspro-
zesse und Biografien in den Dimensionen der Aneignung als eine zent-
rale sozialpädagogische Kategorie auf. Er reflektiert diese Prozesse und 
Biografien im Kontext einer sich kritisch verstehenden Erziehungs-
wissenschaft verbunden mit einem sozialen Raumbegriff, der weit über 
seine geografische Verkürzung realer Managementprozesse in der ak-
tuellen Sozialen Arbeit hinausreicht. Darin bildet er für die Herstellung 
von Identität bei Kindern und Jugendlichen wichtige pädagogisch zu 
reflektierende Anknüpfungspunkte für die praktische Kinder- und Ju-
gendarbeit, hier explizit als Bildungsgelegenheit verstanden. Aus dieser 
Perspektive wird die bewusste Herstellung und Gestaltung „gegen-
kultureller Räume“ als wesentliches Element sozialpädagogischen 
Handelns zu verstehen sein. Es wird aber auch die praktische Koope-
ration mit der Schule besonders schwierig, müsste die Schule doch in 
der bewussten Integration dieses Aneignungskonzeptes in ihrem curri-
cular geprägten Schulalltag nicht mehr nur die „Duldung“ gegenkultu-
reller Räume in abgelegenen und nicht mehr benötigten Kellerräumen 
zugestehen, sondern vielmehr als bewussten Teil annehmen der so zur 
Lebenswelt hin geöffneten Schulkonzeption, quasi als selbstinszenierter 
potenzieller Systemwiderspruch, der ausdrücklich auf die Aneignung 
der Schule durch die Schüler und Schülerinnen ausgerichtet ist.  
Trotz der Ausformulierung dieser weitgehenden Eigenständigkeit in der 
sozialpädagogischen Bildungskonzeption kann in der zusammenfas-
senden Betrachtung der einzelnen Diskussionsbeiträge zum aktuellen 
Bildungsdiskurs von keinem/keiner der Autoren/Autorinnen oder der 
Kuratorien oder Kommissionen behauptet werden, er/sie würde so weit 
gehen, eine generelle Bildungsabstinenz für die Soziale Arbeit bzw. 
Kinder- und Jugendhilfe einzufordern. Im Gegenteil, alle hier darge-
stellten Beiträge beanspruchen explizit die Eigenständigkeit einer so-
zialpädagogischen Bildungsbegrifflichkeit, die ausgehend von der Sub-
jektstellung der sich lebensgeschichtlich Bildenden zumindest eine 
Erweiterung des kanonisierten Fächerwissens in der Schule darstellt 
und darin eine systemische Eigenständigkeit gegenüber der Schule be-
hauptet. 
Eine zweite zentrale Fragestellung lässt sich an die Definition eines eigen-
ständigen sozialpädagogischen Bildungsverständnisses anschließen: die in 
der aktuellen Praxis der Sozialen Arbeit zentralen Frage, wie sich aus einer 
solchen Eigenständigkeit eine Kooperation mit der Schule gestalten lässt. In 
dieser Frage kann die Ambivalenz gegenüber der dahinterliegenden Frage-
stellung der Systemtranszendenz oder der Kooperation von eigenständigen 
                                                                                                                            
vorhandenen tradierten institutionellen Verharrungsmomente ebenso in Frage stellen wie 
die Annäherung an den angestrebten Bildungsmarkt“ (Otto/Oelkers 2006: 11). 
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pädagogischen Systemen in Jugendhilfe und Schule ständig durch„gespürt“ 
werden. Insgesamt können die Optionen, obwohl hier nicht in jedem Fall 
ausdrücklich so formuliert, in dieser Frage mit einer eher etwas abwartenden 
und vorsichtigen Positionierung bezeichnet werden, die aus meiner prakti-
schen Erfahrung durchaus begründet erscheint – zeigt sich doch bisher die 
Schule insgesamt als relativ resistentes System gegenüber Reformüber-
legungen, zumindest was die Reformierung betrifft in Richtung einer Erwei-
terung der Bildungskonzeptionen, die sich sowohl außerhalb des aktuellen 
Fächerkanons und des sich rasant ausbreitenden Bildungsmonitorings bewe-
gen als auch sich ausdrücklich auf die Vielfalt der Bildungsorte und Lern-
welten, auch außerhalb der Schule, beziehen. 
Deshalb soll im dritten Kapitel dieser Arbeit ein Blick auf Geschichte, 
Struktur und Widersprüche in der Kooperation der beiden pädagogischen 
Systeme Jugendhilfe und Schule geworfen werden. 
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3 Kooperation von Jugendhilfe und Schule 
In einer ersten vorweggenommenen Standortbestimmung zur Beurteilung der 
Kooperation von Jugendhilfe und Schule könnte man von einer inzwischen 
zumindest auf der Leitungsebene beider Systeme gewünschten und geför-
derten und auch zunehmend rechtlich abgesicherten Kooperation der beiden 
pädagogischen Systeme sprechen, bei der sich zwar viel bewegt, allerdings in 
unklaren Richtungen und auf unsicherem Boden. 
Die Kooperation selber wird von historischen und theoretischen Aspek-
ten, Handlungsmethoden und Konzepten, Adressaten und Problemfeldern, 
rechtlichen Grundlagen, Fragen der Aus- und Fortbildung und der Forschung 
bestimmt. Gleichzeitig gibt es bei der Betrachtung der gesellschaftlichen 
Wandlungsprozesse im Aufwachsen von Kindern und Jugendlichen keine 
wirkliche Alternative zur Verstärkung der Kooperation der beiden pädagogi-
schen Systeme, wenn nicht gar die Frage der Systemtranszendenz zu stellen 
ist.
Deshalb soll in diesem Kapitel in mehreren Schritten versucht werden, 
sowohl die historischen Aspekte darzulegen, die in ihrer spezifisch deutschen 
Traditionslinie die Kooperation dieser beiden Pädagogiksysteme beeinflus-
sen, als auch weitere strukturelle, fachpolitische und institutionelle Aspekte, 
die die Kooperation bzw. das Verhältnis von Jugendhilfe und Schule beein-
flussen. Dabei soll auch die aus meiner Sicht besondere Bedeutung einer 
Ganztagsschule bzw. einer zeitgemäßen Ganztagsbildung herausgearbeitet 
werden, hier verstanden als Versuch der Neubegründung eines umfassenden 
Bildungsangebots, als immanent systemtranszendierendes Element für die 
Kinder- und Jugendhilfe.  
3.1 Historische Aspekte
Vor dem Hintergrund eines sich sozialwissenschaftlich verstehenden Refle-
xionsrahmens kann die Geschichte der Entwicklung der beiden päda-
gogischen Systeme der Jugendhilfe und der Schule in ihrem Verhältnis zu-
einander als gesellschaftlicher Ausdruck der Zunahme von sozialen 
Spannungen, zunächst im 19. Jahrhundert, verstanden werden und damit den 
Blick auf die Funktionen und Praktiken des schulischen Systems wie auch 
des sich dort historisch ausdifferenzierenden Systems der Sozialen Dienste80
                                                          
80 Bei der Klärung der Frage, was zu dem Zeitpunkt eigentlich unter dem Begriff ‚Sozial-
pädagogik’ zu verstehen war, gerät man nach Hering/Münchmeier (2000: 11) in ein „Wirr-
warr der Begriffe zur Sozialpädagogik, da die Frage zu beantworten ist, welche Praxisfel-
der, Einrichtungen, Dienste und Berufe zur Sozialen Arbeit gehören und deshalb in einer 
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freilegen. Mit Beginn der Industrialisierung und der damit verbundenen Zu-
nahme von sozialen Spannungen differenzieren sich die pädagogischen Sys-
teme in einen Teil der scholarisierten Institutionalisierungen für alle: die 
formalisierte und gesellschaftlich etablierte Schule einerseits und das nicht-
formalisierte, spezifische Programm für die Gruppen besonders belasteter 
Menschen aus prekären Lebensverhältnissen andererseits. Das heißt: Neben 
der Schule, als pädagogisches System für alle, wenn auch mit segmentierten 
Programmen, bildet sich ein weiteres, nachrangiges pädagogisches System, 
die Sozialpädagogik heraus. So wurden z.B.  
Kinderbetreuung und Kindergarten (durchaus gegen weitergreifende pädagogische Kon-
zeptionen) vor allem genutzt, um Kindern aus verarmten und verelendeten Familien offe-
nere Bildungschancen zu ermöglichen und – zugleich – die Mütter zu entlasten und in 
ihren Erziehungsaufgaben zu unterstützen. Auch die entstehende Jugendarbeit richtet sich 
zunächst an die Heranwachsenden aus den unteren Schichten (THIERSCH 2004: 242).81
Die organisierte Pädagogik ist vor allem durch den Zusammenhang von 
Bildung und Beschäftigung geprägt, und die notwendige Herstellung der 
Integrationsfunktion von Arbeit steht im Vordergrund. Dabei genügt die 
Schule eher dem Qualifikationsanspruch, wohingegen die Sozialpädagogik 
eher dem Integrationsanspruch zu genügen hat. Beide pädagogische Systeme 
entfalten sich komplementär vor diesem gesellschaftlichen Hintergrund der 
industriellen Produktion in ihren jeweiligen gesellschaftlichen Teilsystemen.  
Indem Volksschulen für die Masse der Bevölkerung als tendenziell obligatorische Erzie-
hungsveranstaltungen waren, hatten die seit Anfang des 19. Jahrhunderts entstehenden 
Einrichtungen der Sozialpädagogik von vornherein eher fakultativ-flankierenden Charak-
ter, und zwar als Privatwohltätigkeit, vor allem bezogen auf Sozialisationsrisiken proletari-
scher Unterschichtsfamilien mit hohem Reproduktionsrisiko wie mangelhafter Ernährung, 
Kleidung und Wohnung (HOMFELDT 2004: 43).
Damit aber kann die Volksschule als einzige funktionsfähige Erziehungs-
institution für die Masse der arbeitenden Bevölkerung als eine erste Instituti-
on betrachtet werden, die in dieser tendenziellen Aufteilung der päda-
                                                                                                                            
Geschichte derselben vorzukommen haben“. Außerdem beziehen sich die historischen Ana-
lysen auf das 19. Jahrhundert und die erste Hälfte des 20. Jahrhunderts, in denen noch ande-
re begriffliche Zuordnungen griffen als in der aktuellen Sozialen Arbeit, z.B. heute nicht 
mehr gebräuchliche Bezeichnungen wie ‚Schulpflege’, ‚Erholungsfürsorge’, ‚Krüppelfür-
sorge’ oder auch die Sammelbegriffe ‚Jugendfürsorge’ bzw. ‚Jugendwohlfahrtspflege’, aus 
denen die neuzeitliche Begrifflichkeit der Jugendhilfe entstand.
81 In diesem historischen Entstehungszusammenhang als nachrangiges pädagogisches System 
der „besonderen Bildung in Not- und Armutssituationen“ (Thiersch 2004: 242) liegt auch 
die aktuelle Beschränkung des emanzipatorischen Bildungsansatzes der Sozialpädagogik im 
Kontext der Bestimmung des aktuellen Verhältnisses von Jugendhilfe und Schule begrün-
det, denn in diesem „defizitorientierten“ Ansatz steckt immer auch schon die gesellschaftli-
che Erwartung an Kontrolle, Stigmatisierung und Anpassung der Kinder und Jugendlichen 
an die knappen Ressourcen.  
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gogischen Systeme sowohl schulische als auch sozialpädagogische Funktio-
nen in sich vereint (vgl. HOMFELDT 2004), denn die  
zusätzlichen Integrationsaufgaben, die im 20. Jahrhundert von sozialpädagogischen Ein-
richtungen geleistet werden, wurden deshalb im 19. Jahrhundert noch überwiegend von der 
Volksschule übernommen (ebd.: 46).
Die Aufgabe der Lehrer erstreckt sich damals schon über die Erteilung des 
Unterrichts hinaus. Die zunehmenden Qualifikationsanforderungen durch die 
technologische Entwicklung machen aber die Koppelung beider pädago-
gischer Funktionen (Qualifikation und Integration) zunehmend schwieriger; 
es entstehen arbeitsteilige Konzepte im Bildungswesen z.B. durch den Aus-
bau von sogenannten Hilfsschulen und die Einrichtung sozialpädagogischer 
Heime zu Beginn des 20. Jahrhunderts. In diesem Kontext entstehen auch die 
ersten Horte als Schutzeinrichtungen für aufsichtslose schulpflichtige Kinder, 
Ferienkolonien und die Schulgesundheitspflege. Durch den Ersten Weltkrieg 
bilden sich dann neue Gruppen von Hilfsbedürftigen, und es entwickeln sich 
folgerichtig auch neue Sozialleistungen. Soziale Arbeit wird damit langsam 
zur Erwerbsarbeit und erhält zu Beginn der Weimarer Republik eine reichs-
einheitliche gesetzliche Grundlage. Gleichzeitig wird durch das Reichsschul-
gesetz von 1920 die für alle verbindliche vierjährige Grundschule als ge-
meinsame Bildungsstätte für grundlegende Bildung und Gemein-
schaftserziehung eingeführt. Die nach dem Ersten Weltkrieg entstehende 
soziale Not (Arbeitslosigkeit, besonders Jugendarbeitslosigkeit, Aufwachsen 
ohne Väter, alleinerziehende Mütter und schlechte Gesundheitslage vieler 
Großstadtkinder) platziert Jugendwohlfahrtspflege auch in den schulischen 
Rahmen. Besonders wichtig ist dabei die Schulspeisung.82
Für die Prüfung der sozialen Bedürftigkeit werden Fürsorgerinnen he-
rangezogen, und die Kosten tragen ab 1925 die Gemeinden und Gemein-
deverbände. Eine große Rolle spielt auch die sogenannte Erholungsfürsorge 
wegen der mangelhaften Ernährung, dem Fehlen der altersentsprechenden 
körperlichen Entwicklung und enger Wohnverhältnisse. Seit 1918 können 
vermehrte Gründungen von Schullandheimen neben der Freiluft- oder Wald-
schule und der Gartenschule (vgl. HOMFELDT 2004) verzeichnet werden, die 
für Großstadtkinder ein Kontrastprogramm zu ihrem tristen Alltagsleben 
bilden.  
Die Waldschule ging aus von der gesundheitlichen Fürsorge für das schwächliche Kind, 
der Schulgarten in erster Linie von natürlichen, das Schullandheim von erzieherischen 
Bedürfnissen. Diese Arbeitsteilung gilt aber nur insofern, als sie die zentrale Einstellung 
der einzelnen Einrichtungen zum Gesamtproblem der Freiluftpädagogik kennzeichnet 
(TRIEBOLD/MÜLLER/SAHRHAGE 1931 zit. nach HOMFELDT 2004: 50).
                                                          
82 Hier findet die Diskussion um die Bedeutung der für die Eltern freien Finanzierung der 
Versorgung durch ein kostenloses Mittagessen in der Offenen Ganztagsschule in Nord-
rhein-Westfalen eine aktuelle historische Entsprechung. 
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Mit zunehmendem Abstand zum Ersten Weltkrieg in der zweiten Hälfte der 
1920er Jahre werden Unterricht und Erziehung gleichrangig. Trotzdem kön-
nen die zentralen pädagogischen Gesetzesvorhaben dieser Zeit (Reichs-
schulgesetz und Reichsjugendwohlfahrtsgesetz von 1922) nicht dazu genutzt 
werden, eine „strukturfundierte Kooperation“ (HOMFELDT 2004) zu gestal-
ten.  
Das Reichsjugendwohlfahrtsgesetz (RJWG) orientiert die gesetzlich ver-
ankerten Jugendämter an Bezirkseinteilungen; der zentrale Orientie-
rungspunkt für die Fürsorge ist die Familie und nicht die Schule. Damit ver-
liert die ursprünglich als Bindeglied gedachte Schulpflege deutlich an 
Bedeutung (vgl. OLK 2000). Diese klare institutionelle Trennung
fixierte Kinder und Jugendliche auf funktionsbezogene Ausschnitte ohne systematischen 
Rückbezug auf die konkreten Lebenslagen, obwohl es immer wieder entgegenlaufende 
Mahnungen, auch von prominenter Seite gegeben hat (HOMFELDT 2004: 51).
Gleichzeitig vollzieht sich mit dieser Ausdifferenzierung eine Spezialisierung 
und Professionalisierung der pädagogischen Fachkräfte. Damit „setzte sich 
seit Beginn der Zwanziger Jahre in Deutschland eine klare institutionelle 
Trennung von Bildungswesen und Jugendhilfe durch, die sich bis heute ver-
folgen lässt“ (OLK 2000: 13).  
Seit 1933 werden diese in der Weimarer Republik einsetzende Ent-
wicklung zu einer Professionalisierung der Sozialen Arbeit und reform-
pädagogisch orientierte Schulprojekte mit einem Schlag beendet, denn im 
faschistischen Gesellschaftsbild ist Soziale Arbeit überflüssig durch die Auf-
teilung in Starke („Erbgesunde“), denen geholfen werden muss, und Schwa-
che („Lebensunwerte“, „Entartete“, „Asoziale“), die ausgeschieden werden. 
Leitbild ist die NS-Volkswohlfahrt, zentriert um den „Volkskörper“ und die 
„Volksgesundheit“.  
Nach dem Zweiten Weltkrieg verlaufen dann die Entwicklungen im Ver-
hältnis von Jugendhilfe und Schule in den nun existenten zwei deutschen 
Staaten völlig unterschiedlich. Während in der Bundesrepublik in der Konti-
nuität der Gesetze und Reichsverordnungen der Weimarer Republik sich das 
Verhältnis strukturiert als das einer „fatalen Arbeitsteilung zwischen Schule 
und Jugendhilfe, in der keineswegs nur im Verständnis vieler der Beteiligten 
die Schule für die Bildung und die Jugendhilfe für das Soziale“ 
(RAAB/RADEMACKER 2004: 17) steht, wird die Jugendhilfe in der DDR weit-
gehend im Sinne der Schule funktionalisiert und damit aber auch eine eigen-
ständige sozialpädagogische Handlungsperspektive gar nicht erst entwickelt.  
In der Bundesrepublik entsteht erst wieder in den 1960er Jahren, im Zu-
ge der Probleme im Verhältnis von Beschäftigung und Bildungssystem (der 
schon angesprochenen „Bildungskatastrophe“ durch PICHT 1964), eine Dis-
kussion um das Verhältnis von Jugendhilfe zur Schule.83 Die Diskussion 
                                                          
83 Vgl. dazu auch die Ausführungen im 2. Kapitel. 
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bleibt indes im Wesentlichen ohne Wirkung auf die Praxis der vollzogenen 
schulischen Bildungsreformen, obwohl sozialpädagogische Bildungsplaner 
wie z.B. HORNSTEIN eine Einbeziehung sozialpädagogischer Arbeitsweisen 
in diese Schulreform fordern und darin die Funktion eines „Stachels im 
Fleisch“ einer weitgehend auf die schulischen Prozesse ausgerichteten Päda-
gogik sehen. 
Hinter dieser Vorstellung liegt vor allem eine Veränderung im Selbstver-
ständnis der Sozialpädagogik selber, die sich nun als „offensive Sozialpäda-
gogik“ (GIESEKE 1973) versteht und sich deshalb nicht mehr auf das alte, 
reaktive Verständnis einer Behebung von Erziehungsdefiziten reduzieren 
lassen will. Für die Schule dagegen ist diese theoriegeleitete Kritik der Sozi-
alpädagogik an Funktionalisierungen durch die Schule nicht recht nachvoll-
ziehbar und die Frage nach der Kooperation mit dem anderen pädagogischen 
System von „höchst praktischer Natur“ (TILLMANN 1987: 386). In ihrem 
Verständnis sollen durch die Kooperation konkrete Problemlagen im schuli-
schen Alltag (z.B. Überforderung der Lehrer/-innen bei der Gestaltung eines 
zu schaffenden Freizeitbereichs an Ganztagsschulen oder Lernschwierigkei-
ten und Disziplinprobleme) behoben werden.  
Die Schule „bedient“ sich deshalb auch gerne der entstehenden Schul-
sozialarbeit und sieht hierbei die Sozialpädagogik als eine nützliche Ein-
richtung zur Ausschaltung von unterrichtsfernen möglichen „Störvariablen 
im leistungsbezogenen Selektionsprozeß“ (MALINOWSKI/HERRIGER 1979 zit. 
in HOMFELDT 2004: 59).  
Besonders für das in diesem Kontext neu entstehende Arbeitsfeld der 
Schulsozialarbeit entwickelt sich so eine permanente Ambivalenz und ein 
Balanceakt zwischen einerseits der Notwendigkeit, die Kinder und Jugend-
lichen in diesem für ihre Weltaneignung so wichtigen Bestandteil ihrer Le-
benswelt zu unterstützen und sie dabei, ausgehend von „den subjektiven 
Erfahrungen, Problemen, Schwierigkeiten und Bedürfnislagen des einzel-
nen“, „gegenüber den Ansprüchen der Gesellschaft und ihrer Gruppen zur 
Geltung“ (HORNSTEIN 1971: 287) zu bringen, und andererseits schlicht als 
angenehme Möglichkeit der Delegation von Erziehungsproblemen von der 
Schule wahrgenommen und funktionalisiert zu werden.  
Vor dem Hintergrund dieser Entwicklung bilden sich in den 1970er Jah-
ren zwei kontroverse Figuren in der Debatte um die Sinnhaftigkeit von 
Schulsozialarbeit und einer „sozialpädagogischen Schule“ heraus, die sich 
zentral an der Frage der Reformfähigkeit des pädagogischen Systems Schule 
entzündet.  
HOMFELDT z.B. bleibt aufgrund eigener Erfahrungen in einem zwölfjäh-
rigen Versuch des Nachweises, „Schule sozialpädagogisch werden zu las-
sen“, skeptisch, ob das „Konzept der sozialpädagogischen Schule Eingang in 
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das Regelschulsystem finden kann, da die Widerstände der Schule als Lehr- 
und Ausleseanstalt viel zu groß sind (vgl. HOMFELDT 2004: 60).84
Für die 1980er Jahre wird dann eine Art Wende- und Übergangspunkt 
im Verhältnis von Jugendhilfe und Schule konstatiert, der betrachtet werden 
kann auf der Grundlage sozialwissenschaftlicher Forschung zum Struktur-
wandel der Familie, zur Pluralisierung von Lebensformen und zum Verlust 
der Normalbiografie als „gesellschaftspolitische Fixpunkte einer (sozial-)pä-
dagogischen Begründung von Kooperationsprojekten zwischen Jugendhilfe 
und Schule“ (OLK 2000: 26). Dabei verbinden sich im konstruktiven Fall die 
verstärkte Wahrnehmung von Lebensweltorientierung als umfassende Struk-
turmaxime der Sozialpädagogik (THIERSCH) auf der einen Seite und eine 
Öffnung der Schule auf der anderen Seite, und es kann vielleicht ein integ-
rierter Ansatz auf der Grundlage einer „doppelten Öffnung“ (BÖLLERT
2008: 25) beider Systeme zum Zuge kommen.  
In dieser Perspektive sind die Befunde zum Verhältnis von Jugendhilfe 
und Schule ausreichend bekannt und publiziert; „eigentlich gibt es nichts 
Neues mehr zu diesem Verhältnis zu sagen“ (BÖLLERT 2008: 24). Es besteht 
große Einigkeit darüber, dass es in der Kooperation von Jugendhilfe und 
Schule nicht mehr um die Frage des „Ob geht – sollen sie oder sollen sie 
besser nicht“ (BÖLLERT 2008: 24), sondern vielmehr um das „Wie“.  
Offen geblieben ist aber weitgehend die Beantwortung der Fragen nach 
der Gestaltung der angestrebten und erwünschten integrierten Bildungspro-
zesse. Von besonderem Interesse ist dabei die Frage, wie sich die abzeich-
nende Entwicklung zum flächendeckenden Ausbau der Ganztagsschulen auf 
das Kooperationsverhältnis auswirken wird. 
BÖLLERT (2008) etwa sieht ebenso wie BOCK/ANDRESEN/OTTO die Her-
ausforderung in der Herstellung eines „Netzwerkes Bildung“ zwischen Ju-
gendhilfe und Schule, indem nach dem Motto „Von der Delegation zur Koo-
peration“ (BÖLLERT 2008) alle Formen, Orte und Modalitäten von Bildung 
bei Kindern und Jugendlichen als gleichermaßen bedeutsam betrachtet wer-
den und dann in den kommunalen Strukturen in eine neue Qualität institutio-
nalisierter Zusammenarbeit (im Rahmen einer Kommunalen Bildungs-
landschaft) zusammenfließen. 
                                                          
84 Diese Frage nach der Möglichkeit der Sozialpädagogisierung der (Regel-)Schule ist nach 
meiner Erfahrung auch von Bedeutung sowohl für die aktuelle Beurteilung der Lage der 
Dinge in der theoretischen Debatte zur Bestimmung des Verhältnisses der beiden päda-
gogischen Systeme von Jugendhilfe und Schule als auch für die Reflexion der Erfahrungen 
in der praktischen Kooperation von Jugendhilfe und Schule in den kommunalen Kontexten. 
Nicht zuletzt entzündet sich an dieser Fragestellung schließlich die Debatte um eine „Ganz-




In diesem Kapitel sollen zunächst noch einmal die Möglichkeiten und Be-
grenzungen der Kooperation von Jugendhilfe und Schule vor diesem Refle-
xionshintergrund aus der Perspektive der Kinder- und Jugendhilfe diskutiert 
werden und dabei die unterschiedlichen Formen, Themen und Hand-
lungsfelder der Kinder- und Jugendhilfe in ihrem Kooperationsverhältnis zur 
Schule dargestellt und reflektiert werden. 
Wie weiter oben angedeutet, sind seit den 1980er Jahren und dann ver-
stärkt seit Beginn der 1990er Jahre (vgl. OLK/BATHKE/HARTNUSS 2000; 
HOLLENSTEIN 2000) zunehmend die verschiedenen Ansätze, Möglichkeiten 
und Rahmenbedingungen der Kooperation von Jugendhilfe und Schule wie-
der diskutiert worden.  
In diesem Diskurs werden z.T. auch Arbeitsfelder wiederentdeckt oder 
aber in andere Begründungskontexte gestellt; eine uneinheitliche, unüber-
sichtliche und ungleichzeitige Vielfalt von Ansätzen entsteht in der Praxis. 
Verbunden mit dieser konstatierten Vielfalt kann fast von einer neuen Un-
übersichtlichkeit85 in der Kooperation von Jugendhilfe und Schule gespro-
chen werden, die vor allem durch Initiative „von unten“ entstanden ist (vgl. 
OLK/HARTNUSS 1999).
Verdeutlicht wird diese Unübersichtlichkeit im pädagogischen Diskurs 
auch durch die sprachliche Streuung in der Beschreibung der Koope-
rationsfelder. Begriffe wie ‚Jugendarbeit an Schulen’, ‚Soziale Arbeit an 
Schulen’, ‚Schulbezogene Jugendhilfe’, ‚Schuljugendarbeit’ oder auch der 
schon eingeführte Begriff der Schulsozialarbeit finden sich in den Projekt- 
und Koordinationsbeschreibungen wieder. 
HARTNUSS/MAYKUS (2004) unterscheiden zwei Haupttypen von konzep-
tionellen Schwerpunktsetzungen innerhalb der gesamten Kooperations-
landschaften von Jugendhilfe und Schule: 
Zum einen erkennen sie Projekte, die sich vorrangig auf den außer-
unterrichtlichen Bereich der Schule konzentrieren und hierbei auf eine 
freizeitpädagogische Bereicherung des Schullebens zielen (z.B. außer-
schulische Jugendbildung, Freizeit-, Sport- und Kulturangebote). Diese 
Form der Angebote sehen sie in der Regel im Handlungsfeld der Kin-
der- und Jugendarbeit (§ 11 SGB VIII) angesiedelt und verstehen sie 
ausdrücklich als offene und präventive Angebote, die sich an alle Schü-
ler und Schülerinnen wenden.  
                                                          
85 In der Aufsatzsammlung zur „Neuen Unübersichtlichkeit“ verteidigt Habermas (vgl. Ha-
bermas 1985) die Moderne gegenüber ihren Kritikern und warnt vor einer Abkehr davon. 
Er macht einen reaktionären Zeitgeist aus, der sich in Baustilen und gesellschaftlichen Dis-
kursen, z.B. zum Rechtsverständnis, in der Krise des Wohlfahrtsstaats und im Verlust uto-
pischer Energien ausdrückt. 
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Zum anderen finden sich Kooperationsprojekte und -bezüge im Kon-
text des § 13 SGB VIII, die sich eher auf die Kinder und Jugendlichen 
mit sozialen und individuellen Benachteiligungen beziehen. Hier steht 
eher die einzelfallbezogene Bearbeitung von auffälligem und (schul-
)deviantem Verhalten in Form der Beratung von Schüler und Schüle-
rinnen im Vordergrund.  
Die Arbeitsgemeinschaft für Jugendhilfe strukturiert dagegen in ihren Hand-
lungsempfehlungen aus dem Jahre 2006 (vgl. AGJ 2006) die Handlungs-
möglichkeiten bei der Betrachtung der Kooperation von Jugendhilfe und 
Schule in folgende verschiedene Themen und Ebenen: 
Regionale Bildungslandschaften auf kommunaler Ebene86
Kooperation Kita – Grundschule 
Jugendhilfeangebote an der Schule und dort 
Dienstleistungen der Jugendhilfe und 
gemeinsame Projekte von Jugendhilfe und Schule 
Trägerschaft für die nichtschulischen Angebote an einer Ganztagsschu-
le
Kooperation Hort – Schule 
Mitwirkung der Jugendhilfe an der Konzeptentwicklung einer Ganz-
tagsschule und sozialraumbezogene Formen der Kooperation 
Auch in dieser Strukturierung wird die Ambivalenz sowohl in der bildungs-
theoretischen Selbstreflexion der Kinder- und Jugendhilfe als auch in der 
Bestimmung ihres Verhältnisses zur Schule deutlich. Zum einen zieht sich 
wie ein roter Faden der inhaltliche Bezug auf die Lebenswelt der Kinder und 
Jugendlichen und daraus ableitend die Betonung auf die Notwendigkeit der 
Zusammenarbeit der beiden pädagogischen Systeme durch das Papier. Zum 
anderen schwingen auch deutlich immer die Probleme mit in der eindeutigen 
Definition der Art der Beziehung der Jugendhilfe zur Schule: entweder als 
pädagogischer Dienstleister für die Schule oder aber als Teil einer „Partner-
schaft auf Augenhöhe“ zu fungieren.  
Die AGJ beschreibt in dieser so leicht nicht aufzulösenden Ambivalenz 
dann auch konsequent gleichrangig sowohl die Dienstleisterqualität der Ju-
gendhilfe für die Schule als auch den Ansatz der gemeinsam konzeptionell 
entwickelten und gemeinsam getragenen Projekte von Jugendhilfe und Schu-
le. Dabei liegt der Fokus der Betrachtungen auf der Ebene der Einzel-
kooperation zwischen einem Träger der Jugendhilfe und einer Schule. Die 
eher strukturellen Kooperationsbezüge zwischen den Systemen Jugendhilfe 
und Schule sind in den Ausführungen der AGJ zu den Regionalen Bildungs-
landschaften auf kommunaler Ebene zu finden. 
                                                          
86 Vgl. die vertiefenden Ausführungen in Kapitel 4. 
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In der ersten Kooperationsdimension der Dienstleistung und dort auf der 
Ebene der Einzelprojekte bietet die Jugendhilfe der Schule eine Dienst-
leistung an. Das Angebot ist inhaltlich, zeitlich und räumlich klar bestimmt 
und weist eine eher begrenzte Reichweite auf. Beispiele hierfür sind etwa 
bestimmte Kurse von Jugendhilfeträgern an der Schule, regelmäßige Sprech-
stunden für Beratung oder Projekte im Rahmen der Schulsozialarbeit. Die
AGJ stellt auch als eine Form der strukturellen und auf Dauer angelegten 
Kooperation die Trägerschaft für den „nichtunterrichtlichen Teil“ an einer 
Ganztagsschule vor und sieht darin ein Beispiel für deren Übernahme der 
„Federführung für das nichtschulische Angebot einer Ganztagsschule“ (AGJ
2006: 6).  
Es bleibt aber die Frage offen, ob nicht gerade diese Struktur die bisheri-
ge Aufgabenaufteilung zwischen Schule (Unterricht) und Jugendhilfe 
(Betreuung) weiter verfestigt und sogar noch strukturell absichert und damit 
letztlich nicht die Integration von Bildung, Betreuung und Erziehung beför-
dert, sondern eine Reduktion der Jugendhilfe als Anbieter „nichtschulischer 
Erziehungs- und Betreuungsleistungen“ fördert – und damit dieser Teil der 
angestrebten Trias von Bildung, Betreuung und Erziehung systemisch ab-
trennt vom unterrichtlichen Teil der Schule.  
In der Betrachtung der zweiten Kooperationsdimension der „Partner-
schaft auf Augenhöhe“ und dort auf der Ebene der Einzelprojekte, planen 
Jugendhilfe und Schule ihre Zusammenarbeit und Projekte gemeinsam und 
führen diese auch gemeinsam durch. Diese Form ist bei unterrichtlichen wie 
außerunterrichtlichen Projekten realisierbar und erstreckt sich dann, im Ge-
gensatz zur Dienstleistung, auf die gemeinsame Planung, Durchführung und 
Auswertung von Projekten. Beispiele hierfür sind gemeinsame stadt-
teilbezogene Aktivitäten von Jugendhaus und Schule oder gemeinsame Fort-
bildungen für Lehrkräfte und Fachkräfte aus der Jugendhilfe. 
Die in den Handlungsempfehlungen der AGJ beschriebenen Koopera-
tionen zwischen Hort und Schule sind zumindest aus der nordrhein-
westfälischen Sicht der Entwicklung der Offenen Ganztagsschule systemisch 
ein Widerspruch: Dort ist der bisherige Hort schon jetzt in Kommunen in der 
Haushaltssicherung und langfristig wahrscheinlich überall durch die Offene 
Ganztagsschule „ersetzt“, d.h. dieses Angebot der schulzeitbezogenen Ganz-
tagsbetreuung in den Kindertagesstätten wird zunehmend in die Schule verla-
gert und dadurch eine denkbare und konkrete Form der von KRÜGER/RAU-
SCHENBACH (2007) verwendeten Systemtranszendenz87 hergestellt. Inwieweit 
                                                          
87 Krüger/Rauschenbach sprechen im Zusammenhang ihrer Darstellungen der Probleme der 
Sachverständigenkommission zum 12. Kinder- und Jugendbericht der Bundesregierung 
(2005) eine Reihe von Fragen an, die sich bei der Beschäftigung mit dem Thema „Bildung 
neben der Schule“ im Rahmen eines Jugendberichtes ergeben können – eines Berichts, der 
neben Auskünften zur aktuellen Lage der Kindheit und Jugend sowie zu den Leistungen der 
Jugendhilfe auf die Fragen der Bildung im Schulalter eingeht und damit auch auf die Schu-
le. Eine Reihe von Angeboten in der Jugendhilfe, wie z.B. der Hort und die Schulsozialar-
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in dieser Form eine echte Integration von Bildung, Betreuung und Erziehung 
in der Schule stattfindet und damit eine gemeinsam verantwortete Ganztags-
pädagogik entstehen kann, bleibt abzuwarten. Bisher dominieren in der Ent-
wicklung der offenen Ganztagsschule in Nordrhein-Westfalen jedenfalls 
weitgehend additive Formen von Sozial- und Schulpädagogik in einem weit-
gehenden Dienstleistungsverhältnis zueinander. 
Das gilt nach meiner Erfahrung im Übrigen auch für die von der AGJ 
angesprochenen und weiterreichenden Möglichkeiten in der Abstimmung 
und Konzepterstellung in der Planungsphase von Ganztagsschulentwick-
lungen. In der Umsetzung setzen sich dann, durchaus auch explizit gegen 
andere konzeptionelle Absichten, die auf Abspaltung und nicht auf Integrati-
on angelegten normativen Strukturen durch, die Bildung, Betreuung und 
Erziehung als additives Verhältnis innerhalb der schulischen Ganztagsstruk-
tur festlegen. 
Als letzten strukturellen Kooperationsaspekt nennt die AGJ die sozial-
raumbezogenen Kooperationsformen, die über „bilaterale Formen der Zu-
sammenarbeit“ (AGJ 2006: 7) hinausgehen und neue Möglichkeiten der 
Kooperation zwischen mehreren Schulen, Einrichtungen und Trägern der 
Jugendhilfe und anderen Institutionen im Sozialraum ermöglichen sollen.  
In der vielfältigen Praxis der Kooperation von Jugendhilfe und Schule 
fehlen für das Ausfüllen dieser verschiedenen Handlungsoptionen und Ebe-
nen noch weitgehend einheitliche Fachkonzepte, und es ergeben sich immer 
häufiger auch Koppelungen zwischen diesen verschiedenen Formen (vgl. 
OLK/BATHKE/HARTNUSS 2000; PRÜSS U.A. 2001; MAYKUS 2001). Dies gilt 
vor allem vor dem Hintergrund der sich entwickelnden Ganztagsschule bzw. 
Ganztagsbildung für die Anfragen auch außerhalb der Kinder- und Jugendar-
beit an die anderen Handlungsfelder der Kinder- und Jugendhilfe, wie z.B. 
im Rahmen der „Übertragung“ der Hortpädagogik in die Offene Ganztags-
grundschule in NRW. Entsprechend mehren sich in der letzten Zeit die An-
fragen an die Hilfen zur Erziehung bezüglich ihres spezifischen Beitrags zur 
Ganztagsschule bzw. der Ganztagsbildung. Die Angebote der Kinder- und 
Jugendhilfe wirken dort sowohl als gern gesehene zusätzliche pädagogische 
Ressource und als struktureller Normalisierungsfaktor im erweiterten schuli-
schen Ganztag mit Regelangeboten, z.B. im Rahmen von Hilfen zur Erzie-
hung nach § 35 SGB VIII in der Schule. Somit verlagert sich das Jugendhil-
                                                                                                                            
beit, ist explizit auf Schule bezogen, und besonders die Entwicklungen im Ganztagsschul-
bereich lassen vielfältige Kooperationsformen von Jugendhilfe und Schule erkennen. Des-
halb bezieht sich der Jugendbericht in seiner Betrachtung zur Ganztagsschule auch 
„systemtranszendierend“ (Krüger/Rauschenbach 2007: 99) auf Schule und reflektiert diese 
in Relation zur Kinder- und Jugendhilfe. In diesem Sinne werden hier also Systemgrenzen 
überschritten, ohne dass damit eine explizite Aussage zur grundsätzlichen Organisations-
frage von Jugendhilfe und Schule entweder als kooperative, aber weiterhin getrennte Sys-
teme oder als eine gemeinsame Organisationseinheit getroffen wurden; vielmehr wird vor-
rangig der grenzüberschreitende Bildungsprozess der Kinder und Jugendlichen thematisiert.  
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feangebot aus der außerschulischen Sphäre in die Schule und hilft dort, die 
„schwierigen“ Kinder im Regelangebot der Schule zu halten. Allen diesen 
komplexen Formen und Handlungsfeldern fehlt bisher aber sowohl ein ver-
bindender integrativer Ansatz als auch eine eindeutige rechtliche Grundlage.
Trotzdem kann insgesamt seit den 1990er Jahren von einer deutlichen 
Verbesserung in der Kooperation von Jugendhilfe und Schule gesprochen 
werden. So formuliert z.B. OLK (2004) als Anzeichen für einen quantitativen 
und qualitativen Bedeutungszuwachs insgesamt sieben Merkmale: 
1. Verbesserung der rechtlichen Grundlagen zur Kooperation von Ju-
gendhilfe und Schule durch die bundesgesetzlichen Regelungen im 
Kinder- und Jugendhilfegesetz (insbesondere SGB VIII, §§ 81, 11 
und 13) und durch schulgesetzliche Regelungen und Empfehlungen 
auf Länderebene 
2. Anwachsen des Handlungsdrucks auf beide Systeme. In der Schule 
stehen dafür Themen wie Ganztagsbetreuung, Schulabstinenz, Ver-
haltensauffälligkeiten. In der Jugendhilfe sind die Äquivalenzthemen 
die steigenden Kosten im Bereich der Hilfen zur Erziehung und die 
begrenzte „Reichweite“ der offenen Angebote in der Kinder- und Ju-
gendarbeit.  
3. Auflegen von Landesprogrammen zum quantitativen Ausbau von ge-
meinsamen Projekten von Jugendhilfe und Schule 
4. Vorliegen von anschlussfähigen Partnern gegenüber öffnenden Optio-
nen in Konzeptionen und Ansätzen beider Bereiche. In der Schule 
lauten die dazugehörenden Stichworte „Öffnung der Schule“, „Schule 
als Haus des Lernens“, „gemeinwesenorientierte Schule“, „gute Schu-
le“ und in der Jugendhilfe „Lebensweltorientierung“, „Sozialraum-
orientierung“, „offensive Jugendhilfe“.88
5. Ein ausreichender Bestand an profunden empirischen Untersuchun-
gen zur Kooperation von Jugendhilfe und Schule, die differenzierte 
Aussagen zu den „erforderlichen Rahmenbedingungen, zur Form der 
                                                          
88 Nach meiner Praxiserfahrung sind diese Konzeptlinien in der Tat gegenüber Partnern 
außerhalb des eigenen Systems zwar offen formuliert, allerdings nicht in einem integrativen 
Sinne, sondern eher bezogen auf das eigene pädagogische Verständigungssystem. Als Bei-
spiel kann wieder die Frage der Bedeutung des Sozialraums für die Kooperation von Ju-
gendhilfe und Schule gelten. Die Kategorie des Sozialraums bildet zwar in der Kinder- und 
Jugendhilfe eine zentrale Leitnorm ab, ist aber aus meiner Erfahrung nicht ohne Weiteres 
für die Schule als eine solche zentrale Kategorie zu identifizieren und deshalb nicht voraus-
setzungslos eine geeignete Formel für die Kooperation von Jugendhilfe und Schule. Auch 
die Öffnung von Schule bedeutet nicht unbedingt die Akzeptanz einer Gleichrangigkeit von 
Jugendhilfe und Schule. Vielmehr versteht Schule oftmals unter Öffnung die aktive Akqui-
rierung der Hilfestellung der Kinder- und Jugendhilfe z.B. im Umgang mit Betreuungsan-
fragen oder im Umgang mit „schwierigen Kindern“ und versteht dieses als nachgeordnete 
pädagogische Dienstleistung.  
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Kooperation und zu den Ergebnissen der Kooperation ermöglichen“ 
(OLK 2004: 69). 
6. Fast alle bundespolitisch bedeutsamen Organisationen im Jugendhil-
fe- und Schulbereich haben sich in den letzten Jahren mit der (zu-
nehmenden) Bedeutung der Kooperation von Jugendhilfe und Schule 
beschäftigt und entsprechende Positionspapiere veröffentlicht.89
7. deutliche Professionalisierungstendenzen in der Kooperation von Ju-
gendhilfe und Schule durch gemeinsame Fortbildungen, wissen-
schaftliche Begleitung von Kooperationsprojekten, Fachdiskussion 
um Qualitätsentwicklungen und Selbstevaluation 
Ausgehend von der durch OLK (2005) vorgeschlagenen Systematisierung der 
Darstellung der drei Haupthandlungsfelder in der Kooperation von Jugend-
hilfe und Schule, sollen zunächst die Hauptthemen und Kooperationsformen 
der Schulen in den Handlungsfeldern Jugendamt, Hilfen zur Erziehung 
(HZE), Allgemeiner Sozialer Dienst (ASD) und weitere Fachdienste, Schul-
sozialarbeit und Jugendarbeit auf der örtlichen Ebene vorgestellt werden.
Ergänzt wird diese Systematisierung um das durch den Bildungsdiskurs 
nach PISA wieder sehr bedeutsame Thema „Vorverlagerung der Bildungs-
prozesse“ und daraus folgend die Zusammenarbeit der Kindertageseinrich-
tungen mit der Grundschule, um abschließend für dieses Kapitel die spezifi-
schen Anfragen und Veränderungen zu formulieren, die sich für die 
Kooperation der verschiedenen Handlungsfelder der Kinder- und Jugendhilfe 
mit der Schule vor dem Hintergrund der zunehmenden Entwicklung zur 
Ganztagsschule oder Ganztagsbildung ergeben. 
3.2.1 Allgemeiner Sozialer Dienst und Hilfen zur Erziehung 
Die Kooperationsbeziehungen zwischen dem Allgemeinen Sozialen Dienst 
bzw. den Hilfen zur Erziehung als dem Bereich der Kinder- und Jugendhilfe, 
der im Kontext der aktuellen Kinderschutzdebatte und der entsprechenden 
Reform des § 8a im SGB VIII im Fokus der öffentlichen Debatte steht, ver-
mitteln sich – wenn überhaupt – über die Schwierigkeiten, die häufig im 
Hilfesetting für „schwierige Kinder und Jugendliche“ für den ASD selber 
schon angelegt sind und deren Handlungsmaximen häufiger in der Öffent-
lichkeit und auch in der Schule auf Unverständnis stoßen. Zusätzlich ange-
reichert wird diese problematische Situation durch die Sicht der Schule auf 
das „schwierige Kind“, das den geregelten Unterrichtsverlauf stört, und 
durch die Vorstellung darüber, wie das Jugendamt mit dieser Störung umzu-
gehen hat.  
                                                          
89 Vgl. die Ausführungen in Kapitel 2.4.  
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Die empirischen Befunde zu diesem Kooperationsfeld sind für eine ab-
schließende Bewertung bisher nicht ausreichend (vgl. OLK 2005). Es ist je-
doch offenkundig, dass schulbezogene Probleme von Heranwachsenden eine 
zunehmende Bedeutung für das Tätigwerden von örtlichen Jugendämtern 
haben (vgl. RAAB u.a. 1987).
Im Mittelpunkt dieser komplexen und oftmals eher problematischen Ko-
operation von Jugendhilfe und Schule stehen dabei naturgemäß einzelfall-
orientierte und problemgruppenbezogene Aktivitäten (vgl. RAAB U.A. 1987). 
Nach der Studie von OELERICH (1998) konzentriert sich die Kooperation die-
ses Handlungsfeldes auf die Haupt-, Sonder- und Berufsschulen, jene Schul-
formen also, die einen ausgeprägten Problembezug (OLK 2005) aufweisen.
RAAB (1987) zeigt, dass Schul- und Ausbildungsprobleme mit 28 % von 
1.292 Betreuungsfällen im Kontext der §§ 29 und 30 SGB VIII den dritt-
wichtigsten Anlass für die Einleitung einer Hilfe zur Erziehung darstellen.  
Die Analysen von STICKELMANN/WILL (2004) aus den Zahlen der Ju-
gendhilfestatistik der Arbeitsstelle Kinder- und Jugendhilfestatistik der Uni-
versität Dortmund zeigen auch, dass angesichts des Altersspektrums der 
Nutzer von ambulanten Hilfen zur Erziehung eine enge Verknüpfung von 
HZE und Schule besteht, denn 
56 % aller Tagesgruppenkinder sind zwischen 6 und 12 Jahre alt, 
80 % aller Teilnehmer an sozialer Gruppenarbeit sind zwischen 12 und 
18 Jahre und 
60 % aller Jugendlichen, die Hilfen nach § 30 SGB VIII (Betreuungs-
hilfe, Erziehungsbeistandschaft) erhalten, sind zwischen 12 und 18 Jah-
ren alt.  
Aus diesen Erkenntnissen heraus sind deshalb auch in den letzten Jahren ver-
mehrte Anstrengungen zu verzeichnen, dieses wichtige Handlungsfeld und 
„Kernstück des Kinder- und Jugendhilferechts“ (OLK 2005: 27) stärker und 
besser mit der Schule zu verknüpfen.90
Damit wird die Schule als zentraler Bestandteil der Lebenswelt der Kin-
der und Jugendlichen und nicht mehr nur als „temporärer Aufenthaltsort“ 
von der Kinder- und Jugendhilfe wahrgenommen. Durch die gleichzeitige 
                                                          
90 So fand z.B. im Landschaftsverband Rheinland im Herbst 2007 eine Tagung statt, die eine 
verbesserte strukturelle Kooperation von Allgemeinem Sozialen Dienst und Schule zum 
Thema hatte. Dabei wurde aus den verschiedenen Städten des Landschaftsverbandes Rhein-
land eine Reihe von Projekten vorgestellt, die sich auf unterschiedliche Weise diesem Ziel 
verschrieben haben. Die Modelle reichen dabei von der verbindlichen Präsenz der Sozialen 
Dienste in Schulen (Sprechstunden für Kinder und Eltern), der Integration der Erziehungs-
beratung in die Schule bis zu ersten Überlegungen im Rahmen der offenen Ganztagsschule, 
Hilfesettings und Finanzressourcen aus dem Bereich der HZE als Teil des Ganztags an der 
Schule zu installieren bzw. deren Ressourcen zu „kapitalisieren“, um damit die Möglichkei-
ten zu erhöhen, die „schwierigen Kinder“ in ihrer Regelschule und ihrer Lebenswelt zu be-
lassen und nicht in eine Förderschule zu vermitteln. 
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Stärkung dieser Regelstruktur wird ein Mehrwert für das Handlungsfeld der 
HZE erzielt, die ihre spezifischen Hilfesettings integriert und damit wahr-
scheinlich weitgehend effizienter gestalten kann. So wird die Nachmittags-
gruppe in der offenen Ganztagsschule – an der alle Kinder teilnehmen kön-
nen, aber in der auf jeden Fall die Kinder aufgenommen werden, die aus 
Sicht des ASD besonders erzieherisch zu fördern sind – zu einer neuen Form 
der flexiblen Hilfe zur Erziehung, die sich nach dem individuellen Bedarf 
einzelner Schüler richten kann.91
Thematisch sind nach dem 11. Kinder- und Jugendbericht 2002 folgende 
Problembereiche, die sowohl von der Kinder- und Jugendhilfe wie auch von 
der Schule wahrgenommen werden, aus diesem Handlungsfeld von Bedeu-
tung (vgl. BMFSFJ 2002: 162):  
zunehmende Erziehungsdefizite der Familie 
erhöhte Leistungsanforderungen der Schule und an die Schule 
erhöhter Wettbewerbsdruck bei schwachen Schülern/Schülerinnen an-
gesichts drohender Arbeitslosigkeit und bei starken Schülern/Schülerin-
nen angesichts großer Marktchancen 
Schwierigkeiten beim Übergang in Ausbildung und Beruf 
Schulverweigerung in ihren unterschiedlichen Formen – von der Apa-
thie bis zum Absentismus  
Auch für den Bereich der Heimerziehung nach § 34 SGB VIII, die sich aus 
dem fachlichen Primat der Regionalisierung weiterentwickelt hat, ist die 
Kooperation mit der Schule von erheblicher Bedeutung. Während zu Zeiten 
der klassischen Heimerziehung die Heime für Kinder und Jugendliche oft-
mals als große Organisationseinheiten auf dem flachen Land entstanden und 
dort häufig die Heimschule als eigene Institution integriert war, führt die 
zunehmende Regionalisierung dazu, dass die Heimkinder auf „normale“ 
öffentliche Schulen gehen, und nur durch eine intensive Kooperation kann 
diese schwierige Schnittstelle zwischen Jugendhilfe und Schule eine optimale 
Unterstützung und Förderung der betroffenen Kinder und Jugendlichen ge-
währleisten.  
Ein weiterer Begründungszusammenhang für eine verbesserte Koope-
ration des Allgemeinen Sozialen Dienstes mit der Schule wird von OLK darin 
gesehen, dass in diesem „Handlungsbereich in erheblichem Maße Parallel-
strukturen ausgebildet“ (OLK 2005: 29) wurden. Als Beispiele hierfür nennt 
er zu Recht den Schulpsychologischen Dienst,  
                                                          
91 Erste Erfahrungen aus drei Essener Modellprojekten mit der Integration von Tagesgruppen 
in die Offene Ganztagsschule zeigen zudem, dass insgesamt die strukturelle Zusammenar-
beit und Kooperation zwischen Schulstandort und der „zuständigen“ ASD-Nebenstelle auf 
festere Füße gestellt wird: durch die gemeinsame Konzeptentwicklung der HZE an der 
Schule und die entsprechende gemeinsame Praxis. 
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der Schnittstellen mit der Erziehungsberatung der Jugendhilfe aufweist, der Schulhort mit 
der Tagesgruppe, die Soziale Gruppenarbeit mit den außerunterrichtlichen schulischen 
Angeboten. Und erlebnispädagogische Projekte gibt es sowohl im Rahmen der intensiven 
sozialpädagogischen Einzelbetreuung […] als auch für Klassenfahrten und Schul-
programme, bei denen eher der Gruppenprozess im Vordergrund steht (OLK 2005: 29).
GREESE (2004) hat darüber hinaus zu Recht darauf hingewiesen, dass gerade 
der ASD im Rahmen seiner sozialraumorientierten Handlungslogik vor ei-
nem strukturellen Problem in seiner Kooperation mit der Schule steht, das 
exemplarisch für die Reflexion des gesamten Handlungsfeldes ist: Während 
der Allgemeine Soziale Dienst in der Regel am Sozialraum orientiert organi-
siert ist, haben die Schulen (mit Ausnahme der Grundschule)92 im geglie-
derten Schulsystem keine sozialräumliche Verankerung, sondern Einzugs-
bereiche, die aber vor allen Dingen für die Haupt- und Förderschulen weit 
von den sozialräumlichen Organisationsformen der Jugendhilfe entfernt sind.  
GREESE empfiehlt, wohl auch angeregt durch seine langjährigen Erfah-
rungen in der Kooperation von Jugendhilfe und Schule als Jugendamtsleiter 
der Stadt Essen, eine verbindliche und gesicherte Kommunikation auf der 
Sozialraumebene durch gegenseitige Beauftragte93, die z.B. in größeren Städ-
ten auf der Ebene der Stadtbezirke den Kontakt zueinander suchen, eine 
Zusammenarbeit mit den Schulleitungen aller Schulformen durch die örtliche 
Jugendhilfe und regelmäßige Sprechstunden des ASD für Kinder, Eltern und 
Lehrer/-innen strukturell absichern können. Auch sollen sich die Schulen 
öffnen und sich in die vielfältigen Aktivitäten des ASD im Stadtteil ein-
bringen. Diese verstärkte Kooperation gilt vor allen Dingen für die Förder-
schulen, obwohl GREESE insgesamt einen neuen, an der Lebenswelt der Kin-
der und Jugendlichen orientierten Schultyp fordert, der integrativ arbeitet und 
damit auch idealtypisch die Förderschulen überflüssig machen würde.  
3.2.2 Schulsozialarbeit
Obwohl die Schulsozialarbeit als intensivste Form der Kooperation von Ju-
gendhilfe und Schule gilt (OLK 2005) und seit ihrem bundesdeutschen Be-
ginn in den 1970er Jahren und beeinflusst durch amerikanische Vorbilder der 
School Social Work (ABELS 1971) über eine schon längere Entwicklungsge-
schichte verfügt, ist sie auch heute noch kein etabliertes Handlungsfeld. Sie 
wird weiterhin im Spannungsverhältnis von Jugendhilfe und Schule kontro-
vers diskutiert. Gleichwohl diagnostiziert OLK (2005) einen erheblichen Fort-
                                                          
92 Hier ist in NRW nach Abschaffung der Schuleinzugsbezirke durch die CDU/FDP-Landes-
regierung im Jahre 2007 die weitere Entwicklung der Schulanmeldungen kritisch zu beo-
bachten.
93 Die in der Stadt Essen z.B. „Bezirkliche Ansprechpartner“ für die Kooperation von Ju-
gendhilfe und Schule heißen und räumlich auf der Ebene der neun Essener Stadtbezirke an-
gesiedelt sind. 
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schritt bei der Etablierung dieses Handlungsfeldes und eine Entideolo-
gisierung in der Diskussion.  
Die ersten Projekte aus den 1970er Jahren verfolgten noch das bildungs-
politische Ziel, sozialpädagogische Hilfen für benachteiligte und integrati-
onsgefährdete Kinder und Jugendliche zu organisieren, um so „die negativen 
Auswirkungen einer leistungs- und selektionsorientierten Schule für aus 
bildungsfernen bzw. sozial benachteiligten Schichten stammende Kinder und 
Jugendliche abzumildern“ (OLK 2005: 15).  
Die Weiterentwicklung dieses Handlungsfeldes, vor allen Dingen durch 
Förderprogramme, Erlasse und Richtlinien auf Länderebene, die allerdings 
sowohl vielfältig als auch unüberschaubar sind, wurde dadurch behindert, 
dass viele dieser Projekte zeitlich befristet waren und nach Ablauf des Pro-
jektzeitraumes nicht weiter finanziert worden sind. Das erklärt wesentlich 
auch die Tatsache, dass die Schulsozialarbeit in Deutschland nicht, wie in 
anderen Ländern, zum „Regelbestand des Bildungs- und Sozialsystems ge-
hört“ (OLK 2005). Sie bietet sich damit besonders für kurzfristige Prioritäten-
setzungen in der Bildungs- und Jugendhilfepolitik der Länder an. Beispiel-
themen dafür sind die jeweiligen Skandalisierungen der Themen Schul-
verweigerung, Vandalismus, Rechtsextremismus, Drogenkonsum. In dieser 
Art der Instrumentalisierung sieht OLK auch einen der Gründe für die Dis-
kontinuität dieses Arbeitsfeldes.  
Insgesamt lassen sich zwei Haupttypen der Schulsozialarbeit konzep-
tionell unterscheiden: 
Typ 1 konzentriert sich vorrangig auf den außerunterrichtlichen Be-
reich der Schule und sorgt durch freizeitpädagogische Maßnahmen für 
eine Bereicherung des Schullebens; es sind vor allem offene Angebote, 
die sich an alle Schüler/-innen einer Schule richten (Bezug: § 11 SGB 
VIII).
Typ 2 richtet sich ganz bewusst auf Kinder und Jugendliche mit sozia-
len Benachteiligungen und individuellen Beeinträchtigungen; hier steht 
die einzelfallbezogene Bearbeitung bei individuellen Problemen und 
beim Übergang von der Schule in die Ausbildung im Vordergrund (Be-
zug: § 13 SGB VIII). 
Diese beiden Konzeptlinien werden kontrovers diskutiert. Während z.B. 
RADEMACHER (2002) konsequent aus der Traditionslinie der 1970er Jahre 
eine klare Ausrichtung auf den § 13 SGB VIII favorisiert, sieht der Main-
stream des fachlichen Diskurses (vgl. HARTNUSS/MAYKUS 2004; MAYKUS
2001; OLK U.A. 2000) einen breiteren Problem- und Aufgabenzuschnitt.  
Der breitere, integrative Ansatz geht von den Prinzipien einer „offensi-
ven“ und „lebensweltorientierten“ Sozialpädagogik aus und verbindet einzel-
fall- und gruppenpädagogische Probleminterventionen (vgl. OLK 2005) mit 
offenen, präventiv ausgerichteten Freizeit- und Betreuungsangeboten. Damit 
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wird dieses Handlungsfeld zu einem eigenständigen Angebot der Jugendhilfe 
am Ort der Schule, das sozialpädagogische Dienstleistungen für Schüler/-
innen, Eltern, Lehrer/-innen und das System Schule anbietet und darüber 
hinaus Entwicklungsprozesse im Schulsystem selbst unterstützt (OLK 2005).
Trotzdem oder vielleicht sogar gerade deshalb steht dieses Handlungs-
feld immer in der Gefahr eines rein additiven Verhältnisses zum schulischen 
Lernen. Diese Gefahr entsteht durch eine einseitige Ausrichtung, entweder an 
Freizeitangeboten, die das schulische Lernen ergänzen, oder aber durch Be-
ratungsleistungen und Probleminterventionen, die in einem vom Unterrichts-
geschehen deutlich getrennten Arbeitsbereich stattfinden und damit „hierar-
chische Verhältnisse“ begründen. Hier erfüllt die Jugendhilfe ihre tradi-
tionelle Funktion der „Krisenfeuerwehr“ bzw. der „nachgeordneten 
Entstörungsinstanz“ (OLK 2005) und lässt sich darauf reduzieren.  
Demgegenüber wird es zukünftig darum gehen, integrierte Ansätze94 zu 
entwickeln, die sich sowohl auf das System Schule als auch auf die interne 
Jugendhilfestruktur beziehen müssen. Diese Ansätze müssen Elemente der 
Jugendarbeit, der Jugendsozialarbeit, des Jugendschutzes, der erzieherischen 
Hilfen und im Rahmen der Ganztagsschulentwicklung auch der Ganztagsbe-
treuung integrieren, die Schulsozialarbeit zu einem komplexen sozialpädago-
gischen Angebot der Jugendhilfe am Ort der Schule werden lassen und 
gleichzeitig eine Brücke bauen zwischen Schule und sozialem Umfeld. 
Für die noch weithin offene Frage der Trägeranbindung und organisato-
rischen Ausgestaltung plädiert OLK (2005) abwägend letztlich eher für eine 
Anbindung beim öffentlichen Träger der Jugendhilfe, da er hier in „einer 
öffentlich anerkannten Behörde mit gesetzlich definierten Ansprüchen, Er-
wartungen, Qualitätsansprüchen und Finanzressourcen“ (OLK 2005: 39) eine 
gewisse Attraktivität für die Trägerschaft eines solchen komplexen Hand-
lungsfeldes sieht.  
3.2.3 Kinder- und Jugendarbeit 
Das dritte in diesem Zusammenhang vorzustellende Handlungsfeld in der 
Kooperation mit der Schule ist die Kinder- und Jugendarbeit, die sich sowohl 
in der offenen Variante als auch in der jugendverbandlichen Ausprägung 
explizit aus einer eigenständigen Definition des Ortes, an dem sie stattfindet, 
und damit deutlicher außerhalb von Schule, die als fremdbestimmt wahr-
genommen wird, konstituiert hat und aus diesem Grund zunächst auch die 
strukturell weitestgehende Distanz zu einer Kooperation mit der Schule auf-
weist.
                                                          
94 Zum Begriff der Integriertheit als Relationierungs- und Gestaltungsprinzip im Zusammen-
hang mit der Kooperation von Jugendhilfe und Schule vgl. auch die vertiefenden Ausfüh-
rungen in Kapitel 3.3. 
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Einer der Gründe dafür ist sicherlich in der klassischen Zeitaufteilung 
zwischen dem Unterricht in der (Halbtags-)Schule am Vormittag und der 
(schul)freien Zeit am Nachmittag, die im Jugendhaus oder dem Jugend-
verband verbracht werden konnte, zu sehen. Darin lag – bis zur Einführung 
der Ganztagsschule – die strukturelle Möglichkeit der Identitätsbildung des 
Handlungsfeldes in Abgrenzung ohne Berührungspunkte und die Kinder- 
und Jugendarbeit profilierte sich inhaltlich-konzeptionell als Gegenwelt zur 
Schule (vgl. OLK 2005). Diese „komplementäre und additive Arbeitsteilung“ 
beförderte gleichzeitig die in diesem Handlungsfeld oftmals distanzierte bis 
reservierte Haltung gegenüber der Schule, die jedoch nur so lange tragen 
konnte, bis die tiefgreifenden Veränderungen familialer Lebenswelten, der 
Funktionswandel von Schule und die klassische Aufteilung zwischen Fami-
lie, Schule und Jugendarbeit noch nicht gegriffen hatten und damit z.B. die 
Frage der Betreuung weitgehend in den familialen Kontext verlagert war.  
Schulisches Lernen und formelle Bildung wird in diesem Handlungsfeld 
oftmals mit fremdbestimmten, von außen gesetzten Leistungsanforderungen, 
Benotung, Reglementierung und sozialer Selektion identifiziert, wohingegen 
das eigene pädagogische Handeln als informelle Bildung verstanden wird 
und sich diese dann, im deutlichen Gegensatz zur Schule, durch einen ganz-
heitlichen Ansatz, selbstbestimmte Handlungsziele, Selbstentfaltung und vor 
allen Dingen Offenheit auszeichnet (vgl. OLK 2005).
OLK sieht in der „Betreuungskrise“ in den ausgehenden 1980er Jahren 
den zentralen Wendepunkt in dieser schulabstinenten Grundhaltung der Kin-
der- und Jugendarbeit. In diesen Zeithorizont passen auch die ersten stärker 
betreuungsbezogenen Konzepte in der Kinder- und Jugendarbeit, z.B. von
DEINET (1986) mit dem Ansatz des „Hortes im Jugendhaus“.  
Diese Öffnung gegenüber der Schule fand und findet allerdings weiter-
hin in einem durch Ambivalenz gekennzeichneten Verhältnis statt, wird doch 
das Betreuungsproblem im Bildungssystem entweder durch eine Ausweitung 
von Angeboten der Ganztagsschule oder aber durch Kooperationen mit au-
ßerschulischen Partnern gelöst. Indem sich die Kinder- und Jugendarbeit aber 
für diese Art von (verbindlichen) Angeboten öffnet, gefährdet sie gleichzeitig 
ihren angestammten Handlungsauftrag und ihre fachliche Autonomie und 
Eigensinn; sie wird in die „sozialpolitische Pflicht“ genommen. Darüber 
hinaus wurde zunehmend der fachliche Diskurs im Handlungsfeld der Kin-
der- und Jugendarbeit auch durch die Erkenntnis bestimmt, dass die Schule 
zunehmend zum zentralen Lern- und Lebensort für Kinder und Jugendliche 
wird. Vor diesem Hintergrund entwickelten sich – wesentlich bestimmt durch 
entsprechende Veränderungen in kommunal- und landespolitischen Vorga-
ben und Förderrichtlinien (z.B. der Landesjugendplan in Nordrhein-
Westfalen) – vielfältige schulbezogene Angebote, die inzwischen von der 
eher punktuellen und projektbezogenen Kooperation bis hin zu Angeboten in 
der Ganztagsbetreuung in Kinder- und Jugendeinrichtungen oder auch in 
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schulischen Räumen durch die Kinder- und Jugendarbeit für Schulkinder 
reichen. Zusätzlich begründet sich diese fachpolitische Wende durch die 
Tatsache, dass in der Schule alle Kinder und Jugendlichen anzutreffen sind 
und damit auch Zugänge geschaffen werden können zu Zielgruppen, die 
nicht (oder nicht mehr) die offenen Angebote in den Kinder- und Jugendhäu-
sern wahrnehmen. 
In der Praxis ist so eine bemerkenswerte Vielfalt und Unüberschaubar-
keit von Angeboten entstanden, die sich jeweils aus den konkreten Bedin-
gungen und Bedarfslagen in den Sozialräumen und Schulen, den personellen, 
organisatorischen und räumlichen Möglichkeiten, die dort vor Ort konkret 
existierten, entwickelt haben.95 Allerdings ist diese Kooperation im Grunde 
durch ein „latentes Unbehagen“ (RAUSCHENBACH 2008) und durch struk-
turelle Spannungen und Ambivalenzen geprägt. Diese ergeben sich aus dem 
„Grundwiderspruch“ zwischen dem spezifischen Aufgabenselbstverständnis 
und dem eigenen Bildungsverständnis der Jugendarbeit einerseits und den 
Anpassungsanforderungen der Schule an die Organisation scholarisierter 
Bildungsprozesse andererseits und der damit verbundenen großen Gefahr für 
die Kinder- und Jugendarbeit, durch diese Annäherung an den Schulbetrieb 
vollständig als pädagogischer Dienstleister vereinnahmt und instrumentali-
siert zu werden.
„Die Kinder- und Jugendarbeit tut sich innerhalb der Jugendhilfe immer 
noch am schwersten im Umgang mit dem Thema Bildung“ (RAUSCHENBACH
2008). Sie befürchtet, damit ihre Grundprinzipien wie Freiwilligkeit in der 
Teilnahme und Selbstbestimmtheit als Grundprinzip im Bildungsprozess für 
pädagogisch nachgeordnete Versorgungszwecke zu opfern. Darüber hinaus 
ist zurzeit nicht zu übersehen, dass künftig unter den Vorzeichen knapper 
öffentlicher Kassen und durch die veränderte Förderungspolitik eine zuneh-
mende Verlagerung aus dem offenen Jugendarbeitsbereich hin zu schulbezo-
genen Angeboten zu verzeichnen sein wird (OLK 2005) und sich damit die 
weitgehend „freundliche Übernahme“ von Angeboten der Kinder- und Ju-
gendarbeit durch Schulen zu einer „feindlichen Übernahme“ (DEINET 2002)
entwickeln kann. 
Deshalb sind in diesem Zusammenhang vor allen Dingen die Anfor-
derungen an das Handlungsfeld der Kinder- und Jugendarbeit im Rahmen der 
Ausweitungen schulischer Ganztagsangebote kritisch zu beachten. So sieht 
z.B. MERCHEL (2005) mögliche Strukturveränderungen für das Hand-
lungsfeld auf folgenden Ebenen: 
auf der Ebene der Träger- und Angebotsstruktur 
auf der Ebene der Planungslogik (Jugendhilfe- und Schulentwicklungs-
planung) und der Konzeption  
                                                          
95 Vgl. meine eigene Untersuchung zur Kooperation von Jugendhilfe und Schule in der Stadt 
Essen im Jahr 2007 in Kapitel 4.9. 
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auf der politisch-administrativen Steuerungsebene (Jugendamt und Ju-
gendhilfeausschuss) 
In einem etwas anderen strukturellen Kontext ist dabei die Jugend-
verbandsarbeit zu sehen. Sie steht schon seit längerer Zeit vor tiefgehenden 
Strukturproblemen (MERCHEL 2005), die durch die partielle Auflösung ihrer 
sozialstrukturellen Basis, die Verlagerung in den Gesellungsformen von 
Jugendlichen von der festen Gruppe auf situative und interessenorientierte 
Cliquen und durch die Reduktion der personellen Basis für Selbstorganisati-
on von jungen Menschen zu skizzieren ist und die dadurch Auswirkungen 
auf den Verbandscharakter in Richtung stärkerer Professionalisierung und 
des Ausbaus von dienstleistungsorientierten Angeboten hat. 
Diese Entwicklung wird durch den Ausbau schulischer Ganztagsangebo-
te zusätzlich dynamisiert. Gerade die Jugendverbände spüren die „Konkur-
renz“ der Schulen, und ihre personelle Basis wird durch die Ausweitung der 
Schulzeiten ausgedünnt. „Die Jugendgruppe als das über lange Zeit geltende 
Herzstück der Jugendverbandsarbeit (Gängler 2002) verliert ihre zeitliche 
Basis“ (MERCHEL 2005: 193). 
Die Jugendverbände haben darauf schon in der kürzeren Vergangenheit 
versucht zu reagieren, indem sie die offenen Angebotsformen ausgeweitet 
und den Dienstleistungsaspekt ihrer Angebote verstärkt haben. Damit mutie-
ren ihre Mitglieder aber zu Kunden und die Verbände selber zu idealen au-
ßerschulischen Partnern für pädagogische Dienstleistungen einer additiven 
Angebotsstruktur im Ganztag. Im Gegensatz dazu würden sie bei einer eher 
integrierten Anlage der Zeitstruktur im Ganztag, in der sich die klassische 
Aufteilung in Unterricht am Vormittag und Betreuung am Nachmittag ten-
denziell auflöst, deutliche Probleme bekommen. Aufgrund ihrer ehren-
amtlichen Struktur können sie sich nur schwerlich in dieser Ganztagsstruktur 
als Partner auf Augenhöhe präsentieren. Die Jugendverbände könnten die 
Kinder und Jugendlichen nicht mehr außerhalb der Schule als potenzielle 
Verbandsmitglieder ansprechen.  
Außerdem erfordert die Verbindlichkeit der Angebote in einer Ganztags-
struktur der Schule auch eher professionelle als ehrenamtliche Strukturen. 
Damit wird der historische Kern jugendverbandlicher Identität, die werte-
gebundene Herstellung eines sozialen und politischen Lernfeldes, Willens-
bildungsorgan und Selbstorganisation von Jugendlichen und politische Inte-
ressenvertretung junger Menschen aufgegeben zugunsten eines pädagogi-
schen Dienstleisters, der damit sein Alleinstellungsmerkmal verliert. Die 
Jugendverbände stecken also durch die Entwicklung von Ganztagsschul-
angeboten in einer beschleunigten Modernisierungsfalle.  
Gleichwohl besteht im fachlichen Diskurs im Handlungsfeld der ver-
bandlichen und offenen Kinder- und Jugendarbeit zur Annäherung an die 
bzw. Akzeptanz der Schule als wichtigem Bestandteil der Lebenswelten 
junger Menschen keine wirklich realistische gesellschafts- und bildungs-
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politische Alternative. Es bleibt die Aufgabe, die spezifischen außerschuli-
schen Bildungsmöglichkeiten des Handlungsfeldes Kinder- und Jugendarbeit 
im Kontext der konzeptionellen Vorstellungen von Kommunalen Bildungs-
landschaften, in denen es durchaus Ansatzpunkte für ein Bildungsverständnis 
auch außerhalb des Schulischen gibt, als eigenständige informelle Bildungs-
orte für Kinder und Jugendliche zu platzieren bzw. gegen einen rein schuli-
schen Funktionalismus zu verteidigen. Dazu bedarf es aber in diesem Hand-
lungsfeld selber einer verstärkten Auseinandersetzung über die Frage, welche 
konkreten Beiträge dieses Handlungsfeld leisten kann zur Herstellung von 
Bildungsgelegenheiten in den vier Weltdimensionen des erweiterten Bil-
dungsbegriffs aus dem 12. JUGENDBERICHT 2005 und wie diese eigenstän-
digen Beiträge in ein produktives Verhältnis mit dem schulischen Lernort zu 
bringen sind.96
3.2.4 Kindertagesstätten
Auf die Gestaltung der Kooperation von Kindertageseinrichtungen und 
Grundschulen mit dem Schwerpunkt der Gestaltung der Schuleingangsphase 
bzw. des Übergangs vom Kindergarten in die Grundschule wirkt sich die 
wachsende Bedeutung des Bildungsthemas im gesellschaftlichen Diskurs 
(MERCHEL 2005) besonders deutlich aus.
Diese Debatte hat zwar zu einer erkennbaren Neuformulierung der Bil-
dungsleistungen im Kindergarten geführt. Zum Teil knüpfen die organisati-
onspolitischen Vorstellungen aber an die Diskurse aus den 1970er Jahren 
an,97 in denen schon damals eine Herauslösung des Kindergartens aus der 
Jugendhilfe und eine Übertragung in den Bildungsbereich gefordert worden 
war, womit grundlegende Legitimationen des Handlungsfeldes Kindergarten 
im Spannungsverhältnis zwischen Bildungsbereich und Jugendhilfe verdich-
tet wurden (vgl. MERCHEL 2005). Wesentlich wirken hier vor allem die im 
Bereich der Schule definierten „Schulfähigkeitsprofile“ (MINISTERIUM FÜR 
SCHULE, JUGEND UND KINDER DES LANDES NORDRHEIN-WESTFALEN 2003)
und außerdem die Fokussierung auf Sprachförderung als zentrales Zugangs-
medium zu Bildungsprozessen in diesem Kooperationsverhältnis98, die einen 
erheblichen Druck auf die Kindergärten ausüben und diese dazu zwingen, 
                                                          
96 Zu diesem produktiven Verhältnis auf der Ebene der Orte gibt es zurzeit in der Stadt Essen 
zusammen mit dem Ministerium für Minister für Generationen, Familie, Frauen und Integ-
ration in Nordrhein-Westfalen eine erste Diskussion über die Sinnhaftigkeit und Möglich-
keit, in Modellprojekten eine auch räumliche Integration von Kinder- und Jugendarbeit am 
Ort Schule zu versuchen, die aber mehr sein sollte als eine Gesamtschule mit einem kleinen 
Freizeitbereich.
97 Vgl. die Ausführungen in Kapitel 2.4.1.  
98 Wie es auch z.B. in der Entwicklung eines eigenständigen Sprachtests für alle vierjährigen 
Kinder in Nordrhein-Westfalen mit dem Namen „Delfin 4“ zum Ausdruck kommt. 
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ihren Bildungsanteil an der frühen Bildungsbiografie deutlicher zu konturie-
ren und viel stärker als bisher ihre Bildungsaktivitäten und -leistungen mes-
sen zu lassen.
Dadurch wird die Kooperation von Kindergarten und Grundschule mit 
neuen Inhalten und Anforderungen ausgestattet. Es entstehen neue Ausrich-
tungen und Verfahrensweisen in der Kooperation, und nicht immer erscheint 
dabei eine gemeinsam getragene Verantwortung gegenüber den Kindern 
durch; oft wird die Schule zur Institution, die an den Kindergarten als eine 
Art „Vorschule“ Ansprüche stellt zu Art und Umfang des Wissens, mit dem 
die Kinder im Kindergarten auszustatten sind und dann in die Schule kom-
men sollen.  
Nicht einfacher wird die Kooperation in diesem Handlungsfeld durch die 
im Gegensatz zu anderen Handlungsfeldern in der Jugendhilfe noch größeren 
Status- und Habitusdifferenzen zwischen Lehrer/-innen der Grundschule und 
Erzieher/-innen aus dem Kindergarten. 
Als weitere „Strukturkränkung“ insbesondere für dieses Handlungsfeld 
wirkt dabei die Umsetzung der Offenen Ganztagsschule, z.B. in Nordrhein-
Westfalen aus dem Jahre 2003; sie bildet derzeit das dominante Thema in der 
Auseinandersetzung um die Kooperation von Jugendhilfe und Schule in 
Nordrhein-Westfalen (vgl. OELERICH 2005). Mit diesem Konzept der Offe-
nen Ganztagsschule wurde, zumindest in den finanzschwachen Kommunen 
in NRW, der bisherige Hort als fester Bestandteil der Kindertagesstätte aus 
dem Verbund herausgelöst und seine fachlichen und personellen Ressourcen 
mit den Horterziehern/-erzieherinnen in die neue Ganztagsgrundschule über-
tragen, um so die vorhandene Angebotsstruktur der Ganztagsbetreuung für 
Kinder im Grundschulalter qualitativ und quantitativ auszubauen. Aber auch 
in den Kommunen, in denen aufgrund ihrer finanziellen Möglichkeiten die 
Gelegenheit bestand, zunächst beide Angebote parallel weiter zu betreiben, 
wird dem Hort durch die Offene Ganztagsschule die traditionelle Zielgruppe 
entzogen und die Befürchtung innerhalb der Kinder- und Jugendhilfe geäu-
ßert, dass die verbleibenden Gruppen dort faktisch zu einer Einrichtung der 
Erziehungshilfe werden könnte (MERCHEL 2005).
Dabei ist nach der bisherigen Erfahrung in der Umsetzung der Offenen 
Ganztagsschule nicht einmal gesichert, ob und wie der Schulbereich die 
vorhandenen reformorientierten Impulse für die schulische Organisation, die 
aus dieser Entwicklung durch deren impliziten und potenziellen Anspruch 
der Realisierung der pädagogischen Trias von Bildung, Betreuung und Er-
ziehung in dieser „neuen Grundschule“ im Grunde vorhanden ist, überhaupt 
wird nutzen können. So sieht z.B. auch MERCHEL eine
erhebliche Belastung für die Entwicklung und Umsetzung von umfassenden, auf schuli-
sche Reformprozesse ausgerichteten Konzepten für schulische Ganztagsangebote, bei der 
auch sozialpädagogische Gesichtspunkte und Erfahrungen der Jugendhilfe Eingang finden 
(MERCHEL 2005: 230). 
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Aus MERCHELS Sicht liegt der Grund „in der Ressourcenknappheit, die die 
begleitende Hintergrundmelodie für die politische Bearbeitung des Themas 
bildet“ (ebd.).
3.2.5 Fokus: Ganztagsschulentwicklung 
Machen die bisherigen Ausführungen in diesem Kapitel schon die Chancen, 
aber auch Schwierigkeiten und Ambivalenzen in der Bestimmung der Ko-
operationsmöglichkeiten von Jugendhilfe und Schule deutlich, so kann davon 
ausgegangen werden, dass der schulische Trend der letzten Jahre, der einen 
„ernormen bildungspolitischen Aufschwung genommen hat“ (OLK 2005), das 
Konzept der Ganztagsschule bzw. der Ganztagsbildung99, den Reflexions-
rahmen, vor dem das Verhältnis von Jugendhilfe und Schule sich bestimmen 
lässt, noch einmal deutlich erweitert hat und dadurch insgesamt neue Dimen-
sionierungen und Positionierungen vonseiten der Jugendhilfe erfordert.
So gab es 2005 bundesweit bereits 8.226 Ganztagsschulen, genauer schulische Verwal-
tungseinheiten mit Ganztagsbetrieb. Das entspricht einem Anteil von rund 28 % an allen 
schulischen Verwaltungseinheiten und bedeutet im Zeitraum zwischen den Schuljahren 
2002/2003 – damals lag die Zahl der schulischen Verwaltungseinheiten mit Ganztags-
betrieb bei 4.951 – und 2005/2006 einen Zuwachs von immerhin 66 % (DJI BULLETIN 78
1/2007: 7).
Die zentrale Schwierigkeit, die sich aus dieser bildungspolitischen Tendenz 
zur Ganztagsschule für das eigenständige und kooperierende pädagogische 
System der Jugendhilfe ergibt, liegt in der Fragestellung der Aufkündigung 
des bisherigen arbeitsteiligen und deshalb auch zeitlich aufgetrennten Pro-
zesses von Bildung, Betreuung und Erziehung begründet. Verbunden ist 
damit der zunehmende Funktionsverlust der Separierung und Aufteilung der 
Erziehungs- und Bildungsaufgaben zwischen der (Halbtags-)Schule, dem 
Elternhaus und der Kinder- und Jugendhilfe.  
Für eine ganztägige Schule sprechen gesellschafts- und bildungspolitisch 
mehrere Motivbündel (vgl. DJI BULLETIN 78 1/2007): 
                                                          
99 Vgl. z.B. Coelens Differenzansatz von Schul- und Sozialpädagogik, der von der Notwen-
digkeit der komplementären Bildungsqualität von Schule und Jugendarbeit ausgeht, indem 
er idealtypisch die Jugendarbeit als Ausdruckform von Freiheit und die Schule als  Not-
wendigkeit fasst, die erst durch die Wahrnehmung dieser Differenz eine „vernunftgemäße 
Einheit“ (Coelen 2002) finden können. Hier differenziert Coelen zwischen der erziehungs-
wissenschaftlichen Bevorzugung der Konzeption der Ganztagsschule als einziger Instituti-
on, welche außerfamiliäre Erziehung, Bildung und Sozialisation zusammenbringen könne, 
und der Ganztagsbildung als integriertem, aber entweder arbeitsteiligen Prozess oder als in 
gemeinsamer vereinsrechtlicher Trägerschaft durchgeführtem Ansatz von schulischer und 
außerschulischer Bildung. Davon grenzt er noch einmal die sozialpolitische Vorstellung 
von Ganztagsbetreuung ab, die ausgehend von einer Versorgungslücke zwischen Familie 
und Schule den gesellschaftlichen Änderungen Rechnung tragen möchte.  
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die Notwendigkeit der verbesserten sozialen Integration von sozial be-
nachteiligten Kindern, insbesondere von Kindern mit Migrationshinter-
grund
die thematische Ausweitung auf andere Bildungsinhalte und Lernfor-
men in schulischen Kontexten jenseits von Schulfächern und Unterricht 
der allgemein gestiegene Bedarf an erzieherischer Versorgung von Kin-
dern in öffentlichen Einrichtungen der Bildung, Betreuung und Erzie-
hung
die Notwendigkeit der passgenaueren und erfolgreicheren individuellen 
Förderung der Schüler/-innen mit Blick auf die schulischen Leistungen 
sowie die in diesem Kontext diagnostizierten Kompetenzdefizite 
die Verbesserung der Vereinbarkeit von Familie und Beruf und damit 
die Erleichterung der Rückkehr in den Beruf, vor allen Dingen von gut 
ausgebildeten Frauen 
Damit aber entsteht ein Systemzusammenhang, der aus der Sicht der Kinder- 
und Jugendhilfe vergleichbar mit der Erfahrung des Verlustes des Hortes an 
die Offene Grundschule (zumindest im Bundesland NRW) als Systemkon-
kurrenz wahrgenommen wird, da die Schule durch ihre Ausdehnung auf den 
Ganztag und die Erweiterung ihrer pädagogischen Funktionen zunehmend 
die gesellschaftlichen und pädagogischen Felder besetzt, die bisher von der 
Kinder- und Jugendhilfe fachlich und organisatorisch eigenständig besetzt 
waren. Oder anders formuliert: Schule überschreitet mit dem Ganztags-
angebot, zumindest aus dieser systemischen Sicht der Jugendhilfe, ihre bisher 
traditionelle gesellschaftliche Ausrichtung auf die kognitive Bildung und 
formale Qualifikation der jungen Menschen und nimmt mit dem Ganztag 
eine Ausweitung des pädagogischen Handelns am Ort Schule vor. Damit 
geraten aber Betreuungs- und Erziehungsaufgaben in den schulischen Blick, 
die bisher dem Organisationsbereich der Jugendhilfe zugeordnet waren (vgl. 
MERCHEL 2005).
Die konkrete Bestimmung der Kooperations- und/oder Integrations-
möglichkeiten der Kinder- und Jugendhilfe gegenüber der Ganztagsschule 
bzw. Ganztagsbildung ist unter diesen Vorzeichen auch deshalb schwierig, 
weil unter dem Begriff ‚Ganztag’ ein breiter Korridor für unterschiedliche 
Varianten der Umsetzung eröffnet worden ist und darüber hinaus beim ge-
genwärtigen Stand der einschlägigen Forschung noch weitgehend ungeklärt 
ist, ob eine ganztägige Schulorganisation überhaupt zu der genannten sozial-, 
familien- und bildungspolitischen Zielsetzung beiträgt (vgl. OLK 2005). Au-
ßerdem ist zum jetzigen Zeitpunkt nicht abschließend zu sagen, in welcher 
konkreten Formausprägung die relativ offene Vorgabe zur Ganztagsschule in 
den einzelnen Bundesländern, den Städten oder auch einzelnen Schulen um-
gesetzt werden wird. Insgesamt kann zurzeit zwischen drei Formen unter-
schieden werden: 
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die vollgebundene Form der Ganztagsschule, an mindestens drei Wo-
chentagen für jeweils mindestens sieben Zeitstunden, die für alle Schü-
ler/-innen verpflichtend ist 
die teilweise gebundene Form, an mindestens drei Wochentagen für je-
weils mindestens sieben Zeitstunden, die für einen Teil der Schüler/-in-
nen verpflichtend ist 
die offene Form, die in der Regel ein Bildungs- und Betreuungsangebot 
umfasst an mindestens drei Wochentagen für jeweils sieben Zeit-
stunden, bei dem die Teilnahme mindestens für ein Halbschuljahr ver-
pflichtend erklärt werden muss, aber keine Pflicht ist. 
Ohne an dieser Stelle die sehr unterschiedlichen Modellausprägungen, die 
auch noch von Bundesland zu Bundesland variieren, ausreichend betrachten 
zu können, kann aber für den hier angesprochenen Reflexionszusammenhang 
die Kooperation von Jugendhilfe und (Ganztags-)Schule vor folgendem 
Entwicklungshintergrund betrachtet werden: 
Bisher bleibt die Mehrgliedrigkeit des deutschen Schulsystems von der 
Entwicklung der Ganztagsschule unberührt. 
Insgesamt wird nur ein Bruchteil aller Schulen in den nächsten Jahren 
zu Ganztagsschulen. 
Ein sehr großer Teil der Ganztagsentwicklung findet im Grund-
schulbereich statt. 
Der überwiegende Teil der Modelle orientiert sich nicht an einem inte-
grativen Entwicklungsmodell, sondern deutlich am additiven Modell 
mit der weiterhin sehr deutlichen Trennung zwischen vormittäglichem 
Unterricht und nachmittäglicher freiwilliger Betreuung.
Für die Kinder- und Jugendhilfe ist neben der generellen Entwicklung die 
Form der Umsetzung des Ganztags als zeitlicher Bildungshorizont von zen-
traler Bedeutung, da diese Umsetzung auch die Art der Kooperation100 von 
Jugendhilfe im Kontext einer Ganztagsschule bzw. Ganztagsbildung be-
stimmt. Dabei ist auch die Frage, welche Vorstellungen bezüglich der Beset-
zung der Rollen der professionellen Pädagogen/Pädagoginnen in der Ganz-
tagsschule existieren, von Bedeutung. So baut z.B. die aktuelle nordrhein-
westfälische Landesregierung die Hauptschulen in gebundener Ganztagsform 
                                                          
100 Merchel (2005) hinterfragt in diesem Zusammenhang kritisch den Kooperationsbegriff,
dem er unterstellt, dass er der Komplexität nicht entsprechen kann in der Kooperation zwi-
schen Organisationen oder gar zwischen Organisationsbereichen, die bisher in weitgehend 
getrennten Handlungs- und Zuständigkeitsbereichen tätig gewesen sind. Er spricht in die-
sem Zusammenhang vom „Mythos Kooperation“ (Santen/Seckinger 2003), der außerdem 
noch mit bedeutsamen Folgen für das eigene Organisationshandeln verbunden ist. „Die Or-
ganisationen können nicht ‚Kooperation’ als neuen Programmbestandteil additiv zum Be-
stehenden hinzufügen und dabei davon ausgehen, dass ansonsten das Organisationshandeln 
so bleiben kann wie bisher“ (Merchel 2005: 174).  
142
als „reine Lehrerschule“ aus. Demgegenüber ist im Grundkonzept der Offe-
nen Ganztagsschule die Vorstellung enthalten, dass in einer Ganztagsschule 
nicht nur ausgebildete Lehrer/-innen arbeiten sollten, sondern auch sozialpä-
dagogische Fachkräfte, und dass die Schule sich für weitere, nichtpädagogi-
sche Professionen öffnen sollte. Schulen werden in dieser Sicht zu Angele-
genheiten und Einrichtungen der gesamten community.
In der Jugendhilfe besteht zwar einerseits weitgehende Übereinstimmung 
darüber, dass für die Kooperation von Jugendhilfe und Schule „integrative 
Ansätze“101 zwischen sozialpädagogischen und schulpädagogischen Aspek-
ten anzustreben sind. Dadurch, so die Hoffnung (der Jugendhilfe), entstehe 
ein ganzheitliches oder mehrdimensionales Erziehungskonzept, das realisiert 
werden kann entweder in einer neuen systemtranszendierenden Organisation 
eines bisher aufgeteilten öffentlichen Systems von Bildung, Betreuung und 
Erziehung, oder aber unter partnerschaftlicher Kooperation auf Augenhöhe 
der beiden weiterhin eigenständigen Systeme von Jugendhilfe und Schule, 
z.B. im Rahmen einer „kommunalen Jugendbildung als Ganztagsbildung“ 
(COELEN 2004) in einem Netzwerk.  
Zugleich bedeutet die Realisierung der integrativen Perspektive ein 
Höchstmaß an Veränderungsbereitschaft in beiden pädagogischen Systemen, 
also auch in der Jugendhilfe. Und wenn das Prinzip der „Integriertheit“ zur 
Leitfigur für die Organisation des deutschen Bildungs-, Betreuungs- und 
Erziehungssystems werden würde, könnte damit die Zeit der Kinder- und 
Jugendhilfe als eigenständiges pädagogisches System, außerhalb der Schule, 
langsam aber sicher zu Ende gehen. 
In deutlicher Differenz zu diesen Vorstellungen sind die Konzepte der 
Ganztagsbildung als „Vorschlag für eine Neubegründung eines umfassenden, 
sowohl subjektiven (d.h. individuell ausgerichteten) als auch übergreifenden 
(z.B. kommunal strukturierten) Bildungsangebots“ (Coelen/OTTO 2008:17) 
zu verstehen. Ganztagsbildung ist also ein bildungstheoretisches, aber auch 
bildungspolitisches Signal für die Neugestaltung der Bildungslandschaft. Es 
konturiert sich im Horizont von bildungstheoretischen Vorstellungen, die 
von der starken Bedeutung auch außerschulischer Erfahrungs-, Lern- und 
Bildungsorte ausgeht und deshalb eher in der Gestaltung von Netzwerken 
denkt,102 die sich in ihrer inneren Struktur deshalb auch explizit vom alleini-
gen institutionellen Kontext der Schule lösen. 
COELEN konkretisiert schon in seinen Überlegungen zur „Kommunalen 
Jugendbildung“ (2004) die Ideen zur Vernetzung von Jugendhilfe und Schule 
im Kontext kommunaler Angebotsstrukturen und verbindet darin quasi als 
Brückenkopf zum anderen System auf der schulischen Seite die „Öffnung 
von Schule“ und auf der Jugendhilfeseite die „Sozialräumliche Jugendarbeit“ 
                                                          
101 Vgl. die Ausführungen zum Thema „Integriertheit als Relationierungs- und Gestaltungs-
prinzip der Kooperation von Jugendhilfe und Schule“ am Ende dieses Kapitels.  
102 Vgl. die Ausführungen zur „Zeitgemäßen Bildung“ in Bildungsnetzwerken in Kapitel 2.4.4.  
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als „sozialpädagogisches Pendant zur Diskussion um eine Öffnung der Schu-
le, obwohl die Konzepte beiderseits fast ohne jeden Bezug auf die jeweils 
andere professionsinterne Debatte verfasst sind“ (COELEN 2004: 259).  
COELEN sieht im theoriegeleiteten Modell der kommunalen Jugend-
bildung die gemeinsame Basis und Aufgabe von Schule und Jugendarbeit 
und konkretisiert sie in Form eines Ganztagsmodells, bei dem vormittags der 
verpflichtende Sachunterricht stattfindet und am späten Nachmittag die frei-
willige Jugendarbeit. Für die Zwischenzeit sollen in den Räumen von Ju-
gendhäusern bzw. Räumen von Vereinen/Verbänden Mittagessen, Freizeit-
gestaltung und Hausaufgabenbetreuung angeboten werden. Diese Aufgaben 
sollen ohne externe Kräfte organisiert werden, um so den Austausch und 
inhaltliche Verzahnung zu ermöglichen.  
Ausdrücklich stellt sich COELEN dabei auch die Arbeit der Sozialpäda-
gogen/-innen an der Schule und die der Lehrer/-innen im Jugendhaus vor. 
Vorausgesetzt wird in diesem Handlungsrahmen unbedingt räumliche Nähe 
wegen der notwendigen kommunalen und institutionellen Einbindung.  
In einer solchen Modellfigur sieht COELEN gute Chancen für eine dauer-
hafte Vernetzung und Schaffung von integrierten Systemen, und in einer Art 
Umkehrbewegung zur sonst üblichen Ressourcenforderung der Schule an die 
Jugendhilfe sieht er die „Umverteilung schulischer, aber außerunter-
richtlicher Ressourcen in den fachlich dafür angemessenen Bereich der Ju-
gendarbeit“ (COELEN 2004: 270). Durch diese Mittel wäre dann ein „dritter 
Topf“ (COELEN 2004) neben den spezifischen Schul- und Jugendhilfemitteln 
zu schaffen, der einem zu gründenden und von Jugendhilfe und Schule ge-
meinsam getragenen Trägerverein zur Verfügung gestellt wird. Die Aus-
schüttung der Mittel soll dabei, nach Vorstellung von COELEN, an sozial- und 
schulpädagogisch integrierende Kriterien gebunden werden: 
In einer bestimmten Zeit je eine Schule bzw. Jugendeinrichtung als 
Partnereinrichtung finden. 
Lehrer/-innen müssen vom Unterricht entlastet werden, um Beratung, 
Unterstützung und Vernetzung im Stadtteil zu ermöglichen. 
Das Jugendhaus muss schulbezogene Freizeitangebote schaffen, für die 
es Mittel aus den bisherigen außerunterrichtlichen Zuwendungen für 
Schulen erhält. 
Begleitet wird dieses kommunale Praxismodell von flankierenden und nicht 
leicht umzusetzenden Strukturforderungen: kleinräumigere kommunale 
Schulpolitik, Zusammenlegung schul- und jugendpolitischer Ressorts auf 
Landesebene, Aufsplittung in ein Bildungs- und ein Jugendministerium auf 
nationalstaatlicher und europäischer Ebene (vgl. COELEN 2004).
Zusammenfassend kann wohl, und das auch weitgehend unabhängig von 
der Präferenz für eines der beiden Modelle „Systemtranszendenz“ oder 
„Netzwerk“, in jedem Fall davon ausgegangen werden, dass die Entwicklung 
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zur Ganztagsschule bzw. Ganztagsbildung deutliche Veränderungen in der 
Kinder- und Jugendhilfe zur Folge haben wird. Zum einen werden die Kinder 
und Jugendlichen noch intensiver an den schulischen Ort gebunden und 
dadurch Schule eine noch größere Bedeutung im Alltagsleben der jungen 
Menschen erhalten. Zum anderen wird diese Entwicklung konzeptionelle 
Verschiebungen und Umorientierungen (MERCHEL 2005) in der Kinder- und 
Jugendhilfe selber zur Folge haben.  
Es ist jetzt schon deutlich zu beobachten, dass die fachliche Identität der 
Jugendhilfe in den verschiedenen Handlungsfeldern, die sich bisher primär 
aus der Abgrenzung zur Schule entwickelt hat, nicht mehr bruchlos aufrecht-
zuerhalten ist. Zukünftig wird es sehr viel stärker in der Jugendhilfe darum 
gehen, von den „alten Abgrenzungsneigungen“ (MERCHEL 2005) Abschied 
zu nehmen, zugleich aber innerhalb neuer kooperativer Kontexte die Zu-
sammenarbeit zu fördern und trotzdem konzeptionellen sozialpädagogischen 
Eigensinn gegenüber der Schule zu behaupten.  
Vor allem für die Jugendarbeit und die Hilfen zur Erziehung wird es in 
der Zukunft darum gehen, diese fachlichen und organisatorischen Heraus-
forderungen anzunehmen: Kinder- und Jugendarbeit wird weiterhin ihre von 
der Ausweitung der Schule bedrohte Existenz durch eigenständige (Bil-
dungs-)Beiträge ausweisen müssen; Hilfen zur Erziehung werden lernen 
müssen, die Schule als wichtigen Teil der Lebenswelt von Kindern und Ju-
gendlichen produktiv ins komplexe Erziehungsgeschehen einzubeziehen. 
3.3 Integriertheit (Hartnuss/Maykus) 
Auf der Suche nach einer übergreifenden Zielperspektive für die Bestim-
mung der Kooperation von Jugendhilfe und Schule, die für alle beteiligten 
Institutionen und Akteure eine Bedeutung hat und gleichzeitig Effektivität 
sowie praktische Anreize durch erkennbaren eigenen Nutzen im Interesse 
einer verbesserten Förderung individueller und sozialer Entwicklungschan-
cen ermöglichen soll, machen HARTNUSS/MAYKUS (2004) den Vorschlag, 
den Begriff der Integriertheit103 zu verwenden. Damit formulieren sie einen 
sehr anspruchsvollen Referenzrahmen, der eine höhere Variabilität und Fle-
xibilität in der Gestaltung der Kooperation zwischen Jugendhilfe und Schule 
ermöglichen soll (betrifft konkret Handlungsstrategien, Wissensbestände, die 
Kreativität in der Aufnahme von Informationen und Veränderungsimpulsen). 
Ihre These lautet:
                                                          
103 Unter Integriertheit verstehen sie in diesem Kooperationszusammenhang: einbeziehen, 
einbringen, aufeinander abstimmen, etwas in ein Ergänzungsverhältnis stellen, etwas bil-
den, woraus im Ergebnis dann ein neues Ganzes entsteht.  
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Je höher die Integriertheit von Perspektiven der Konzeptualisierung und Institutio-
nalisierung von Jugendhilfe und Schule, desto mehr Variabilität und Flexibilität kann in 
der Gestaltung eines Kooperationsrahmens realisiert werden – je geringer der Grad an 
Integriertheit, desto mehr Rigidität und Eingeschränktheit von Handlungsspielräumen 
entsteht (HARTNUSS/MAYKUS 2004: 1093).
Als Voraussetzung für die Herstellung von Integriertheit, die HART-
NUSS/MAYKUS allerdings vor dem Hintergrund einer weiteren organisato-
rischen Selbstständigkeit von Jugendhilfe und Schule formulieren, werden 
sowohl die Herstellung von Verbindungen als auch von Transparenz für 
begründete Inkompatibilitäten zwischen Schule und Jugendhilfe benannt. Im 
weiteren Verlauf der Kooperationsbemühungen sind nach HARTNUSS/MAY-
KUS Anreize für alle Beteiligten konkret herzustellen.
Dies kann durch Ressourcen und gegenseitiges Zurverfügungstellen der 
jeweiligen professionellen Blickwinkel geschehen. Für die Autoren ist die 
Herstellung von „optimierten Inkongruenzen“ (HARTNUSS/MAYKUS
2004: 1094) die Basis in der Kooperation der beiden Systeme. Darunter ver-
stehen sie neben der gegenseitigen Perspektivenübernahme von Schul- und 
Sozialpädagogik die Identifikation von Überschneidungsbereichen und Kop-
pelungschancen in der Kooperation und erhoffen sich dadurch „eine (Neu-
)Justierung des Verhältnisses von Jugendhilfe und Schule auf der Ebene der 
Ressourcenabstimmung und Nutzenmaximierung sowie eine organisations- 
und kommunikationsbasierte Strukturbildung“ (HARTNUSS/MAYKUS
2004: 1094) zwischen den beiden Systemen.  
In einem zweiten Entwicklungsschritt konkretisieren HARTNUSS/MAY-
KUS dann den Referenzrahmen für Integriertheit in der Kooperation von 




und unterscheiden darin konsequent als durchlaufendes Bewertungsprinzip 
die unterschiedlichen Perspektiven der Jugendhilfe und der Schule auf die 
jeweilige Kooperationsebene. Als drittes und zusammenfassendes Kriterium 
untersuchen sie dann Möglichkeiten der Kompatibilität. Außerdem struktu-
rieren sie ihre qualitativen Überlegungen zur Kooperation von Jugendhilfe 
und Schule unter den handlungsleitenden Fragestellungen: 
Was wird eingebracht? 
Welche Ergänzungsverhältnisse sind möglich? 
Was ist das gebildete Ganze? 
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3.3.1 Konzeptentwicklung
Auf der Ebene der Konzeptentwicklung in den Angebotssegmenten definie-
ren HARTNUSS/MAYKUS Integriertheit aus der Jugendhilfeperspektive am 
Beispiel des schulbezogenen Ansatzes der Jugendarbeit und Jugendsozial-
arbeit als präventive Form der Jugendhilfe, quasi vor der Intervention. Hier 
sollte der Ansatz sich weniger auf spezifische Problemgruppen konzentrieren 
als vielmehr ein allgemeines, in den schulischen Kontext integriertes Ange-
bot sein.  
Dabei stellt sich das Angebot auch deshalb als ein integriertes dar, weil 
es im Rahmen einer „lebenslagengestaltenden, strukturierend-orientierenden 
Jugendpädagogik“ (HARTNUSS/MAYKUS 2004) die Trennung von einem 
allgemeinen und einem zielgruppen- und problembezogenen Ansatz aufhebt, 
zumal die praktische Erfahrung zunehmend zeigt, dass es diesen Angeboten 
an Zugangsmöglichkeiten zu jungen Menschen, die stigmatisierende Effekte 
scheuen, mangelt. Dadurch entsteht ein starkes „Ergänzungsverhältnis“ zwi-
schen Jugendarbeit und Jugendsozialarbeit, das durch die gegenseitige Öff-
nung der Angebotsformen und die Aufhebung starrer zeitstruktureller Tren-
nungen (z.B. in der Unterrichtszeit interventiv, am Nachmittag kreativ-
präventiv) noch verstärkt wird. 
Die pädagogischen Unterstützungsqualitäten der Sozialpädagogik für die 
Schule sind nach HARTNUSS/MAYKUS vielfältig und haben die Aufgabe, 
soziale Ressourcen für Schüler zu erschließen, Netzwerkbildung zu beför-
dern und vorhandene Unterstützungsmöglichkeiten besser abzustimmen. „Sie 
begleiten Schüler im schulischen Lernprozess und tragen zur Bewältigung 
von psychosozialen Äußerungsformen des Leistungsdrucks bei“ (HART-
NUSS/MAYKUS 2004: 1097). Dieser innerhalb des Leistungsspektrums der 
Jugendhilfe integrierende Ansatz löst sich somit gleichzeitig aus seiner Ori-
entierung an versäulten Hilfeformen (in diesem Fall der §§ 11 und 13 SGB 
VIII). Zentral ist in diesem Zusammenhang die konsequente Ausrichtung der 
Angebote auf die Perspektive der jungen Menschen, verbunden mit dem 
Anspruch der Gestaltung optimierter Lern- und Bildungsmöglichkeiten, in 
der Perspektive der vier Weltdimensionen im erweiterten Bildungsbegriffs 
des 12. JUGENDBERICHTS 2005. Dadurch erst wird das Ergänzungsverhältnis 
der Sozialpädagogik zur Schule plausibel. Eine Ausrichtung an rein schu-
lisch-funktionalen Zielperspektiven, etwa im Sinne von Entlastung schuli-
scher Abläufe und problemfreier Gestaltung derselben, würde nach 
HARTNUSS/MAYKUS dieser Ausrichtung aber nicht gerecht werden und die 
Angebote der Jugendhilfe auf die Rolle des reinen „Erfüllungsgehilfen“ 
reduzieren.  
Zum gebildeten Ganzen im Sinne einer Einbindung eines schulbezoge-
nen Konzeptes der Jugendarbeit in die regionale Jugendhilfe bzw. sogar 
erweitert in die Kommunale Bildungslandschaft, würde dieser Ansatz dann, 
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wenn es eben kein isoliertes Einzelangebot an einer („Problem-“)Schule 
bleiben würde, sondern Teil eines Gesamtsystems in einer Region, in der 
eine sozialräumliche Ausrichtung und planerische wie konzeptionelle Absi-
cherung erfolgen würde.  
Die Betrachtung der Konzeptentwicklung aus der Perspektive der Schule 
bedeutet zunächst auch eine Erweiterung der schulischen Orientierung von 
Bildung auf die Aspekte der Betreuung und Erziehung. Konkret zeigt sich 
das Element der Integriertheit im schulischen Kontext durch eine Auswei-
tung des Schulalltags, in einer anderen Wahrnehmung der Schüler durch eine 
Flexibilisierung von Unterrichtsformen mit Lernhilfen. Damit entsteht eine 
Struktur, die besser geeignet ist, die Problemkonstellationen im schulischen 
Alltag umfassend wahrzunehmen. 
In der Schule werden dadurch Elemente der Unterrichtsformen und -me-
thoden mit außerunterrichtlichen und freizeitorientierten Aktivitäten sowie 
individuellen Unterstützungsmöglichkeiten zusammengeführt. Damit einher 
geht der Anspruch auf eine „tendenzielle Entspezialisierung“ (HART-
NUSS/MAYKUS 2004: 1100) der professionellen Rollen der Schul- und Sozi-
alpädagogen. Hierin sehen HARTNUSS/MAYKUS Potenziale für eine grundle-
gende Umorientierung von Schule, die durch verstärkte Adressaten-
orientierung statt reiner Lernstoffbezüge gekennzeichnet wäre. Mit der 
Beschreibung der Ergänzungsverhältnisse tun sich die Autoren dagegen 
schwerer: Sie sehen eigentlich nur eine Flankierung des Schwerpunktes, der 
weiterhin bei der Organisation (neu konzipierter und abgestimmter) unter-
richtlicher und außerunterrichtlicher Lern- und Bildungsprozesse liegt, der 
durch die Notwendigkeit der Abstimmung spezialisierter personeller Unter-
stützungsressourcen in der Schule und durch externe Kooperationspartner 
entsprechend ergänzt wird.  
Aus der schulischen Perspektive liegt das gebildete Ganze in der Flexibi-
lisierung der Lernarrangements, der Verbindung von Themen-, Freizeit- und 
Adressatenorientierung. Damit fördert es ein schulisches Grundverständnis, 
das in der umfassenderen Betrachtung von Bildung, Betreuung und Erzie-
hung eine bessere Bildungs- und Subjektivierungsförderung und Entwick-
lungschancen für junge Menschen realisiert sieht. 
In der Kompatibilitätsperspektive wird nun deutlich, dass eine solche In-
tegriertheit die Basis für die gegenseitige Öffnung, eine Ressourcenorien-
tierung durch die gemeinsame Gestaltung des Schullebens und einen Mehr-
wert darstellt, der in der Möglichkeit zu wechselseitigem Perspektiven-
wechsel, Reflexion und Anregung besteht. Es entsteht in der Schule eine 
komplexe Angebotsstruktur mit Methoden- und Themenvielfalt.  
Diese Strukturen ermöglichen mehr Durchlässigkeit, Entwicklungs-
spielräume und wichtige Koppelungschancen für das Zusammenwirken von 
Schul- und Sozialpädagogik (und wenn möglich weiterer Professionen).  
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Schule wird damit nicht nur zu einem Lern-, Erfahrungs- und Freizeitraum, sondern ver-
ortet gleichzeitig ihre Rolle in der Gestaltung eines kommunalen Bildungsraums (externe 
Integriertheit) und fördert damit die Verbindung der Institutionen mit der Lebenswelt-
orientierung und das Verständnis von Bildung als Prozess formeller und informeller Lern-
prozesse in sozialen Bezügen (HARTNUSS/MAYKUS 2004: 1102). 
3.3.2 Adressaten
Für die Adressaten dieser integrierten Bildungs-, Betreuungs- und Erzie-
hungsarrangements und in der Perspektive der Jugendhilfe bedeuten diese 
systemischen Entwicklungsschritte eine Öffnung für alle Kinder und Jugend-
lichen und damit auch die Möglichkeit, den Folgen sozialer Ungleichheit und 
prekärer Lebenslagen auf einer Ebene der „Normalisierung“ (HART-
NUSS/MAYKUS 2004) besser zu begegnen.
Die Lehrer und Schulleiter sowie weitere Akteure, die im Schulalltag 
vorkommen, sind als Kooperationspartner und Adressaten zugleich zu ge-
winnen. Dafür muss die Jugendhilfe allerdings auch ihren „lebenswelt- und 
bewältigungsorientierten Blickwinkel“ (HARTNUSS/MAYKUS 2004) einbrin-
gen. HARTNUSS/MAYKUS sehen in der Lebensweltorientierung der Jugendhil-
fe sogar per se einen integrierten Blickwinkel, der allerdings in seiner prak-
tischen Umsetzung hohe Anforderungen an die Akteure stellt und darüber 
hinaus in den jeweiligen Systemen strukturell gewollt und abgesichert wer-
den muss. 
Das Ergänzungsverhältnis ergibt sich durch die jugendhilfe- und schul-
planerische Bestimmung der Bedarfsgruppen. Allerdings betonen HART-
NUSS/MAYKUS die Notwendigkeit, an den Prinzipien der Normalisierung 
sozialpädagogischen Handelns festzuhalten. Das gebildete Ganze stellt sich 
bei dieser Ausrichtung als „normalisiertes Pauschalangebot“ der Jugendhilfe 
am Ort Schule dar. Aus der Perspektive der Schule wiederum stellt diese 
Situation etwas Paradoxes dar, denn Schule versteht sich grundsätzlich als 
Lernort für alle – wenngleich HARTNUSS/MAYKUS den (unterrichtlichen) 
Schulalltag als eine „Schein-Normalisierung“ deuten, die sich dadurch kenn-
zeichnen lasse, dass sich der Unterricht zwar an alle Schüler/-innen richtet, 
allerdings die konsequente Ausrichtung auf die Individualisierung der Lern-
bedingung nur schwer umzusetzen ist.  
Damit steht die Frage an, wie die Schule ihre besondere Verantwortung 
für die benachteiligten Kinder praktisch in differenzierten Unterstützungs-
formen einlösen kann. Durch die Kooperation ergeben sich für die Schule 
erweiterte Möglichkeiten für die notwendige stärkere Aktivierung der Eltern 
und die Berücksichtigung familialer Lernbedingungen. Die Schule bringt ent-
sprechend zu den Überlegungen auf der konzeptionellen Ebene die Ver-
schränkung der Unterrichtsformen und -methoden, außerunterrichtliche und 
freizeitorientierte schulische Aktivitäten ein. Allerdings muss darauf geachtet 
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werden, dass im schulischen System die Beziehungen dieser differenzierten 
Elemente untereinander nicht nur funktional angewandt werden und damit 
eher starr wirken und sich voneinander abschotten, kurz: dass sie sich additiv 
strukturieren. Das erfordert dringend Unterstützungsleistungen der Schulen 
durch organisationsbezogene Entwicklungsprozesse. 
HARTNUSS/MAYKUS sehen die möglichen Ergänzungsverhältnisse in der 
Abwendung vom Primat der Eliteförderung, für die die Schule weithin ge-
sellschaftliche Anerkennung erhält, und in der Hinwendung zum Schwer-
punkt Unterstützung von jungen Menschen mit schulisch integrierten Bil-
dungs- und Sozialkompetenzen, und damit implizit in dem Versuch, auch die 
kleinere Gruppe von problembelasteten Schülern unter der Normalisierungs-
perspektive zu berücksichtigen. 
Das gebildete Ganze stellt sich somit in der Perspektive der Adressaten 
dar als „humanisierte und sozial sensible Schule mit einer erkennbaren Of-
fenheit für lebensweltorientierte Herausforderungen junger Menschen“ 
(HARTNUSS/MAYKUS 2004: 1104). 
3.3.3 Die Rollen von Lehrern und Sozialpädagogen
Die Betrachtung der beruflichen Rollen aus der Perspektive der Jugendhilfe 
erfordert die Fähigkeit, situations- und handlungsspezifisch auch die Pers-
pektive der Schule aufzunehmen. Auf dieser Grundlage des eigenen Wis-
sensbestandes und der Handlungskompetenz in der Sozialpädagogik ist das 
„schulpädagogische Pendant“ (HARTNUSS/MAYKUS 2004) zu reflektieren 
und in das eigene Handlungsmuster zu integrieren104. Dadurch werden der 
sozialpädagogische Blickwinkel und die spezifischen Handlungsmethoden 
mit ihrer Subjektorientierung in den schulischen Kontext eingebracht.  
Im Ergänzungsverhältnis dominiert indes weiterhin die sozialpäda-
gogische Perspektive, es findet kein Rollentausch zwischen Soziapädagogik 
und Schulpädagogik statt. Für das gebildete Ganze entsteht so auf der Basis 
eines ausgeprägten Kooperationswissens eine „schulorientierte Jugendhilfe-
Professionalität“ (HARTNUSS/MAYKUS 2004), die dann die Kooperation mit 
der Schule steuern kann. 
Aus der Sicht der Reflexion der Lehrerrolle wird dieser Zusammenhang 
entsprechend zu reflektieren sein: Die Rolle des Lehrers bleibt auf die Erfül-
                                                          
104  Gerade diese Reflexivität ist in der Praxis allerdings nicht immer vorhanden und hat in dem 
eigenen selbstreferenziellen Legitimationsmuster in der Kinder- und Jugendhilfe, das nicht 
primär auf Bildung abzielt, auch nur selten Entwicklungschancen (dabei muss allerdings 
auch der aktuelle Druck auf die Jugendhilfe durch die Diskussionen zum Kinderschutz be-
achtet werden). Hartnuss/Maykus bemerken in diesem Zusammenhang zu Recht, dass in 
den Ausbildungen und auch Fortbildungen der Lehrer und Sozialpädagogen diese Koopera-
tionsperspektive bisher kaum berücksichtigt wird. Erst langsam setzen sich erste gemeinsa-
me Ansätze dazu durch. 
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lung des schulischen Auftrags orientiert, und es entsteht keine Verwischung, 
keine Übernahme der Sozialpädagogenrolle. Allerdings sollte eine sozial-
pädagogische Qualifizierung entstehen, verbunden mit der Möglichkeit, 
zukünftig stärker sozialpädagogische Wissens- und z.T. auch Handlungs-
elemente in das eigene professionelle Handeln im Kontext der Schule zu 
übertragen. 
Für die Kompatibilität von Schul- und Sozialpädagogik bedeutet diese 
Art der Integriertheit keine De-Professionalisierung, sondern eine Erweite-
rung ihres Wissens und Handlungsrepertoires.105
3.3.4 Institution und Organisation 
Dieser integrierte Ansatz von Schul- und Sozialpädagogik begründet sich 
durch ein umfassendes Bildungsverständnis, das den Erwerb von kognitiven 
Wissenselementen in Verbindung mit sozialen, reflexiven und die eigene 
Lebensführung betreffenden Kompetenzen betrachtet. Nur in einem Zusam-
menwirken der Bildungs- und Erziehungsinstitutionen ist eine solche umfas-
sende bildungsorientierte Gestaltung von Lebensbedingungen für Kinder und 
Jugendliche denkbar. Dabei geht es aber nicht mehr (nur) um die Re-
Integration von benachteiligten Menschen in die Schule, sondern um „die 
Gestaltung von Bildungsbedingungen in einer modernisierten Gesellschaft 
mit ihren spezifischen Anforderungen an das Aufwachsen in ihr“ (HART-
NUSS/MAYKUS 2004: 1109).  
Die Autoren sehen die dazu notwendige Verschränkung von Jugendhilfe 
und Schule in einer Art von Stufenmodell realisiert: Zunächst ist die Ent-
wicklung eines schulbezogenen und schulisch integrierten Arbeitsfeldes der 
Jugendhilfe gefordert, um in einer zweiten Stufe diese Kooperation zu veran-
kern und im Sozialraum ihren Standort zu bestimmen. Das bringt dann die 
Fragen nach der Bestimmung der organisatorischen und institutionellen Kon-
sequenzen auf die Tagesordnung. Ziel sollte nach HARTNUSS/MAYKUS die 
Schaffung eines Vereinbarungs- und Regelsystems sein, das auch zu einem 
Bildungsprozess der beteiligten Professionen selber führt. Dieses ist somit 
sowohl Ergebnis als auch Teil von notwendigen Organisations- und Perso-
nalentwicklungsprozessen, und es ist organisatorisch in der Jugendhilfe-
entwicklung, der Schulentwicklung und der Kooperations-/Schnittstellenent-
wicklung verankert.  
                                                          
105 Als Voraussetzung für diese produktive Ausfüllung in der Kooperation von Jugendhilfe 
und Schule nennen Hartnuss/Maykus allerdings eine Reihe von Faktoren. Dazu gehören die 
Schaffung von Kommunikationsstrukturen in der Schule, Qualifizierung von Lehrern und 
Schulleitern, Beachtung des Fachkräftegebots seitens der Jugendhilfe, Ermöglichung eines 
kollegialen Austauschs zwischen den Professionen, Qualifikation und Entwicklung einer 
gegenseitigen Kooperationskompetenz auf der Basis eines gemeinsamen Diskurses von Ju-
gendhilfe und Schule und kontinuierliche Fort- und Weiterbildungsmöglichkeiten.  
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Für die Struktur der Jugendhilfe bedeutet diese Entwicklung eine Prü-
fung und Neuentwicklung bestehender Angebote, die den Bezug zur Schule 
entweder stärken oder auch in neuer Form in den Mittelpunkt stellen kann. 
Darüber hinaus sind die Kompetenzen und personell-fachlichen Voraus-
setzungen in den Blick zu nehmen und auf das Kooperationsziel abzustim-
men und zu optimieren. Dazu gehören auch die Klärung von Zuständigkei-
ten, Teamzusammensetzungen und -arbeitsweisen sowie die Sicherung und 
Festschreibung der Kooperation mit Schule in der internen Struktur der Ju-
gendhilfe. 
Für die Struktur der Schule bedeutet diese Ausrichtung eine deutliche 
Weiterqualifizierung der Lehrer, die Herstellung von Selbstentwicklungs-
fähigkeiten der Schule, ihre Verortung im sozialen Raum. Dazu gehören als 
Mittel gleichermaßen Personalentwicklung, Organisationsentwicklung und 
Unterrichtsentwicklung. HARTNUSS/MAYKUS identifizieren die Ganztags-
schule als favorisierte Schulstruktur für die Realisierung dieser Offenheit in 
der Struktur und Durchlässigkeit für Kooperation. Sie begründen das durch 
ihre besseren Möglichkeiten, die Zeit- und Organisationsstrukturen an die 
pädagogischen Ziele eines integrierten Bildungsortes anzupassen und darin 
die Kooperation mit außerschulischen Partnern als konstitutiv zu betrachten. 
Die in dieser Perspektive entwickelte Kompatibilität befördert nach Auf-
fassung der Autoren die fachliche Weiterentwicklung in beiden pädagogi-
schen Systemen zugleich und die Optimierung der Kooperationen und der 
jeweiligen Schnittstellenentwicklung. Sie zeigt sich
demnach in einer Institutionalisierung der Zusammenarbeit durch ein kooperations-
orientiertes gemeinsames Handlungs- und Zielbewusstsein (Zielkongruenz) sowie entspre-
chende Rollenzusammenhänge in organisatorischer Verankerung im schulischen Kontext, 
getragen durch vorausgehende und parallele, je institutionsinterne Klärungs- und Entwick-
lungsprozesse zur Herstellung einer Kooperationsstrategie (HARTNUSS/MAYKUS
2004: 1115).
3.3.5 Kooperationsstruktur im kommunalen Raum 
HARTNUSS/MAYKUS positionieren ihre konzeptionellen Überlegungen zur 
Kooperation von Jugendhilfe und Schule in den räumlichen Zusammenhang 
der Kommune, in dem über eine „effektive Gestaltung von Lebensräumen 
aus Sicht der Schule und der Jugendhilfe nachgedacht werden“ (HART-
NUSS/MAYKUS 2004: 1117) kann. Vor diesem raumbezogenen Entwick-
lungsschritt für beide Systeme, so betonen die Autoren zu Recht, müssen 
allerdings qualifizierte eigenständige institutionelle Entwicklungsprozesse 
begonnen haben, um dann in einer Art Systemöffnung die sozialräumlichen 
Anknüpfungspunkte zu entdecken. Die sozialräumliche Orientierung in der 
Kooperation von Jugendhilfe und Schule differenzieren sie dabei in: 
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Sozialräumlichkeit als pädagogisches und bildungsorientiertes Konzept 
Sozialräumlichkeit als Analyse- und Betrachtungsfolie 
Sozialräumlichkeit als Prinzip der Strukturentwicklung 
Die beiden Autoren verstehen Sozialraum in diesem Kontext impliziert als 
pädagogische Gestaltung von Aneignungsräumen für junge Menschen, die 
die Auseinandersetzung mit der Welt fördert und dabei initiierte und selbst-
gestaltete Bildungsprozesse sowohl in kooperativ entwickelten Angebots-
strukturen in der Schule als auch in außerschulischen Aneignungsräumen 
sieht. Gerade die Wechselwirkung zwischen schulischen und außerschuli-
schen Sozialräumen soll zum bewussten Gegenstand der integrativen Päda-
gogik gemacht werden. Entsprechend geht ihr Blick weg von einer parzellier-
ten Zuständigkeitsbetrachtung, richtet sich auf die subjektiven Aneignungs-
möglichkeiten dieser Räume und unterstützt dadurch ausdrücklich eine 
integrierte Gestaltungsperspektive.  
Die analytische Qualität der Sozialräumlichkeit besteht in der Verbin-
dung der verschiedenen Bildungsorte in der Lebenswelt der Kinder und Ju-
gendlichen. Die Sozialräumlichkeit sieht darin die sozialen Bedingungs-
gefüge und lebensweltlichen Erfahrungen und bildet daraus  ihre Handlungs-
möglichkeiten, aber auch ihre Grenzen. 
Diese Bedeutung der Sozialräumlichkeit wiederum bildet erst die Grund-
lage für eine gemeinsame und abgestimmte Gestaltung von Lebens- und 
Lernmöglichkeiten in einem lebensweltnahen Verständnis für junge Men-
schen und ihre Familien und verweist damit gleichzeitig auf die Notwendig-
keit der erweiterten Gestaltung von Kommunalen Bildungslandschaften, wie 
sie im nächsten Kapitel reflektiert werden.
HARTNUSS/MAYKUS formulieren dann, diesen Gedankengang abschlie-
ßend, notwendige Rahmenbedingungen für die Realisierung anspruchsvoller 
integrativer Zielsetzungen in der Kooperation von Jugendhilfe und Schule. 
Diese finden bei ihnen weiterhin auf der Grundlage zweier voneinander orga-
nisationspolitisch unabhängiger Partner statt, was auch als erste Hinweise auf 
die Herstellung von gedeihlichen Rahmenbedingungen, fachlichen und poli-
tischen Prinzipien sowie Empfehlungen zur Gestaltung von Kommunalen 
Bildungslandschaften verstanden werden kann. Sie betonen dabei die Not-
wendigkeit zur: 
schulgesetzlichen Verankerung und jugendhilferechtlichen Präzisierung 
der Kooperation von Jugendhilfe und Schule 
klaren Standortbestimmungen auf der landespolitischen Ebene 
Schaffung von träger- und anbieterbezogenen Verbindlichkeiten (in der 
Kinder- und Jugendhilfe als Kooperationspartner von Schule) zur Um-
setzung des gemeinsamen pädagogischen Ziels durch regionale Ab-
stimmungsprozesse, Stadtteil- oder Gemeinde-Gremien zur fachlichen 
Strategieentwicklung und Evaluation 
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planerischen Abstimmung der Ressourcen und der Gewichtung zwi-
schen den Anbietern, optimierte Schnittstellen und dadurch entstehen-
der Nutzen für die eigene Arbeit 
Verankerung und Regelung von Koordinierungsprozessen, die zur Op-
timierung von Verfahrens- und Organisationsabläufen führen 
Vernetzung als erkennbare und auf Dauer angelegte Struktur für die 
Akteure auf der sozialräumlichen Ebene 
Herstellung eines eindeutigen politischen Votums für die Gestaltung 
von Schule als Lern- und Lebensraum, der sich erst durch die Koope-
ration mit außerschulischen Partnern und in gemeinsamer Verantwor-
tung herstellt 
Verständigung auf einen gemeinsam getragenen Bildungsbegriff106, der 
erst durch die Verschränkung von schulischer und außerschulischer, in-
stitutioneller und sozialer Lernprozesse tragfähig wird 
Herstellung eines kmmunalpolitisch abgesicherten Votums für eine Bil-
dungsinfrastruktur für junge Menschen und ihre Familien, die sich an 
sozialräumlichen Konzeptvorstellungen orientiert und sich gleichzeitig 
in öffentlicher Verantwortung der Förderung einer Kultur des Auf-
wachsens verpflichtet fühlt 
Insgesamt kann zusammenfassend festgehalten werden: Zu begrüßen sind 
aus fachlich-pädagogischer Sicht alle Maßnahmen und Angebote, die dazu 
beitragen können, die künstlich die Lebenswelt der Kinder und Jugendlichen 
aufspaltenden Separierungen der Trias von Bildung, Betreuung und Erzie-
hung aufzuheben. Die Maßnahmen und Angebote sollten deshalb auch eine 
integrative Ausrichtung aufweisen. Allerdings muss an dieser Stelle festge-
halten werden, dass bloße Appelle, wie z.B. Schule und Jugendhilfe möchten 
sich doch bitte „auf gleicher Augenhöhe begegnen“, nicht (mehr) ausrei-
chend sind. Vielmehr müssen für die beteiligten Partner auch politische und 
strukturelle Rahmenbedingungen geschaffen werden, die die Vernetzung und 
Integriertheit von Angeboten sowohl für die Schule als auch für die Kinder- 
und Jugendhilfe ausdrücklich fördern, sodass nicht die in ihrer „Natur“ schon 
angelegten fachlich anspruchsvollen Kooperationen von Jugendhilfe und 
Schule z.B. unter dem Druck von Personalknappheit und unzureichenden 
Ressourcen zu einem bloßen Lippenbekenntnis werden. Diese inhaltliche und 
ressourcenbezogene Knappheit führt dann in der Praxis zu oft dazu, dass man 
                                                          
106 Angesichts einer Analyse der z.T. sehr unterschiedlichen (partei)politischen Vorstellungen 
in den jeweiligen großen politischen Lagern darüber, was eine angemessene Bildung ist und 
wie die Schule inhaltlich und organisatorisch zukünftig ausgerichtet sein sollte, erscheint 
dieser Anspruch allerdings nicht so leicht in der jeweiligen kommunalen Praxis realisierbar. 
(So ist zurzeit deutlich zu erkennen, dass der nächste NRW-Wahlkampf ein „Bildungs-
wahlkampf“ zu werden droht, in dem die Positionen entweder zugunsten der Beibehaltung 
des fünfgliedrigen Schulsystems oder zugunsten einer mehr Bildungsgerechtigkeit verspre-
chenden „Einheitsschule“ erbittert aufeinandertreffen könnten.) 
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in der Kooperation von Jugendhilfe und Schule schnell deshalb miteinander 
zufrieden ist, weil keiner dem anderen dreinredet.  
Durch dieses, gemeinhin als additive Form der Kooperation von Schule und außerschuli-
schen Partnern bezeichnete Arrangement bleiben aber viele pädagogische Potentiale (von 
Ganztagsschule) ungenutzt (DJI BULLETIN 78 1/2007). 
Erst durch eine übergreifende Unterstützung und Steuerung auf den verschie-
denen Strukturebenen107 werden die Bedingungen für eine inhaltlich und 
organisatorisch anspruchsvolle Kooperation geschaffen. Dazu müssen die 
verschiedenen Strukturebenen zusammenfassend betrachtet und im Idealfall 
als kohärentes Gesamtsystem für Bildung, Betreuung und Erziehung entwi-
ckelt werden – von der untersten Ebene, der Ebene der Einzelschule und des 
Jugendhilfeangebotes, über die Ebene des Sozialraumes, der planvoll entwi-
ckelten und gestalteten Kommunalen Bildungslandschaft sowie über die 
Ebene der Region und des Landes bis hin zur Bundesebene und, wie z.B. 
COELEN (2004) es anspricht, auch analog dazu auf nationalstaatlicher und 
europäischer Ebene. 
Auf der Ebene der Einzelschule und des konkreten Jugendhilfeangebots 
ist eine gemeinsame Konzeption von Jugendhilfe und Schule für den Koo-
perationsbedarf und Kooperationsnutzen mit der Beschreibung der Leis-
tungsschwerpunkte und Zielsetzungen zu erstellen. 
Auf der kommunalen Ebene sind innerhalb einer kommunalen Bildungs-
landschaft sowohl politische Steuerungsgremien (Jugendhilfe- und Schulaus-
schuss, oder ein neuer gemeinsamer Bildungsausschuss) für die Steuerung 
des Gesamtkonzeptes notwendig wie auch verschiedene Steuerungs- bzw. 
Konzeptgruppen, die Projekte mit prioritärer kommunalpolitischer Relevanz 
planen und deren Qualitätsentwicklung steuern können. Dazu sind besondere 
Ressourcen, wie z.B. kommunale Bildungsbüros, Stabs- oder Servicestellen 
für die Kooperation von Jugendhilfe und Schule, und denkbare bildungs-
politische Erweiterungen wie z.B. Weiterbildung und Lebenslanges Lernen, 
hilfreich und deshalb einzurichten. Außerdem wird auf dieser Ebene als 
zentraler Ansatzpunkt eine engere Verzahnung von Schulentwicklungs- und 
Jugendhilfeplanung gefordert (MERCHEL 2004; MAYKUS 2004).
Damit aber trotz vorhandener Chancen für die Realisierung von eigen-
ständigen bildungspolitischen Agenden im Rahmen von Kommunalen Bil-
dungslandschaften diese nicht ohne Wirkung verpuffen und schnell an ihre 
Grenzen stoßen, sind auf Landes- und Bundesebene bildungspolitische Re-
formbedarfe zu identifizieren. Dazu gehört die Entwicklung einer erweiterten 
kommunalen Schulträgerschaft unter der Aufhebung von innerer und äußerer 
Schulaufsicht bei einer gesamtpolitischen Rahmensteuerung. Darüber hinaus 
ist dringend nötig eine schulstrukturelle politische Entwicklung in Richtung 
                                                          
107 Vgl. die Ausführungen in Kapitel 4.9.2 zu den vier Strukturebenen in der Kommunalen Bil-
dungslandschaft der Stadt Essen. 
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auf ein Schulsystem, das deutlich weniger als bisher die sozialen Ungleich-
heiten verfestigt, sondern vielmehr die Gesellschaft darin unterstützt, her-
kunftsbedingte Bildungsbenachteiligungen abzubauen.
Dazu erscheint zunächst eine kommunal gestaltete und durch verbind-
liche Vernetzungen mit außerschulischen Partnern integriert arbeitende 
Ganztagsschule bzw. auch die vorgestellte Form der Ganztagsbildung in 
Netzwerken besonders geeignet. Hier können Anregungen für Verknüpfun-
gen und Umgebungen für Aneignungsprozesse in den vier Dimensionen des 
im 12. JUGENDBERICHT 2005 verwendeten Bildungsbegriffs gegeben werden.   
In welcher Form die zurzeit vorliegenden und z.T. auch bildungstheore-
tisch sehr unterschiedlich konturierten Lokalen, Regionalen und/oder Kom-
munalen Bildungslandschaften als politische Rahmung ihren Beitrag zu einer 
auch subjektiven Öffnung möglichst umfassender und unterschiedlicher 
Bildungsgelegenheiten für die Kinder und Jugendlichen bereitstellen können, 




4 Die Debatte über Kommunale Bildungslandschaften 
In der aktuellen kommunalen Ausprägung der Bildungsdebatte – und dort 
sowohl verstanden als Frage nach der Gestaltung der Kooperationsformen 
von Jugendhilfe und Schule als auch Erweiterung dieser Fragestellung durch 
die Themen „Bildung in der Stadt“ oder auch „Lebenslanges Lernen“ – fin-
det sich zunehmend der Begriff der ‚Kommunalen Bildungslandschaft’.  
So veranstaltete z.B. die Stadt Aachen am 22./23. November 2007 einen 
großen Kongress zu dem Thema, auf dem die „kommunale Bildungsverant-
wortung in Zeiten gesellschaftlichen Wandelns“ (DEUTSCHER STÄDTETAG
2008) am Beispiel erfolgreicher Initiativen präsentiert wurde und die Pers-
pektiven für ein erweitertes kommunales Engagement in der Bildung aufge-
zeigt werden sollten. Der Kongress wendete sich an alle Verantwortlichen im 
Bildungsbereich. Darunter wurden ausdrücklich „Kommunale Entschei-
dungsträger in Verwaltung und Politik, Vertreter der Länder und des Bundes, 
Verantwortliche aus Schule, Jugendhilfe, Kultur und Sport sowie alle an 
Bildung Interessierte“ (DEUTSCHER STÄDTETAG 2008) verstanden, die an 
einem konstruktiven Diskurs zur Bildung in Deutschland teilnehmen wollten.  
Auch das LANDESJUGENDAMT RHEINLAND (2008) konstatiert, dass schon 
„seit Jahren sich eine bunte Landschaft kooperativer Projekte und Initiativen 
von Schulen mit Trägern der Jugendhilfe, des Sports, der Kultur und vielen 
anderen Bildungspartnern“ entwickelt habe – „allerdings mit großen Unter-
schieden je nach Region, Sozialraum, Schulform, Handlungsfeld“. 
Die Verwendung der Landschaftsmethapher für die Bestimmung des Lo-
kalen als strategischen Handlungsraum für ein vernetztes Verständnis bil-
dungspolitischer Reformbemühungen ist offenschtlichi attraktiv. Das liegt 
sicher auch daran, dass der Begriff der Landschaft108 in seiner inhaltlichen 
Ausfüllung ausreichend offen ist und deshalb reichlich Platz für die „Öff-
nung einer Aussicht“ bietet, um es mit einem Begriff aus der Literaturwis-
senschaft für die Landschaftsmalerei des 18. Jahrhunderts (SMUDA 1986) zu 
beschreiben. Unter einer Landschaft können unterschiedliche Dinge und 
Ausprägungen verstanden werden. Grundsätzlich kann man zwischen natür-
lichen und von Menschen geprägten Landschaften unterscheiden. In der 
Ökologie z.B. ist die Landschaft ein geografisches Gebiet, das sich durch 
unterschiedliche Merkmale von anderen Gebieten abgrenzen lässt; kulturell 
zusammenhängende Landschaften nennt man Regionen.  
ALEXANDER VON HUMBOLDT definierte Landschaft als den „Totalcharak-
ter einer Erdgegend“ (vgl. http://wapedia.mobi/de/Landschaft – 13.06.08). 
                                                          
108 Karin Bock benutzte dagegen den Begriff der ‚Topographie von Bildungslandschaften’ in 
ihrem im Horizont der reflexiven Erziehungswissenschaft entwickelten Beitrag zum Thema 
„zeitgemäße Bildungstheorie“ auf der Klausurtagung des Bielefelder Center for Education 
and Capability Research Ende Mai 2008 zu dem Thema „Capabilities und Bildungs-
landschaften“. 
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Diese Landschaft, wiederum verstanden als Ausschnitt der Erdoberfläche, ist 
die Grundlage menschlicher Existenz, wird jeweils individuell wahrgenom-
men und befindet sich in einer ständigen Dynamik. Nicht von ungefähr findet 
die Landschaftsmethapher ihre Verwendung in der Literaturgeschichte, wor-
in auch Anklänge an pädagogische Vorstellungen des Heranwachsens und 
Herausbildens von räumlichen Aneignungsprozessen deutlich werden.
In der Wissenschaft der allgemeinen Ästhetik wird die Landschaft zu ei-
nem (Natur-)Raum, in dem das menschliche Vermögen tätig wird. Die Land-
schaft reizt zur Assoziation, zur Aktivierung der Einbildungskraft, und sie 
wird zum Katalysator von ästhetischen Stimmungen, die im Subjekt durch 
das landschaftliche Objekt „entfacht“ werden (vgl. LOBSSEIN 1986).
Es sind besonders die Möglichkeiten der Erfahrung von Autonomie, die 
die Landschaft dem Subjekt ermöglicht, die für die theoretischen Ästheten 
von Interesse sind. So formuliert etwa FLACH (1986) in seiner Rekonstrukti-
on von KANTS Landschaftsbegriff die Möglichkeit des subjektiven Erlebens 
des Menschen in seiner „Unabhängigkeit von der Natur außer uns“ und die 
Empfindung einer „Überlegenheit über die Natur“. Landschaft wird in dieser 
Perspektive zu einem Erlebnisraum, in dem das betrachtende Subjekt frei von 
äußerlicher Bestimmung nur sich selbst und der Natur gegenübersteht, womit 
das „Schöne“ und das „Erhabene“ zu Grundbestimmungen der Landschaft 
wird (vgl. FLACH 1986).
Das Thema der Kommunalen Bildungslandschaft führt uns aber zunächst 
zurück zum zentralen Referenzpunkt dieser Arbeit, dem 12. JUGENDBERICHT
(2005). Die Sachverständigenkommission (vgl. 12. JUGENDBERICHT
2005: 348, 351, 352) formuliert dort als (neue) Aufgabe für die Städte und 
Kreise die Gestaltung Kommunaler Bildungslandschaften.  
Ziel ist der Aufbau einer kommunalen Bildungslandschaft als Infrastruktur für Kinder und 
Jugendliche, die getragen wird von Leistungen und Einrichtungen der Schule, der Kinder- 
und Jugendhilfe, von kulturellen Einrichtungen, Verbänden und Vereinen, Institutionen der 
Gesundheitsförderung sowie von privaten und gewerblichen Akteuren vor Ort (12.
JUGENDBERICHT 2005: 42).
Diese Zielformulierung einer Kommunalen Bildungslandschaft steht in ei-
nem engen inhaltlichen Zusammenhang mit den im Bericht herausgearbeite-
ten Zukunftsperspektiven für ein öffentlich verantwortetes System von Bil-
dung, Betreuung und Erziehung, das auf der konzeptionellen Grundlage der 
folgenden fünf Leitlinien beruht:  
1. Im Mittelpunkt (aller bildungspolitischen) Bemühungen steht der Le-
benslauf und die Bildungsbiografie der Kinder. 
2. Ausgangspunkt ist die Trias von Bildung, Betreuung und Erziehung. 
3. Grundlegend ist ein erweitertes Bildungsverständnis mit einer Vielfalt 
von Orten, Gelegenheiten und Inhalten. 
159
4. Es besteht eine öffentliche Gesamtverantwortung für eine „Bildung 
für alle“. 
5. Es sind tragfähige Zukunftskonzepte von Bildung, Betreuung und Er-
ziehung in einem verbesserten Zusammenspiel einer Bildungs- und 
Erziehungspartnerschaft aller bildungs- und lernrelevanten Akteure 
anzustreben (vgl. 12. JUGENDBERICHT 2005: 40). 
Mit diesen Leitlinien sind quasi fachpolitische Eckwerte für die Gestaltung 
von Kommunalen Bildungslandschaften formuliert, in deren Kern aus Sicht 
der Kommission des 12. JUGENDBERICHTS der Ausbau und die Reform der 
Schule und der Kinder- und Jugendhilfe zu einem „konsistenten und qualita-
tiv hochwertigen System ganztägiger Bildungs-, Betreuungs- und Erzie-
hungsangebote für Kinder und Jugendliche“ (12. JUGENDBERICHT 2005: 40) 
steht.
Auch SCHLEICHER (2007) fordert in seinem Vortrag auf einer Veran-
staltung in Aachen die Verantwortung auf lokaler Ebene ein. Der zentrale 
Begründungszusammenhang ist für ihn die Notwendigkeit, ungleiche Ver-
hältnisse nicht durch zentrale Steuerung gleichzubehandeln und damit an der 
Fiktion der gleichen Ergebnisse festzuhalten. Er betont dabei ausdrücklich in 
seinen Anforderungen an eine „neue Bildung“ den Zusammenhang zwischen 
den geringen Leistungsvariabilitäten in Finnland und der dortigen kommu-
nalen Steuerung der Schule, die ein Lernen des Bildungssystems auf lokaler 
Ebene nicht nur zulässt, sondern sogar fördert.  
Die erfolgreichen Bildungssysteme gewähren den Schulen einen hohen 
Grad an Freiräumen und ermöglichen damit ein hohes Maß an lokalspe-
zifischen Ausprägungen. Zudem bedeutet ein kommunal organisiertes, 
selbstlernendes Bildungssystem für SCHLEICHER, dass die Lehrer nicht Ein-
zelkämpfer im Klassenzimmer sind, sondern die Kommune dafür sorgt, „dass 
sie mit anderen Lehrern anderer Schulen zusammenarbeiten“ (SCHLEICHER
2007: 10). Der Autor erweitert seine Vorstellung einer lokalen Ausprägung 
von Bildung ausdrücklich durch den Zusatz,  
dass sie [die Lehrer/-innen] mit anderen Professionen zusammenarbeiten, z.B. Jugendhilfe 
und Schule. Der Grundschullehrer holt seine Kinder vom Kindergarten ab, da fängt es an. 
Es ist ein systemisch vernetztes Bildungssystem, das selbst lernt. Wo die Profession so 
unterstützt wird, dass sie ihren eigenen Horizont ausbauen will (SCHLEICHER 2007: 10). 
In den Kommunen und Kreisen in NRW ist diese bei genauerer Betrachtung 
gar nicht so neue paradigmatische Ausrichtung für den Jugend- und Bil-
dungsbereich – wie üblich mit einiger Verzögerung – inzwischen angekom-
men und bildet demnach zunehmend einen zentralen Referenzpunkt für die 
Reflexion und Gestaltung der kommunalen Planungs- und Kooperationspra-
xen von Jugendhilfe und Schule. Allerdings lassen sich trotz des gemeinsa-
men Bezuges auf den zentralen Begriff der Kommunalen Bildungsland-
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schaft109 zurzeit in seinen komplexen und teilweise widersprüchlichen Aus-
prägungen sehr unterschiedliche und vielfältige Konkretisierungen und dar-
aus ableitend auch differente Vorstellungen über die konkrete Art der Aus-
gestaltung der sich im kommunalen Kontext ausbildenden 
Bildungslandschaften beobachten.  
Neben diesen eher sozial- und/oder schulpädagogischen und bildungs-
politischen Begründungskontexten findet sich die Planungs- und Steuerungs-
figur der Region auch zunehmend im Kontext der raumbezogenen Refle-
xionsprozesse zur Steuerung moderner Gesellschaften (FÜRST 2004) wieder 
und versucht, Handlungspraxen und Steuerungsstrategien zur Koordination 
raumbezogener sozioökonomischer (WEICHARDT 2005) und ökologischer 
Entwicklungen anzubieten. 
Es wird diagnostiziert, dass in modernen Gesellschaften nicht mehr al-
lein das „politisch-administrative Steuerungszentrum“ die zentrale Steue-
rungsmacht darstellt, sondern dass diese zugunsten der „Steuerungsadressa-
ten“ (FÜRST 2004) und durch den Markt, Akteurs-Vereinigungen („Dritter 
Sektor“) und interorganisatorische Verbünde pluralisiert wird. Als Folge 
dieses als Individualisierung, Pluralisierung und Marktsteuerung (FÜRST
2004) bezeichneten gesellschaftlichen Prozesses wird ein wachsender Bedarf 
an Koordination gesehen. Dieser Bedarf richtet sich auf die Regeln des „Zu-
sammenwirkens, des kollektiven Handelns und der Erstellung neuer Kollek-
tivgüter, die ausgehandelt oder politisch entschieden werden müssen“ (FÜRST
2004: 35). 
In den europäischen Mitgliedstaaten der EU wird dabei überall ein fast 
gleichartiges Reaktionsmuster des politisch-administrativen Systems beob-
achtet: Verstärkung von dezentralem und regionalisiertem Handeln, Ausbau 
von partizipativen Steuerungsformen, ein Wechsel von der Intervention zum 
Management, ein veränderter Steuerungskontext (Formulierung von Ziel-
vorgaben, aber Freiheit bei der Art der Zielerfüllung) und Einführung von 
Wettbewerb als Triebfeder für Effizienz und Ressourcennutzung (FÜRST
2004). In diesem Kontext wird dann „Regionalisierung“ zu einem neuen 
staatlichen Reaktionsmuster, das charakterisiert ist durch  
Mobilisierung gesellschaftlicher Selbsthilfekräfte, aber auch durch größere Problemnähe 
der Handlungsträger und durch Integration neuer Akteure [in] die gesellschaftliche Prob-
lembearbeitung (FÜRST 2004: 37). 
Dazu bilden sich neue gesellschaftliche Akteursgruppen zu „Handlungs-
gemeinschaften“ heraus, die bisher in dieser Form nicht zusammengearbeitet 
haben. Für diese Steuerungsformen wird der Begriff der regional governance 
(FÜRST 2004) verwendet. Diese Form kann zwar nicht per se identisch mit 
                                                          
109 An dieser Stelle kann leider nicht der Frage nachgegangen werden, ob es sich hierbei um 
einen weiteren Beleg für das von Rogers/Shoemaker (1971) untersuchte Phänomen der 
„Akzeptanz durch Diffusion“ handelt.  
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Regionalisierung verstanden werden, trotzdem steckt in diesem Ansatz die 
Verlagerung von politisch-administrativen Aufgaben auf regionale Hand-
lungsträger (FÜRST 2004). Gegenstand der Kooperation in der regional go-
vernance ist die Erstellung eines Gemeinschaftsgutes unter folgenden Prinzi-
pien: 
Es gibt keine gebietskörperschaftliche Steuerungsebene, stattdessen 
werden die relevanten Akteure einer Region über Netzwerke vereinigt. 
Die relevanten Akteure sind nicht nur Behörden oder Politiker, sondern 
auch privatwirtschaftliche Akteure und sogar Nichtregierungsorga-
nisationen, d.h. in der regional governance herrschen sehr unterschied-
liche Handlungslogiken (z.B. Logik des Marktes, Logik des Verwal-
tungsrechts, Logik des Wählerverhaltens, Logik der ideellen Vereini-
gungen etc.). 
Governance kann nicht erzwungen werden. 
Dominante Steuerungsformen sind Verhandlungen und Tauschge-
schäfte.
Steuerungsergebnisse sind Vereinbarungen. 
Bindende Kräfte sind Interessen, Sozialkapital und Selbstbindungen.  
Es gibt in der Regel keine Sanktionspotenziale außer sozialen Bestra-
fungen wie Missachtung, Ausklammern, Entzug von Information u.Ä., 
denn weitergehende Sanktionen würden eine Instanz voraussetzen, die 
solche Sanktionen legitimiert verhängen darf, und damit wäre schon der 
Übergang zum government gemacht (vgl. FÜRST 2004: 34). 
An dieser Stelle muss offen bleiben, inwieweit diese Steuerungslogik geeig-
net ist, die anstehenden Reformprozesse im Kontext der Bildungslandschaf-
ten produktiv zu unterstützen, oder aber ob ein wesentlicher Bedingungsfak-
tor für das Funktionieren von regional governance in der Regel in diesem 
Handlungsfeld gerade nicht vorhanden ist, nämlich eine gebietskörper-
schaftliche Steuerungsebene.110
Für die Bewertung der für das Bundesland Nordrhein-Westfalen spezifi-
schen Debatte um Kommunale Bildungslandschaften lässt sich aber festhal-
ten, dass dort nicht erst seit dem 12. JUGENDBERICHT aus dem Jahre 2005 von 
Bildungslandschaften gesprochen wird. Schon deutlich früher, zu Beginn der 
1990er Jahre, in der vom damaligen Ministerpräsidenten Johannes Rau ins 
Leben gerufenen Kommission „Zukunft der Bildung – Schule der Zukunft“ 
(vgl. BILDUNGSKOMMISSION NRW 1995), sprachen sich die Bildungs-
experten für „Regionale Entwicklungsmodelle“ aus, die es ermöglichen soll-
                                                          
110 Allerdings wirkt der Ansatz der regional governance deutlich auf die in den Kapiteln 4.5 
und 4.6 vorgestellten Konzepte „Lernende Regionen – Förderung von Netzwerken“ und 
„Stadtteile mit besonderem Entwicklungsbedarf – die soziale Stadt“ und das Partnerpro-
gramm „Entwicklung und Chancen junger Menschen in sozialen Brennpunkten“ (E&C) 
ein.
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ten, die neben der „Förderung der schulbezogenen Entwicklungen“ – wie den 
Aufbau eines Planungs- und Berichtswesens, Verfahren der Selbstevaluation, 
Umstellung der Gestaltung des Unterrichts und der schulischen Binnenorga-
nisation – wichtigen Leitvorstellungen und Empfehlungen der Kommission 
umzusetzen.  
Es wurden „lokale und regionale Entwicklungsmodelle“ (BILDUNGS-
KOMMISSION NRW 1995) empfohlen, in denen möglichst viele der Reform-
aspekte verwirklicht werden sollten, unter Einbeziehung vieler Schulen am 
Ort oder in der Region, mithilfe eines neu eingerichteten „Pädagogischen 
Dienstes“ und begleitet durch eine systematische Evaluation. Schon damals 
wurde betont, dass  
für die Städte und Gemeinden des Landes die Schwierigkeiten zugenommen [haben], 
Bildungsangebote so zu planen und zu entwickeln, daß sie für ihre Bürgerinnen und Bürger 
eine umfassende, koordinierte und auf die lokalen und regionalen Rahmenbedingungen 
abgestimmte Versorgung mit schulischen Bildungsgängen und Abschlüssen, beruflicher 
Bildung und Weiterbildung gewährleisten können. Die Kommission möchte mit ihrem 
Vorschlag „Regional gestaltete Bildungslandschaften“ dazu anregen, in den Regionen eine 
Infrastruktur miteinander vernetzter Bildungsangebote zu entwickeln und zu sichern, die 
für die Nutzer transparent und als System ökonomisch ist (BILDUNGSKOMMISSION NRW
1995: 284).
Inhaltlich sollten in diesen regional gestalteten Bildungslandschaften 
die verschiedenen Bereiche von Bildung, die sich nach Aufgaben, Trä-
gerschaften, Strukturen und Organisationsformen unterscheiden, zu-
sammen gesehen und aufeinander bezogen werden 
die dezentralen Entwicklungskonzepte verabredet und verantwortet
werden
die verschiedenen Möglichkeiten und Lösungen für die lokal unter-
schiedlichen Situationen und Bedürfnisse in einer Vielfalt von Ange-
botsformen langfristig entwickelt werden 
Sowohl beim Lesen der Begründungszusammenhänge als auch bei der Be-
schreibung der Ausgangslagen wird deutlich, dass diese frühere Form der 
Benennung von Bildungslandschaften fast ausschließlich aus einer rein schu-
lischen Perspektive auf Bildungsprozesse entwickelt wurde. Ausgangspunkt 
dieser regionalen Betrachtung ist schon zu Beginn der 1990er Jahre die 
Schwierigkeit, gerade in den kleineren Gemeinden aufgrund der demogra-
fischen Entwicklung die Versorgung mit allen Schulformen und einem diffe-
renzierten Angebot an Bildungsgängen und Abschlüssen nicht mehr gewähr-
leisten zu können. Darüber hinaus werden die fehlende interkommunale 
Koordination im Bereich der Schulentwicklungsplanung sowie Schwierig-
keiten durch die Verteilung der Trägerschaften für allgemeinbildende und 
berufliche Schulen beklagt. Nicht zuletzt wird auch die aktuell noch immer 
die kommunalen Steuerungsmöglichkeiten einschränkende Begrenzung der 
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kommunalen Bildungsverantwortung für den Bereich der „äußeren Schul-
angelegenheiten“ als Argument für eine regionale Betrachtung genannt.  
Auch der immer noch weitverbreitete quantitative Ansatz111 in der Schul-
entwicklungsplanung wird als nicht angemessen betrachtet angesichts der 
auch schon in den 1990er Jahren deutlich hervortretenden gesellschaftlichen 
Veränderungen im Bildungsverhalten und in den lernpsychologischen und 
pädagogischen Erkenntnissen (Verlängerung der Lern- und Bildungszeiten, 
Erweiterung des Bildungsverständnisses auf außerschulische Bildungspro-
zesse, Ganztagsschule und Ganztagsbetreuung, Verhinderung von Lernen 
durch Zerlegen in Zeittakte, fehlende Durchlässigkeit im deutschen Schul-
system). Stattdessen werden „angemessene Instrumente zur qualitativen 
Gestaltung der Bildungsangebote und zur Unterstützung von pädagogischen 
Innovationen in den Einzelschulen“ (BILDUNGSKOMMISSION NRW
1995: 285) als sinnvoll betrachtet.  
Deshalb fordert die Kommission, die Kommunen des Landes in die Lage 
zu versetzen, „ihre kulturelle und wirtschaftliche Infrastruktur durch umfas-
sende, ortsbezogene Angebote an schulischer und außerschulischer Bildung 
zu stärken“ (BILDUNGSKOMMISSION NRW 1995: 288) und Bildungsregionen 
einzurichten, die in der Regel räumlich identisch mit dem geografischen und 
politischen Raum der Kreise und kreisfreien Städte sind. 
Das Ziel wird in der Entwicklung von gleichwertigen, aber differenzier-
ten Bildungslandschaften gesehen, als ein entscheidender Beitrag zur Verbes-
serung der Bildungschancen der Bürgerinnen und Bürger, der Gleich-
wertigkeit der Lebensverhältnisse, aber auch der Anerkennung lokaler und 
regionaler Eigengestaltung. Zur Erreichung dieses anspruchsvollen Ziels 
sollen Kooperationen zwischen öffentlichen und privaten Trägern der schuli-
schen Bildungseinrichtungen, den verschiedenen Trägern der beruflichen 
Bildung und der Weiterbildung entwickelt werden. Als zentrale Elemente 
sieht die Kommission: 
Erweiterung der Entscheidungskompetenzen und der schulorganisato-
rischen Optionen der kommunalen Schulträger 
kommunale, eventuell auch regionale Rahmenplanung für die Schulent-
wicklung 
Ergänzung der Entwicklungsplanungen der kommunalen Schulträger 
um qualitative Elemente 
Einrichtung eines Arbeitsverbundes der öffentlichen Träger mit der 
Wirtschaft als Träger der betrieblichen Ausbildung und beruflicher 
                                                          
111 Dieser Ansatz findet nach meiner Beobachtung auch heute, im Jahr 2008, eine weite 
Verbreitung im Bereich der Schulentwicklungsplanung und begründet eine Reihe von Ab-
stimmungsproblemen in der von mehreren Seiten geforderten Verstärkung der Kooperation 
zwischen und bis hin zu einem integrativen Verständnis von Schulentwicklungs- und Ju-
gendhilfeplanung.  
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Weiterbildung und den öffentlichen und privaten Trägern der Weiter-
bildung (BILDUNGSKOMMISSION NRW 1995: 288). 
Es lässt sich vorläufig bilanzieren, dass sich schon diese relativ frühe Form 
der Vorstellung von Bildungslandschaften aus den 1990er Jahren vor allem 
auf die kommunale Gestaltung der schulischen Bildungsangebote, der beruf-
lichen Bildung und der Weiterbildung bezog. Aus heutiger Sicht fällt auf, 
dass die Kinder- und Jugendhilfe und entsprechende Vorstellungen über die 
Kooperationsmöglichkeiten und Notwendigkeiten zwischen Jugendhilfe und 
Schule keinerlei Erwähnung finden. Darin wird diese frühe Definition von 
Bildungslandschaft, zumindest aus meiner Sicht, deutlich unterscheidbar von 
der erweiterten Vorstellung der im 12. JUGENDBERICHT 2005 der Bundes-
regierung angesprochenen Kommunalen Bildungslandschaften.  
4.1 Unterschiedliche Konzepte  
In lokalen Bildungslandschaften findet die afrikanische Weisheit, es brauche ein ganzes 
Dorf, um ein Kind zu erziehen, gewissermaßen ihre postindustrielle Interpretation und 
Verwirklichung“ (KNAUER 2007: 15). 
Im Sinne dieser Erkenntnis – dass in der Moderne ein entsprechendes Dorf 
nicht ohne die bewusste Gestaltung einer Bildungslandschaft die anspruchs-
volle Aufgabe der Erziehung und Bildung übernehmen kann – sollen in die-
sem Kapitel sechs aktuelle und unterschiedliche Konzeptlinien, die sich all-
gemein auf den Kontext von Bildungslandschaften beziehen, vorgestellt und 
kritisch daraufhin gewürdigt werden, welche geeigneten Potenziale sie für 
die Übertragung auf die konkrete bildungspolitisch zu gestaltende Situation 
in der Stadt Essen mitbringen.  
Alle sechs der nachfolgend vorgestellten Konzepte beziehen sich zu-
nächst in ihrem Kern mehr oder weniger deutlich auf den Begriff der Bil-
dungslandschaften oder auf den Raum, der hier als kommunalpolitischer 
Rahmen für Ansätze und Konzepte kommunaler Jugend- und Bildungspolitik 
verstanden wird. Ihnen allen gemein ist somit der Versuch, Kindern und 
Jugendlichen durch das bewusste Gestalten – und nicht bloßes Verwalten – 
der komplexen biografischen Bildungsprozesse bessere Bedingungen und 
vielfältige Gelegenheiten für ihre Bildungsbiografie zu bieten. Als zentraler 
Bestandteil wird, in den verschiedenen Konzepten allerdings in abgestufter 
Intensität, die Kooperation von Jugendhilfe und Schule angesehen, die durch 
eine gestaltende und steuernde kommunale Politik in eine übergeordnete, 
gemeinsame und von allen getragene bildungspolitisch begründete Strategie 
gebracht wird.  
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Es wird in der Folge der Versuch unternommen, unterschiedliche „histo-
rische, politische, ökonomische und wissenschaftliche Entwicklungslinien“ 
(KNAUER 2007: 12), die in die Entwicklung dieser Vorstellungen von Bil-
dungslandschaften einfließen, darzustellen und zu analysieren. 
Das Spektrum der Modelle schließt dabei sowohl an die in den frühen 
1990er Jahren entworfenen und damals primär schulisch konnotierten Vor-
stellungen zur Gestaltung von Regionalen oder Kommunalen Bildungsland-
schaften oder Netzwerken als auch an zivilgesellschaftliche Vorstellungen 
zur nachhaltigen Strukturentwicklung kommunaler Räume an und mündet in 
Vorstellungen kohärenter Gesamtsysteme von Bildung, Betreuung und Er-
ziehung, in denen umfassende und mehrdimensionale Bildung auf der 
Grundlage subjektiver Aneignungsprozesse und lebenslang an der Biografie 
von Menschen ausgerichtet stattfindet.  
Den Kontext für die Relevanz des Diskurses zur Gestaltung Kommuna-
ler, Regionaler oder Lokaler Bildungslandschaften sieht MACK (2007) in den 
thematischen Zugängen der Kinder- und Jugendhilfe im Rahmen der Refle-
xion des Bildungskonzeptes des 12. JUGENDBERICHTES 2005 sowie der The-
men „Bildung und Raum“ und „Sozialraumorientierung in der Jugendhilfe“. 
Darüber hinaus sieht er sozialwissenschaftliche Referenzen für dieses Thema 
in der Frage der „sozialen Struktur der Gesellschaft“ (Knauer 2007: 12) und 
deren konkrete Gestalt in lokalen Räumen sowie im engeren Sinne bildungs-
politische bzw. schulpolitische Fragestellungen in den Anfragen des Themas 
„Sozialraum als Bildungsraum“. Diese Thematik verortet er vor allem in der 
Schule, durch die verstärkten Kooperationsbezüge von Jugendhilfe und 
Schule; der Kinder- und Jugendhilfe schreibt er den Vorteil der selbstkriti-
schen Reflexionen zu. Als zweite zentrale bildungspolitische Fragestellung 
im Kontext von Bildungslandschaften betrachtet MACK die nach der Art der 
Ganztagsschule bzw. der Ganztagsbildung.  
Die Auswahl der nun vorzustellenden sechs Modelle orientiert sich an 
der von mir wahrgenommenen Rezeptionsrelevanz dieser Konzepte in der 
kommunalen Jugendhilfe- und Schulpraxis, die sich zunehmend auf die Dis-
kussion um die Gestaltung von Bildungslandschaften bezieht und deshalb 
Interesse an geeigneten Leitbildern und Konzepten für die Umsetzung in der 
jeweils unterschiedlich ausgeprägten Kommunalen Bildungslandschaft ent-
wickelt. Dazu dienen die Modelle als Orientierungspunkte und bieten durch 
ihre spezifischen Konzeptansätze unterschiedliche Anknüpfungspunkte für 
die kommunalen Entwicklungsprozesse. Diese spezifischen Ausrichtungen 
stehen somit in dieser Betrachtung auch exemplarisch für die zukünftige 
Entwicklung und Gestaltung von Bildungslandschaften.  
Die Diskussion um Kommunale Bildungslandschaften wird dann in ei-
nem weiteren Schritt zurückgeführt auf die Basis der diesbezüglichen kon-
zeptionellen Leitlinien des 12. JUGENDBERICHTS 2005: 
Ausrichtung auf die Bildungsbiografie, nicht auf das System  
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Trias von Bildung, Betreuung und Erziehung 
erweitertes Bildungsverständnis mit einer Vielfalt von Orten, Gelegen-
heiten und Inhalten 
öffentlich getragene Gesamtverantwortung für eine Bildung für alle
Bildungs- und Erziehungspartnerschaften 
Diese Diskussion wird vor dem Hintergrund der vorliegenden Entwürfe der 
Bildungslandschaften und aus der kommunalen Perspektive, in der die Ges-
taltung eines kohärenten Gesamtsystems von Bildung, Betreuung und Erzie-
hung auf der politischen Tagesordnung steht, dargelegt. Aus dieser Perspek-
tive heraus werden die Modelle analysiert und daraus ableitend eine 
Typologie, die Aussagen zu den Grundlegungen und Schwerpunkten ermög-
lichet, unternommen. 
Zum Abschluss dieser Arbeit wird dann, ausgehend von diesem Refle-
xionshintergrund und der Ableitung aus den konkreten bildungspolitischen 
Bedingungen in der Kommune, die Perspektive einer Kommunalen Bil-
dungslandschaft in der Stadt Essen vorgestellt werden, die im Laufe des 
Jahres 2008 zur praktischen Anwendung kommen soll.  
4.2 Regionale Bildungslandschaften in der „Selbstständigen 
Schule“
Im zum Schuljahr 2002/2003 gestarteten Projekt der „Selbstständigen Schu-
le“112 in NRW, in dessen konzeptionellem Rahmen es um „neue Gestaltungs-
freiräume für die Einzelschule“ (LOHRE/KOBER 2004: 23) geht, wird als 
zentrales Mittel zur „Qualitätssteigerung schulischer Arbeit“ (LOHRE/KOBER
2004: 23) eine Regionalisierung angestrebt.  
Bei der Regionalisierung in Form einer „Regionalen Bildungslandschaft“ 
wird neben der „qualitätsorientierten Selbststeuerung von Schulen“ als zent-
rales Strukturelement in dem Projekt gesehen, dass damit eine Erweiterung 
des ursprünglich auf die Schule fokussierten Konzeptes um die relevanten 
                                                          
112 Eine weitere Variante dieser Konzeptlinie einer Verbindung von Selbstständiger Schule in 
regionalem Kontext hat das Thüringische Kultusministerium am 3. März 2008 in Berlin zu-
sammen mit der Deutschen Kinder- und Jugendstiftung (DKJS) zum Ausbau von Kommu-
nalen Bildungslandschaften in Thüringen auf den Weg gebracht: Im „Thüringer Bildungs-
modell – Neue Lernkultur in Kommunen“ sollen in Kooperation mit der Deutschen Kinder- 
und Jugendstiftung zunächst in den vier Pilotkommunen Dingelstädt, Landkreis Altenburg, 
Mühlhausen und Saalfeld und in sieben Netzwerkkommunen Kindergärten und Schulen in 
„Zusammenarbeit mit Jugendhilfe, Eltern, Politik, Wirtschaft sowie Institutionen der Bil-
dung und Weiterbildung gezielt zusammenarbeiten und dabei ganzheitliches Lernen noch 
besser ermöglicht werden“. 
 (Vgl. URL= http://www.nelecom.de/konzeptrahmen.html – Stand:12.03.2008.) 
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Bildungsakteure – genannt werden Elternhäuser, Kindergärten, Schulen, 
Jugendhilfeeinrichtungen, Betriebe und weitere Bildungsinstitutionen – er-
möglicht wird. Als Ziel dieser Regionalisierung wird ein „Qualitätssprung“ 
schulischer Arbeit allgemein erwartet und dieser besonders auf das „Kernge-
schäft von Schule, nämlich den Unterricht und seine Verbesserung“ 
(LOHRE/KOBER 2004: 23) bezogen. 
Der Region wird im Bildungsverlauf der Kinder und Jugendlichen eine 
Schlüsselrolle zugewiesen, denn  
es sind dieselben Kinder und Jugendlichen, die in einem lokalen Gemeinwesen verschie-
dene Schulformen durchlaufen, Angebote außerschulischer Jugendbildungsarbeit in An-
spruch nehmen, Lehrstellen suchen, Ausbildungen beginnen und schließlich Arbeit aufneh-
men (LOHRE/KOBER 2004: 23).
Für den Erfolg der Bildungsbiografien wird eine intensive Kooperation und 
Abstimmung zwischen den unterschiedlichen Bildungsakteuren als funktio-
nelle Voraussetzung betrachtet. Dabei wird der Schule in diesem Projekt der 
besonders wichtige Teil zugestanden, da nur sie alle Kinder und Jugendli-
chen in einer Region erreicht (LOHRE/KOBER 2004: 23). 
In der Entwicklung in den verschiedenen Modellregionen haben sich of-
fensichtlich zwei Modellfiguren herausgebildet: Zum einen wird eine Struk-
tur der Vernetzung einzelner Schulen mit außerschulischen Partnern festge-
stellt, hierbei wird von der einzelnen Schule aus gedacht. Zum anderen wird 
Vernetzung aus einer regionalen Perspektive unter einem thematischen 
Schwerpunkt betrachtet und systematisch auf mehrere Schulen und die Regi-
on bezogen. Aus dieser regionalen Modellfigur hat sich dann auch das Pro-
jekt „Schule & Co.“ der Landesregierung in Nordrhein-Westfalen mit der 
Bertelsmann Stiftung in den Modellregionen Leverkusen und dem Kreis 
Herford entwickelt. 
Im Zentrum dieser Konzeptlinien stand immer die Entwicklung des Un-
terrichts, die in den Modellregionen entsprechend unterstützt wurde. Für den 
Kreis Herford wird die Entstehung einer „tatsächlichen regionalen Bildungs-
landschaft“ (LOHRE/KOBER 2004: 4) konstatiert, die strukturell gestützt durch 
die Errichtung eines Regionalen Bildungsbüros auch nach der eigentlichen 
Projektphase weiter „floriert“ (LOHRE/KOBER 2004: 4).  
Gerade im strukturellen Erweiterungsschritt von der Einzelschule zu ei-
ner regionalen Betrachtung und zur Erweiterung der jeweiligen Perspektive 
einzelner Schulen und einzelner außerschulischer Bildungsinstitutionen 
„über deren Tellerränder“ hinaus wird das Entstehen einer regionalen Bil-
dungslandschaft gesehen. Dabei wird als besonders wichtiges Merkmal das 
systematische Vorgehen, das die Themen und Anliegen mit regionaler Rele-
vanz aufnimmt, betont.  
In Abgrenzung dazu wird die Regionale Bildungslandschaft nicht als ein 
organisatorischer Rahmen betrachtet, der die Aufgabe hat, neue Gebietsein-
heiten zu schaffen, Zuständigkeiten zwischen den verschiedenen Ebenen zu 
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verlagern oder gar Kompetenzgrenzen neu festzulegen. Sie wird als ein 
„Problemkontext und Handlungsraum“ verstanden, in dem  
perspektivisch in einer Region alle Kindergärten, Schulen, Betriebe, Weiterbildungs-
einrichtungen, Bibliotheken, Volkshochschulen, Sportvereine, Museen, Musikschulen, 
Verbände und andere im Sinne eines gemeinsamen Qualitätsverständnisses kooperieren, 
damit den Kindern und Jugendlichen einer Region optimale Lern- und Lebenschancen 
eröffnet werden (LOHRE/KOBER 2004: 27).
Die Regionale Bildungslandschaft wird in einer Art dreistufiger Entwicklung 
dargestellt, die auf der Grundlage eines konsequenten Denkens von den Kin-
dern und Jugendlichen her entfaltet wird:  
In der Startphase liegt die Beschränkung auf eine einzelne zu entwi-
ckelnde Schule vor, in einer zweiten Phase wird das Ganze erweitert um die 
Einbindung aller in einer Region agierenden Schulen in ein Kooperationsnetz 
einer „Regionalen Schullandschaft“. Schließlich sind auf der Grundlage 
dieser Basis systematisch weitere Bildungsakteure in das Netzwerk zu integ-
rieren, und es ist eine umfassende Regionale Bildungslandschaft zu entwi-
ckeln.
Trotz der Erweiterung der darin anzusprechenden Akteure über die 
Schule hinaus bleibt der Kern aller Bemühungen im Rahmen dieser Regiona-
len Bildungslandschaft aber immer die „Arbeit am Unterricht“ 
(LOHRE/KOBER 2004), denn die Schulen müssen „offen sein, Entwicklungen 
aus anderen gesellschaftlichen Systemen, aus den Lebenswelten der Kinder 
und Jugendlichen aufzunehmen“ (ebd.: 29). Dabei sind auch Partner aus der 
Jugendhilfe und den Betrieben willkommen, weist doch die Notwendigkeit 
„umfassender Lernkompetenz“ mit dem Bestandteil sozialer Kompetenz über 
die Schule hinaus z.B. in den „Tätigkeitsbereich“ (ebd.) der außerschulischen 
Kinder- und Jugendarbeit und durch die Notwendigkeit des Erwerbs größerer 
„Selbstständigkeit, Berufsorientierung und Berufsfähigkeit (ebd.) in den be-
trieblichen Bereich.  
Als wesentliche Entwicklungsbestandteile dieser Regionalen Bildungs-
landschaft nennen die Autoren folgende Aspekte (ebd.: 30): 
1. Aufbau regionaler Beratungs- und Unterstützungsstrukturen 
2. Aufbau einer qualitativen Schulentwicklung in der Region insbeson-
dere durch Kooperation der Verantwortlichen: 
Schulaufsicht mit Schulträgern 
Schulaufsicht und Schulträger mit Schulen 
Schulen gleicher und verschiedener Schulformen 
Vernetzung aller Bildungsakteure in der Region 
Mitwirkung und Partizipation der Eltern 
3. Aufbau eines regionalen Systems der Qualitätssicherung 
169
Des Weiteren wird betont, dass neue Formen der Steuerung im regionalen 
Kontext notwendig sind zur Behebung der vielfältigen Schwierigkeiten, die 
sich bei der konkreten Umsetzung Regionaler Bildungslandschaften ergeben 
können und zu denen „verschiedene Zuständigkeiten, unterschiedliche Bil-
dungs- und Qualitätsverständnisse und gegenläufige institutionelle Inte-
ressenlagen“ (ebd.: 31) gehören.  
In diesem Zusammenhang wird als Leitziel eine „Verantwortungs-
gemeinschaft“ zwischen Land und Region, den verschiedenen Ämtern in der 
Region und mit den Bildungseinrichtungen, insbesondere mit den Schulen 
proklamiert. Zur Umsetzung dieses Leitzieles wird eine konsensorientierte 
Steuerung gefordert, die den Aufbau der regionalen Bildungslandschaft 
strukturell und organisatorisch vorantreibt und nachhaltig absichert, aber 
gleichzeitig deutlich die jeweils spezifische regionale Ausprägung betont. 
Als eine über diese spezifischen Unterschiedlichkeiten hinausreichende 
Übereinstimmung wird als unbedingte Voraussetzung die Beteiligung des 
Landes (Schulaufsicht) und der Region (Jugendamt und Schulverwaltungs-
amt) an der gemeinsamen Steuerung gefordert. Vor allen Dingen soll durch 
diese Steuerung die Überwindung der „Trennungen zwischen inneren und 
äußeren Schulangelegenheiten“ sowie zwischen „schulischer und außerschu-
lischer Bildungsarbeit“ erreicht werden.  
Deshalb werden im Rahmen des Projektes „Selbstständige Schule“ auch 
regionale Steuergruppen mit Vertretern der Schulaufsicht, der Schulträger 
sowie der Modellschulen eingerichtet und durch regionale Entwicklungs-
fonds ausgestattet, die über eigene finanzielle Ressourcen für den Anstoß, die 
Unterstützung und Gestaltung von Schulentwicklungsprozessen verfügen 
konnten. In der Reflexion der Erfahrungen in den verschiedenen Regionalen 
Bildungslandschaften wird eine Reihe von Empfehlungen und strukturellen 
Absicherungen über den Projektzeitraum hinaus formuliert: 
In einigen Modellregionen wurden sogenannte „Bildungsbüros“ einge-
richtet, deren Profilbildung und Funktionsweise noch in der Entwick-
lung sind und unterschiedliche regionale Ausprägungen aufweisen.  
Es wird betont, dass trotz dieser Bemühungen alte Zuständigkeits-
strukturen so lange nicht geändert werden können, wie keine politisch 
abgesicherten Alternativmodelle wirklich verfügbar sind; die „staatlich-
kommunale Verantwortungsgemeinschaft“ wird aber in der Gestaltung 
von regionalen Bildungslandschaften als gute Grundlage für das Errei-
chen von landesweiten Standards im Bildungsbereich angesehen 
(LOHRE/KOBER 2004).
Trotzdem wird die Veränderung der Strukturen bei der Schulaufsicht 
und der kommunalen Aufgabenwahrnehmung, die als nicht funktions-
fähig betrachtet werden, ausdrücklich genannt (ebd.: 31).  
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Insgesamt wird deutlich gemacht, dass im Interesse der Kinder und Jugend-
lichen die Verantwortung in der Region für das Bildungswesen gestärkt wer-
den muss, ohne damit eine „Kommunalisierung des Schulwesens“ insgesamt 
zu fordern, da die staatliche Gestaltungsverantwortung für notwendig erach-
tet wird. 
In das Schulentwicklungsgesetz von 2001 des Landes NRW sind einige 
Erfahrungen aus den Regionalen Bildungslandschaften eingegangen, so z.B. 
die Möglichkeit der Bildung eines gemeinsamen Budgets aus Landes- und 
kommunalen Mitteln, und es ist zu erwarten, dass nach Auslaufen des sechs-
jährigen Modellprojektes eine Weiterführung im Rahmen der sogenannten 
„Regionalen Bildungsnetzwerke“113 mit der Implementierung von Bildungs-
büros für zunächst 19 Modellregionen gesichert ist. 
4.3 Die Kommunale Bildungslandschaft des Deutschen 
Vereins (2007) und des Deutschen Städtetags (2008)
In der Nachfolge und Erweiterung des oben vorgestellten Konzeptes der 
„Selbstständigen Schule“ hat der Deutsche Verein für öffentliche und private 
Fürsorge e.V. 2007 ein Diskussionspapier zum „Aufbau Kommunaler Bil-
dungslandschaften“ vorgelegt und darin ausdrücklich die Notwendigkeit der 
„Überwindung des Denkens und Handelns in institutionellen Kategorien und 
der Zuweisung separierender Einzelzuständigkeiten“ betont, um „im kommu-
nalen Raum ein kohärentes Gesamtsystem von Bildung, Erziehung und 
Betreuung Realität“ (Deutscher Verein 2007: 1) werden zu lassen.
Das Papier wendet sich an die Politik, insbesondere in den Kommunen, aber auch in den 
Ländern, an die Schulämter, Schulverwaltungsämter, Jugendämter, an die Fachkräfte in 
den Schule und in der Jugendhilfe, an die Sportverbände sowie an alle an dem Prozess der 
Gestaltung lokaler Bildungspolitik Beteiligten (DEUTSCHER VEREIN 2007: 2).
Die hinter diesem Papier des Deutschen Vereins liegenden Bildungs-
konzeptionen gehen von einem „ganzheitlichen Bildungsverständnis“ 
(DEUTSCHER VEREIN 2007: 2) aus, in dem drei Merkmale betont werden: 
Eine optimale Entwicklungsförderung junger Menschen kann nur gelin-
gen, wenn soziales, schulisches und emotionales Lernen miteinander 
verbunden werden. 
Dies kann nur erfolgreich ausgestaltet werden, wenn alle für Bildung 
und Erziehung verantwortlichen Träger und Institutionen in verbind-
                                                          
113 Diese sind trotz anderer Bezeichnung weitgehend mit dem Konzept der im kommunalen 
Bereich diskutierten und im nächsten Kapitel vorgestellten „Kommunalen Bildungs-
landschaft“ des Deutschen Vereins identisch und werden dort auch ausführlicher erläutert.  
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liche Vernetzungsstrukturen und ebenso Familien aktiv eingebunden 
sind. 
Die Kommune ist die zentrale Plattform für die Bildung junger Men-
schen. Sie ist der Ort, an dem schulisches, soziales und emotionales 
Lernen und Bilden stattfindet.  
Auch im kommunalen Bereich werden Maßnahmen zur Weiterentwicklung 
des Bildungssystems in Deutschland intensiv diskutiert. So hat z.B. das Prä-
sidium des Deutschen Städtetags (DST) im Jahre 2006 ein Positionspapier 
zur Bildungsreform beschlossen, in dem Aussagen über kommunale Auf-
gaben und Zuständigkeiten im gesamten Bildungsbereich, vom vorschuli-
schen Bereich bis zur Weiterbildung, getroffen worden sind.  
Zur ausführlichen und breiten Diskussion der kommunalen Positionen in 
diesem Bildungskontext hat der Deutsche Städtetag den Kongress „Bildung 
in der Stadt“ im November 2007 in Aachen veranstaltet, der von über tau-
send Teilnehmern und Teilnehmerinnen besucht wurde. In der dort verfass-
ten sogenannten „Aachener Erklärung“ hat der Deutsche Städtetag seine 
Vorstellungen zur kommunalen Bildungslandschaft präzisiert. In dieser Er-
klärung wird, ausgehend von den Befunden internationaler Studien in Rich-
tung auf festgestellte Qualitätsmängel und einer hohen Selektionswirkung
des deutschen Bildungssystems, die Notwendigkeit betont, diesen Zustand in 
Deutschland nicht mehr hinzunehmen und den Anspruch auf demokratische 
Teilhabe und Chancengleichheit in einem leistungsfähigen Wirtschaftssystem 
durch eine Weiterführung der eingeleiteten Reformen in Schule und Bildung 
zu realisieren. 
Es werden zum einen bundesweite Bildungsstandards, Lernstandserhe-
bungen und zentrale Prüfungen als wesentliche Triebfedern für die Sicherung 
von Vergleichbarkeit und Qualität betrachtet und zugleich die Förderung von 
Wettbewerb und Mobilität als positive Bestandteile für ein modernes, zeit-
gemäßes Bildungssystem betrachtet. Zum anderen wird in der Erklärung 
betont, dass ein „ganzheitliches Bildungsverständnis als Grundlage aller 
Reformbemühungen nicht aus dem Blick geraten“ (DEUTSCHER STÄDTETAG
2008) darf. Hier wird der ursprünglich funktionalistische Bildungsbegriff 
gekoppelt an eher sozialpädagogische Bildungsvorstellungen der Ganzheit-
lichkeit und deshalb auch betont, dass Bildung mehr ist als Schule und dass 
kognitives, soziales und emotionales Lernen miteinander verbunden werden 
müssen. Darüber hinaus wird in der „Aachener Erklärung“ auch die Bedeu-
tung der kulturellen Bildung als Ergänzung zum Kognitiven betont, die Krea-
tivität fördert und Integration unterstützt.  
Als konkreter Handlungsrahmen für die Realisation von Bildungs-
biografien in den verschiedenen Lebensphasen wird die Kommune gesehen, 
in der sich „Erfolg oder Misserfolg in der Bildung“ (DEUTSCHER STÄDTETAG
2008: 1) entscheiden. Die Städte werden als konkrete Lebenswelt betrachtet, 
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in denen die vielfältigen Einrichtungen die Bildungslandschaft Deutschlands 
prägen.
Dazu gezählt werden als „Eckpfeiler der öffentlichen Infrastruktur in der 
Bildung“ (DEUTSCHER STÄDTETAG 2008:1) die Kindertagesstätten, Familien-
zentren, Einrichtungen der Kinder- und Jugendarbeit, Schulen, Volks-
hochschulen und zahlreiche Kultureinrichtungen. Politisch wird diese Bil-
dungslandschaft als „zentrales Feld der Daseinsvorsorge“ gesehen, deren 
Qualität und Notwendigkeit sowie ihre Gestaltungsmöglichkeiten noch stär-
ker genutzt werden könnten. Die Stadt wird somit zum sozialen Raum, in 
dem sich die Fehlentwicklungen und die Erfolge von Bildungsprozessen aus-
drücken. Als Leitbild wird ausdrücklich die Kommunale Bildungslandschaft 
„im Sinne eines vernetzten Systems von Erziehung, Bildung und Betreuung“ 
(DEUTSCHER STÄDTETAG 2008:2) gesehen, deren Hauptmerkmale wie folgt 
beschrieben werden: 
Individuelle Potenziale des Individuums und deren Förderung in der 
Lebensperspektive sind Ausgangspunkt für die Organisation von Bil-
dungs- und Lernprozessen. Kein Kind, kein Jugendlicher darf verloren-
gehen.
Die für Bildung zuständigen Akteure arbeiten auf der Basis verbind-
licher Strukturen zusammen: Familie, Kinder- und Jugendhilfe, Schule, 
Kultur, Sport, Wirtschaft etc.  
Eltern bzw. Familien werden als zentrale Bildungspartner einbezogen. 
Übergänge werden nach dem Prinzip „Anschlüsse statt Ausschlüsse“ 
ermöglicht und gestaltet. 
Die kulturelle Bildung wird als wichtiger Teil ganzheitlicher Bildung 
einbezogen (DEUTSCHER STÄDTETAG 2008:2). 
Den Städten wird bei der Steuerung dieser zur Entwicklung von Netzwerken 
notwendigen Prozesse eine zentrale Rolle zugewiesen. Grundlage ist ein 
umfassendes „Bildungsmonitoring als integriertes Berichtswesen von Bil-
dungsverläufen vor Ort gemeinsam von Kommunen und Ländern“ (DEUT-
SCHER STÄDTETAG 2008: 2).  
Da bei der derzeitigen Ressortierung für Bildungsfragen bei den Bundes-
ländern einige Probleme auftreten könnten, wird vor allen Dingen im Schul-
bereich eine Erweiterung der kommunalen Steuerungsmöglichkeiten gefor-
dert, konkret eine Neuordnung im Bereich der inneren und äußeren 
Schulangelegenheiten zugunsten der Kommunen, verbunden mit der Forde-
rung nach einer ausreichenden finanziellen Ausstattung der Kommunen für 
dieses erweiterte kommunale Engagement in der Bildung. Abschließend wird 
die Bereitschaft der Kommunen unterstrichen, hierfür ihren Beitrag zu leisten 
und sich in eine neue Form der „staatlich-kommunalen Verantwortungs-
gemeinschaft“ (BUNDESMINISTERIUM FÜR BILDUNG UND FORSCHUNG 2008)
zukunftsorientiert einzubringen.  
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Als eine Variante dieser Ausprägung in der Gestaltung Kommunaler Bil-
dungslandschaften kann wie weiter oben schon angedeutet das Projekt „Re-
gionale Bildungsnetzwerke“ nach Auslaufen des Modellversuchs „Selbst-
ständige Schule“ des STÄDTETAGS NORDRHEIN-WESTFALEN (2008) betrach-
tet werden. Nach zunächst kontroversen Diskussionen zwischen Kommunen 
und Land sollten im Laufe des Jahres 2008 im Rahmen des Projektes „Regi-
onale Bildungsnetzwerke“ regionale Steuerungsgruppen und Bildungsbüros 
entwickelt und unterstützt werden. Beginnend mit zunächst 19 Modellregio-
nen sollen mittelfristig alle 54 kreisfreien Städte und alle Kreise in Nord-
rhein-Westfalen die Möglichkeit erhalten, sogenannte Regionale Bildungs-
netzwerke als institutionalisierte Form der Zusammenarbeit zu gründen und 
die Landesförderung in Anspruch zu nehmen.  
Im Anschreiben des STÄDTETAGES NORDRHEIN-WESTFALEN (2008) wird 
ausdrücklich betont, dass diese Überlegungen  
trotz anderer Bezeichnung [das Konzept der „Regionalen Bildungsnetzwerke“] weitgehend 
dem Konzept der im kommunalen Bereich diskutierten „Kommunalen Bildungslandschaft“ 
entsprechen (Städtetag NRW 2008: 1).
Inhaltlich wird das an dieser Stelle nicht weiter erläutert und darauf ver-
wiesen, dass auf Grundlage eines zwischen dem Ministerium für Schule und 
Weiterbildung NRW und der jeweiligen Stadt bzw. dem Kreis abgeschloss-
enen Kooperationsvertrages die Ziele, die Struktur sowie die beiderseitigen 
Rechte und Pflichte geregelt werden sollen. Bei einem Blick in den vorlie-
genden Kooperationsvertrag wird deutlich, dass gegenüber dem Konzept der 
„Selbstständigen Schule“ in seiner Weiterführung der „Regionalen Bildungs-
landschaft“ eine Erweiterung der Akteure auch über den schulischen Zu-
sammenhang hinaus vorgesehen ist. So wird ausdrücklich als Teilnehmer in 
der für die Gesamtorganisation zuständigen Regionalen Bildungskonferenz 
neben dem Vertreter der Schulen, des Schulträgers, der Schulaufsicht auch 
eine
Vertretung des Fachbereichs Jugendhilfe, eine Vertretung der Unternehmerschaft der Regi-
on, Vertretungen der vor Ort wirkenden Religionsgemeinschaften, Vertretungen weiterer 
Institutionen und Einrichtungen insbesondere aus dem Kultur- und Sportbereich, Vertre-
tung der Schulpflegschaften, Vertretungen der Schülerschaft (STÄDTETAG NRW 2008: 9)
empfohlen. Besonders gefördert werden sollen aus diesem Programm soge-
nannte Bildungsbüros, die über eine Regionale Bildungskonferenz die ver-
schiedenen Akteure und Institutionen als eine gesicherte und verlässliche 
Plattform die mit der Entwicklung von „blühenden Bildungslandschaften“ 
verbundenen Prozesse koordinieren sollen. In der Präambel zum Diskussi-
onsentwurf des Kooperationsvertrags wird im Gesamtkontext des Textes ein 
deutlicher Schwerpunkt auf die Gestaltung einer guten Schule, einer fundier-
ten Ausbildung und Bildung der Menschen im Land Nordrhein-Westfalen als 
wichtiger Faktor für unsere Zukunft gelegt.  
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4.4 Die Lokalen Bildungslandschaften des Deutschen 
Jugendinstituts
Abweichend von dieser vornehmlich im schulischen Kontext entwickelten 
Vorstellung von Bildungslandschaften thematisiert das vom Bundesminis-
terium für Bildung und Forschung (BMBF) geförderte Projekt der Lokalen 
Bildungslandschaften des Deutschen Jugendinstituts auf den ersten Blick 
zwar nur einen spezifischen Aspekt: die Kooperation von Ganztagsschule 
und Jugendhilfe, und interessiert sich dabei vor allem für die „unterschiedli-
chen Strategien und Entwicklungen einer genuin lokalen Bildungspolitik mit 
dem Ziel des Abbaues herkunftsbedingter Bildungsbenachteiligungen“
(DEUTSCHES JUGENDINSTITUT 2007: 1). Dennnoch wird im Rahmen dieses 
Projektes der Leitbegriff ‚Lokale Bildungslandschaft’ über das engere Thema 
hinaus erweitert. Folgende Dimensionen, Arbeitsansätze und Bestandteile 
werden genannt: 
integrierte lokale Fachplanung als Zusammenhang von Schulentwick-
lungs-, Jugendhilfe, Sozial- und Raumplanung 
Konstitution öffentlich verantworteter, partizipativ orientierter Bil-
dungsnetzwerke in Form von lokalen Bildungsbüros, Servicestellen Ju-
gendhilfe – Schule, Qualitätszirkeln, Steuerungsgruppen als für die 
Netzwerkpflege zuständige intermediäre Instanzen; ferner Zertifizie-
rung von Bildungsangeboten öffentlicher und freier Träger im Ganztag, 
Gestaltung schul- und schulformübergreifender Angebote mit den Zie-
len der Angebotsdiversifizierung, der sozialen Durchmischung und He-
terogenisierung von Lerngruppen 
Gestaltung anregender Lern- und Lebensumgebungen als Gelegenheits-
strukturen informellen Lernens z.B. durch beteiligungsorientierte For-
men der Umgestaltung von Schulgeländen, ein quartiersübergreifendes 
Verständnis des kommunalen Raums als Ganzem sowie Akzeptanz 
selbstbestimmter und möglicherweise sogar „zweckwidriger“ kreativer 
Aneignungsformen durch Kinder und Jugendliche und die Senkung 
von Zugangsschwellen zu Bildungseinrichtungen wie Museen, Biblio-
theken etc.
gemeinsame Fortbildung von Lehr- und Fachkräften: Gestaltung von 
Fortbildungen in „Tandems“ mit dem Ziel des besseren Verständnisses 
für die Arbeitsweise des jeweiligen Partners und der Entwicklung in-
tegrierter Bildungsmodalitäten (Deutsches JUGENDINSTITUT 2007:3). 
Diese Bestandteile einer „Lokalen Bildungslandschaft“ stellen eine deutliche 
Erweiterung gegenüber einer rein schulischen bzw. funktionalen Betrachtung 
von Bildungslandschaften dar. Das auf insgesamt vier bundesweite Modell-
regionen ausgerichtete Projekt des Deutschen Jugendinstituts möchte den 
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Zusammenhang dieser mehrdimensionalen Gestaltung lokaler Bildungs-
landschaften analysieren im Zusammenhang mit dem Auf- und Ausbau schu-
lischer und schulbezogener Ganztagsangebote und vor allen Dingen die fol-
genden Fragen beantworten: 
Welche politischen Regulationsformen und Aushandlungsstrukturen 
etablieren Ganztagsschulen und Jugendhilfeeinrichtungen vor Ort? 
Inwiefern zeigen sich Ansätze zu einer erweiterten kommunalen Schul-
trägerschaft unter Einbezug einer sich regionalisierenden Schul-
aufsicht? 
Können Ansätze einer integrierten kommunalen Bildungs- und Sozial-
berichterstattung sowie gemeinsam getragene Strukturen der Qualitäts-
entwicklung und -sicherung von Angeboten im Ganztag etabliert wer-
den? (DEUTSCHES JUGENDINSTITUT 2007: 1). 
In der Formulierung der Ausgangssituation wird der erweiterte Bildungs-
begriff deutlich, der dem Projekt zugrunde liegt, gleichzeitig wird aber der 
deutliche Schwerpunkt in der Betrachtung der Kooperation von Jugendhilfe 
und Schule in der Gestaltung des Ganztags klar. Das Deutsche Jugendinstitut 
analysiert in Form eines Problemaufrisses, dass die Ganztagsangebote oft-
mals nur als Angebotsgestaltungen konzipiert sind, die auf einzelne Schulen 
ausgerichtet sind. Darüber hinaus wird zu Recht auch die in der lokalen Pla-
nungspraxis häufig zu beobachtende Separierung der verschiedenen Pla-
nungshorizonte der Schulentwicklungs-, Jugendhilfe-, Raum- und Sozialpla-
nung, die Trennung in „innere“ und „äußere“ Schulaufsicht114 sowie die 
(strukturell) fehlende pädagogische Expertise in den kommunalen Schul-
behörden kritisiert und damit verbunden der Mangel an partizipativen Pla-
nungselementen bezüglich der Gestaltung von Schule und lokalem Umfeld 
als „anregende Lebens- und Lernumgebung“ (DEUTSCHES JUGENDINSTITUT
2007: 1). 
Insgesamt erscheint dieser Projektansatz – ausgehend von einer durch 
Sozial- und Schulpädagogik integrierten Gestaltung des Ganztags und deut-
lich inspiriert von einer erweiterten Bildungskonzeption, die dabei auch aus-
drücklich die Aspekte des informellen Lernens berücksichtigt – nicht im 
Gegensatz zum formellen, schulischen Lernen, sondern vielmehr in einem 
reflexiven Gesamtzusammenhang, der subjektive Bildungsbiografien mit 
einbezieht und somit eine Bildungslandschaft skizziert, die nicht aus-
schließlich von den Anforderungen des schulischen Lernens bestimmt wird. 
Besonderes Augenmerk wird dabei offensichtlich auf die Reflexion des Koo-
perationszusammenhangs von Jugendhilfe und Schule als sich gegenseitig 
inspirierende pädagogische Systeme gelegt. Außerdem nimmt die Be-
schreibung der Ausgangssituation des Projektträgers explizit Bezug auf eine 
                                                          
114 Vgl. die Ausführungen zu den „Konturen einer neu justierten Planungspraxis – aus der 
Sicht der Jugendhilfeplanung“ von Maykus (2006). 
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der zentralen Fragestellungen in der Beurteilung von zeitgemäßen Bildungs-
systemen: die Frage nach der Möglichkeit der Beeinflussung von her-
kunftsbedingter Bildungsbenachteiligung, hier ausdrücklich eine der zentra-
len Bezugsgrößen für ein bildungspolitisches Leitziel in dem zurzeit statt-
findenden Ganztagsschulausbau.  
In diesen Typus der Ausgestaltung des Leitbegriffs der Kommunalen 
Bildungslandschaft passen auch die im Kontext der „Handlungsempfeh-
lungen zur Kooperation von Jugendhilfe und Schule“ der Arbeits-
gemeinschaft für Jugendhilfe (AGJ) im Februar 2006 formulierten Vorstel-
lungen einer „Regionalen Bildungslandschaft auf kommunaler Ebene“. Die 
dort formulierte, allerdings nur kurze Vorstellung einer Regionalen Bildungs-
landschaft bezieht sich zentral auf das Zusammenspiel von Jugendhilfe und 
Schule in einer Kommune und hat zum Ziel, dieses Zusammenspiel besser zu 
koordinieren und aufeinander bezogen zu entwickeln. Außerdem sollen 
durch die Bildungslandschaft regionale Unterschiede ausgeglichen und ein 
Zugang zur Bildung für alle Kinder und Jugendlichen erreicht werden. 
Die Ausgestaltung der Bildungslandschaft ist in der Vorstellung der AGJ 
unterschiedlich möglich. Als Beispiele einer Regionalen Bildungslandschaft 
wird die Zusammenarbeit zwischen kommunalem Schulverwaltungsamt und 
Jugendamt empfohlen,  
beispielsweise in Form von gemeinsamen Sitzungen von Schul- und Jugendhilfeaus-
schüssen, die Beratung von Bildungsthemen und Kooperationsformen im Jugendhilfeaus-
schuss (in dem Schule in der Regel beratend vertreten ist) oder integrierte Schulent-
wicklungs- und Jugendhilfeplanung (ARBEITSGEMEINSCHAFT FÜR JUGENDHILFE 2006: 5). 
Außerdem wird als ein wichtiges Instrument für die Gestaltung der Koo-
peration die Erstellung von kommunalen Bildungsberichten, an denen Ju-
gendhilfe und Schule beteiligt sind, vorgeschlagen.
Insgesamt erscheint aber in den Handlungsempfehlungen der AGJ die 
Regionale Bildungslandschaft eher als ein Instrument in den vielfältigen 
Kooperationsformen von Jugendhilfe und Schule und nicht so sehr als das 
zentrale Leitbild in der Ausgestaltung arbeitsfeldübergreifender kommunal-
politischer Bildungskonzeptionen. 
4.5 „Lernende Regionen – Förderung von Netzwerken“ des 
BMBF
Ausgangspunkt der Konzeptionisierung von „Lernenden Regionen“ als einer 
weiteren Variante in der Ausprägung von Bildungslandschaften sind die 
bildungspolitischen Überlegungen aus den 1970er und frühen 1980er Jahren, 
die der Bildung einen „bedeutenden Stellenwert bei der endogenen Regional-
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entwicklung und bei der Förderung von wirtschaftlichen Innovationen“ 
(ZIENERT 2007: 35) zuschreiben.  
Der konzeptionelle Kern und Referenzrahmen von „Lernenden Regio-
nen“ ist in Regionalisierungsansätzen für Bildung und insbesondere für Wei-
terbildung, wie sie etwa von der Kommission der Europäischen Gemein-
schaften im Jahre 2000 im „Memorandum über Lebenslanges Lernen“ 
vertreten worden sind zu sehen. In ihnen wird ein Verständnis von Lernen 
entwickelt, das weitaus weniger auf die Vermittlung von Wissen abhebt als 
vielmehr auf die Herausbildung von lern- und anpassungsfähigen Strukturen 
für lebenslange Lernprozesse. 
Auch wenn bei dem in diesem Kapitel vorgestellten Programm der „Ler-
nenden Region“ nicht explizit der Begriff der Bildungslandschaft verwendet 
wird und stattdessen der raumbezogene Begriff ‚Lernende Region’ zur An-
wendung kommt, gibt es doch eine sprachliche und konzeptionelle Nähe zu 
den anderen Konzeptionen von Bildungslandschaften: die Vorstellung, dass 
die Gemeinde, der Stadtteil, die Stadt wichtige Räume für die lebensge-
schichtliche Verortung der je eigenen Bildungsbiografie darstellen.
Dieser soziale und geografische Ort wird als Anlass und Gelegenheit, 
Treffpunkt und Ort für Bildung und Begegnung und damit als Möglichkeit 
der Aneignung (ZIENERT 2007) betrachtet. Darüber hinaus betont die Anwen-
dung des raumbezogenen Begriffs der Region – der prinzipiell auf alle Poli-
tikfelder anwendbar ist, dort auch durchaus Konjunktur hat und ebenfalls im 
Bildungsbereich zunehmende Anwendung erfährt – die Nähe zur Vorstellung 
einer Bildungslandschaft.  
Dabei spielt die Weiterbildung eine Art Vorreiterrolle. Weil sie am wenigsten regle-
mentiert ist und sich von daher auch eher für einen Strategiewechsel eignet als z.B. der 
Schulbereich. So wird seit ca. zehn Jahren mit Blick auf die Weiterbildung in Theorie und 
Praxis verstärkt der regionale Ansatz verfolgt. Regionalisierung erscheint bei knappen 
Haushaltsmitteln und gleichzeitig hohem Problem- und Handlungsdruck als ein Weg, der 
den Wirkungsgrad von Weiterbildungsmaßnahmen erhalten oder sogar steigern kann 
(GNAHS 2002: 4).
Der Begriff ‚Lernende Region’ steht hier also für die Verbindung von inno-
vativen und modellhaften Überlegungen einerseits und die Verknüpfung von 
Qualifizierung und Beschäftigung andererseits. In ihm  
kreuzen sich zwei Trends, zum einen der Trend zur Regionalisierung als Reflex auf zen-
tralstaatliches Versagen, wachsenden Problemdruck und die Heimatlosigkeit der Globali-
sierung, zum anderen der Trend zur lernenden Gesellschaft als Antwort auf Unsicherheit 
und auf die Erfolglosigkeit technokratischen Handelns (GNAHS 2002: 6).
Nach der vom Europäischen Rat von Lissabon im März 2000 formulierten 
Strategie, die Lebenslanges Lernen als eine Priorität der europäischen Be-
schäftigungsförderung genannt hat und darüber hinaus betont, dass Lebens-
langes Lernen ein Grundelement des europäischen Gesellschaftsmodells ist, 
hat das Bundesministerium für Bildung und Forschung durch ein Programm 
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im Jahre 2001 insgesamt 70115 „Lernende Regionen“ gefördert. Die damit 
verbundene Vorstellung von „Netzwerken“ wurde 2001 und 2002 ausge-
wählt (1. und 2. Welle) und für maximal fünf Jahre gefördert.  
Seit dem Jahre 2007 sollen zur „Vertiefung dieses Programms“ (BMBF
2008:22) sogenannte „Netzwerke für Lebenslanges Lernen“ gefördert wer-
den, d.h. im Rahmen des Konzeptes des Lebenslangen Lernens sollen regio-
nale Netzwerke aufgebaut werden, „in denen Bildungsanbieter und Nachfra-
ger über die Organisationsgrenzen verschiedener Träger und über bisher 
getrennte Bildungsbereiche hinweg dauerhaft zusammenarbeiten“ (BMBF 
2008:22). Explizit genannt werden die allgemeinbildenden, berufs-
orientierenden und weiterführenden Schulen sowie Bildungsträger und Un-
ternehmen, Arbeitsämter, die Wirtschaftsförderung, Kammern, Kommunen, 
Sozialpartner und andere. Ziel der Vernetzung ist eine „strategische Neuori-
entierung in einem dynamischen Marktumfeld“ (BMBF 2008) und der Aus-
bau des Handlungsspielraumes.  
Die Bildungsbeteiligung soll erhöht und neue Angebote für das Lebens-
lange Lernen bereitgestellt werden. Als Mittel dazu werden betrachtet die  
Verbesserung der Marktransparenz, die Bildungsberatung, die Qualitätssicherung, die 
Anerkennung informeller Kompetenzen und die Erleichterung von Übergängen im Bil-
dungssystem, die Erschließung neuer Lernorte, die Zusammenarbeit mit kleinen und mit-
                                                          
115 So wurde z.B. in der Stadt Essen das Projekt der „Lernwelt Essen im Essener Konsens“ in 
der Zeit von 2002 bis 2007 gefördert. Unter dem Oberbegriff der Lernwelt wurden darin 
folgende verschiedene Lernwelten installiert: 
die „KinderLernweltEssen“: Kita und Grundschule machen Kinder stark – gemeinsame 
Bildungsverantwortung für 3–10-jährige Kinder entwickeln und verstetigen 
die „SchülerLernWeltEssen“: Essener Schülerinnen und Schüler finden ihren Weg in den 
Beruf - Entwicklung von persönlichen und beruflichen Perspektiven im schulischen Se-
kundarbereich 
die „KulturLernWeltEssen“: Kunst macht Schule, Schule macht Kunst – Veränderung 
von Lern- und Lehrmethoden durch die systematische Etablierung von Kunst und Kultur 
in der Schule 
die „ElternLernWeltEssen“: Elternbildung stärkt Kinderwissen – ein Schlüssel zur Integ-
ration und gesellschaftlichen Teilhabe 
die „ArbeitsLernWeltEssen“: Menschen bringen Menschen in Arbeit – Reintegration von 
Bildungsbenachteiligten in Bildungs- und Arbeitsprozesse 
die „FirmenLernWeltEssen“: Arbeitsplätze sichern und neue Beschäftigungsmöglichkei-
ten schaffen – Wettbewerbsfähigkeit in KMU stärken  
(Vgl. http://www.lernwelt.essen.de/start/uebersicht.asp – Stand: 22.9.2008.) Organisatorisch 
war das Projekt nicht etwa im Bildungs- oder Jugend-/Sozialbereich, sondern im Bereich 
der Stadtentwicklung angesiedelt. Eine Weiterführung des Projektes unter veränderter 
Themenstellung ist zurzeit offen. Eine Lernwelt, die ElternLernWelt, wurde als Arbeitsfeld 
ins „Regelsystem“ der Kinder- und Jugendhilfe als Arbeitsfeld Elternbildung nach Auslau-
fen des Programms überführt.  
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telständischen Unternehmen (KMU) und die Entwicklung von Bildungsmarketing (BMBF 
2008).
Besonders sollen durch dieses Programm die bildungsfernen und benachtei-
ligten Gruppen durch „offene Zugänge zu den Lernwelten von morgen“ 
(BMBF 2008:22) angesprochen werden.  
Als besondere Erfolgsfaktoren und Charakteristika von lernenden Regi-
onen werden in der Studie von REULING (2000), der deutsche und niederlän-




Flexibilität der Strukturen 
„Partnership“ (offene, unhierarchische Strukturen) 
direkte Kommunikation („face to face“) 
Schnittstellen zwischen divergierenden Bezugssystemen 
neutrale Initiierung und Koordination 
4.6 „Stadtteile mit besonderem Entwicklungsbedarf – Die 
soziale Stadt“ und „Entwicklung und Chancen junger 
Menschen in sozialen Brennpunkten“ (E&C) 
Die Beschäftigung mit der Lernenden Region weitet, wie oben schon ange-
deutet, den Blick auf die Verbindung zwischen dem Bildungsdiskurs und der 
Frage nach der Bedeutung des Sozialraums für zeitgemäße Formen bildungs-
politischer Ansätze. In der Sozialen Arbeit ist die Diskussion über die Bedeu-
tung des sozialen Raumes schon seit den ersten Ansätzen in der Stadtteilar-
beit in den 1970er Jahren ein durchgehender und bedeutsamer Referenzpunkt 
für ihre fachpolitischen Debatten.  
Jetzt wird der Begriff der  Region auch im Kontext „aktiver Bildungs- 
und Ausbildungspolitik für Kinder und Jugendliche in benachteiligten Stadt-
quartieren“ (RIESLING-SCHÄRFE 2007:528) für die Ausrichtung einer kom-
munalen Bildungs- und Erziehungspolitik bedeutsam. Dieser Ansatz geht 
davon aus, dass im Zuge sich verschärfender sozialräumlicher Segregations-
prozesse Armut, Marginalisierung und soziale Ausgrenzung sich vielerorts in 
benachteiligten Stadtteilen räumlich bündelt. Nachdem zunächst vorrangig 
Ansätze stadtteilbezogener Sozialer Arbeit in diesen Stadtteilen mit besonde-
rem Erneuerungsbedarf ausprobiert worden sind, entwickeln sich seit einiger 
Zeit eher übergreifende raumbezogene Betrachtungen von verschiedenen 
Politikfeldern, und daraus leitet sich eine Vorstellung von Querschnittsauf-
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gaben zur Behebung der Beeinträchtigungen der Lebenschancen für die Be-
wohnerinnen und Bewohner ab.  
Da in sich als Wissensgesellschaften verstehenden Gemeinwesen zuneh-
mend Bildung, wie schon des Öfteren erwähnt, als die zentrale Kategorie für 
die Zukunftsfähigkeit einer Gesellschaft betrachtet wird, ist es logisch, dass 
im Kontext dieser raumbezogenen Betrachtung das Stadtquartier der zentrale 
Ansatzpunkt ist, in dem eine Verbesserung der lokalen Bildungs- bzw. Aus-
bildungssituation in Verbindung mit einer aktivierenden Kinder- und Ju-
gendpolitik gesehen werden kann.
So betont z.B. RIESLING-SCHÄRFE (2007:519) auch, dass „gerade für die 
Kinder und Jugendlichen das Aufwachsen in diesem Umfeld mit mangelnden 
Entwicklungschancen und einer eingeschränkten Teilhabe an der Gesell-
schaft verbunden“ ist. Im Rahmen der raumbezogenen Konzepte wird dabei 
der Fokus auf die als benachteiligt oder belastet geltenden Stadtteile oder -
gebiete gerichtet und diese damit zum zentralen Handlungsfeld dieses Ansat-
zes.
Der soziale Raum ist in dieser Definition sowohl als ein spezifisches Ge-
biet (im Sinne eines geografisch abgrenzbaren Raumes, von Stadtteilen oder 
Ausschnitten davon) zu verstehen als auch als ein Raum, der durch das Han-
deln von Menschen geschaffen werden kann und dem dadurch Bedeutung 
verliehen wird. Er hat sowohl die Lebenswelten der in diesem Gebieten le-
benden Menschen, Kinder, Jugendlichen und Erwachsenen als auch die auf 
den Raum bezogenen und handelnden Institutionen im Blick.  
Auf der europäischen Ebene wurde im sogenannten „Berlin-Prozess – 
Die Soziale Stadt für Kinder und Jugendliche“ in Fachtagungen zentral die 
Frage der Förderung eines politischen Modells einer integrierten Kinder- und 
Jugendpolitik diskutiert. Es wurden vier zentrale Handlungsfelder identi-
fiziert, die für die Verbesserung der Lebenssituation junger Menschen in 
benachteiligten Stadtteilen als zentral angesehen werden: 
Lebenskompetenz vermitteln – Erziehung und Bildung in benach-
teiligten Stadtgebieten  
Einwanderung/Interkulturalität: Strategisches Integrationsmanagement 
als kommunale Aufgabe 
Steuerungsstrategien und lokale Entwicklungskonzepte in benach-
teiligten Stadtteilen 
Stärkung der Zivilgesellschaft und Partizipation (RIESLING-SCHÄRFE
2007: 521) 
Zum Handlungsfeld Bildung wird innerhalb raumbezogener Bildungsvor-
stellungen eine Reihe von Anforderungen und Prämissen formuliert. Bildung 
ist in diesem Verständnis mehr als Wissenserwerb: Bildung gilt auch als ein 
Prozess der Befähigung zu einer eigenständigen Lebensführung. Ausdrück-
lich findet auch die sozialpädagogische Kategorie der Aneignung im Rahmen 
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von Selbstbildungsmöglichkeiten ihre Anwendung. Das hier vertretene Bil-
dungsverständnis bezieht sich ausdrücklich nicht auf die Institutionen der 
formalen Bildung, es wird die Einbeziehung von informellem Lernen und 
nonformalen Bildungsangeboten eingefordert. 
Trotz dieser programmatischen Sozialraumorientierung im Programm 
der Sozialen Stadt wird deren Praxis durch DEINET, einen der profiliertesten 
Vertreter des sozialräumlichen Ansatzes in der Kinder- und Jugendhilfe, 
kritisiert als eine „verkürzte Sozialraumorientierung der sozialen Arbeit“ 
(DEINET 2005: 19). Die Sozialraumorientierung im Kontext des Programms 
„Stadtteile mit besonderem Erneuerungsbedarf“ geht inzwischen weit über 
den Bedeutungsbereich der Jugendhilfe hinaus und strebt eine integrierte 
Stadtentwicklung an, in der Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik, Maßnahmen zur 
Wohnumfeldverbesserung, Verkehrs- und Umweltpolitik in einen sozial-
räumlichen Zusammenhang gebracht werden können. Ein wesentliches Ziel 
ist dabei die Überschreitung des üblichen Ressortdenkens und eine entspre-
chende sozial-räumliche Bündelung der resssortübergreifenden Mittel.
In der realen Verkürzung der Vorstellung vom Sozialraum auf einen so-
zialgeografischen Planungsraum liegt aber zugleich eine große Ein-
schränkung in der stadtpolitischen Konzentration auf soziale Brennpunkte 
bzw. Quartiere, die sich negativ entwickeln; dies bedeutet ein Fehlen des 
Blickes auf Sozialräume, die als Aneignungs- und Bildungsräume116 für jun-
ge Menschen verstanden werden können, in denen die tätige Auseinanderset-
zung des Individuums mit seiner Umwelt stattfindet.  
4.7 „Lernen vor Ort“ 
Als sechste, vorläufig letzte und aktuellste Modellausprägung der Vorstel-
lung von Bildungslandschaften wird die Initiative „Lernen vor Ort“ vorge-
stellt, die als Konzept gemeinsam vom Bundesministerium für Bildung und 
Forschung (BMBF) und verschiedenen deutschen Bildungsstiftungen getra-
gen wird. In dieser Initiative sollen  
bestmögliche Bildungsbiografien für alle Bürgerinnen und Bürger einer Region durch die 
Entwicklung eines kohärenten Bildungsmanagements vor Ort weiter entwickelt und dabei 
mit weiteren Schlüsselakteuren der Bildung kooperiert werden (BMBF FÖRDERRICHT-
LINIEN 2008a),
und zwar über einen Projektzeitraum von insgesamt drei Jahren mit Start 
zum Herbst 2009 an insgesamt 25 bis 30 Standorten in Kreisen bzw. kreis-
freien Städten mit Verbundpartnern in der gesamten Bundesrepublik und mit 
                                                          
116 Vgl. die Ausführungen in Kapitel 2.4.5 zum Aneignungskonzept in der sozialpädago-
gischen Bildungskonzeption. 
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einem Finanzvolumen von bis zu 60 Mio. EUR aus Bundesmitteln und aus 
dem Europäischen Sozialfonds. Am 15. Oktober 2008 wurde das Programm, 
das nach Einschätzung des Deutschen Städtetags die „Entwicklung und Um-
setzung von ganzheitlichen Konzepten zum Lernen im Lebenslauf“ (BMBF
LERNEN VOR ORT 2008a) zum zentralen Gegenstand hat, in Berlin vom Bun-
desministerium für Bildung und Forschung, einem Verbund „namhafter aus-
gewählter“ (DEUTSCHER STÄDTETAG 2008) Stiftungen und dem Deutschen 
Städtetag der Öffentlichkeit vorgestellt. Als wesentliche Merkmale der Kon-
zeption wird angesprochen die
Zusammenführung der Bildung in einer Kommune unterschiedlicher Zuständigkeiten und 
die Einbeziehung aller wichtigen Bereiche – insbesondere der Familienbildung, der früh-
kindlichen Bildung, der Übergangsphasen, der allgemeinen und beruflichen Weiterbildung 
– unter besonderer Berücksichtigung einer ganzheitlichen Betrachtung individueller Bil-
dungsbiographien (BMBF LERNEN VOR ORT 2008a:).
Das Programm versteht sich in dieser Perspektive einerseits ausdrücklich in 
der Tradition des Programms „Lernende Regionen“ und knüpft andererseits 
an die „aktuelle bundesweite Diskussion über Kommunale Bildungsland-
schaften“ (vgl. DEUTSCHER STÄDTETAG 2008:1) an. 
Im Rahmen eines zweistufigen Bewerbungs- und Auswahlverfahrens, in 
dem eine Stadt oder ein Kreis auf Antrag teilnehmen kann, wird durch Ent-
scheidung des BMBF und nach Empfehlung einer Jury über die zukünftigen 
Standorte „vorbildlicher kommunaler Bildungssysteme“ entschieden. Im 
Rahmen dieser Initiative (Stand: Oktober 2008) wird sich wahrscheinlich 
auch die Stadt Essen in Kooperation mit der ortsansässigen Alfried Krupp 
von Bohlen und Halbach-Stiftung beteiligen. Die ausgewählten Standorte 
werden durch eine dreijährige finanzielle Förderung, die für besonders ge-
lungene Vorhaben um zwei Jahre verlängert werden kann, und durch eine 
inhaltliche wissenschaftliche Begleitung unterstützt.
Das strukturell Besondere an der Initiative „Lernen vor Ort“ ist die Ko-
operation des BMBF mit verschiedenen deutschen Bildungsstiftungen und 
den Kommunen.  
Die Stiftungen haben als Akteure der Bürgergesellschaft gezeigt, dass sie ihre Unab-
hängigkeit zu nutzen verstehen, um neue Wege als Impulsgeber für Bildungsinnovationen 
vor Ort zu beschreiten (BMBF Lernen vor Ort 2008a: 1).
Sie stellen ihre Kenntnisse und Erfahrungen im Rahmen eines „Stiftungs-
pools“ an die ausgewählten Städte, Landkreise und Regionen in einer „öf-
fentlich-privaten Partnerschaft“ (ebd.: Vorwort) zur Verfügung. Dabei soll 
eine „lokale Grundpatenschaft“ (ebd.: 3) angestrebt werden, in der dem 
Standort die Expertise der jeweiligen Stiftung zur Verfügung gestellt wird, 
und ein Ansprechpartner für die Begleitung des Projektes vor Ort hilft z.B. 
bei der Organisation einer jährlichen lokalen Bildungskonferenz. Dadurch 
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wird für besonders innovative Ansätze im Rahmen des Projektes ein finan-
zieller Impuls gesetzt.
Für die bundesweite Gesamtinitiative „Lernen vor Ort“ hat das BMBF 
beim Deutschen Zentrum für Luft- und Raumfahrt (PT-DLR) eine Pro-
grammstelle eingerichtet, die alle Programmaktivitäten koordinieren soll. Sie 
versteht sich als Dienstleisterin für alle am Programm interessierten Perso-
nen, Akteure und Institutionen. Zur Realisierung der Ziele werden die Mo-
delle mit Personal- und Sachmitteln unterstützt. Als grundlegende „Hand-
lungsfelder“ von „Lernen vor Ort“ werden das Kommunale Bildungs-
management, das Kommunale Bildungsmonitoring, die Bildungsberatung 
und die Gestaltung der Bildungsübergänge betrachtet. Gleichzeitig wird den 
teilnehmenden Kreisen und kreisfreien Städten im Rahmen ihrer örtlichen 
Besonderheit die Möglichkeit gegeben, zwei aus einer Reihe weiterer Hand-
lungsfelder zu wählen. Dazu gehören der demografische Wandel, Integration 
und Diversitätsmanagement, Familienbildung/Elternarbeit, Demokratie und 
Kultur, Wirtschaft, Technik, Umwelt und Wissen-schaft. Durch die Initiative 
soll die Verantwortung der Kommune/der Region mit den Kernaufgaben 
Zusammenführung ihrer für Bildung relevanten kommunalen Zustän-
digkeiten (z. B. für Schule, Jugend, Soziales, Kultur und Wirtschaft) 
Vernetzung mit den übrigen für Bildung in der Region verantwortli-
chen Akteuren 
Einbeziehung der Partner der Zivilgesellschaft und der Wirtschaft  
Entwicklung einer Zukunftsvision als zentraler Beitrag zum Lernen im 
Lebensverlauf für den eigenen Bildungsstandort und damit für die Re-
gion (BMBF Lernen vor Ort 2008a: 3)  
ins Zentrum der kommunalen Politikfelder gerückt werden.  
Durch die Beteiligung der Kommunen an der Initiative „Lernen vor Ort“ 
soll ein Vorteil in der Partnerschaft entstehen, von der die Kinder, Jugendli-
chen, deren Eltern und andere Erwachsene, die vor Ort eine Bildungsbiogra-
fie durchlaufen, profitieren sollen. Durch die Teilnahme an der Initiative soll 
ein „kohärentes Bildungsmanagement“ (BMBF Lernen vor Ort 2008a: 4) 
entstehen, in denen die Stationen des Lernens aufeinander abgestimmt, die 
Übergänge zwischen diesen Stationen als „Brücken erlebt“ und die Kinder 
und Jugendlichen zum Lernen im Lebenslauf ermuntert werden; dafür soll 
ihnen alle Unterstützung zuteil werden, die sie benötigen.  In den beteiligten 
Kreisen und kreisfreien Städten soll eine bessere Abstimmung der Bildungs-
bereiche, die Vermeidung von Doppelarbeit, ein effizienterer Einsatz verfüg-
barer Ressourcen und ein leichterer Weg durch das Bildungssystem erreicht 
werden. Es wird von den beteiligten Kommunen explizit erwartet, dass sie: 
1. die Koordination und Bündelung der entsprechenden Kompetenzen 
vor Ort vornehmen, 
2. einen Eigenanteil ins Projekt einbringen, 
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3. die Verstetigung des entwickelten Modells aus eigener Kraft zusi-
chern und 
4. zu einer „kollegialen Fallberatung“ für andere interessierte Standorte 
bereit sind (vgl. BMBF Lernen vor Ort 2008a: 3). 
Als übergreifende Ziele werden genannt: die Erhöhung der Bildungs-
beteiligung, die Stärkung der Beschäftigungsfähigkeit, die qualitative und 
quantitative Verbesserung der Angebotsstrukturen im Sinne einer stärkeren 
Nutzerorientierung, die Verbesserung der Transparenz von Bildungsangebo-
ten, die Verbesserung der Übergänge zwischen einzelnen Bildungsphasen, 
die Verbesserung der Bildungszugänge, die Stärkung einer demokratischen 
Kultur und die Bewältigung des demografischen Wandels (vgl. BMBF Ler-
nen vor Ort 2008a: 3). 
Bildung wird in dieser Perspektive zum attraktiven Standortfaktor für die 
beteiligten Kommunen, der die Bewohner zum Bleiben einlädt und gleichzei-
tig Anreize für den Zuzug gut ausgebildeter Menschen darstellt.  
Gut ausgebildete, kreative und fantasievolle Menschen tragen darüber hinaus zum Erhalt 
der Wettbewerbsfähigkeit einer jeden Kommune bei. Das Bildungsniveau der Bürgerinnen 
und Bürger ist ein entscheidender Faktor für die wirtschaftliche aber auch für die soziale 
Entwicklung des regionalen Standorts. Bildung muss deshalb auch in den Kommunen zur 
Chefsache werden (BMBF Lernen vor Ort 2008a: 3).
Dafür werden Standorte gesucht, die in diesen neuen Formen der „öffentlich-
privaten Partnerschaft“ ihre Bereitschaft zum Reformwillen und zur Innova-
tion mitbringen und durch die Teilnahme an dem Projekt „Lernen vor Ort“  
neue Impulse für die eigene regionale Entwicklung erhalten möchten. 
4.8 Bewertung und Typologie der Konzepte 
In der zusammenfassenden Betrachtung der sechs vorgestellten verschiede-
nen Formen und Ausprägungen von Bildungslandschaften wird deutlich, 
dass es trotz der Verwendung des gleichen Begriffes der ‚Bildungsland-
schaft’ (oder doch zumindest ähnlicher Begriffe) durchaus Differenzen in 
den Zugängen und benannten Schwerpunkten gibt. Darin sind diese Ergeb-
nisse durchaus vergleichbar mit den Erfahrungen bei der Beschäftigung mit 
dem Bildungsbegriff selber. Eine gewisse Unbestimmtheit darüber, welche 
Art von Bildungslandschaft denn nun gemeint sein könnte, wird so befördert.  
Kooperationen, Vernetzungen, Synergien … Bildungslandschaften sind zu unterschiedlich, 
zu vielfältig, als dass sie [...] aufgearbeitet werden könnten. Außerdem steht die Entwick-
lung allem Anschein nach am Anfang und ihr Ausgang ist offen (KNAUER 2007: 9). 
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Zum Abschluss dieser Arbeit wird deshalb der Versuch unternommen, durch 
eine einfache hermeneutische Interpretation117 der vorliegenden Texte der 
sechs Modelle von Bildungslandschaften deren implizite Deutungsmuster 
und „Weltbilder“ (WILLEMS 2007) zu verstehen und dadurch die verschiede-
nen Konzepte einer Typologie von Bildungslandschaften zuzuordnen. Dazu 
werden in den vorliegenden Texten die Verwendung zentraler Begriffe, die 
für die Ausdeutung von Bildungslandschaften von besonderer Bedeutung 
sind, sowie die thematischen Schwerpunkte und die konzeptionellen Ausrich-
tungen anhand der jeweiligen Ausprägungen folgender Merkmale untersucht:  
1. Verwendung des Raumbegriffs 
2. Verwendung des Bildungsbegriffs und der Teilnehmer an den Bil-
dungslandschaften  
3. Platzierung des Themas Kooperation von Jugendhilfe und Schule  
4. Steuerung und Management der Bildungslandschaft im kommunalen 
Kontext 
Dabei wird auch der historische und organisatorische Kontext, in denen die 
verschiedenen Konzepte entstanden sind, berücksichtigt.  
Dieses Verfahren analysiert die konzeptionellen Ebenen in den verschie-
denen Projekten. Es erhebt ausdrücklich nicht den Anspruch, die bisher 
schon in der Praxis verschiedener Kommunen und Landkreise umgesetzten 
Bildungslandschaften zu untersuchen.  
In diesem Zusammenhang ist noch einmal zu betonen, dass unter dem 
Containerbegriff der Bildungslandschaft sehr unterschiedliche Praxismodelle 
entstanden sind, die aufgrund ihrer unterschiedlichen Ausrichtung, aber auch 
wegen der thematischen Komplexität nur sehr schwer miteinander zu ver-
gleichen sein dürften. So beschreibt z.B. MACK (2007) nur an zwei Beispie-
len, dem Bildungspolitischen Leitbild der Stadt Dortmund und der Bildungs-
landschaft Arnsberg (vgl. MACK 2007: 25ff.), Modellausprägungen, die sehr 
unterschiedliche Ausrichtungen haben.  
Während in Dortmund ein „Leitbild der Schulstadt Dortmund“ unter Be-
teiligung der Jugendhilfe und des Jugendhilfeausschusses beschlossen wurde 
und darin bemerkenswerte Leitsätze der Stadt als Schulträger über die inhalt-
liche Gestaltung der Schulen und die Verbindung von Schul- und Stadtent-
wicklung formuliert worden sind, sind in Arnsberg im Kontext der Diskussi-
on über die „Neuorganisation der kommunalen Verwaltungsstrukturen“ das 
                                                          
117 Hier verstanden im Gegensatz zu der von Giddens (1998) so bezeichneten „doppelten Her-
meneutik“, die er für die von Goffmanns entwickelte Forschungsstrategie der Entdeckung 
impliziter Deutungsmuster und „Weltbilder“ der alltäglichen Lebenspraxis benutzt hat. Zu 
dieser Methode schreibt Goffmanns (1977): „Man muss sich ein Bild von dem oder den 
Rahmen einer Gruppe, ihrem System von Vorstellungen, ihrer Kosmologie zu machen ver-
suchen, obwohl das ein Gebiet ist, das auch genaue Analytiker gewöhnlich gern an andere 
weitergereicht haben.“  
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kommunale Schulverwaltungsamt und das Jugendamt in einen neuen Fachbe-
reich „Schule und Jugend“ integriert worden.  
In Dortmund wird unter dem Begriff der Kommunalen Bildungs-
landschaft eher eine inhaltlich-konzeptionelle schulische Ausrichtung ver-
standen. Demgegenüber konzentriert sich die Stadt Arnsberg stärker auf den 
Aspekt der inhaltlichen und organisatorischen Verzahnung von Jugendhilfe 
und Schule.  
Diese beiden Beispiele sollen andeuten, wie different das Verständnis 
zum Verständnis insgesamt unter diesem offenen Konzeptbegriff der Bil-
dungslandschaft ist und welche bunte Landschaft in der Bundesrepublik 
entstanden ist, deren Ausprägungen, ohne ihre jeweilige Berechtigung infra-
ge zu stellen, kaum miteinander zu vergleichen sind.  
MACK (2007) unternimmt dennoch den Versuch, einige zentrale organi-
satorische Bestandteile zu beschreiben, die für eine Kommunale Bildungs-
landschaft konstitutiv sein können: 
1. Die Notwendigkeit der kommunalpolitischen Artikulation von Bil-
dung als wichtiger und prioritärer Bestandteil der Stadtgesellschaft. 
2. Die Bereitschaft der Zusammenarbeit verschiedener Akteure aus un-
terschiedlichen Institutionen und auf mehreren Ebenen. Das gilt vor 
allem für Jugendhilfe und Schule, aber auch für andere städtische 
Ämter wie z.B. das Sozial- und Kulturamt. Auch Akteure der Zivil-
gesellschaft sind in diese Netzwerkarbeit einzubeziehen. 
3. Eine öffentlich geführte Diskussion über verbindliche Ziele und die 
Tragfähigkeit von Leitbildern118 für das Handeln in Politik und Ver-
waltung. Dazu bedarf es einer möglichst „hohen“ Ansetzung dieses 
Themas auf Verwaltungs- und Politikebene. 
4. Die Erfahrungen der konkreten pädagogischen Arbeit in Schule und 
Jugendhilfe sind mit in den Prozess einzubeziehen. Her gibt es reich-
liches Erfahrungswissen aus Jahren der Kooperation. 
5. Im Bereich der kommunalen Planung stellen integrierte Fach-
planungen, Monitoring und Evaluation eine wichtige methodische 
Voraussetzung dar. 
6. Integriertes Vorgehen fördert institutionenübergreifende Ansätze, 
macht aber neue Abstimmungsformen z.B. zwischen kommunaler und 
staatlicher Schulverwaltung erforderlich.
7. Insgesamt sind partizipative Verfahren bei Planungen und Entschei-
dungen zentrale Kennzeichen bürgerorientierter Verwaltung und 
kommunaler Politik sowie wichtige Voraussetzung für den Aufbau 
und die Gestaltung Lokaler Bildungslandschaften, da nur „passge-
                                                          
118 Hier besteht z.B. die Hoffnung, dass der erweiterte Bildungsbegriff des 12. Jugendberichts 
eine solche Leitbildfunktion haben und die Funktion einer Art „kultureller Brücke“ für ver-
schiedene Akteure, nicht nur in der Kooperation von Jugendhilfe und Schule, einnehmen 
kann.  
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naue, auf Belange und Bedarfe von spezifischen Zielgruppen und So-
zialräumen abgestimmte Planungen und Entscheidungen mit allen be-
teiligten Akteuren möglich sind“ (MACK 2007: 32).  
Bevor nun eine differenziertere Betrachtung und Interpretation der einzelnen 
Konzepte vorgenommen wird, können zunächst die zentralen übergreifenden 
Entwicklungen und inhaltlich zentralen Vorstellungen in den verschiedenen 
Modellen betrachtet werden. Zuerst ist eine gewisse Entwicklung im 
Gebrauch des Begriffes ‚Bildungslandschaft’ seit seiner Einführung in die 
bildungspolitische Debatte etwa Mitte der 1990er Jahre festzustellen. Diese 
Entwicklung umfasst sowohl den Gebrauch des Begriffes selber als auch die 
Vorstellung darüber, welche Themen, Projekte, Partner, Netzwerke und Steu-
erungsstrukturen eine Kommunale, Lokale oder Regionale Bildungs-
landschaft qualifizieren.  
4.8.1 Der Raumbegriff
Als Erstes fällt die sprachliche Unterscheidung in der räumlichen Zuordnung 
der Bildungslandschaften ins Auge. So wird einmal von Regionaler, dann 
von Lokaler und dann wiederum von Kommunaler Bildungslandschaft oder 
in einer spezifischen Variante vom „Lernen vor Ort“ gesprochen. 
Selbst mit dem Gebrauch des Begriffes der Regionalen Bildungs-
landschaft (Selbstständige Schule) mit seiner Variante der „Lernenden Regi-
on“ (BMBF) ist keine einheitliche Vorstellung bzw. Ausfüllung des Begrif-
fes der Region verbunden. Während im Projekt der Selbstständigen Schule 
sehr deutlich vom Verständnis des zentralen Bildungsortes Schule ausgegan-
gen wird, kann bei der Lernenden Region eher von Konzepten aus der Wei-
terbildung im Kontext des Lebenslangen Lernens gesprochen werden. Damit 
wird in der ersten Variante die Region als Ort des Zusammenspiels von 
Schule plus hilfreicher Partner bezeichnet und als Ziel der Regionalisierung 
ein „Qualitätssprung“ im Hinblick auf das schulische Kerngeschäft, die un-
terrichtliche Arbeit allgemein, erwartet. Dagegen wird in der zweiten Varian-
te, der Lernenden Region, die Region als Ort gesehen, in dem die Schule als 
Ort von Wissensvermittlung nicht so zentral ist, sondern mehr Wert auf die 
Herausbildung von lern- und anpassungsfähigen Strukturen für lebenslange 
Lernprozesse gelegt wird.  
In einer anderen Modellausprägung von Bildungslandschaften wird von 
einer ‚Lokalen Bildungslandschaft’ (Deutsches Jugendinstitut 2007, Arbeits-
gemeinschaft für Kinder- und Jugendhilfe 2006) gesprochen. Hierin wird 
eher eine Raumvorstellung deutlich, die aus der subjektiven Bedeutungspers-
pektive von Kindern und Jugendlichen auf die Aneignungsmöglichkeiten, die 
in diesem Raum eingelagert sind, schauen. Diese Bildungslandschaften den-
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ken darüber nach, wie die öffentlichen Räume so zu gestalten sind, dass dort 
optimale Aneignung und damit Bildungsprozesse ermöglicht werden.  
Darin enthalten ist dann auch ausdrücklich die Übernahme einer gesell-
schaftlichen Perspektive, die angesichts der ungünstigen Bedingungen in den 
lokalen Räumen, die insbesondere in benachteiligten Stadtteilen, dort infolge 
sozialer Spaltung und sozialräumlicher Segregation, entstanden sind, einge-
nommen wird. Dabei wird vermutet, dass speziell in diesen Quartieren die 
Aneignungsprozesse marginalisierter junger Menschen eher „verdeckt“ und 
„überlagert“ verlaufen und stark geprägt sind durch Erfahrungen von Aus-
grenzung (MACK/REUTLINGER 2002). 
Entsprechend dieser Bedeutungszuweisung und Sichtweise von Aneig-
nungsprozessen steht in der Vorstellung einer Lokalen Bildungslandschaft 
strukturell vor allem die Kooperation von Jugendhilfe und Schule und die 
entsprechende kooperative Gestaltung des Ganztags im Vordergrund, ver-
bunden mit der Hoffnung, für die Ausgestaltung einer ganztägigen Lern-
struktur das „kulturelle Kapital“ (BOURDIEU) nutzen zu können, das die Kin-
der und Jugendlichen im praktisch-tätigen Umgang mit ihrer nahräumlichen 
Umwelt außerhalb der Schule sowohl in informellen wie auch nonformellen 
Lernkontexten erworben haben.
In einer weiteren Ausformung wird von Kommunalen Bildungsland-
schaften (DEUTSCHER STÄDTETAG 2007; 12. JUGENDBERICHT 2005) gespro-
chen und hierbei ausgehend von Entgrenzungen von Bildungsorten und -
gelegenheiten die Kommune als politisch zu gestaltender Ort betrachtet. In 
dieser Bildungslandschaft wird der Versuch unternommen, durch eine Ver-
knüpfung der subjektorientierten Perspektive mit den gesellschaftlichen Not-
wendigkeiten und durch das bewusste Gestalten des Zusammenspiels der 
formalen, nonformalen und informellen Bildungsorte die für eine Wissens-
gesellschaft notwendigen Kompetenzen für möglichst alle Kinder und Ju-
gendlichen besser als bisher zu vermitteln. 
Durch die sprachliche Verwendung des Begriffes ‚kommunal’ soll neben 
der schon erwähnten subjektorientierten Perspektive auch und besonders die 
kommunale Zuständigkeit für das Thema Bildung zum Ausdruck gebracht 
werden. Gleichzeitig wird damit eine gemeinsame Verantwortung von Ju-
gendhilfe und Schule für die Gestaltung von Bildungsprozessen und nicht 
zuletzt auch die Notwendigkeit einer erweiterten Schulträgerschaft der Kom-
munen in Abstimmung mit den Ländern gefordert.  
Eine weitere sprachliche Variante der Verknüpfung von Lernen und Ort 
wird im Projekt „Lernen vor Ort“ (Lernen vor Ort, Bundesministerium für 
Bildung und Forschung, Stiftungen) deutlich. In den bisher vorliegenden 
Texten der Initiative wird dies konkretisiert und die Kommunen bzw. die 
Kreise und kreisfreien Städte als der Ort bezeichnet, an dem die Menschen 
ihre Bildungsbiografie durchlaufen, von der frühkindlichen Bildung bis hin 
zur Weiterbildung. Dort sollen durch die Unterstützung des Projektes „Ler-
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nen vor Ort“ vorbildliche kommunale Bildungssysteme weiterentwickelt 
werden.
Hier wird also der Raum „vor Ort“ zum räumlich-geografischen Bezugs-
punkt für die Gestaltung des „Standortfaktors Bildung“; er steht für eine 
Verbesserung des Systems von Bildung, oder, wie es an anderer Stelle heißt, 
des Bildungsmanagements. In der sprachlichen Fokussierung auf den Raum 
„vor Ort“ wird gleichzeitig der zivilgesellschaftliche Strategieansatz (good
governance) durch die Zusammenarbeit von Kommunen und Stiftungen als 
neue Form der öffentlich-privaten Partnerschaft verdeutlicht.  
4.8.2 Der Bildungsbegriff und die Teilnehmer an den 
Bildungslandschaften
Die ersten Konzepte der 1990er Jahre, die im Kontext der von der Bildungs-
kommission NRW formulierten Vorstellungen von „regional gestalteten 
Bildungslandschaften“ zur „Zukunft der Bildung – Schule der Zukunft“ 
formuliert wurden, hatten (noch) eine stark schulische Ausrichtung, die we-
niger die Eigenständigkeit der Bildungslandschaft außerhalb von Schule um 
ihrer selbst willen bzw. in ihrem spezifischen Bildungsgehalt wahrge-
nommen hat. Eher sollten diese räumlichen Bezüge funktional die in der 
Schule virulenten Defizite kompensieren.  
Entsprechend dieser Traditionslinie des Projektes „Selbstständige Schu-
le“ kann es nicht verwundern, wenn hier sehr deutlich auf die schulische 
Bildung abgehoben wird und darin besonders deren „Kerngeschäft“, der 
Unterricht, im Fokus steht. Als eine Art von schulischer Erweiterung werden 
zur Steigerung der Qualität des Unterrichts zwar auch Öffnungen der schu-
lischen Struktur hin zu Kindergärten, Betrieben, Weiterbildungseinrich-
tungen, Bibliotheken, Volkshochschulen, Sportvereinen, Museen, Musik-
schulen und Verbänden willkommen geheißen; deren Verbindung wird aber 
nicht etwa in einem gemeinsamen Bildungsverständnis gesehen, sondern in 
einem gemeinsamen Qualitätsverständnis.  
Die Kommunalen Bildungslandschaften des Deutschen Vereins dagegen 
verkoppeln ein zunächst funktionalistisch anmutendes Bildungsverständnis 
mit dem Hinweis auf die Beachtung eines ganzheitlichen Bildungsverständ-
nisses und verdeutlichen somit, dass in ihrem Verständnis Bildung mehr als 
Schule ist und dass kognitives, soziales und emotionales Lernen miteinander 
zu verbinden sind. Ausdrücklich als anzusprechende Teilnehmer seiner 
Kommunalen Bildungslandschaft nennt der Deutsche Verein die Kinder-
tageseinrichtungen sowie die für Nordrhein-Westfalen spezifischen Famili-
enzentren, die Kinder- und Jugendarbeit, die Volkshochschule und die diver-
sen Kultureinrichtungen.  
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In der Lokalen Bildungslandschaft des Deutschen Jugendinstituts, die 
sich im Rahmen ihres Projektes auf den spezifischen Aspekt der Zusam-
menarbeit von Jugendhilfe und Schule in der Ganztagsschule konzentriert, 
wird trotz dieser thematischen Reduzierung in Gestalt der Bildungslandschaft 
von einem erweiterten Bildungsbegriff ausgegangen, was bei der teilweisen 
Übereinstimmung der Autorenschaft zwischen dem Deutschen Jugendinstitut 
und der Sachverständigenkommission des 12. JUGENDBERICHTES 2005 auch 
nicht weiter erstaunen kann. Deshalb wird in dieser Vorstellung einer Loka-
len Bildungslandschaft auch ausdrücklich von der Notwendigkeit der Gestal-
tung anregender Lern- und Lebensumgebungen als Gelegenheitsstrukturen 
informellen Lernens gesprochen. Bei der Konzentration auf das Thema der 
Kooperation von Jugendhilfe und Schule ist allerdings der Umfang der damit 
anzusprechenden kommunalen Akteure naturgemäß begrenzt auf die Mitar-
beiter- und Steuerungsebenen dieser beiden pädagogischen Systeme. 
Dagegen definiert sich der Bildungsbegriff im Konzept der Lernenden 
Region eher aus der Perspektive der Weiterbildung, die sich vorrangig auf 
die Konzepte des Lebenslangen Lernens bezieht und darin die Verknüpfung 
von Qualifizierung und Beschäftigung ansprechen möchte. Dazu werden als 
Teilnehmer an der entsprechend ausgerichteten Bildungslandschaft explizit 
die allgemeinbildenden, berufsorientierenden und weiterführenden Schulen 
sowie Bildungsträger und Unternehmen, Arbeitsämter, die Wirtschaftsförde-
rung, Kammern, Stadtverwaltung und die Sozialpartner genannt. 
Beim Konzept der Sozialen Stadt wiederum wird die Perspektive der Bil-
dung auf die Bedeutung des sozialen Raumes für dieselbe entwickelt und 
darin vor allen Dingen auf die Fragen, die sich aus dem Leben und Lernen in 
benachteiligten Stadtquartieren ergeben. Das Bildungsverständnis selber wird 
hierbei durch eine Sicht bestimmt, in der Bildung mehr ist als Wissenserwerb 
und stärker als ein Prozess der Befähigung zu einer eigenständigen Lebens-
führung verstanden wird. Die Teilnehmer und Mitgestalter raumbezogener 
Bildungslandschaften ergeben sich dabei aus der Notwendigkeit, Bünd-
nispartner in den Sozialen Räumen selber zu finden. Sie rekrutieren sich  
zumeist aus sozialräumlichen Kooperationen von Jugendhilfe und Schule. In 
einigen Modellen, in denen Sozialraumorientierung als kommunalpolitische 
Querschnittsfunktion (vgl. GRIMM/MICKLINGHOFF/WERMKER 2001) gesehen 
wird, erweitert sich der Teilnehmerkreis auf weitere kommunale und zivil-
gesellschaftliche Akteure. 
Im Projekt „Lernen vor Ort“ hingegen wird stärker auf Fragen des Ma-
nagements und der Steuerung abgehoben und zumindest nicht deutlich er-
kennbar – weil nicht explizit formuliert – auf einen Bildungsbegriff Bezug 
genommen. Allerdings kann aus der gesamten Argumentationskette, die star-
ke Bezüge zu Vorstellungen des Lebenslangen Lernens entlang der Bil-
dungsbiografie von der frühkindlichen Bildung bis zur Weiterbildung her-
stellt, geschlossen werden, dass hierbei eher funktionale Erwägungen eine 
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Rolle spielen, die Bildung vorrangig als Standortfaktor für eine Stadt be-
trachten.  
4.8.3 Platzierung des Themas Kooperation von Jugendhilfe und 
Schule
Bei der „Selbstständigen Schule“ wird zwar nicht ausdrücklich von der Koo-
peration von Jugendhilfe und Schule gesprochen, aber im strukturell angeleg-
ten Erweiterungsschritt dieser Bildungslandschaft von der Einzelschule weg 
und hin zu einer regionalen Betrachtung wird das Entstehen einer über den 
Einzelstandort hinausweisenden regionalen Bildungslandschaft gesehen.  
In diesem Selbstverständnis der Bildungslandschaft als ein Problem- und 
Handlungsraum sollen perspektivisch in einer Region weitere Akteure hin-
zugezogen werden. Dabei wird zunächst aus dem Handlungsfeld der Kinder- 
und Jugendhilfe ausdrücklich nur der Kindergarten als wichtiger Partner 
benannt. In einem dritten Erweiterungsschritt der Bildungslandschaft wird 
dann für die „Arbeit am Unterricht“ und dabei spezifisch zur Herstellung 
umfassender Lernkompetenz eine Offenheit gegenüber anderen gesellschaft-
lichen Systemen aus den Lebenswelten der Kinder und Jugendlichen gefor-
dert und damit eine Erweiterung der Kooperationspartner in den Aufgaben-
bereich der außerschulischen Kinder- und Jugendarbeit, die als zuständig für 
die Vermittlung sozialer Kompetenzen betrachtet wird. 
Im Konzept der Kommunalen Bildungslandschaften des Deutschen Ver-
eins dagegen ist die Kooperation von Jugendhilfe und Schule prominent 
vertreten, wendet sich das Papier doch ausdrücklich auch an die Jugendämter 
und an deren Fachkräfte; die Städte werden darin als konkrete Lebenswelt 
betrachtet, in der die vielfältigen Einrichtungen der Bildungslandschaft ver-
treten sind, zu denen der Deutsche Verein ausdrücklich als „Eckpfeiler der 
öffentlichen Infrastruktur in der Bildung“ auch die Kindertagesstätten und 
die Einrichtungen der Kinder- und Jugendarbeit zählt. Die Gestaltung der 
kommunalen Bildungslandschaft des Deutschen Vereins ist strategisch ent-
sprechend ausgerichtet auf ein vernetztes System von Erziehung, Bildung 
und Betreuung und enthält damit zugleich in ihrem Kern die Kooperation 
von Jugendhilfe und Schule. 
Im Projekt der Lokalen Bildungslandschaft des Deutschen Jugendinsti-
tuts steht die Kooperation von Jugendhilfe und Schule bei der Ganztagsschu-
le im Zentrum der Ausführungen. Diese Kooperation ist damit implizit auch 
zentraler Bestandteil des Verständnisses einer Lokalen Bildungslandschaft. 
Im Rahmen des Projektes wird die Kooperation von Jugendhilfe und Schule 
qualifiziert durch den Hinweis auf die Notwendigkeit integrierter lokaler 
Fachplanung u.a. als Zusammenhang von Schulentwicklungs- und Jugend-
hilfeplanung, der Einrichtung lokaler Bildungsbüros, Servicestellen Jugend-
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hilfe – Schule sowie inhaltlichen Fragestellungen, wie z.B. nach den politi-
schen Regulationsformen und Aushandlungsstrukturen, die zwischen Ganz-
tagsschulen und Jugendhilfeeinrichtungen vor Ort etabliert werden können, 
die zeigen, dass dieses Projekt an der Aufhebung der Separierung der ver-
schiedenen Handlungshorizonte von Jugendhilfe und Schule interessiert ist. 
Dies wird noch betont durch die inhaltlichen Schnittmengen, die sich in die-
sem Projekt des Deutschen Jugendinstituts und den Handlungsempfehlungen 
zur Kooperation von Jugendhilfe und Schule der AGJ vom Februar 2006 
ergeben und die in dieser Arbeit schon dargestellt worden sind.
Einschränkend muss allerdings betont werden, dass in diesen beiden 
Modellen die Kooperation von Jugendhilfe und Schule zu sehr als aus-
schließlicher Bestandteil einer Bildungslandschaft formuliert und damit the-
matisch zu eng geführt worden ist, um dem Anspruch auf Gestaltung einer 
umfassenden Kommunalen Bildungslandschaft, die auch weitere Bestandtei-
le aufweisen müsste, gerecht zu werden.  
Bei der Lernenden Region wird die Kooperation von Jugendhilfe und 
Schule überhaupt nicht direkt thematisiert und kann deshalb auch nur indi-
rekt abgelesen werden an der Fragestellung der Verzahnung und Durchläs-
sigkeit der verschiedenen Bildungsbereiche und der Herstellung von Netz-
werken, die u.a. die Schnittstellen zwischen divergierenden Bezugssystemen 
ansprechen.
Bei der Sozialen Stadt dagegen ist die Frage der Kooperation von Ju-
gendhilfe und Schule wieder thematisch vertreten, allerdings hier als unter-
geordnetes Thema, das sich aus der Vernetzung sozialräumlicher Strukturen 
in der Sozialen Stadt ableitet. Damit stehen aber nicht so sehr die syste-
mischen Fragestellungen in der Reflexion der Kooperation von Jugendhilfe 
und Schule bzw. deren Hemmnisse zur Debatte, sondern die sozialräumliche 
Ausprägung derselben. Erst auf der Metaebene wissenschaftlicher Reflexion 
sozialräumlicher Bildungskonzepte spielt die Frage der damit verbundenen 
Anforderungen an die Kooperation von Schulen und Einrichtungen der Ju-
gendhilfe wieder eine Rolle (vgl. DEINET 2005).
Beim Projekt „Lernen vor Ort“ spielt die Frage nach der Kooperation 
von Jugendhilfe und Schule keine direkte Rolle. Indirekt kommt dieses The-
ma nur in der Definition der kommunalen Verantwortlichkeiten für die Fel-
der Schule, Jugend, Soziales, Kultur und Wirtschaft und der Formulierung 
der Notwendigkeit einer Vernetzung der für Bildung in der Region verant-
wortlichen Akteure vor. Außerdem ist bei der im Projekt angelegten Mög-
lichkeit der kommunalen Auswahl von zwei spezifischen Handlungsfeldern 
auch das Thema „Familienbildung/Elternarbeit“ zu wählen, das innerhalb der 
Kinder- und Jugendhilfe eine zunehmende Bedeutung erhält; darüber hinaus 
kommt das Thema der Kooperation von Jugendhilfe und Schule in der Initia-
tive „Lernen vor Ort“ nicht vor.  
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4.8.4 Vergleich der Steuerungskonzepte für Bildungslandschaften 
Die Bildungslandschaft in der „Selbstständigen Schule“ versteht sich aus-
drücklich nicht als ein organisatorischer Rahmen, der neue Gebietseinheiten 
zu schaffen oder bestehende Zuständigkeiten zwischen den verschiedenen 
Ebenen des Landes und der Kommunen zu verlagern hat. Sie versteht sich in 
diesem Kontext eher als Raum für schulische Entwicklungsprozesse, der sich 
ausgehend von der einzelnen Selbstständigen Schule und dann ausweitend 
über eine qualitative Schulent-wicklung, an der auch externe Partner zu 
beteiligen sind, zu einem regionalen System der Qualitätssicherung erweitert. 
An der Steuerung dieses Prozesses sollen in den Modellregionen Bil-
dungsbüros und regionale Steuergruppen mit Vertretern der Schulaufsicht 
des Landes und kommunale Vertreter, hier verstanden als Schul- und (öffent-
licher) Jugendhilfeträger, beteiligt sein. Strukturell soll vor allem Wert auf 
die Überwindung der Trennung zwischen den inneren und äußeren Schulan-
gelegenheiten und auf ein Zusammenspiel zwischen schulischer und außer-
schulischer Bildungsarbeit gelegt werden. 
In der Kommunalen Bildungslandschaft des Deutschen Vereins wird ein 
vernetztes System von Erziehung, Bildung und Betreuung angestrebt. Dazu 
soll die Steuerungsverantwortung für die Verzahnung der Träger, Einrich-
tungen und Angebote ausdrücklich durch die Kommune wahrgenommen 
werden, weil dort die örtlichen Ressourcen und die verbindlichen Kooperati-
onsformen vereinbart werden können. Den Städten wird in dieser Form der 
Kommunalen Bildungslandschaft des Deutschen Vereins bei der Steuerung 
der dazu notwendigen Prozesse eine zentrale Rolle zugewiesen. Das erfordert 
im Bereich der Schulträgerschaft eine Erweiterung der kommunalen Steue-
rungsmöglichkeiten, hier konkret der Neuordnung im Bereich der inneren 
und äußeren Schulangelegenheiten. Es wird perspektivisch eine neue Form 
der „staatlich-kommunalen Verantwortungsgemeinschaft“ (DEUTSCHER
STÄDTETAG 2007: 1) für umfassende Bildung angestrebt. 
In einer Variante dieser Kommunalen Bildungslandschaft, dem Projekt 
„Regionale Bildungsnetzwerke“, werden auf Grundlage eines zwischen Land 
(Ministerium für Schule und Weiterbildung NRW) und jeweiliger Stadt bzw. 
jeweiligem Kreis abgeschlossenen Kooperationsvertrages die Ziele, die 
Struktur sowie die beiderseitigen Rechte und Pflichten geregelt. Hier wird 
eine sogenannte Regionale Bildungskonferenz zur Gesamtorganisation und 
Steuerung des Prozesses ins Leben gerufen, an der neben dem Vertreter der 
Schulen, des Schulträgers und der Schulaufsicht auch Vertreter des Fach-
bereichs Jugendhilfe, der Unternehmerschaft der Region, Vertretungen der 
vor Ort wirkenden Religionsgemeinschaften, Vertretungen weiterer Institu-
tionen und Einrichtungen, insbesondere aus dem Kultur- und Sportbereich, 
sowie Vertretungen der Schulpflegschaften und aus der Schülerschaft betei-
ligt werden sollen. 
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In der Lokalen Bildungslandschaft des Deutschen Jugendinstituts, die ei-
gentlich stärker ein analytisch angelegtes Untersuchungsdesign darstellt als 
einen explizit formulierten konzeptionellen Vorschlag zur Gestaltung einer 
Bildungslandschaft, sollen gleichwohl die „unterschiedlichen Strategien und 
Entwicklungen einer genuin lokalen Bildungspolitik mit dem Ziel des Ab-
baus herkunftsbedingter Bildungsbenachteiligungen untersucht werden. Da-
bei werden auch strukturelle Steuerungsformen zur Kooperation von Jugend-
hilfe und Schule, allerdings fokussiert auf den Kontext der Ganztagsschul-
entwicklung, betrachtet. Gefragt wird speziell nach den jeweiligen 
politischen Regulationsformen und Aushandlungsstrukturen. Kritisch be-
trachtet wird u.a. die Separierung der verschiedenen Planungshorizonte in 
der Kommune zwischen der Schulentwicklungs-, Jugendhilfe-, Raum- und 
Sozialplanung; zudem wird die Trennung in innere und äußere Schulaufsicht 
und die fehlende pädagogische Expertise in den kommunalen Schulbehörden 
beklagt. In der Beschreibung der Ausgangslage schimmern in dieser Konzep-
tion der Bildungslandschaft auch konzeptionelle Vorstellungen durch, die 
Rückschlüsse auf die Vorstellungen des DJI zur Gestaltung einer Lokalen 
Bildungslandschaft zulassen. Dazu gehört u.a. der Vorschlag zur Konstitu-
ierung öffentlich verantworteter, partizipativ orientierter Bildungsnetzwerke, 
deren zentrale Bestandteile lokale Bildungsbüros, Servicestellen Jugendhil-
fe – Schule, Qualitätszirkel und Steuerungsgruppen bilden, die als intermedi-
äre Zuständige für die Pflege der Netzwerke verstanden werden. Eine Kon-
kretisierung dieser Steuerungsüberlegungen geschieht nicht, da das Projekt 
an vier Modellstandorten die jeweiligen lokalen Differenzierungen erst un-
tersuchen möchte. 
In einer weiteren Variante dieser deutlich auf den Schwerpunkt Koope-
ration zwischen Jugendhilfe und Schule fokussierten Vorstellung von Bil-
dungslandschaft, die implizit in den Handlungsempfehlungen zur Koo-
peration von Jugendhilfe und Schule der AGJ (AGJ 2006) formuliert sind, 
wird eine kommunale Steuerung und eine Verstärkung der Zusammenarbeit 
zwischen dem kommunalen Schulverwaltungsamt und dem Jugendamt einge-
fordert, u.a. durch die Durchführung gemeinsamer Sitzungen von Schul- und 
Jugendhilfeausschüssen, eine integrierte Schulentwicklungs- und Jugend-
hilfeplanung sowie die kooperative Erstellung von kommunalen Bildungs-
berichten. Die AGJ bezieht sich in ihren Empfehlungen zwar auf die zum 
Teil langjährigen Erfahrungswerte aus der Kooperation von Jugendhilfe und 
Schule, gleichwohl meint sie aber keine verbindlichen, auch aus wissen-
schaftlicher Sicht begründeten Empfehlungen für einzelne Institutionalisie-
rungsformen formulieren zu können. Vielmehr will sie ein „Spektrum an 
Möglichkeiten“ (AGJ 2006: 9) aufzeigen. Dazu empfiehlt sie, „Orte der 
Kommunikation“(ebd.: 9) auf den verschiedenen Handlungsebenen zu schaf-
fen und u.U. auch kommunale Leitbilder, die  
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die Kinder und Jugendlichen, Eltern und ihre Bildungs- und Teilhabeansprüche im Nah-
raum in den Mittelpunkt stellen und zudem mit der Formulierung bereichsübergreifender 
Qualitätskriterien verknüpft werden (AGJ 2006: 10).
An der Erarbeitung dieser Leitbilder sollen in „Runden Tischen“ neben den 
zuständigen Ämtern und Dezernaten auch das staatliche Schulamt sowie 
Vertreter/-innen der freien Träger und Eltern und Schüler/-innen beteiligt 
werden. Konkrete Vernetzungsstrukturen (zwischen Jugendhilfe und Schule) 
sollen dann durch z.B. sonderpädagogische Beratungs- und Förderzentren, 
Quartiersmanagement, Koordinations- und Servicestellen und kommunale 
Bildungsbüros entwickelt werden. Diese Netzwerktätigkeit sieht die AGJ als 
„öffentlich verantwortet“, was aber nicht zwangsläufig die Einbindung in 
Ämterstrukturen bedeuten muss; für die AGJ ist diese Aufgabe auch als De-
legationsaufgabe durch freie Träger zu erfüllen.
Diese Entwicklung kann für die AGJ auch auf der Basis weiter klar ge-
trennter institutioneller Zuständigkeiten von Jugendhilfe und Schule gesche-
hen. In der Diskussion um „Mischfinanzierungen“ sieht sie durchaus Mög-
lichkeiten in „erweiterten Budgetierungsspielräumen“ für Einzelschulen, 
Sozialraumbudgets in der Jugendhilfe und einer „angemessene[n] Öffnung 
von Zweckbindungen“, ohne damit gleichsam den Erhalt des eigenständigen 
Haushalts für außerschulische Angebote der Jugendhilfe zu gefährden. 
Insgesamt wird von der AGJ eine kommunale Steuerung von Koope-
ration angemahnt, die nicht rein administrativ ausgerichtet sein sollte, son-
dern auf breite Beteiligung, nicht nur von Institutionen und Einrichtungen, 
auch von Kindern, Jugendlichen und Eltern. Für die AGJ lautet die Leitfrage 
demnach nicht „Wie können sehr unterschiedliche Institutionen reibungsloser 
zusammenarbeiten?“, sondern „Was brauchen junge Menschen, um ihr Le-
ben erfolgreich zu meistern?“ (AGJ 2006: 12).  
In den Lernenden Regionen des BMBF werden regionale Netzwerke zur 
Steuerung einer strategischen Neuorientierung in einem dynamischen Markt-
umfeld vorgeschlagen, die über die Organisationsgrenzen verschiedener 
Träger und über getrennte Bildungsbereiche hinweg dauerhaft zusammenar-
beiten sollen. Der in diesem Konzept angelegte Steuerungsansatz wird in der 
Studie von REULING (2000) eher als eine offene und unhierarchische, auf 
Partnerschaft ausgelegte Struktur ausgewiesen. REULING betrachtet Selbst-
organisation und ausdrücklich „bottom-up“-Steuerung als Strukturmerkmal 
dieses Handlungsansatzes.119
                                                          
119 In welcher Form diese Strukturprinzipien in den verschiedensten Modellregionen auch in 
diesem Sinne umgesetzt worden sind, entzieht sich meiner Kenntnis, aber meine eigene lo-
kale Erfahrung mit der Lernwelt Essen liegt durchaus auf dieser konzeptionellen Vorstel-
lung von Netzwerkarbeit. In welcher Form aber gerade dieser beteiligungsorientierte Ansatz 
und die damit zusammenhängende „fehlende strukturelle Macht in der Kommunal-
verwaltung“ auch eine nachhaltige Wirkung erzielen kann in einer durch eine deutliche 
Hierarchie über die Einbindung in administrative Strukturen auf Landes- wie kommunaler 
Ebene geprägten Bildungslandschaft, wäre eine eigene Untersuchung wert.  
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In der Sozialen Stadt wiederum beziehen sich die Steuerungsüberle-
gungen auf den Raum, auf das „Quartier“. Deshalb werden in diesem Kon-
zept vor allen Dingen steuerungspolitische Fragen, die sich auf den sozialen 
Raum beziehen, diskutiert. In erster Linie werden hierzu entweder Stadtteil-
büros oder Bürgerbüros geschaffen oder Quartiersmanager eingerichtet, die 
häufig aber nicht aus dem Bildungsbereich kommen, sondern aus dem Be-
reich der Stadtplanung. In den Quartieren bzw. den Stadtteilen werden the-
menspezifische Arbeitsgruppen eingerichtet, die eine querschnittsorientierte 
Kooperation von verschiedenen kommunalpolitischen Handlungsfeldern 
anstreben, z.B. auch Jugendhilfe und Schule, bis hin zu Vorstellungen der 
Bündelung von gesamtstädtischen Ressourcen auf der Ebene des Stadtteils 
oder des Quartiers. Erst dadurch wird diese Ressourcenbündelung im Sinne 
des Programms der Sozialen Stadt ein strategischer Ansatz zur gebiets-
bezogenen Bündelung bisher in Einzelressorts bewirtschafteter Ressourcen 
(vgl. WERMKER U.A. 2007).
Im Zentrum des Ansatzes stehen zunächst die Städtebauförderung und 
ihre Förderrichtlinien als ein durchaus eigenständiges Investitions- und Leit-
programm, das aber in der Zwischenzeit eine weiterreichende Steuerungs- 
und Scharnierfunktion für die gesamte Quartiersentwicklung übernommen 
hat. In der lokalen Praxis ist zu beobachten, dass diese Form raumbezogener 
Steuerung sich additiv neben einer thematischen und/oder ressortorientierten, 
auf den städtischen Gesamtraum bezogenen Steuerung entwickelt. Diese 
fehlende Integration in den kommunalen Gesamtzusammenhang führt zuwei-
len zu Konflikten mit den administrativen Regelstrukturen, die diese Form 
der Raumsteuerung als Eingriff in ihre jeweils spezifische Ressortlogik ver-
stehen.
Abschließend in dieser vergleichenden Strukturbetrachtung der verschie-
denen Steuerungskonzepte für Bildungslandschaften kann für die Initiative 
„Lernen vor Ort“, die in dieser Reihe durch die Kooperationsstruktur des 
BMBF mit den Bildungsstiftungen in Form von öffentlich-privaten Partner-
schaften eine Sonderrolle einnimmt, der Anspruch formuliert werden, ver-
bindliche Strukturen der Zusammenarbeit zu schaffen. In einer sogenannten 
Form der „lokalen Grundpatenschaft“ zwischen einer Stiftung und einer 
Kommune sollen eine jährliche „Lokale Bildungskonferenz“ durchgeführt 
und für besonders innovative Ansätze finanzielle Impulse gesetzt werden. Im 
Rahmen des Projektes erhält die Kommune, als ihre Kernaufgabe, die Ver-
antwortung für die Zuständigkeit für Bildung und damit für die Vernetzung 
der in der Region für Bildung Verantwortlichen, worin die Partner der Zivil-
gesellschaft und der Wirtschaft einzubeziehen sind.  
Die Kommune soll dazu als zentrales Steuerungsinstrument ein integrier-
tes Bildungsmonitoring entwickeln und eine (neue) Ausrichtung der jeweili-
gen kommunalen Bildungslandschaft nach den Ergebnissen des Projektes 
ermöglichen. Für die Steuerung bedeutet das, dass die Kommune die Koor-
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dination und Bündelung der entsprechenden Kompetenzen vor Ort und die 
Verantwortung für die Verstetigung des entwickelten Modells übernimmt.  
4.8.5 Vier Typen von Bildungslandschaften 
Nach der dargestellten Analyse der konzeptionellen Grundlagen, Aus-
richtungen und Bestandteile, die in den sechs Vorstellungsgerüsten von Bil-
dungslandschaften enthalten sind, kann insgesamt davon ausgegangen wer-
den, dass den Inhalten, die mit der Gestaltung von Kommunalen, Lokalen 
oder Regionalen Bildungslandschaften verbunden werden, ein z.T. sehr un-
terschiedliches Verständnis von Bildung sowie des Umfangs und der damit 
zusammenhängenden Steuerung von kommunalen Bildungslandschaften 
zugrunde liegt. Trotz oder vielleicht sogar wegen dieser insgesamt festzu-
stellenden breiten Streuung bieten offensichtlich sowohl der Begriff der 
Bildungslandschaft selber als auch die entsprechenden kommunalen Ansatz- 
und Handlungsmöglichkeiten ausreichende Anknüpfungspunkte für die un-
terschiedlichen Optionen, die damit fachpolitisch verbunden werden. 
Unbestritten sind ausreichend sozial-, jugend- und bildungspolitische 
Herausforderungen vorhanden, die sich vor allem im kommunalen Raum 
abbilden durch die demografische Entwicklung, die viel zu große Anzahl der 
Bildungsverlierer, die zunehmende Tendenz des sozialräumlichen Ausein-
anderdriftens von Armuts- und Reichtumsmilieus in den verschiedenen 
Stadtvierteln und die gleichzeitig steigende gesellschaftliche Nachfrage nach 
solide qualifizierten Schulabgängern und Absolventen beruflicher Ausbil-
dungen (KNAUER 2007).
Auf eine solche kommunalpolitisch wahrzunehmende Situation und den 
damit verbundenen Handlungsdruck sucht eine Kommunalpolitik, die ihre 
Aufgabe zunehmend nicht mehr nur im Verwalten, sondern im Gestalten der 
Bildungssituation sieht, verständlicherweise Antworten. Sie ist dabei auf 
erfolgversprechende Konzepte angewiesen, die Bindungskräfte und Brücken-
funktionen in und zu den verschiedenen bildungspolitischen Handlungs-
feldern aufweisen können und damit auch eine praktische Überwindung des 
administrativen und politischen Ressortdenkens ermöglichen.  
Dazu erscheint zunächst die Planungs- und Politikgestalt der Bildungs-
landschaft geeignet zu sein. Allerdings lassen sich unter diesem konzep-
tionell weitgehend offenen bis diffusen Begriff unterschiedliche Modell-
ausprägungen feststellen. Deshalb wird an dieser Stelle aus der Analyse der 
vorliegenden Unterlagen zu Bildungslandschaften der Vorschlag unterbreitet, 
zwischen insgesamt vier Typen zu differenzieren, die sich nach ihren inhalt-
lichen Schwerpunkten und Ausrichtungen z.T. erheblich unterscheiden120.
                                                          
120 Heinz-Jürgen Stolz, der sich im Kontext des Deutschen Jugendinstituts mit lokalen Bil-
dungslandschaften beschäftigt, unterscheidet demgegenüber nur zwischen zwei grund-
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Zentraler Ausgangs- und Referenzpunkt der entwickelten Typologie ist 
dabei für mich die Perspektive, die sich durch diese Arbeit wie ein roter 
Faden zieht: der subjektorientierte mehrdimensionale Begriff von Bildung 
und der fachpolitische Blick der Kinder- und Jugendhilfe auf Bildung. Die 
dargestellten Typen werden dann anhand der weiter oben schon benannten 
Kriterien gebildet: 
verwendeter Bildungs- und Raumbegriff 
Berücksichtigung der Kooperationsperspektive von Jugendhilfe und 
Schule  
Steuerungsvorstellungen, die mit der Umsetzung der Bildungsland-
schaft in der kommunalen Praxis verbunden sind 
Die entwickelte Typenbildung folgt zunächst der dokumentierten ideal-
typischen Form und reflektiert so nicht die aus diesen unterschiedlichen 
Konzeptanlagen resultierenden lokalen Praxen. Auch trägt die Typisierung 
nicht den sich in der Praxis entwickelnden „Mischformen“ aus den verschie-
denen Konzeptlinien Rechnung. Es geht in der Typenbildung vielmehr zu-
nächst um die in den differenten Modellen angelegte analytische Möglichkeit 
der Unterscheidung zwischen den jeweils unterschiedlichen Modellen von 
Bildungslandschaft.  
4.8.5.1 Typ 1: Kooperation von Jugendhilfe und Schule  
Als ein erster Typus wird hier eine Form der Bildungslandschaft bezeichnet, 
die die Kooperation von Jugendhilfe und Schule ins Zentrum ihrer kommu-
nalen Ausgestaltungsvorschläge stellt. Dabei bezieht sich dieser Typus auf 
einen Bildungsbegriff, der an den Lebensbedingungen der Kinder und Ju-
gendlichen orientiert ist und im 12. JUGENDBERICHT 2005 angesprochen 
wird. Bildung wird in diesem Verständnis als Selbstbildung und als zentrale 
Ressource der Lebensführung und Lebenskompetenz verstanden.  
Ausgehend von diesem zentralen Element wird dann eine Lokale oder 
Kommunale Bildungslandschaft entworfen, in deren Zentrum die Über-
windung der segmentierten Wahrnehmung der bildungspolitisch relevanten 
Lern- und Lebenswelten von Kindern und Jugendlichen durch die beiden 
pädagogischen Systeme Jugendhilfe und Schule steht.  
                                                                                                                            
legenden Strategien, entweder die „schulzentrierte“ oder aber die „kooperationszentrierte“ 
Strategie, und spricht sich deutlich für die Verwendung des programmatischen Begriffs der 
‚lokalen Bildungslandschaft’ aus, da er sowohl in seiner räumlichen als auch in seiner Ko-
operationsdimension (von Jugendhilfe und Schule) den offenen Charakter betont und damit 
ausreichend Platz für Innovation schafft. Den Begriff der ‚Kommunalen Bildungs-
landschaft’ lehnt er mit der Begründung ab, dass es sie nur geben kann, wenn die „innere 
Schulaufsicht“ nicht beim Land liegen würde und damit eine echte Kommunalisierung von 
Schule zu realisieren wäre (vgl. Stolz 2008).  
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Ziel ist die Herstellung eines „konsistenten Gesamtsystems“ für Bildung, 
Betreuung und Erziehung. In der Steuerung der damit verbundenen kommu-
nalen Planungspraxis wird einerseits auf einer rechtlich verbindlichen Zu-
sammenarbeit von Jugendhilfe und Schule, aber andererseits auch auf der 
Beibehaltung der organisatorischen und fachlichen Eigenständigkeit von 
Jugendhilfe und Schule insistiert. Es geht um die Herstellung einer koope-
rativen Kultur zwischen den beiden Systemen, und das auf sämtlichen denk-
baren Handlungsebenen, von der Einzelschule über den Sozialraum bis hin 
zu gesamtstädtischen Steuerungsformen und Gremien, wie z.B. dem Jugend-
hilfe- und Schulausschuss. Inhaltlich spielt hier die Gestaltung der Ganztags-
schule oder der Ganztagsbildung als kooperativ angelegte Konzept-
entwicklung von Jugendhilfe und Schule und weiteren außerschulischen 
Partnern eine wesentliche Rolle; fachliches Leitkriterium ist die Integrität der 
entwickelten Angebote.  
Dieser Typ fühlt sich reformpädagogischen Gestaltungsprinzipien und 
„subjektiv-emanzipatorischen“ Bildungsverständnissen verpflichtet, wir 
finden ihn vor allen Dingen in den „Lokalen Bildungslandschaften“ des 
Deutschen Jugendinstituts wieder. Er ist allerdings im engeren Sinne kein 
konzeptioneller Vorschlag für die Gestaltung einer Kommunalen Bildungs-
landschaft, eher ein sozialwissenschaftlich orientiertes Untersuchungsdesign
für die Analyse der verschiedenen Formen der Zusammenarbeit von Jugend-
hilfe und Schule bei der Ganztagsschulentwicklung. Dieser Ansatz ist vor 
dem Hintergrund der Überlegungen der Arbeitsgemeinschaft für Jugendhilfe 
in ihren Handlungsempfehlungen zur Kooperation von Jugendhilfe und 
Schule zu verstehen.  
Varianten und Versatzstücke dieses Typus’ finden sich auch in den 
Überlegungen des Deutschen Vereins zu den „Kommunalen Bildungs-
landschaften“.  
4.8.5.2 Typ 2: Schule und Gestaltung von Schulentwicklung 
Als zweiter Typus wird hier eine Form der Bildungslandschaft bezeichnet, 
die ausgehend von der Notwendigkeit zunehmender „Schulentwicklung in 
kommunaler Verantwortung“ (LOHRE 2005: 9) die Entwicklungs-
notwendigkeiten „Regionaler Bildungslandschaften“ sieht, in denen ausge-
hend von Überlegungen zur „Selbstständigen Schule“ Qualitätssteigerungen 
im Kerngeschäft der Schule, dem Unterricht, erzielt werden sollen.  
Dazu „bedienen“ sich Bildungslandschaften dieses Typs entlang einer 
Entwicklungslinie von einer regionalen Schul- zu einer regionalen Bildungs-
landschaft, die einem Verständnis von Selbstständiger Schule folgt, indem 
diese Schulen sich als Teil ihrer Region verstehen und zunehmend auch au-
ßerschulische Partner, wie z.B. die Kinder- und Jugendhilfe, in diese regiona-
le Öffnung einbezieht. Damit wird das Ziel des Erwerbs einer umfassenden 
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Lernkompetenz verfolgt. Mit der zunehmenden Vermittlungsnotwendigkeit
sozialer Kompetenzen und damit über das engere Verständnis schulischen 
Lernens hinaus wird auch auf die erfahrbare Lebenswelt der Kinder und 
Jugendlichen und damit auf den Tätigkeitsbereich der Kinder- und Jugend-
hilfe hingewiesen. 
Diese Kooperation ist aber nicht an den Prinzipien der Integriertheit ori-
entiert, sondern eher auf eine Addition von schulischer Pädagogik im Unter-
richt und entsprechende sozialpädagogisch ergänzende Angebote gerichtet. 
In dieser Vorstellung erhalten die Schulen durch die Regionale Bildungs-
landschaft die notwendige Beratung und Unterstützung, die sie für ihren 
einzelschulischen und regionalen Entwicklungsprozess brauchen (vgl. 
LOHRE 2005).
Die Regionale Bildungslandschaft wird primär als ein (schulischer) 
Problemkontext und Handlungsraum verstanden, der auf Grundlage regional 
wahrgenommener Verantwortungsgemeinschaften von Schulaufsicht und 
Kommune und durch die perspektivische Hinzuziehung aller Schulen, Be-
triebe, Volkshochschulen, Kindergärten, Bibliotheken, Weiterbildungsein-
richtungen, Museen, Musikschulen und Verbände gemeinsame Qualitäts-
kriterien für die Entwicklung optimaler Lern- und Lebenschancen erarbeitet.  
Dieser eher funktionalistisch-schulisch orientierte Typus von Bildungs-
landschaft, der zentral schulische Entwicklungsprozesse betrachtet und be-
günstigen möchte, findet sich wieder vor allem im Konzept der Selbststän-
digen Schule und seinen Nachfolgeprojekten der Regionalen Bildungsnetz-
werke sowie in Teilbereichen auch in den Kommunalen 
Bildungslandschaften des Deutschen Vereins und der Initiative „Lernen vor 
Ort“. Er bildet sicherlich einen sehr wichtigen Teil von Bildungslandschaften 
ab, der im Mainstream der schulischen PISA-Rezeption liegt, mit den in 
diesem bildungspolitischen Verständniskontext wahrgenommenen zentralen 
Befunden der Qualitätsmängel und der hohen Selektivität im deutschen Bil-
dungswesen. Darin ist dieser Typus auch für die Bestimmung der realpoliti-
schen Handlungsrelevanz von Bildungslandschaften im kommunalen Raum 
nach meiner Auffassung von großer Bedeutung. 
4.8.5.3 Typ 3: Lebenslanges Lernen, Weiterbildung, Wirtschaft 
Der dritte Typ in den untersuchten Konzeptionen von Bildungslandschaften 
wird dagegen eher in einem bildungstheoretischen Kontext gebildet, in dem 
das Lebenslange Lernen im Lebenslauf (dies umfasst die allgemeine Bildung, 
die Hochschulbildung und die berufliche Aus- und Weiterbildung) vorrangig 
aus dem Kontext der Weiterbildungsdiskussion als eine der großen politi-
schen und gesellschaftlichen Herausforderungen in Deutschland bzw. den 
entwickelten Weltregionen betrachtet wird. Dem Lebenslangen Lernen wird 
dabei ein bedeutender Stellenwert zugeschrieben sowohl bei der Regional-
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entwicklung als auch bei der wirtschaftlichen Innovation; diese Vor-
stellungen werden dann zu einer „Lernenden Region“ verdichtet.  
Dieser Typus von Bildungslandschaft nimmt durchaus Teile der schon 
beschriebenen schulischen und sozialpädagogischen Überlegungen im Kon-
text der Formulierung von Bildungslandschaften auf, indem sie den sozialen 
und geografischen Ort als Anlass und Gelegenheit von Bildungsprozessen 
betrachtet und im Rahmen von Netzwerkansätzen verschiedene Bildungsan-
bieter und Nachfrager in eine dauerhafte Form der Kooperation bringen 
möchte.  
Dadurch wird die Region insgesamt zu einer „Lernenden Region“, und 
der Fokus wird im lebenslangen bildungsbiografischen Verständnis auf die 
Förderung von Bildungsprozessen in allen menschlichen Lebensphasen ge-
legt. Darin ist eine deutliche Erweiterung der Vorstellung enthalten, die nicht 
nur die Kindheit und Jugend als eine zentrale subjektive und gesell-
schaftliche Ressource betrachtet. Hier reift eine Vorstellung von Bildungs-
landschaft heran, die im kommunalen Politikzusammenhang Bildung zum 
zentralen politischen Querschnittsthema und Handlungsfeld für alle Lebens-
phasen macht.  
Besonders angesprochen werden sollen in diesem Typus bildungsferne 
und benachteiligte Gruppen durch die Eröffnung neuer Zugänge dieser Ziel-
gruppen zu den modernen Lernwelten. Die Verzahnung und Gestaltung von 
Durchlässigkeiten zwischen den verschiedenen Bildungsbereichen und bio-
grafischen Abfolgen sind dabei weitere wichtige Bestandteile. 
In der Steuerung wird eher von einem „bottom-up“-Leitbild ausge-
gangen, das eine Flexibilisierung bestehender administrativer Strukturen er-
möglichen soll und darin besonders die Schnittstellen zwischen den ver-
schiedenen Teilsystemen von Bildung fokussiert, die dadurch untereinander 
durchlässiger werden sollen und damit den Bedürfnissen und Lebens-
umständen der Lernenden entgegenkommen. Dies zeigt sich auch bei der 
Betrachtung der Themen, die auf der Meta-Ebene des überregionalen Netz-
werkes, das bei den „Lernenden Regionen“ durch den Projektträger Deut-
sches Zentrum für Luft- und Raumfahrt (DLR) gestützt wird, behandelt wer-
den. Dazu gehören z.B.: nachhaltige Struktur- und Organisationsentwicklung
regionaler Netzwerke, neue Übergänge zwischen Lern- und Arbeitsphasen, 
Verbesserung der Durchlässigkeit zwischen Bildungsbereichen sowie Aner-
kennung informellen Lernens, Beratung und Information, Qualitäts-
entwicklung und Management, neue Lernwelten und -kulturen, Bildungs-
marketing und Einbindung von und Zusammenarbeit mit kleinen und 
mittleren Unternehmen.  
Diese Ausrichtung zeigt sich auch bei der Analyse der beteiligten Institu-
tionen mit etwa einem Drittel Einrichtungen der Erwachsenenbildung, ge-
folgt von Gebietskörperschaften und Arbeitsverwaltungen mit ca. 12 %; 
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Schulen, Fachhochschulen, Universitäten mit ca. 8 % sowie Kammern/Ver-
bände, Unternehmen und Wirtschaftsförderungsgesellschaften mit ca. 5 %.  
4.8.5.4 Typ 4: Sozialer Raum als Bildungsraum  
Der vierte Typus, der in gewisser Weise eine Sonderform der Bildungs-
landschaft darstellt und damit auch quer zu den anderen beschriebenen Kon-
zepten steht, ist gekennzeichnet durch die Ausrichtung der bildungspoliti-
schen Netzwerkarbeit am sozialen Raum als Bildungsraum.  
Die Formen dieser Bildungslandschaften orientieren sich in den ver-
schiedenen Ausprägungen teilweise an den sozialarbeiterischen Konzepten 
der aktivierenden Stadtteilarbeit und des Quartiersmanagements mit ihren 
Beteiligungsverfahren in der Netzwerkarbeit auf lokaler Ebene, aber auch an 
den resssortübergreifenden raumbezogenen Überlegungen verschiedener 
Politikfelder und Stadtentwicklungsprozesse zur Vermeidung (weiterer) 
sozialräumlicher Segregation. 
In diesem Kontext wird kritisiert, dass „die Debatte um Bildung vor-
nehmlich sektorenborniert geführt“ (HINTE 2006: 4) und dadurch der Ein-
druck erweckt werde, dass dieses wichtige Lebenssegment von Kindern und 
Jugendlichen isoliert und gezielt bearbeitet werden könnte. Dagegen wird in 
diesem Typus von Bildungslandschaft der soziale Raum als Bildungsraum
zum zentralen Ort, an dem die Lebensbedingungen und Lebensbezüge „ganz-
heitlich und integriert“ (HINTE 2006: 5) und nicht segmentiert in die Bereiche 
Gesundheit, Bildung, Ernährung, Freizeit, Konsum und Abenteuer in den 
Blick zu nehmen sind. Die Gestaltung der sozialräumlichen Lebensbedin-
gungen wird in dieser Perspektive als Grundlage für Bildungsprozesse be-
trachtet. Damit wird kommunale Bildungspolitik zu mehr als nur einer Aus-
gestaltung von schulischen Bildungsprozessen,  
sondern es geht grundsätzlich um eine systematische Förderung von Kindern und Jugendli-
chen für ein gelingendes Leben in gelegentlich recht prekären Lebensbedingungen. Weil 
darauf viele Sektoren Einfluss haben, gilt: Stadtentwicklung ist Bildungspolitik, Arbeits-
marktpolitik ist Bildungspolitik, Jugendhilfe ist Bildungspolitik, Sozialpolitik ist Bildungs-
politik, Gesundheitspolitik ist Bildungspolitik (HINTE 2006: 4).
In dieser raumbezogenen Perspektive von Bildung wird der Blick vor allem 
auf die Kinder und Jugendlichen gelenkt, für die das Aufwachsen in ihrem 
sozialen Raum mit mangelnden Entwicklungschancen und einer einge-
schränkten Teilhabe an der Gesellschaft verbunden ist, und damit auf die 
Frage: Wie kann in einer öffentlichen Gesamtverantwortung eine „Bildung 
für alle“ (12. JUGENDBERICHT 2005:40) ermöglicht und wie können die her-
kunftsbedingten ungleichen Ausgangsbedingungen in einem raumbezogenen 
Bildungsnetzwerk kompensiert werden?  
So bedeutsam die analytische Betrachtung der räumlichen Dimension in 
der Gestaltung von Kommunalen Bildungslandschaften sicherlich ist, so ist 
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mit ihr – wegen ihrer Konzentration auf benachteiligte Räume und der damit 
verbundenen praktischen Verkürzung in der Ressourcensteuerung auf den 
geografischen Ort – doch gleichzeitig die ursprünglich nicht intendierte bil-
dungspolitische Gefahr der „Einschließung“121 (vgl. KESSEL U.A. 2005) der 
benachteiligten Kinder und Jugendlichen verbunden. Damit aber wendet sich 
die für die Entwicklung von Kindern und Jugendlichen so wichtige Erweite-
rung ihres Handlungsraumes in ihr Gegenteil: den Aufbau von Barrieren.
Auch DEINET (2005) sieht diese fatale Möglichkeit einer sozialräum-
lichen Fehlentwicklung und die zusätzliche soziale Etikettierung bzw. Stig-
matisierung solcher Stadtteile, die die bereits bestehenden Barrieren für diese 
Kinder und Jugendlichen, ihren Handlungsraum zu erweitern und damit auch 
die Grenzen ihres Sozialraums zu überschreiten, noch zusätzlich erhöhen. 
Daraus schließt er, dass besonders in den benachteiligten Stadtteilen Projekte 
und Aktionen, die Kinder und Jugendliche in neue Situationen und Räume 
bringen, notwendig sind, um sie so sicherer im Umgang mit fremden Men-
schen und neuen Situationen zu machen. Er formuliert die Anforderung, dass 
die  
Kooperation von Schulen und Einrichtungen der Jugendhilfe mit Einrichtungen und Schu-
len außerhalb ihres Stadtteils besonders wichtig sind, um die beschriebene Intention der 
Raumerweiterung immer wieder anzuregen und zu fördern (DEINET 2005: 24).
LANDHÄUSSER/OTTO/ZIEGLER (2005) sprechen diesen Zusammenhang kri-
tisch an im Kontext ihrer Überlegungen zum informellen Lernen in benach-
teiligten Stadtteilen, indem sie mit BOURDIEU (1997) darauf hinweisen, dass 
je nach Abstand zu den Erfordernissen des schulischen Marktes das in nah-
räumlichen Kontexten angeeignete Kulturkapital nicht generell als positiver 
Wert anzusehen ist: Für den schulischen Erfolg (in der globalisierten Wis-
sensökonomie) ist weniger das sozial ererbte Kulturkapital von Bedeutung, 
das als Ausmaß der praktischen Beherrschung von Lebensbewältigungsan-
forderungen in abgedrängten und unterrepräsentierten sozialen Milieus zum 
Ausdruck kommt, als vielmehr der soziale Abstand dieser Fähigkeiten zum 
Bildungssystem.  
Die Autoren kritisieren in diesem Kontext zugleich die „derzeitige Kon-
junktur der Diskurse um informelle Bildung“, das „Pathos der Selbst-
bestimmung“ (LANDHÄUSSER/OTTO/ZIEGLER 2005: 6) und die sozialpädago-
gische Sozialraumorientierung, zumindest wenn sie „im Sinne eines 
übergreifenden fachlichen Konzeptes“ (ebd.) verstanden wird, und betrach-
ten die Nahraumorientierung als Versuch „eines (Re-)Arrangements infor-
meller Netzwerke in lokalen Lebensbereichen“ (ebd.). Aber gerade diese 
                                                          
121 Der polnische Soziologe Zygmunt Baumann kommentiert dazu treffend: “Some inhabit the 
globe, others are chained to place.“ (Manche bewohnen die Welt, andere bleiben an einen 
Ort gekettet; Mau 2008: 11).  
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Formen von Netzwerken werden in den „hegemonialen Sozialraumdiskur-
sen“ kritisch rezipiert.  
Kinder und Jugendliche entwickeln eine „abweichende Kultur“, da sie in einem Umfeld 
mit wenigen positiven Vorbildern und Repräsentanten eines „normalen“ Lebens den Sinn 
von Schule, Ausbildung und Beruf nicht mehr ausreichend vermittelt bekommen, im Ge-
genteil; es erfolgt ein „negatives soziales Lernen“ (BECKER 2003: 11).
Die logische pädagogische Folge daraus wäre nach Ansicht der Autoren eine 
Vermeidung informellen Lernens in solchen Stadtteilen, denn mit dem Zu-
gang zu alltäglichen Hilfen und mit der Schaffung von Netzwerken kann 
zwar eine Steigerung des subjektiven Wohlbefindens verbunden sein, „dar-
über hinausweisende Ressourcen und Zugänge zu nicht-redundanten Kontak-
ten werden hierdurch aber nicht eröffnet“ (LANDHÄUSSER/OTTO/ZIEGLER
2005: 8). Deshalb plädieren die Autoren für einen „sozialräumlich sensib-
len“ Ansatz als Teil eines umfassenden, auf demokratische Gleichheit gerich-
teten Capability-Ansatzes122, in dem es nicht um eine Verschiebung vom Fall 
zum Feld geht, sondern um die in sozialen Feldern positionierten Akteu-
re/Akteurinnen und darum, wie deren Entfaltungsmöglichkeiten und Lebens-
chancen erweitert werden können.123
In dieser öffnenden Perspektive spricht dann wiederum einiges für die 
integrierte Gestaltung von Bildungsangeboten im Stadtteil und den damit 
verbundenen Versuch der Initiierung von nicht redundanten Bildungsprozes-
sen durch die Möglichkeit der Verknüpfung der verschiedenen Bildungsorte 
im Rahmen eines kommunal strukturierten Bildungsangebots. Daraus erge-
ben sich offene Fragen, die die empirische Bildungsforschung zu beantwor-
ten hat, bezüglich der Kooperationsformen unterschiedlicher Disziplinen und 
Institutionen, unterschiedlicher Rechtssysteme und Organisationsformen in 
einem öffentlich verantworteten und abgestimmten System von Bildung, 
Betreuung und Erziehung. Im 12. JUGENDBERICHT (2005) werden trotz der 
Einschränkung durch diese offenen Fragen fünf Leitlinien formuliert, die z.T. 
schon an anderer Stelle dieser Arbeit angesprochen worden sind und die 
vorläufig als eine konzeptionelle Grundlage für die Gestaltung von kommu-
nalen Bildungslandschaften betrachtet werden können:  
Erstens sollen der Lebenslauf und die Bildungsbiografie der Kinder 
und Jugendlichen in den Mittelpunkt der Betrachtung gestellt werden, 
und nicht die einzelnen Systeme. Vielmehr stellt sich die Frage nach 
                                                          
122 Zur Bedeutung des Capability-Ansatzes als neue Orientierung in der Erziehungs-
wissenschaft vgl. Kapitel 1.3. 
123 Der Journalist Johannes Stein (2004) betrachtet aus einer anderen Perspektive offen-
sichtlich den gleichen Zusammenhang, wenn er in seinem Essayband „Endlich Nicht-
denker“ parodistisch unter dem Stichwort „Gefahren der Feinberührung: Suchen Sie ihr 
Heil in der Provinz!“ formuliert: „Diese Aufforderung meine ich nicht nur im geogra-
fischen, sondern auch im geistesgeschichtlichen Sinn. Es ist schädlich, wenn Sie die Gren-
zen ihres Weltbildes verletzen.“ 
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der Fähigkeit der Systeme, einen relevanten Beitrag zu Bildung, 
Betreuung und Erziehung zu leisten. 
Zweitens sollen zum Ausgangspunkt gemacht werden die Trias von 
Bildung, Betreuung und Erziehung, verstanden hier als umfassender 
Kompetenzerwerb mit Blick auf die unterschiedlichen Bereiche der 
Weltaneignung, auf den Erwerb einer moralischen Urteilskraft bzw. ei-
ner lebenspraktischen Entscheidungs- und Orientierungskompetenz und 
einer Kompetenz zur Selbststeuerung, sowie der Erwerb von Bindungs-
intensität wechselseitiger Beziehungen. 
Drittens soll erreicht werden eine bessere Abstimmung von Bildungs-, 
Betreuungs- und Erziehungsangeboten in einer umfassenden Bil-
dungslandschaft, in der alle Bildungsorte und Lernwelten, die tat-
sächliche Bildungsprozesse realisieren, enthalten sind. 
Viertens soll mit den geplanten Maßnahmen und Steuerungsstrukturen 
die öffentliche Gesamtverantwortung für eine „Bildung für alle“ mit 
dem Anspruch auf Chancengerechtigkeit wahrgenommen werden und 
ein partizipatives Bildungsverständnis etabliert, in dem Kinder und Ju-
gendliche nicht als mehr oder minder passive „Konsumenten“ eines 
Bildungsvorgangs zu betrachten sind, sondern als aktive „Ko-Produ-
zenten“ eines individuell zugeschnittenen Lernprozesses, der Lern- und 
Lebenswelt miteinander in Verbindung bringt.  
Fünftens sind durch die bewusste Gestaltung der kommunalen Bil-
dungslandschaft ein verbessertes Zusammenspiel und eine Bildungs- 
und Erziehungspartnerschaft aller bildungs- und lernrelevanten Akteure 
anzustreben. Grundlage dafür ist die Aufgabe bisheriger eingespielter 
Routinen und Selbstverständlichkeiten, wie z.B. die sehr frühe Unter-
stützung und Ergänzung der Familien in ihrer Erziehungs-
verantwortung, ein Abbau der Hürden durch die Verbesserung des 
Übergangs in beiden Statuspassagen, von der Familie in die Kinder-
betreuung und vom Kindergarten in die Schule. Dazu gehören ebenso 
zentral die Verbesserung des Zusammenspiels und der Vernetzung zwi-
schen Schule und Kinder- und Jugendhilfe – das gilt auch ausdrücklich 
für die Frage der konkreten Ausgestaltung des „Projektes Ganztags-
schule“ (12. JUGENDBERICHT 2005) – sowie erhebliche Anstrengungen 
auf allen föderalen Ebenen (Bund, Länder, Gemeinden) sowie der Ein-
bezug gesellschaftlicher Akteure aus Politik, Wirtschaft, Kirche und zi-
vilgesellschaftlicher Akteure.  
Aus diesen Leitlinien schließt der 12. JUGENDBERICHT auf die Rolle der 
Kommunen als Aufbauer und Gestalter einer für alle Kinder und Jugendli-
chen zugänglichen und nutzbaren Infrastruktur für Bildung, Betreuung und 
Erziehung im kommunalen Raum. Die Infrastruktur wird nach dieser Vor-
stellung getragen von Angeboten und Einrichtungen der Kinder- und Ju-
gendhilfe, der Schule, von kulturellen Einrichtungen, Verbänden und Verei-
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nen, Institutionen der Gesundheitsförderung sowie von „bildungsrelevanten 
privaten und gewerblichen Akteuren“(12. Jugendbericht 2005: 42).  
Als zentrales Steuerungsinstrument wird dazu im JUGENDBERICHT eine 
kommunale Bildungsplanung präferiert, die zumindest Sozialplanung, Ju-
gendhilfeplanung und Schulentwicklungsplanung integriert und eine Zusam-
menarbeit zwischen staatlicher Schulverwaltung, kommunalem Schulträger 
und kommunalem Jugendamt unter der Perspektive erweiterter Bildungs-
gelegenheiten fördert. In dieser Perspektive wird der Stadtteil bzw. der sozia-
le Nahraum im Umfeld von Schulen als eine „wesentliche und unabdingbare 
Ebene für die Steuerung der Kooperation zwischen Jugendhilfe und Schule“ 
(12. JUGENDBERICHT 2005: 325) betrachtet, die zwischen dem bilateralen 
Austausch einzelner Schulen, der Jugendhilfe und der gesamtstädtischen 
Struktur angesiedelt sein sollte. Diese kommunale Struktur sollte wiederum 
eingebunden sein in einen Gesamtprozess, der eine „Anpassung und Syn-
chronisierung der administrativen und politischen Strukturen im Bereich der 
Bildungs- und Jugendpolitik von Bund, Ländern und Gemeinden“ (12.
JUGENDBERICHT 2005: 348) zum Ziel hat.  
Außerdem könnten mit der Einrichtung von ausgleichenden Finanzie-
rungssystemen auf Länderebene Ungleichheiten ausgeglichen werden im 
Angebot und in der Qualität der kommunalen Bildungslandschaften, die 
durch unterschiedliche finanzielle Stärken der Städte begründet sind. Kom-
munen müssen für diese Aufgabe auch stärker als bisher an der inhaltlichen 
Ausgestaltung der Schulen beteiligt werden. Hierin findet die Vorstellung 
von Bildungslandschaft Anschluss z.B. auch an Konzepte aus der „Selbst-
ständigen Schule“. 
Dieses Kapitel abschließend kann vorläufig resümiert werden: Die verschie-
denen vorgestellten Formen der Bildungslandschaften, die in ihrer Auswahl 
nicht den Anspruch auf Vollständigkeit erheben, weisen in der textlich-
analytischen Betrachtung ihrer konzeptionellen Ausführungen durchaus 
unterschiedliche Ausprägungen und differierende Schwerpunkte auf. Wahr-
scheinlich entstehen im Prozess der praktischen Umsetzung und konkreten 
Ausgestaltung weitere, nur durch konkrete regionale Unterschiede in den 
politischen, personellen und strukturellen Bedingungen zu erklärende Un-
übersichtlichkeiten in den verschiedenen Kommunalen, Regionalen und 
Lokalen Bildungslandschaften. Gleichzeitig bilden sich immer wieder große 
Schnittmengen zwischen den jeweiligen Schwerpunkten heraus. Die Ent-
wicklung dieser Bildungslandschaften steht allem Anschein nach erst am An-
fang, und deshalb ist die Bewertung ihrer weiteren Entwicklung ent-
sprechend offen.
Das gemeinsame Ziel der verschiedenen konzeptionellen und lokalen 
Ausprägungen muss aber eine Bildungslandschaft sein, in der effektive Bil-
dungs-, Betreuungs- und Erziehungsangebote den Kindern und Jugendlichen 
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Wissen und Können, Fähigkeiten und Fertigkeiten, personale und soziale 
Kompetenzen sowie die dafür notwendigen Strukturen zur Verfügung stel-
len. Diese Angebote können helfen, eine eigenständige Lebensführung in 
einer Gesellschaft zu entwickeln, „für deren demokratischen, sozialen und 
humanitären Zuschnitt Bildung in absehbarer Perspektive im wahrsten Sinne 
des Wortes ‚lebensnotwendig’“ (MÜNCHMEIER 2002: 18) sein wird. 
Zur Umsetzung dieser Perspektive können, angelehnt an die Ausführun-
gen von STOLZ (2008) auf dem 13. Deutschen Kinder- und Jugendhilfetag in 
Essen, aus den vorliegenden Konzeptlinien folgende Konvergenzen festge-
stellt werden: 
die Notwendigkeit integrierter Fachplanungen 
die Konstitution öffentlich verantworteter und partizipativ orientierter 
Bildungsnetzwerke über die Schule hinaus 
die Ausrichtung auf das Ziel, anregende Lern- und Lebensbedingungen 
als Gelegenheitsstrukturen zu gestalten 
die interinstitutionell koordinierte Fortbildung von Leitungs- und Fach-
kräften 
4.9 Perspektiven einer Kommunalen Bildungslandschaft in 
der Stadt Essen 
Vor dem dargestellten bildungs- und gesellschaftstheoretischen Hintergrund 
der erweiterten Bildungskonzepte und der Formulierung von Gelegenheiten 
und Befähigungen sowie unter der Perspektive der bisher dargestellten Dis-
kussionslinien und Referenzpunkte lässt sich eine Reihe von kritischen An-
fragen formulieren an die konkrete Neugestaltung und die Herstellung von 
Gelingensbedingungen einer Kommunalen Bildungslandschaft in der Stadt 
Essen.
Zum besseren Verständnis der kommunalpolitischen Ausgangsposition 
sollen dazu zunächst kurz der sozial- und bildungspolitische Rahmen und die 
bildungspolitische Ausgangssituation, die für den Kontext von Bedeutung 
sund, skizziert werden.  
4.9.1 Sozial- und bildungspolitische Ausgangssituation
STROHMEIER (2008) ordnet im Rahmen seiner für die Bertelsmann Stiftung 
erstellten Studie „Demographie konkret“ die Stadt Essen innerhalb seiner 
Überlegungen zum demografischen Wandel und zur sozialen Segregation ins 
„Cluster 6: Schrumpfende homogene Städte in Westdeutschland mit Tendenz 
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zur Überalterung“ (STROHMEIER 2008: 37) von insgesamt 8 gebildeten 
Clustern ein. Dieses Städtecluster umfasst insgesamt 13 Städte, neben Essen 
sind das Delmenhorst, Duisburg, Gladbeck, Hagen, Koblenz, Krefeld, Ober-
hausen, Remscheid, Salzgitter, Siegen, Solingen und Wuppertal. Charakte-
risiert wird dieses Cluster durch die für westdeutsche Verhältnisse großen 
Bevölkerungsverluste aufgrund geringer Geburtenzahlen und überdurch-
schnittlicher Abwanderung. Besonders auffällig ist in diesem Cluster der 
überdurchschnittliche Anteil von Einwohnern über 60 Jahre, d.h. der ältesten 
Altersgruppe. Die in diesem Cluster zu verzeichnende leicht überdurch-
schnittliche Quote der Langzeitarbeitslosen von 37 % und eine durch-
schnittliche Beschäftigungsentwicklung verweisen auf eine eher stagnierende 
wirtschaftliche Entwicklung. Die Stadt Essen ist in dieser Perspektive als  
schrumpfende, älter werdende Stadt in Westdeutschland zu charakterisieren.
Im Armuts- und Reichtumsbericht 2007 des Ministeriums für Arbeit, 
Gesundheit und Soziales des Landes Nordrhein-Westfalen wird Essen als 
eine Stadt mit altindustrieller Vergangenheit bezeichnet, die in den letzten 
Jahren einen ernormen Strukturwandel zum Dienstleistungszentrum erfahren 
hat. Trotzdem konnte damit nicht vollständig der Verlust an Arbeitsplätzen 
im industriellen Bereich kompensiert werden, und so ist die Arbeitslosenquo-
te seit Jahren überdurchschnittlich hoch und die Zahl der sozialversiche-
rungspflichtig Beschäftigten nimmt weiter ab.  
In der demografischen Struktur ist in Essen, wie schon durch STROH-
MEIER benannt, eine Überalterung der Bevölkerung zu verzeichnen. Es kom-
men weniger Kinder zur Welt (noch nie in der Nachkriegszeit war die Zahl 
der Lebendgeborenen in Essen so gering wie 2005), als Menschen sterben. 
Gleichzeitig wird die Bevölkerung Essens kulturell und ethnisch diffe-
renzierter. Insgesamt sind 16,3 % der Bevölkerung nichtdeutsch oder haben 
neben der deutschen eine nichtdeutsche Staatsangehörigkeit.  
Stark ausgeprägt ist in Essen die räumliche Segregation. So liegen z.B. 
die Anteilswerte der Nichtdeutschen und Doppelstaatler an der Bevölkerung 
in den 50 Essener Stadtteilen zwischen 2,8 % und 48,9 %, Stadt: 16,3 %; und 
z.B. bei den unter Zweijährigen zwischen 6,3 % und 82,6 %, Stadt: 35,0%. 
In der Essener Bevölkerung sind insgesamt 8,9 % zu ihrer Existenzsicherung 
auf Transferleistungen nach Bundessozialhilfe-, Asylbewerberleistungs- und 
Grundsicherungsgesetz angewiesen; dieser Anteil steigt zurzeit noch an.  
Bei den unter Sechsjährigen stieg z.B. die Hilfedichte in der Zeit von 
2001 bis 2004 von insgesamt 19,4 % auf 24,0 %. Die Arbeitslosenquote lag 
2005 bei 17,7 % und damit fast 5 Prozentpunkte über dem Landesdurch-
schnitt. Die Arbeitslosenquote Nichtdeutscher beläuft sich nunmehr auf 
42,3 % (NRW: 28,7 %).  
Vor diesem kommunalpolitischen Hintergrund hat sich in den letzten 
zwei Jahrzehnten eine Reihe von verschiedenen schulischen, sozialpädago-
gischen und städteplanerischen Handlungsansätzen herausgebildet, die mit je 
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unterschiedlichem Fokus Wirkungen auf die hier reflektierten bildungspoli-
tischen Handlungsfelder erzielen oder zumindest den Anspruch darauf for-
muliert haben. An exemplarischen „Meilensteinen“ für die angesprochenen 
Aktivitäten in der Stadt Essen können genannt werden: 
Entwicklung bildungspolitischer Leitlinien der Stadt Essen im Dezem-
ber 1998 unter Beteiligung des Ministeriums für Schule und Weiter-
bildung, Wissenschaft und Forschung in NRW, der Universität Ge-
samthochschule Essen, der Vereinigung der Industrie- und 
Handelskammern in NRW und des Deutschen Städtetags 
Zusammenführung des Schulverwaltungs- und des Jugendamtes zu ei-
nem Geschäftsbereich (Dezernat) Jugend, Bildung und Kultur im Jahre 
2005; in der Begründung dazu wird ausdrücklich das Erreichen einer 
Zusammenführung der zielgruppenidentischen und in fachlichen Zu-
sammenhängen und Abhängigkeiten arbeitenden Fachbereiche des 
Schulverwaltungsamtes und des Jugendamtes unter einer gemeinsamen 
Steuerung genannt und die operative Aufgabenentwicklung, unter an-
derem in Bezug auf den verstärkten vorschulischen Bildungsauftrag 
und des schulergänzenden pädagogischen Bedarfs im Zusammenhang 
mit der Ganztagsschule  
Einrichtung eines gemeinsamen Unterausschusses Jugendhilfe und 
Schule und Verstärkung der strukturellen Absicherung der Kooperation 
von Jugendhilfe und Schule durch eine Lenkungsgruppe Jugend sowie 
Durchführung einer Fachtagung im September 2006 zu den wichtigsten 
Ergebnissen des 12. Jugendberichts 2005 der Bundesregierung mit dem 
programmatischen Titel „Jugendhilfe bildet!“ 
gemeinsame Konzeptentwicklung zur Offenen Ganztagsschule von 
Schulverwaltungs- und Jugendamt unter Federführung der Bildungs- 
und der Jugendhilfeplanung 
Absicherung der Stadtteilarbeit durch das ISSAB (Institut für stadtteil-
bezogene soziale Arbeit) in den Stadtteilen mit besonderem Erneue-
rungsbedarf durch einen Kooperationsvertrag zwischen der Stadt Essen 
und der Universität 
Durchführung des Projektes Lernwelt Essen, das 2001 vom Essener 
Konsens initiiert wurde und bis März 2007 vom BMBF und der EU ge-
fördert wurde 
Entwicklung und Umsetzung eines kommunalen „Interkulturellen 
Handlungskonzeptes“ durch die Regionale Arbeitsstelle zur Förderung 
von Kindern und Jugendlichen aus Zuwandererfamilien (RAA/Büro für 
interkulturelle Arbeit) 
Erstellung eines Kinderberichtes in jeder Ratsperiode seit 1994; der ak-
tuelle Bericht zum Jahr 2008 ist damit insgesamt der 4. Essener Kin-
derbericht, der sich in seinem Analyseteil auf die Lebenslagen der Kin-
der und Familien in Essen bezieht und hieraus Handlungsempfehlungen 
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und Beschlussentwürfe für die Gestaltung einer kindgerechten Stadt ab-
leitet
Neben diesen genannten und schon existenten Dimensionen und zur weiteren 
Entwicklung einer Kommunalen Bildungslandschaft wird zurzeit in der Stadt 
Essen die Beteiligung der Stadt am Projekt „Lernen vor Ort“ als eine weitere 
lokale Ausgestaltungsperspektive für integrierte Konzeptentwicklungen dis-
kutiert. Auf der Grundlage der beschriebenen vielfältigen Handlungsansätze 
geht es dabei in der kommunalen Umsetzung des im Kontext immer wieder 
formulierten Ziels eines kohärenten Gesamtsystems von Bildung, Betreuung 
und Erziehung, auch im Rahmen eines Projektes „Lernen vor Ort“, jetzt aber 
nicht so sehr um die Installation eines weiteren Einzelprojektes, sondern 
vielmehr um eine Zusammenführung der unterschiedlichen Akteure und 
Institutionen, die einen jeweils spezifischen und sektoralen Zugang zur Bil-
dung repräsentieren, unter dem Dach der Kommunalen Bildungslandschaft.  
Auf der anderen Seite kann die in der Stadt Essen in mehr als zwei Jahr-
zehnten gewachsene breite Landschaft ausdrücklich als eine gute Grundlage 
und Chance für die Herstellung eines partei- und institutionenübergreifenden 
Bildungskonsenses betrachtet werden. Als weiterer Anlass für das verstärkte 
Aufkeimen einer lokalen Diskussion um die Gestaltung einer Kommunalen 
Bildungslandschaft kann die Neubesetzung des Geschäftsbereichsvorstands 
für die Bereiche „Jugend, Bildung und Soziales“ in der Stadt Essen zum 
August 2007 durch den vorherigen Leiter des Jugendamtes Essen, ein fachli-
cher Vertreter mehrdimensionaler Bildungsvorstellungen, betrachtet werden. 
Und nicht zuletzt hat die lokale Diskussion um Bildungslandschaften weitere 
Nahrung erhalten durch die Durchführung des 13. Deutschen Kinder- und 
Jugendhilfetages der AGJ in Essen vom 18.–20. Juni 2008 zum Thema „Ge-
rechtes Aufwachsen ermöglichen! Bildung – Integration – Teilhabe“, auf 
dem prominent besetzt und in verschiedenen Foren die Frage diskutiert wur-
de nach der Tragfähigkeit der Bildungslandschaften als strategischer bil-
dungspolitischer Ansatz der Kinder- und Jugendhilfe.
Gleichzeitig müssen diese kommunalen Diskussionskontexte als stark 
auf die jugendhilfeinterne Debatte ausgerichtet und deshalb auch als begrenzt 
in ihrer Wirkung auf die gesamte Stadtgesellschaft betrachtet werden. Es 
fehlt dieser Bildungsdebatte – auch in Essen – noch weitgehend die An-
schlussfähigkeit sowohl an schulische als auch an sozialräumlich ausgerich-
tete Stadtentwicklungsprozesse.  
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4.9.2 Weitere Perspektiven für ein Kommunale Bildungslandschaft
Da diese bildungspolitischen Diskurse in der realen Kommunalpolitik nicht 
als „herrschaftsfreie Dialoge“ im Sinne von HABERMAS124 zu kennzeichnen 
sind, besteht im Kontext der kommunalen Diskussion um Bildungsland-
schaften die Gefahr der weiteren Perpetuierung der sektorialen Zersplitterung 
von Bildung in den verschiedenen Handlungsfeldern und damit die Aufrecht-
erhaltung und Weiterführung paralleler Strukturen und Ziele. Dies kann 
durchaus vor dem Hintergrund und als Ausdruck unterschiedlicher partei-
politischer Interessenlagen sowie verwaltungstypischer Zuständigkeits- und 
Machtfragen interpretiert werden. 
Wenn z.B. STOLZ (2008) als wesentliche Gelingensbedingungen für die 
Gestaltung idealtypischer „kooperationszentrierter“ lokaler Bildungsland-
schaften die Herstellung eines partei- und institutionenübergreifenden Kon-
senses betrachtet sowie einen verwaltungsreformerischen Integrationsansatz 
(von Jugendhilfe und Schule), die Schaffung einer Beteiligungs- und Aus-
handlungskultur (local governance), eine integrierte lokale Sozial- und Bil-
dungsberichterstattung, eine integrative Betrachtung des Ganztags bzw. der 
Ganztagsbildung und Tandemfortbildungen für Schul- und Sozial-
pädagogen/-pädagoginnen auf den unterschiedlichen Akteursebenen – so ist 
das in der konkreten Umsetzung zweifelsfrei genauso richtig wie schwierig.  
Deshalb ist bei der Anwendung sowohl der Prinzipien des Capability-
Ansatzes als auch des mehrdimensionalen Bildungsansatzes auf Kommunale 
Bildungslandschaften zuallererst darauf zu achten, dass in deren Gestaltung 
nicht nur (wie in den bisherigen Formen weitgehend realisiert) auf den Typus 
‚positivistische Bildungslandschaft’ gesetzt wird, die ausschließlich einer 
manageristischen Perspektive folgt und sich auf effektive Humankapitalpro-
duktion und Employbilitätssicherstellung ausrichtet. Erst in einer Erweite-
rung der Perspektiven, die sich an den zentralen Prinzipien des mehrdimensi-
onalen Bildungsbegriffs im 12. JUGENDBERICHT und des Capability 
Approach ausrichtet, erschließen sich neue Räume und Chancen in der 
Kommunalen Bildungslandschaft für eine Befähigung der Akteure, indem 
aus deren subjektiver Sicht ausgelotet werden kann, welche Bedeutung Bil-
dung für die Bestimmung der Handlungsbefähigung von Subjekten hat.  
Dabei können aus meiner Sicht für die jeweilige kommunale Formu-
lierung bildungspolitischer Grundsätze unter dieser Perspektive durchaus 
Anschlüsse des Capability Approach an zentrale Referenzpunkte des 12. 
Jugendberichtes 2005 hergestellt werden. Als Erstes ist hierbei sicherlich der 
mehrdimensionale und an HABERMAS angelehnte Bildungsbegriff in den vier 
                                                          
124 Herrschaftsfreie Kommunikation sieht Habermas dann realisiert, wenn vier Geltungs-
ansprüche der Kommunikation erfüllt sind: Verständlichkeit, Wahrheit (tatsachentreue Dar-
stellung), Wahrhaftigkeit (gibt an, ob eine Aussage der Intention entspricht) und Richtigkeit 
(der normative Kontext) (vgl. Habermas 1981). 
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Aneignungsdimensionen der kulturellen, der sozialen, der materiell-ding-
lichen und der subjektiven Welt zu nennen. Diese Aneignungsdimensionen 
beschreiben damit den Raum für die konkreten Lebens-, Erfahrens- und 
Wirklichkeitsbereiche des (sich bildenden) Subjektes und weisen darin deut-
liche Ähnlichkeiten zu den Überlegungen von SEN und NUSSBAUM im Rah-
men ihres Capability-Ansatzes auf.  
Damit wird der bildungsbiografische Zugang in der Betrachtung des 
Aufwachsens von Kindern und Jugendlichen und der notwendige Hinweis 
auf deren Perspektive verbunden mit einer bildungstheoretischen Ausrich-
tung, die weit über die übliche Engführung arbeitsfeldbezogener Betrachtun-
gen hinausreicht und die Bildungsbiografie aus Sicht der Kinder und Jugend-
lichen ins Zentrum ihrer kommunalen Überlegungen stellt. Diese subjektive 
Perspektive ermöglicht zudem einen anderen Blick auf die Gestaltung der 
verschiedenen Bildungswelten und -orte und schließt dabei kritische Anfra-
gen an diese und an die Gestaltung von ganztägigen Bildungsprozessen ein.  
Ebenso lässt sich aus dieser Perspektive nach der Reichweite und Quali-
tät der Kooperation von Jugendhilfe und Schule fragen und nach den darin 
liegenden Handlungsbefähigungen und Verwirklichungschancen für Kinder 
und Jugendliche, die zur Gestaltung eines guten Lebens notwendig sind.  
Vor diesem bildungstheoretischen Hintergrund sind zur konkreten Um-
setzung von Kommunalen Bildungslandschaften vier verschiedene Hand-
lungs- und Steuerungsebenen zu unterscheiden: 
die Ebene der politischen Steuerung der gesamtstädtisch und quartiers-
übergreifend ausgerichteten Bildungspolitik 
die Ebene der zwei strategischen Ansatzpunkte: Kooperation von Ju-
gendhilfe und Schule und Gestaltung einer kohärenten Bildungsbiogra-
fie
die Ebene des sozialen Raumes in der Kooperation von Jugendhilfe und 
Schule 
die konkrete Ebene der Einzelprojekte und Kontakte zwischen den 
Schulen und Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe  
4.9.2.1 Politische Steuerung der gesamtstädtischen Bildungspolitik 
Für die Absicherung der Steuerung einer Kommunalen Bildungslandschaft in 
der Stadt Essen bedarf es auf der Grundlage eines partei- und institutionen-
übergreifenden Konsenses zum „Gesamtzusammenhang von Bildung, Erzie-
hung und Betreuung“ (STOLZ 2008: 7), der z.B. in einer lokalen Fachtagung 
zu bildungspolitischen Grundsatzfragen hergestellt werden könnte und ver-
bunden ist mit einer entsprechenden politischen Willensbekundung der struk-
turellen Absicherung dieses stadtpolitischen Ziels. Diese Entwicklung muss 
deutlich über die bisherige sektorale politische Steuerung der Themenfelder 
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„Jugend, Bildung und Soziales“ hinausgehen und „mehr (sein) als nur ein 
Netzwerk institutioneller Bildungsanbieter“ (STOLZ 2008: 7). 
Dazu empfiehlt sich die Einrichtung einer Steuerungsgruppe, in der alle 
relevanten Akteure auf der Grundlage valider Daten in einer auf Beteiligung 
und Aushandlung ausgerichteten Kommunikationskultur die grundlegenden 
bildungspolitischen Ziele diskutieren und daraus ableitend strategische Ziele 
formulieren. 
Für die kommunale Steuerung einer Bildungslandschaft kann auch auf 
die Empfehlungen des BJK und des 12. Kinder- und Jugendberichtes (vgl. 
u.a. KRÜGER/RAUSCHENBACH 2006: 105) hingewiesen werden, die soziale 
Bildungsforen (auch „Runde Tische der Bildung“ genannt) fordern zur Ab-
stimmung über Inhalte, Ziele und Ergebnisse der verschiedenen Bildungsorte 
und Lernwelten, damit diese „für alle transparent, nachvollziehbar und be-
wertbar gemacht werden können“ (BÖLLERT 2004: 219).  
Bei der Initiierung dieser neuen Steuerungsstruktur ist allerdings darauf 
zu achten, dass alle beteiligten Akteursebenen berücksichtigt werden und 
dass legitimierte Kommunalpolitik nicht abgekoppelt geschieht und damit 
diesem kommunalen Entwicklungsprozess die demokratische Legitimierung 
entzogen wird. Deshalb sind auch bestehende und thematisch tangierte Fach-
ausschüsse (Jugendhilfeausschuss, Schulausschuss und Ausschuss für Arbeit, 
Soziales und Gesundheit) bzw. Planungsgremien wie z.B. die Arbeitsge-
meinschaft nach § 78 SGB VIII in diese Struktur zu integrieren.
Neben dieser kommunalen Struktur wird auch eine Absprache mit der 
überörtlichen Ebene, z.B. im Rahmen von schon erprobten staatlich-kommu-
nalen Verantwortungsgemeinschaften empfohlen. Für die Sicherung der Ar-
beitsfähigkeit dieser bildungspolitischen Steuerungsebene wird z.T. die Er-
richtung lokaler Bildungsbüros als eine intermediäre Instanz empfohlen, 
„welche die übergreifende öffentliche Verantwortung für das Gelingen von 
Bildung, Erziehung und Betreuung wahrnimmt. Dieser Querschnittsaufgabe 
entspricht eine Stabsfunktion bei der kommunalen Spitze (Oberbürgermeis-
ter, Landrat) am besten“ (STOLZ 2008: 8) Neben der Einrichtung einer ent-
sprechenden Stelle wird zur Finanzierung der damit verbundenen Tätigkeiten 
auch ein regionaler Entwicklungsfonds benötigt. 
4.9.2.2 Zwei strategische Ansatzpunkte: Kooperation von Jugendhilfe und 
Schule und Gestaltung einer kohärenten Bildungsbiografie 
Wie weiter oben angesprochen ergeben sich aus meiner Sicht zurzeit zwei 
zentrale strategische Ansatzpunkte für die Weiterentwicklung der Kommu-
nalen Bildungslandschaft in der Stadt Essen. Der erste Punkt ist die Weiter-
entwicklung der Kooperation von Jugendhilfe und Schule auf der Grundlage 
der dargestellten integrierenden Perspektive. Der zweite Punkt geht über 
diesen institutionellen Ansatzpunkt hinaus und orientiert sich an der Abfolge 
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der Bildungsbiografie von Kindern und Jugendlichen vom frühen Lernen in 
der Familie bis zum Übergang von Schule in den Beruf bzw. in ein Studium. 
Dabei sind besonders die Gestaltung der Übergänge zwischen den verschie-
denen Statuspassagen sowie der Bildungsorte und Lernwelten auf der Grund-
lage einer subjektiven Sicht auf die Bildungsprozesse von Kindern und Ju-
gendlichen in diesem Prozess zu reflektieren. Entsprechend empfiehlt STOLZ
z.B. die
Absicherung verbindlicher Beteiligungsstrukturen, verbunden mit einer breiten Öffnung 
von Planungs-, Entscheidungs- und Implementierungsprozessen für die betroffenen Bür-
ger, insbesondere für Eltern sowie für Kinder und Jugendliche (STOLZ 2008: 9).
In der Steuerungsgruppe Kooperation von Jugendhilfe und Schule sollten 
Vertretungen des Jugendamtes, des Schulverwaltungsamtes, des Schulamtes 
für die Stadt Essen und des Geschäftsbereichs Jugend, Bildung und Soziales 
vertreten sein. In einer zweiten Steuerungsgruppe, die über die Kooperation 
von Jugendhilfe und Schule hinausgehende Schwerpunkte behandelt und als 
„Kommunale Bildungskonferenz“ abstimmt über die weiterführenden Inhalte 
und Ziele eines kohärenten Gesamtsystems für Bildung, Betreuung und Er-
ziehung, sind darüber hinaus die kommunalen Politikansätze in die Bereiche 
Gesundheit, Integration, Kinder und Jugendliche, Wirtschaft, Kultur und 
Sport, eventuell auch in die Weiterbildung zu integrieren. Diese beiden stra-
tegischen Steuerungsgruppen definieren ihre jeweiligen Hauptanliegen und 
die dazu passenden Referenzprojekte, wie z.B.: 
Aufbau eines integrierten Bildungsmonitorings unter Einbezug von so-
zialräumlichen Analysen der Stadtentwicklung, der bisher stark quanti-
tativ ausgerichteten Schulentwicklungsplanung im Bereich der ver-
schiedenen Schulformen, der Erkenntnisse zum Thema Kinderarmut 
und Gesundheitszustand und der neuesten Entwicklungen in der Ju-
gendhilfeplanung in der Platzentwicklung von Kindertagesstätten, Hil-
fen zur Erziehung und der Kinder- und Jugendarbeit 
Entwicklung von integrierten Konzepten zur Ganztagsschule bzw. 
Ganztagsbildung, Qualitätsentwicklung Offener Ganztag
Bessere Gestaltung der Übergänge zwischen den verschiedenen Status-
passagen Kindertageseinrichtungen – Grundschule, Grundschule – wei-
terführende Schule, Schule – Studium und/oder Berufliche Bildung  
Bildungsbeteiligung der Kinder und Jugendlichen mit Migrationshin-
tergrund erhöhen 
Kein Kind ohne (Schul-)Abschluss 
4.9.2.3 Der soziale Raum in der Kooperation von Jugendhilfe und Schule 
Besonders in größeren Kommunen mit gleichzeitigen kleinräumigen Ana-
lyse- und Handlungsansätzen auf der Ebene von Bezirken, Stadtteilen oder 
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Quartieren erscheint es sinnvoll, den Ansatz einer gesamtstädtischen Bil-
dungslandschaft zu verknüpfen mit einem sozialraumbezogenen bzw. sozial-
raumsensiblen Ansatz, der allerdings nicht zu einem Einschluss der Kinder 
und Jugendlichen in ihren Sozialraum führen darf.  
Diese Dimension ist gerade in der Stadt Essen, die über eine langjährige 
Erfahrung mit stadtteilbezogenen Handlungsansätzen in der Sozialen Arbeit 
und der Stadtentwicklung verfügt, von besonderer, z.T. auch kritisch zu 
betrachtender Bedeutung.125 Trotzdem kann die Raumdimension eine öffnen-
de Perspektive in diesem Kontext darstellen, wenn sie z.B. in der Kooperati-
on von Jugendhilfe und Schule die Öffnung der Schule gegenüber der Le-
benswelt der Kinder und Jugendlichen befördert und damit eine Lockerung 
ihres exterritorialen Habitus’, dass schulfremde Personen keinen Zutritt ha-
ben, zur Folge hätte. Zudem kann der soziale Raum auch in Ganztags-
bildungskonstrukten der konkrete Verknüpfungsort für die zu bildenden 
Netzwerke aus formellen und informellen Bildungsorten und Lernwelten 
sein.
Allerdings bedarf es dazu dringend der Vermeidung einer Einschluss-
struktur für die Kinder und Jugendlichen durch die Festlegung einzelner 
Stadtteile als „sozial benachteiligte“. Vielmehr geht es in einer Kommunalen 
Bildungslandschaft um eine Öffnung dieser Struktur durch einen quartiers-
übergreifenden Ansatz (STOLZ 2008), der zu mehr sozialer Durchmischung 
bei Nutzung entsprechender Bildungsangebote beitragen soll. 
Auch bei der Betrachtung der Kooperationsebene von Jugendhilfe und 
Schule spielt die Frage des Raumbezugs eine Rolle. Dies gilt nach meiner 
Erfahrung besonders für das Handlungsfeld der Sozialen Dienste. Hierbei ist 
die geografisch verstandene sozialräumliche Zuständigkeit der Sozialen 
Dienste in der Kooperation mit Schule eine Quelle nicht versiegender gegen-
seitiger negativer Zuschreibungen.
Bei kritischer Betrachtung gewinnt man insgesamt den Eindruck, dass nicht nur im Kinder-
schutz Kooperation sowohl für die Jugendhilfe als auch die Schule oftmals ein Fremdwort 
sind. In der Regel ist die Sichtweise auf den jeweils anderen Bereich durch Schuldzuwei-
sungen und peniblen Nachweis von Versäumnissen der anderen Seite geprägt und nicht 
von spürbarer Verantwortung für das Kind oder den Jugendlichen. Jugendhilfe und Schule 
verhalten sich manchmal wie Feuer und Wasser anstatt wie professionelle Organisationen, 
die einen gesellschaftlichen Auftrag zu erfüllen haben (RÖDER U.A. 2008: 22).
Deshalb wird auch im Rahmen der Gesamtstrategie in der Kooperation von 
Jugendhilfe und Schule in Essen die vor Ort entstandene und nicht geplante 
„bunte Landschaft“ aus kooperativen Projekten und Angeboten zwischen 
einzelnen Schulen und einzelnen Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe 
ergänzt durch die Abstimmung dieser Kooperation auf der Ebene der neun 
Essener Stadtbezirke. Für diese Abstimmung der jeweils selbstreferenziellen 
                                                          
125 Vgl. die Ausführungen in Kapitel 4.8.5 zum Thema „Bildungslandschaften und sozialer 
Raum als Bildungsraum“. 
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Handlungsweisen der beiden Systeme Jugendhilfe und Schule auf dieser 
Steuerungsebene wurden im Jahre 2002 neun Teams als „Bezirkliche An-
sprechpartner für die Belange von Jugendhilfe und Schule“ gebildet. Diese 
Kooperations-Teams werden jeweils durch Lehrer/-innen aus allen Schul-
formen und sozialpädagogische Fachkräfte aus den Sozialen Diensten gebil-
det, die innerhalb ihrer Regelarbeit und entlastet durch Stundendeputate 
dieses neue und anspruchsvolle Aufgabengebiet übernommen haben.  
4.9.2.4 Konkrete Bildungsprojekte und Kontakte zwischen Schulen und 
Kinder- und Jugendhilfe 
Wie schon angedeutet, hat sich neben diesen Dimensionen und Steuerungs-
ebenen in der Stadt Essen über die letzten zehn Jahre eine „bunte Land-
schaft“ sehr unterschiedlicher Projekte und Einzelkontakte zwischen Jugend-
hilfe und Schule sozusagen „von unten“126 gebildet – auch als Folge 
vermehrter Kooperationsbemühungen auf den Leitungsebenen der beiden 
Systeme 
Als Beispiel für diese Vielfalt kann eine von mir im Januar 2007 durch-
geführte Befragung im Rahmen meiner damaligen Tätigkeit im Arbeitsfeld 
Kooperation Jugendhilfe und Schule beim Jugendamt der Stadt Essen ange-
führt werden: eine Befragung aller Arbeitsfelder im Jugendamt der Stadt 
Essen127 zu ihren Kooperationen mit der Schule. Hintergrund war eine Ver-
einbarung zwischen dem Ministerium für Generationen, Familie, Frauen und 
Integration (MGFFI) und dem Ministerium für Schule und Weiterbildung 
(MSW) des Landes Nordrhein-Westfalen über die Kooperation von Jugend-
hilfe und Schule. 
Die Befragung konnte insgesamt 208 aktuelle einzelne Kooperations-
maßnahmen zwischen dem Jugendamt und den verschiedenen Schulformen 
in der Stadt Essen nachweisen. Der Schwerpunkt der Kooperationen lag mit 
fast 50 % aller Kontakte im Handlungsfeld der Kinder- und Jugendarbeit, 
danach folgten die Sozialen Dienste mit 24 % und die Kindertageseinrich-
tungen mit 15 %. Das Jugendpsychologische Institut (Erziehungsberatung) 
folgte dann mit 6 % und der öffentliche Träger/Jugendhilfeplanung mit 5 % 
Anteil an der Kooperation.  
                                                          
126 Vgl. Olk/Hartnuss (1999). 
127 Die Angebote und Kooperationen von freien Trägern der Kinder- und Jugendhilfe mit 
Schulen sind in dieser Befragung nicht erhoben worden. Die Mehrzahl der Kooperations-
bezüge von Jugendhilfe und Schule beziehen sich allerdings deutlich auf das Jugendamt 
bzw. den öffentlichen Träger der Kinder- und Jugendhilfe. 
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Politische Steuerung durch die strukturelle Verankerung von  
Bildung als stadtpolitisches Querschnittsthema 
Lenkungsgruppe für die Ko-
operation von Schule und 
Jugendhilfe (Geschäftsbereich 
5, St.A. 40, St.A. 51, Schulamt 
für die Stadt Essen) 
Sozialräumliche Steuerung der 
Kooperation von Jugendhilfe 
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Abbildung 4: Gestaltung einer Kommunalen Bildungslandschaft in der Stadt 
Essen
Das Schaubild reflektiert die vier Handlungs- bzw. Steuerungsebenen des Entwurfs zu 
einer Kommunalen Bildungslandschaft in der Stadt Essen. Ausgerichtet ist das Modell an 
einem im Gesundheitsbereich („Gesundheitskonferenz“) bereits erprobten Modell eines 
kommunalen Systems der Planung und Konferenz, das auf Konsens orientiert ist und alle 
wichtigen Akteure des entsprechenden Handlungsfeldes einbezieht. 
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Bei der Analyse der kooperierenden Schulformen konnte ein eindeutiger 
Schwerpunkt bei den Grundschulen mit einem Anteil von 44 % festgestellt 
worden. Mit deutlichem Abstand folgten dann die Haupt- und Förderschulen 
mit einem Anteil von 10 %. Einen fast gleichen Anteil hatten etwas über-
raschend die Gymnasien. Es folgten die Gesamt- und Realschulen mit einem 
Anteil an Kooperationskontakten in Höhe von 7,5 %; kaum Kontakte bestan-
den zu dem Zeitpunkt zwischen der Jugendhilfe in der Stadt Essen und den 
Berufskollegs.
Bei der Betrachtung der sozialräumlichen Verteilung der Kooperation 
von Jugendhilfe und Schule in Essen ergaben sich deutliche Schwerpunkte in 
den „sozial benachteiligten“ Stadtbezirken III, V und VII mit einem Gesamt-
anteil von insgesamt über 50 % aller Kooperationskontakte.  
Den eindeutigen Schwerpunkt mit einem Anteil von 46 % bei den Hand-
lungsfeldern, die thematisch durch die Vereinbarungen auf der ministeriellen 
Ebenen vorgegeben waren, bildete das Handlungsfeld „Stärkung der Koope-
ration von Jugendarbeit und Schule“, mit deutlichem Abstand folgten dann 
mit 10 % der Nennungen die Handlungsfelder „Gemeinsame Verantwortung 
bei der Gestaltung und Weiterentwicklung der Ganztagsschule im Primarbe-
reich“ und „Organisation und Durchführung von Beratung und Unterstüt-
zung für Schulen“.  
Eine weitere Gruppe bildeten die Handlungsfelder, die vornehmlich im 
Bereich der Kindertageseinrichtungen in der Kooperation mit der Schule eine 
Rolle spielen, wie „Übergang in die Grundschule“ (8 %) und „Abgestimmte 
vorschulische und schulische Konzepte zur Förderung der deutschen Spra-
che“ (7 %). Es folgten die Handlungsfelder „Gemeinsame Fortbildung von 
Lehrkräften und sozialpädagogischem Personal (6%) und die unklare Kate-
gorie der „Bildungsförderung benachteiligter Kinder und Jugendlicher“ mit 
5 %. Nur ein sehr geringer Anteil mit Werten unter 5 % verteilte sich zum 
Untersuchungszeitraum auf die Handlungsfelder „Zusammenarbeit bei Mo-
dellprojekten“, „Verbesserter Übergang von der Schule in den Beruf“, „Ges-
taltung der Schulsozialarbeit“ und „Zusammenarbeit bei der Gestaltung des 
Ganztags in Haupt- und Förderschulen“.  
Damit diese in den Einzelprojekten gemachten Erfahrungen strukturell 
gehoben werden können und daraus entsprechende produktive Strategien und 
Qualitätskriterien für die Kooperation von Jugendhilfe und Schule abgeleitet 
werden können, ist es zukünftig notwendig, diese Projekte sehr viel stärker 
als bisher im Gesamtzusammenhang einer Kommunalen Bildungslandschaft 
zu reflektieren und auch systematisch zu evaluieren.  
Entsprechend dieser Grundidee besteht die Steuerung der Kommunalen 
Bildungslandschaft in der Stadt Essen aus den weiter oben schon beschriebe-
nen vier Ebenen 
politische Steuerung der gesamtstädtisch und quartiersübergreifend 
ausgerichteten Bildungspolitik, 
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zwei strategische Ansatzpunkte: Kooperation von Jugendhilfe und 
Schule und Gestaltung einer kohärenten Bildungsbiografie, 
soziale Räume in der Kooperation von Jugendhilfe und Schule und 
konkrete Einzelprojekte und Kontakte zwischen den Schulen und Ein-
richtungen der Kinder- und Jugendhilfe. 
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Zusammenfassung und Resümee 
Mit der Verbindung von (selbst)kritischen Anfragen und der Reflexion erster 
Schritte auf dem Weg zu einer kommunalen Gestaltung von kohärenten Bil-
dungslandschaften schließt sich der in dieser Arbeit beschriebene relativ gro-
ße zeitliche und inhaltliche Bogen. Dieser Bogen orientierte sich grundle-
gend an den Bausteinen und den bildungstheoretischen Referenzpunkten 
eines erweiterten Bildungskonzeptes im 12. Kinder- und Jugendbericht sowie 
an den Grundlinien des Capability Approach mit seiner Ausrichtung auf die 
Handlungsbefähigung von Personen und deren reale gesellschaftliche Ver-
wirklichungschancen. Vor diesem Hintergrund wurde unter einer integrie-
renden Perspektive die Kooperation von Jugendhilfe und Schule in Kommu-
nalen Bildungslandschaften entwickelt, die im besten Fall eine 
gesellschaftliche Eröffnung von erweiterten Zugängen zu Bildungsprozessen 
für alle Jugendlichen ergeben kann. 
Diese Arbeit stellte an ihren Anfang die Darstellung der Vorstellungen 
von Bildung in der Antike und führte über die neuhumanistische Bildungs-
theorie von Humboldt zur Reflexion der sozialen Dimension ihrer sozial-
geschichtlichen Voraussetzungen sowie zur reflexiven Betrachtung gesell-
schaftlicher Funktionalität von Bildung im Horizont Kritischer Erziehungs-
wissenschaft.
In den größeren bildungstheoretischen Rahmen eingebunden war die 
Darstellung der Selbstvergewisserungen und kritischen Anfragen an „das 
Eigene“ im Bildungsverständnis der Kinder- und Jugendhilfe – sowohl in 
ihrer selbstreflexiven Ausrichtung einer bildungspolitischen Selbstverortung 
als auch in der Dimension der kritischen Reflexion von Erfahrungen und Per-
spektiven der Kooperation mit Schule. In dieser Perspektive der Verstärkung 
der Bildungsausrichtung erschien so ein neues zentrales Handlungsfeld in der 
Kinder- und Jugendhilfe. 
Für diese – jugendhilfeinterne – Reflexion wurde ein zeitlicher Bezugs-
rahmen gewählt, der bei der Behandlung des Themas „Jugendhilfe und Bil-
dungspolitik“ auf dem 2. Deutschen Jugendhilfetag in Köln im Jahre 1966 
beginnt, also zwei Jahre nach der durch PICHT ausgerufenen „Bildungs-
katastrophe“. 
Die Darstellung der aktuellen Positionen in der Kinder- und Jugendhilfe 
zu Bildungsfragen führte über den 11. Kinder- und Jugendbericht der Bun-
desregierung im Jahre 2002 zu den „Leipziger Thesen“ des Bundesjugend-
kuratoriums aus dem gleichen Jahr bis zu zeitgemäßen Bildungskonzeptionen 
im Rahmen des 12. Jugendberichtes 2005 und des „Capability Approach“.
Es handelt sich hierbei um Bildungskonzeptionen, die auch eingegangen 
sind in die Formulierung des Kinder- und Jugendpolitischen Leitpapiers der 
Arbeitsgemeinschaft für Kinder- und Jugendhilfe (AGJ) anlässlich des 13. 
Deutschen Kinder- und Jugendhilfetages im Jahre 2008 in Essen, der das 
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Thema „Gerechtes Aufwachsen ermöglichen! Bildung – Integration – Teil-
habe“ behandelte. Auch auf diesem letzten, aktuellen Jugendhilfetag wurde 
wiederum versucht, die Frage nach der sozialen Gerechtigkeit neu zu stellen. 
Diese Frage wurde als Schlüssel zur gesellschaftlichen Herstellung umfas-
sender Bildung, Integration und Teilhabe thematisiert. 
Ob diese Erwartung in dieser Perspektive auch abseits „wohlmeinender 
Eröffnungsrituale“ (OTTO 2008) und eines insgesamt sehr positiven Medien-
echos auf dem Jugendhilfetag erfüllt werden konnte, wird innerhalb der Kin-
der- und Jugendhilfe durchaus kontrovers diskutiert. Zwar wurde das Thema 
„Soziale Gerechtigkeit“ als Forderung nach Bildung, Integration und Teilha-
be kurzfristig platziert. Inwieweit daraus allerdings auch eine reale und nach-
haltige Jugend- und Bildungspolitik erwächst, die sich an diesen Perspekti-
ven ausrichtet, muss kritisch betrachtet werden – sowohl angesichts der auf 
dem Markt der Möglichkeiten zu erkennenden thematischen Abkoppelungen 
und „in der oft aktionsbezogenen Darstellung der Tagesgeschäfte vielfältiger 
und, was unübersehbar war, marktfähiger Angebote“ (OTTO 2008: 2) inner-
halb der Kinder- und Jugendhilfe als auch angesichts der Qualität der partei-
politisch gefärbten schulbezogenen Struktur- und Bildungsdebatte.
Mit dieser eher kritischen Einschätzung des realen Gehalts des politi-
schen Diskurses über die fachpolitische Bedeutung der Anfragen an die sozi-
ale Gerechtigkeit – im Kontext des Mottos „Gerechtes Aufwachsen ermögli-
chen!“ auf dem 13. Deutschen Jugendhilfetag 2008 in Essen – ergibt sich die 
Möglichkeit, eine ebenfalls eher skeptische Verbindungslinie herzustellen: zu 
den Bewertungen der Wirkungen der bildungspolitischen Diskussionen auf 
dem 2. Deutschen Jugendhilfetag 1966 in Köln und zur in den 1970er Jahren 
sich anschließenden Bildungsreform.  
Obwohl es in beiden Fällen (in den Jahren 1966 und 2008) innerhalb der 
Kinder- und Jugendhilfe (und in der Erziehungswissenschaft) durchaus bil-
dungstheoretisch gesättigte und auch anschlussfähige Konzepte gibt für die 
Erweiterung des Bildungsbegriffs über den rein schulischen Kontext hinaus, 
muss deren Relevanz für die aktuelle Bildungsdebatte relativiert werden. So 
kann der in dieser Arbeit beschriebene mehrdimensionale Bildungsbegriff 
und der Ansatz des Capability Approach zwar auf der einen Seite als gesell-
schaftlich-reflexive Vorstellung einer Bildungskonzeption verstanden wer-
den, die an den Bedürfnissen von Kindern und Jugendlichen ausgerichtet ist. 
Auf der anderen Seite bilanziert z.B. HORNSTEIN schon für die Praxis der 
Neuordnung des Bildungswesens in der Bildungsreform der 1970er Jahre 
eine Engführung auf die Beschäftigung mit der schulischen Bildung, der 
beruflichen Bildung und der Erwachsenenbildung ohne jede sozialpädagogi-
sche Perspektive (vgl. HORNSTEIN 2002). 
Trotz aller Erkenntnisse über die rapiden gesellschaftlichen Verände-
rungen in den Anforderungen des Lernens und des Wissenserwerbs: Auch 
bei der aktuellen Bildungsdebatte und der Diskussion um die Gestaltung von 
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Kommunalen Bildungslandschaften besteht die Gefahr, dass im gesellschaft-
lichen und politischen Mainstream dieser Debatte wiederum nur schulisch-
funktionelle Fragestellungen behandelt werden. Die „andere Seite der Bil-
dung“ (OTTO/RAUSCHENBACH 2004) und damit die nichtschulischen Bil-
dungsorte und Lernwelten drohen weiterhin in ihrem quantitativen und quali-
tativen Ausmaß unterschätzt zu werden; somit kann zugleich die Kinder- und 
Jugendhilfe (wiederum) nur als ein funktionelles Äquivalent für Betreuung 
und Erziehung und Freizeitaktivitäten in Ergänzung zur Schule betrachtet 
werden.
Zu diesem Bild trägt auch die Beobachtung bei, dass die Debatte um ei-
nen erweiterten und mehrdimensionalen Bildungsbegriff nach dem „PISA-
Schock“ bisher vorrangig innerhalb der Kinder- und Jugendhilfe geführt wird 
und deutlich seltener auch mit und von der Schule. Hier stehen eher methodi-
sche Fragen in der Unterrichtsgestaltung, im Umgang mit dem „schwierigen 
Kind“ und organisatorische Fragen über die vorrangig additive Form der 
Betreuungsangebote im Vordergrund.  
Es kann also sowohl für die gesellschaftliche Wirkung der sozialpädago-
gischen bildungspolitischen Diskurse aus dem Jahr 1966 als auch, in einer 
vorläufigen Bilanz, für den aktuellen und wesentlich durch die Ergebnisse 
der PISA-Studie im Jahre 2001 begründeten Bildungsdiskurs kritisch gefragt 
werden: Könnten die damit verbundene Bildungsrhetorik und eingeleiteten 
Reformprozesse sich wirklich auf mehr beziehen als auf die politische Orien-
tierung an Lernen, Wissen und Bildung im Sinne ausschließlich leistungsori-
entierter und funktionaler Komponenten der Erfordernisse aus der Arbeits-
welt?  
Das weitgehende Fehlen sowohl eines subjektbezogenen Horizontes in 
der Bildung (RAUSCHENBACH) als auch einer konsequenten Thematisierung 
der gesellschaftlichen Frage nach den ungleichen Zugangschancen bei den 
vorhandenen Bildungsangeboten bestimmt vielmehr die aktuellen politischen 
Entscheidungen und eingeleiteten Reformbestrebungen; damit wird ein Ver-
ständnis verhindert für die komplexen Zusammenhänge bei der Erzeugung 
einer neuen „Zwei-Klassen-Gesellschaft“, die sich in „bildungsnahe“ und 
„bildungsferne“ Milieus aufteilt.
Offen bleibt, ob es der Kinder- und Jugendhilfe in dieser Situation wirk-
lich gelingen kann, für die Schule zu einem Partner auf Augenhöhe zu wer-
den, und ob sie damit umfangreiche und gesellschaftlich wertgeschätzte 
Bildungsleistungen für die Kinder und Jugendlichen zur Verfügung stellen 
kann, die ihnen helfen, ihre je eigene Zukunft zu bewältigen und ein gutes 
Leben zu führen. Oder kann andernfalls die Kinder- und Jugendhilfe, wie 
schon in der Folge der Bildungsdiskurse der 1960er Jahre, in diesem Prozess 
lediglich ihre Rolle als Partner für die sozialen Problemfälle ausbauen? 
Diese Frage muss nicht zuletzt auch angesichts der real stattfindenden 
Ungleichzeitigkeiten in den verschiedenen Handlungsfeldern der Kinder- 
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und Jugendhilfe beantwortet werden sowie angesichts eines weitgehenden 
Defizits im Selbstverständnis von Bildung als Erwerb von Lebenskompetenz 
und im selbstbewussten Agieren als eigenständige Bildungsinstanz (nach der 
Formel „Bildung ist mehr als Schule!). Das gilt insbesondere für die darge-
stellten Herausforderungen der Kinder- und Jugendhilfe, die sich sowohl aus 
der zunehmenden Tendenz zur Ganztagsschule bzw. Ganztagsbildung als 
auch aus der Gestaltung von Kommunalen Bildungslandschaften ergeben. 
Offen bleiben und weiterhin sorgfältig beobachtet werden muss zudem 
die Frage der Weiterentwicklungsmöglichkeiten und damit verbunden die 
Frage nach den Verwirklichungschancen erweiterter Konzeptionen von 
Kommunalen Bildungslandschaften. Zumindest kann nicht selbstverständlich 
davon ausgegangen werden, dass in der fast schon inflationären Verwendung 
des Landschaftsbegriffs selber immer auch das Verständnis für ein entspre-
chend erweitertes Bildungskonzept angelegt ist mit den Elementen bildungs-
biografischer Zugang, Topografie der Bildungsorte, Kompetenzbereiche und 
Weltbezüge, informelle Lern- und Bildungsprozesse, Bildung als Ko-
Produktion und Trias von Bildung, Betreuung und Erziehung.  
Bei der Betrachtung der bisher vorliegenden Erfahrungen in der Gestal-
tung von Bildungslandschaften wird jedenfalls bisher eher eine Dominanz 
schulzentrierter Entwicklungsvarianten (STOLZ 2008) diagnostiziert. Zwar 
wird die Kinder- und Jugendhilfe dort in neueren Konzeptpapieren häufiger 
als in den ersten Versuchen der 1990er Jahre erwähnt, und die Kooperation 
von Jugendhilfe und Schule wird augenscheinlich zu einer Kerninstanz in 
den stärker kooperationszentrierten Entwicklungsvarianten von Bildungs-
landschaften. Zumindest bis zum Beweis des Gegenteils bleibt aber fraglich, 
ob damit schon, wie auch in den Empfehlungen des 12. Jugendberichts 2005 
angesprochen, eine grundlegende Veränderung von Schule intendiert ist und 
damit auch eine neue Qualität in dem Zusammenspiel von formellen und 
informellen Bildungsorten vorausgesetzt werden kann.  
Dennoch erscheint eine positive Grundhaltung zur und eine strategische
Ausrichtung an der Planungsfigur der Kommunalen Bildungslandschaft 
attraktiv, in deren Kern ein Verständnis von der Topografie der Bildungsorte 
steht, in der Kinder und Jugendliche im Laufe ihres Lebens die Kompetenzen 
entwickeln können, die sie für eine selbstständige Lebensführung benötigen 
– eine Planungsfigur, die zugleich Struktur und Subjekt miteinander verbin-
det und an diesen Prinzipien ihre fachpolitischen Ausrichtungen orientiert. 
Kommunale Bildungslandschaften können in diesem erweiterten Ver-
ständnis zum sozialen Raum werden, in dem übergreifende und ineinander 
verwobene Konzepte gestaltet und diese zugleich auf eine größtmögliche 
Teilhabe aller ausgerichtet werden. Erst dadurch entsteht Zeit und Raum für 
intersubjektive Welterfahrungen der Kinder und Jugendlichen und die Chan-
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